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Vorwort
Wenn wir von Bildung im Singular sprechen, ist das eigentlich ein falscher
Wortgebrauch. Weder Personen noch Systeme haben eine oder ihre Bildung.
Bildung ist keine Eigenschaft, sondern ein fortlaufend sich erneuerndes En-
semble, zusammengesetzt aus sehr heterogenen Lernfeldern. Dass organisierte
Bildung verstanden werden konnte als einmalige Ausr
stung f
r das Leben,
war eine Idee des 19. Jahrhunderts, die sehr einfache Verhltnisse voraussetzen
konnte, welche im Wesentlichen lokal ausgerichtet waren. Zu Beginn des
21. Jahrhunderts ist Bildung global, einhergehend mit hochgradig differenzier-
ten Organisationsformen und spezifischen Entwicklungsaufgaben, die mehr
und mehr $konomisch verstanden und, wie hinzugef
gt werden muss, auch res-
pektiert werden. Bildung als humanes Kapital ist die Voraussetzung daf
r, ho-
he und riskante Investitionen zu ttigen in einem Bereich, der sich nicht ein-
fach durch eine lineare Verkn
pfung von Input und Output steuern lsst,
sondern der Lernspr
nge verlangt, und dies gleichermaßen im Blick auf Zu-
wachs wie auf Vergessen.
Umso wichtiger ist dann die Frage, was die Zukunft der Bildung, plural ver-
standen, bestimmen wird. Soll die Frage nicht mit dem Lesen im Kaffeesatz
verbunden werden, dann ist wissenschaftliche Expertise die Grundlage der
Antwort. In gewisser Hinsicht war Bildungspolitik in der Vergangenheit oft
Lesen im Kaffeesatz, weit reichende und angesichts der in Anspruch genom-
menen Zeitrume unabsehbare Entscheidungen wurden mit Deutungen vorge-
nommen, deren Datenbasis kaum besser war als der sprichw$rtliche Kaffee-
satz. Oft beherrschten auch Ideologien die Diskussionen, somit Dualismen, die
zu buchstblich ein-seitigen Entscheidungen n$tigten. Die Zukunft der Bildung
war progressiv oder konservativ, wurde also mit Hilfe politischer Schemata er-
wartet, die sehr gewagt als Steuerungsimperative f
r ein System eingesetzt
wurden, das schon angesichts seiner Gr$ße und inneren Differenzierung darauf
kaum und allenfalls marginal reagieren konnte. Reform ist dann allenfalls ein
Potenzial intergenerativer Hoffnung, nicht wirkliche Vernderung.
Wenn die Zukunft der Bildung bestimmt werden soll, dann aus dem Bil-
dungssystem selbst. Die Politik findet hier die Voraussetzung ihrer Gestal-
tungsm$glichkeiten. Weil das Bildungssystem keine Einheit ist, m
ssen ver-
schiedene Trends und so verschiedene Zuk
nfte angenommen werden. Diese
Idee war die Grundlage f
r ein internationales Symposium Futures of Educati-
on, das vom 28. bis 30. Mrz 2000 im Rahmen der Worlddidac in der Messe
Z
rich stattfand. Die Beitrge dieses Bandes dokumentieren das Symposion
im Blick auf die Vortrge. Der Titel Futures of Education bezog sich auf vier
zentrale Entwicklungsbereiche der internationalen Bildungssysteme, von de-
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nen angenommen werden kann, dass sie in der einen oder anderen Form die
Zukunft nachhaltig bestimmen werden. Es sind dies neue Technologien im Bil-
dungsbereich, vernderte Steuerungen und Legitimationen der Bildungspolitik
sowie neue Imperative der Systementwicklung selbst.
Die Rangfolge ist keine Reihenfolge. Jeder einzelne Bereich hat eigene
Entwicklungstrends, die Objekt sind von sehr differenzierten und international
verfolgten Forschungsprogrammen. Fragestellungen, Resultate und Schlussfol-
gerungen dieser Forschung waren Thema des Symposiums. Die Zukunft in al-
len Bereichen ist eine lernende Zukunft, weit mehr als in der Vergangenheit
wird die Entwicklung der Bildungssysteme durch Forschung bestimmt, also
durch Beobachtung, Messung und fortlaufende Lernprozesse. Die Komplexitt
und hohe Eigendynamik der Systeme verlangt kooperative Forschungsarbeit
zwischen zum Teil sehr verschiedenen Disziplinen, die bislang weitgehend ge-
trennt verfahren konnten oder mussten. Aber Bildung ist keine exklusive Gr$-
ße der Erziehungswissenschaft, sondern Objekt von kombinierten Forschungs-
programmen, die problem- und nicht domnenspezifisch angesetzt sind.
Das Z
rcher Symposium versammelte Vertreterinnen und Vertreter der
Erziehungsphilosophie, Bildungs$konomie und Bildungssoziologie, der pd-
agogischen Psychologie und der Schulforschung, die ihre Forschungserfahrun-
gen darstellten. Sie reagierten auf Fragen wie:
– Wie weit ersetzen interaktive Medien die konventionelle Schulform und
den herk$mmlichen Unterricht?
– Folgt die absehbare Schulentwicklung den Erfordernissen einer demokrati-
schen, pluralistischen Gesellschaft und stehen daf
r ausreichende pdagogi-
sche Legitimationen zur Verf
gung?
– Ist die Bildungsfinanzierung mit dem Modell des 19. Jahrhunderts noch an-
gemessen, um f
r effiziente Mittelverwendung und Ressourceneinsatz zu
sorgen?
– K$nnen Schulreform und politische Effizienzerwartung in Einklang ge-
bracht werden?
– Sind Bildungsmrkte darauf eine Antwort?
Die Sektionen des Bandes versammeln unterschiedliche Antworten auf diese
Fragen. Die Antworten, auch die der er$ffnenden Vortrge, sind oft weiter ge-
hende Fragen, die deutlich machen, vor welch komplexen Zukunftsaufgaben
die Bildungssysteme stehen. Weil ihre soziale und $konomische Bedeutung
stndig zunimmt, die institutionelle Struktur des 19. Jahrhunderts aber kaum
noch tragfhig ist, wird sich der Wandel beschleunigen, ohne dass Umfang und
definitive Richtung bereits absehbar wren. In den nchsten zwanzig Jahren
wird sich vermutlich mehr ndern als im vergangenen Jahrhundert, was nicht
heißt, dass mit einem st$rungsfreien Wachstum zu rechnen ist. Bildung ist ein
zunehmender Faktor im internationalen Wettbewerb, schon aus diesem Grun-
de wird es nicht nur Gewinner geben.
Das Symposium ist organisiert worden vom Fachbereich Allgemeine Pd-
agogik des Pdagogischen Instituts der Universitt Z
rich in Zusammenarbeit
mit der Bildungsdirektion des Kantons Z
rich sowie der Messe Z
rich. Gebo-
ren wurde die Idee im Januar 1999, die Gelder standen im Juli zur Verf
gung,
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danach erfolgten die Einladungen an die Beitrger, die zum Teil sehr kurzfris-
tig reagieren mussten und sehr professionell reagiert haben. Der Herausgeber
dankt der Bildungsdirektion f
r die großz
gige Finanzierung sowie der Messe
Z
rich f
r die Bereitstellung der Infrastruktur. Zu danken ist auch der Univer-
sitt Z
rich, die f
r die Ausrichtung des Symposiums einen namhaften Betrag
aus der Universittsstiftung sowie Personalmittel zur Verf
gung gestellt hat.
Anlsslich des Symposions ist das neu gegr
ndete Kompetenzzentrum f
r Bil-
dungsevaluation und Leistungsmessung der Universitt Z
rich $ffentlich vor-
gestellt worden. Namentlich danken m$chte der Herausgeber Marcel Schmid
von der Bildungsdirektion des Kantons Z
rich, Encarnacion Dellai von Mes-
se Z
rich sowie Anna Btikofer und Dora Peter vom Projektteam des Pd-
agogischen Instituts.
Die Vortrge des Symposions sind komplett in einer englischen Ausgabe1
ver$ffentlicht worden. Die deutsche Ausgabe versammelt alle deutschsprachi-
gen, dazu zwei englische Beitrge, die im Original belassen wurden. Zustzlich
wurden in den vorliegenden Band zwei Beitrge (Lange, Oelkers) aufgenom-
men, die nicht auf Vortrge whrend des Symposiums zur
ckgehen, aber geeig-
net sind, besonders akute Aspekte der deutschen Diskussion zu erhellen, nm-
lich solche der Steuerung durch Forschung im Blick auf das deutsche System
sowie der Entwicklung der Lehrerbildung. Lehrerbildung war kein Thema des
Z
rcher Symposions, ist aber ein besonders dringliches der Bildungspolitik und
geh$rt ber
cksichtigt, wenn Aspekte der Zukunft des Bildungssystems zur
Sprache kommen.
Die Herstellung der deutschen Ausgabe besorgte wesentlich Rebekka Hor-
lacher.
Zrich, 6. M-rz 2001 Jrgen Oelkers
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Schulentwicklung und die Sichtbarkeit von Steuerungsproblemen
Qualittsentwicklung ist seit vielen Jahren ein wichtiges Thema im Bildungsbe-
reich, das Thema Qualittssicherung durch vergleichende Leistungsmessung
dagegen relativ neu. Noch vor wenigen Jahren konnten in Deutschland interna-
tionale Vergleichsuntersuchungen nahezu ohne jede "ffentliche Aufmerksam-
keit durchgef%hrt werden, obwohl deren Ergebnismuster sich von den Befun-
den von TIMSS kaum unterschieden (Lehmann/Peek/Pieper/v. Stritzky 1995).
Bei TIMSS und PISA scheint alles anders zu sein. Wie ist dieser Wandel der
"ffentlichen Aufmerksamkeit zu erklren?
F%r den Aufmerksamkeitswandel ist wahrscheinlich ein Zusammenspiel
vieler Faktoren verantwortlich. Dazu geh"ren allgemeine Globalisierungs-
trends in 7konomie und Kommunikation, die auch die Bildungssysteme nicht
unber%hrt lassen. Die Entwicklung eines internationalen bildungsbezogenen
Indikatorensystems durch die OECD ist sichtbarster Ausdruck eines universa-
lisierten komparativen Interesses. Die OECD legt ihrem Indikatorenprogramm
ein breit gefasstes Qualittskonzept zu Grunde, in dem Ausstattungs- und
Strukturmerkmale nur Randbedingungen f%r die erreichbare G%te von Prozes-
sen und Ergebnissen darstellen. Dieses Konzept nimmt die zentralen "konomi-
schen Themen der Qualittsentwicklung und des Qualittsmanagements auf, in
deren Kontext in den 80er- und 90er-Jahren Antworten auf den unter anderem
durch neue Informations- und Kommunikationssysteme hervorgerufenen wirt-
schaftlichen Strukturwandel gesucht wurden. Diese Diskussion schrft das all-
gemeine Bewusstsein f%r Qualittsstandards von Arbeitsprozessen und Dienst-
leistungen. Sie strahlt auch auf das Bildungssystem aus, wie die Debatte %ber
Bildungscontrolling und die Zertifizierung von Ausbildungs- und Weiterbil-
dungsangeboten zeigt. Schließlich wird auch die angespannte "ffentliche Haus-
haltslage die Aufmerksamkeit f%r einen effizienten Mitteleinsatz erh"ht haben.
Im Zusammenwirken dieser zahlreichen Faktoren wird allerdings hufig die in-
terne Dynamik des Bildungssystems %bersehen. Die neue Aufmerksamkeit f%r
Qualittssicherung scheint mir auch – wenn man so will – ein paradoxes Ergeb-
nis des Erfolges der Schulentwicklungsbewegung zu sein. Dieser Erfolg kommt
am deutlichsten in der Institutionalisierung von Schulentwicklung als gesetzlich
vorgeschriebener Aufgabe der Einzelschule zum Ausdruck. Mit der verpflich-
tenden Vorgabe an die Einzelschule, Schulprogramme zu entwerfen, werden in
formalisierter Weise Steuerungsprobleme sichtbar gemacht und auf Dauer ge-
stellt, die im traditionellen Modell einer input-orientierten Bildungsverwaltung
nicht gel"st, sondern nur verdeckt gehalten werden konnten. Was heißt dies?
Die Funktionsprinzipien einer traditionellen Bildungsverwaltung sind rela-
tiv einfach und ihr Steuerungsinstrumentarium ist begrenzt. Drei typische
Steuerungsinstrumente sind zu unterscheiden: regulative Programme, die
Allokation von Mitteln (hauptschlich von Personalmitteln) und die Ausf%h-
rungskontrolle durch die Schulaufsicht, die sich im Wesentlichen auf Personal-
beurteilung an Gelenkstellen von Karrieren und Krisenintervention be-
schrnkt. Zentrale Bedeutung haben die regulativen Programme, deren
Kernbestand – trotz der Flut von Einzelvorschriften, auf die man vielfach ver-
zichten kann – gering ist. Dazu geh"ren die gesetzliche Regelung der Schul-
pflicht, die Stundentafeln, die Lehrplne, die Vorschriften zur Leistungsbeur-
teilung und die Grundz%ge der Lehrerdienstvorschriften. Herausgehobene
Bedeutung haben Stundentafeln und Lehrplne. Die Stundentafeln bestimmen
die Grundstruktur des Bildungsprogramms, Anzahl und Abgrenzung der gro-
ßen Domnen, die Portionierung und Kumulativitt der Gegenstandsbereiche
und deren interne Hierarchie. Mit der Lehrplanarbeit erhlt die Bildungsver-
waltung eine Ziel- und Programmorientierung, die sie der Struktur nach als
»moderne« Verwaltung von der Ordnungsverwaltung unterscheidet, die %ber-
wiegend nach Konditionalprogrammen – also Wenn/dann-Vorschriften – arbei-
tet. Die potenzielle Dynamik der Programmorientierung wird jedoch weitge-
hend durch die Ausgestaltung der Lehrplanarbeit als Lizenzierungsprozess
stillgelegt. Lehrplne sind wie Hopmann (1998), Knzli (1999), Biehl/Hop-
mann/Ohlhaver (1996) und Biehl/Ohlhaver/Riquarts (1999) gezeigt haben,
die nachtrgliche Lizenzierung einer sich langsam verndernden Schulpraxis.
Dabei hat der Einfluss der Praktiker in den letzten 20 Jahren eher zu- als abge-
nommen. Die formale Lizenzierung von vorgngigen Entwicklungsprozessen
der Praxis strkt wahrscheinlich das Vertrauen in die Lehrplne und deren Ver-
sprechen auf einschlgige Bildungsresultate. Die f%r selbstverstndlich gehalte-
ne Hbereinstimmung von Vorgabe und Ergebnis und deren scheinbare Siche-
rung durch die Schulaufsicht bei Abweichungen im Einzelfall ist die
Grundfiktion der Verwaltung des Bildungswesens, die, solange sie Glaubw%r-
digkeit besitzt, sowohl die Autonomie des Einzellehrers im Klassenraum als
auch die Parittsvorstellungen innerhalb der Lehrerschaft sichert und gleich-
zeitig den Schulbetrieb vor "ffentlicher Rechenschaftslegung sch%tzt. In die-
sem System ist die Thematisierung von Bildungsergebnissen nicht nur %berfl%s-
sig, sondern sogar ein Fremdk"rper. Allein die Frage nach ihnen ist schon eine
implizite Verwaltungsbeschwerde, die durch die Struktur des Systems stillge-
legt wird. Dementsprechend haben Schulleistungsstudien, auch wenn sie inter-
national durchgef%hrt wurden, praktisch kein "ffentliches Interesse gefunden.
Umso bemerkenswerter ist der Strukturwandel der Aufmerksamkeit, der sich
in den letzten Jahren vollzogen hat und mittlerweile von den Schulverwaltun-
gen selbst mitgetragen wird.
Zur Verwaltungsphilosophie der Ergebnissicherung durch regulative Pro-
gramme geh"rt auch die Vorstellung der Gleichf"rmigkeit institutioneller Be-
dingungen, sodass Unterschiede in den Ergebnissen individuell zugerechnet
werden k"nnen: Es ist gleichg%ltig, welche Primarschule ein Kind besucht – die
institutionellen Opportunittsstrukturen sind vergleichbar –, und deshalb sind
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auch die Leistungen Resultate individueller Begabung und Anstrengung. Diese
Figur ist auch die Rechtsgrundlage f%r die Aufrechterhaltung des Sprengel-
prinzips. Schulunterschiede sind Webfehler im System, die, wenn sie bekannt
werden, im Grunde ein Eingreifen der Schulaufsicht verlangen. Nun sind aber
die Erkenntnis und Akzeptanz von Schulunterschieden Ausgangspunkt der
Schulentwicklungsbewegung. Die Entdeckung der Qualitt der Einzelschule,
zu der Helmut Fend in Deutschland maßgeblich beigetragen hat, ist im
Grunde aus administrativer Sicht ein unerh"rter Vorgang. Dass dieser Tatbe-
stand auf der Basis von nur zwei Untersuchungen, nmlich der Rutter- und
der Fend-Studie auch von den Bildungsverwaltungen – wenn auch zunchst
nur in einzelnen Lndern Deutschlands – anerkannt wurde, ist ein Vorgang,
der alles andere als selbstverstndlich ist (Rutter 1980; Fend 1982, 1986, 1988,
1998). In dieser Entwicklung begegneten und verstrkten sich die Schuleffekti-
vittsforschung (Gray/Reynolds/Fitz-Gibbon/Jesson 1996; Sammons 1999;
Sammons/Hillman/Mortimore 1997; Scheerens 1992; Schnabel 1998), re-
formpdagogische Vorstellungen von der Unverwechselbarkeit der Einzelschu-
le und der Autonomie des Pdagogischen (Becker 1954; von Hentig 1993;
Spranger 1927) und demokratie- und verwaltungstheoretisch begr%ndete Be-
m%hungen um eine Dezentralisierung des Schulsystems (Deutscher Bildungs-
rat 1973; Deutscher Juristentag 1981; Daschner/Rolff/Stryck 1995; Avenari-
us/Baumert/Dbert/Fssel 1998). Mit der Schulentwicklungsbewegung und
der Schulentwicklungsforschung wurden Schulunterschiede unter dem Ge-
sichtspunkt der Optimierung von Qualitt hoffhig. Hber welche Unterschiede
reden wir?
Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse der Zerlegung der Varianz der Mathematik-
leistungen in individuelle und institutionelle Komponenten an einer Zufalls-
stichprobe von 147 Klassen in 68 Schulen %ber einen Zeitraum von vier Jahren.
Zerlegt man die Varianz der Mathematikleistungen am Anfang der 7. Jahr-
gangsstufe, erhlt man im Wesentlichen einen Eindruck von den Effekten der
Hbergangsselektion am Ende der Grundschule in die Sekundarstufe I. 14 Pro-
zent der Leistungsvarianz entfallen auf Unterschiede zwischen Schulen dersel-
ben Schulform. Darin kommt im Wesentlichen der nicht systemkonforme
Effekt regionalspezifischer Verteilungsdisparitten zum Ausdruck. Mit der fol-
genden Spalte wird der Entwicklungszeitraum eines einzigen Schuljahres in
den Blick genommen. Die Ergebnisse zeigen wiederum eine betrchtliche insti-
tutionelle Variabilitt. Schulformen und einzelne Schulen innerhalb einer
Schulform k"nnen ganz unterschiedliche Leistungszuwchse erreichen. Be-
trachtet man einen Zeitraum von vier Schuljahren, sieht man, dass sich diese
großen institutionellen Unterschiede nicht ausbalancieren. Die Schulformen
stellen auch bei Kontrolle der Eingangsleistungen unterschiedliche akademi-
sche Entwicklungsumwelten dar (Baumert/Kller/Schnabel 2000), aber auch
die einzelne Schule derselben Schulform bildet ein jeweils spezifisches Lern-
und Leistungsmilieu aus. Whrend im Leistungsbereich – zumindest im Fach
Mathematik – die institutionellen Effekte auch bei der Betrachtung der Sekun-
darstufe I insgesamt erheblich sind, reduzieren sie sich im motivationalen Be-
reich – exemplifiziert am Beispiel des Mathematikinteresses – auf einen Bruch-
teil. Dies gilt sowohl f%r die Schulform als auch f%r die Einzelschule. Auch die
Schulfreude ist kein Merkmal, das besonders sensibel auf institutionelle Bedin-
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gungen reagierte. Herauszustellen ist, dass die Schulformen unterschiedliche
akademische Entwicklungsmilieus darstellen, aber f%r die motivationale Ent-
wicklung jeweils eigene, quivalente Referenzrume bilden.
Tab. 1: Zerlegung der Varianz der Mathematikleistungen, des
Mathematikinteresses und der Schulfreude in individuelle und
institutionelle Komponenten*
(Angaben in Prozent der Gesamtvarianz auf individueller Ebene)
Kriterien Quellen individueller Unterschiede




28 14 3 55
Leistungszuwachs
im 7. Jahrgang**
15 16 6 63
Leistungszuwachs bis zum Ende
der 10. Jahrgangsstufe**
14 20 4 62
Interesse an Mathematik am
Anfang der 7. Jahrgangsstufe
1 8 4 87
Entwicklung des Interesses von
der 7.–10. Jahrgangsstufe**
1 6 6 87
Entwicklung der Schulfreude
von der 7.–10. Jahrgangsstufe**
1 8 4 87
* Basis: 147 Klassen in 68 Schulen eines Bundeslandes
** Varianz der Residuen
Schulentwicklung geht von der Existenz institutioneller Differenzen im Schul-
system aus und gibt damit die Gleichf"rmigkeitsvorstellungen der traditionel-
len Ordnungsverwaltung auf. Mit der Akzeptanz von Schulunterschieden wer-
den unter dem Gesichtspunkt der Optimierung pdagogischer Prozesse aber
auch die Ergebnisse schulischer Arbeit in den Mittelpunkt der Aufmerksam-
keit ger%ckt. Damit stellt sich die Frage nach der Rechenschaftslegung f%r die
Qualitt von Prozessen und deren Resultaten. Das geschwisterliche Verhltnis
von Schulentwicklung und Rechenschaftslegung war vermutlich vielen Schul-
entwicklern in der Anfangsphase nicht klar. Anfnglich konzentrierten sich die
Reformmaßnahmen auch weitgehend auf die Verbesserung des Lebensraumes
Schule, ohne den Unterricht als Kernauftrag von Schule systematisch und fach-
spezifisch in den Blick zu nehmen. Es scheint so, als ob das Autonomie-Pari-
ttsparadigma der Lehrerschaft noch nicht wirklich in Frage gestellt werden
sollte. Mit der Formalisierung der Schulentwicklung als eines gesetzlichen Auf-
trags der Einzelschule werden jedoch Fragen der Qualittssicherung auch be-
z%glich der Ertrge von Unterricht unabweisbar.
Damit erh"ht sich die Komplexitt des Geschfts der politischen Steuerung
sprunghaft. Dies gilt f%r die Struktur der Aufsicht, strker aber noch f%r die
Aufgaben der Qualittssicherung und Evaluation. Die systematischen Reibun-
gen zwischen Schulentwicklung und einer verstrkten Verantwortung der Ein-
zelschule einerseits und den Durchgriffsrechten der Schulaufsicht andererseits
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wurden als Erste sichtbar. Sie wurden unter dem Stichwort der Trennung von
Beratung und Kontrolle oft diskutiert (Schratz 1993; Fischer/Rolff 1997).
Notwendige Konsequenzen f%r die Erweiterung der dienstrechtlichen Befug-
nisse der Schulleitung, um bei verstrkter Selbststndigkeit von Schulen die
parlamentarische Legitimationskette zu sichern, werden allerdings erst allmh-
lich und keineswegs immer zur Freude der Lehrerschaft erkennbar (Hfling
1998). In Fragen der Qualittssicherung und Evaluation bewegen sich die
Schulverwaltungen und Schulen noch weitgehend auf Neuland. In dieser unge-
klrten Situation wird mit jedem Einzelschritt der Gesamtzusammenhang zwi-
schen Qualittsentwicklung, Qualittssicherung, politischer Steuerung und ad-
ministrativer Kontrolle in einer Weise thematisiert, wie dies vorher nicht der
Fall war. Evaluationsmaßnahmen werden sowohl unter der Perspektive der im-
plizierten Steuerungsmodelle als auch unter dem Gesichtspunkt ihrer bildungs-
theoretischen Begr%ndung beobachtet. Dies macht die Diskussion %ber Quali-
ttsentwicklung und Qualittssicherung in der 7ffentlichkeit, aber auch
zwischen Schulverwaltung und Lehrerschaft schwierig.
Gleichzeitig wird die Multikriterialitt von Schule in ihrer gesamten Kom-
plexitt zum Problem. Ein Abarbeiten von Teilproblemen durch sachliche und
zeitliche Trennung, wie dies etwa in der Lehrplanarbeit der Fall war, wird
schwieriger. Die Schule wird gleichzeitig unter den Gesichtspunkten von Qua-
lifikation, erzieherischen Wirkungen und Handlungsprozessen als eigenen Zie-
len sowie unter Kriterien der Verteilungsgerechtigkeit betrachtet. Damit ste-
hen Selektionsentscheidungen bei Evaluationsmaßnahmen unter erheblicher
Begr%ndungspflicht. Diese Begr%ndungspflicht erh"ht sich, wenn gleichzeitig
die Verf%gungsberechtigung %ber die Ergebnisse evaluativer Maßnahmen ge-
klrt werden muss. Abbildung 1 stellt den komplexen Zusammenhang zwi-
schen Zielbestimmungen, Gesichtspunkten der Verteilungsgerechtigkeit und
involvierten Handlungsebenen grafisch dar.
Angesichts der Komplexitt dieser Sachverhalte %berrascht es nicht, wenn
gerade in der Schulentwicklung engagierte Lehrkrfte, die primr ihre eigene
Schule im Blick haben, und Lehrergewerkschaften, die Standesprivilegien ver-
teidigen, %berrascht und besorgt auf die scheinbar paradoxen Ergebnisse des
Strukturwandels reagieren, bei dem Autonomie Rechenschaftspflicht erzeugt.
Umso notwendiger sind Klrungen sowohl hinsichtlich w%nschenswerter und
praktikabler Steuerungsmodelle als auch bez%glich der Zusammenhnge und
der Vertrglichkeit von unterschiedlichen Zielsetzungen der Schule. Als Bei-
trag zu einer solchen Klrung m"chte ich im Folgenden zuerst eine Typisierung
von Evaluationsmaßnahmen versuchen und mich anschließend den inhaltli-
chen Fragen der adquaten Erfassung von Zielkriterien zuwenden.
Typisierung von Evaluationsmaßnahmen
Eine Reihe von Streitpunkten, die in der Diskussion %ber Qualittssicherung
an Schulen immer wieder auftauchen, ist darauf zur%ckzuf%hren, dass weder
ausreichend zwischen unterschiedlichen Evaluationsmaßnahmen und deren
spezifischen Funktionen noch zwischen unterschiedlichen Instrumenten und
deren spezifischer Eignung unterschieden wird.
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Abb. 1: Multiperspektivit#t von Qualit#tsentwicklung und Qualit#tssicherung
(nach: Arnold 1999).
Wenn alles, was %ber den kommunikativen Austausch im Kollegium hinaus-
geht, unter dem Oberbegriff standardisierter Testuntersuchungen zusammen-
gefasst wird, ist es schwierig, sich %ber Evaluationsmaßnahmen und m"gliche
ungeplante Nebenfolgen zu verstndigen. Als erster Schritt zu einer Systemati-
sierung soll im Folgenden eine grobe Unterscheidung hinsichtlich der Lokalisa-
tion der Verantwortung f%r eine Evaluationsmaßnahme und der Verf%gbarkeit
von Evaluationsergebnissen getroffen werden. In die eine Kategorie fallen
Maßnahmen, die von der Einzelschule initiiert werden und deren Ergebnisse
innerhalb der Schule verbleiben; zur zweiten Kategorie geh"ren zentral durch-
gef%hrte Untersuchungen, an denen eine gr"ßere Anzahl von Schulen beteiligt
ist und die in der Regel in der einen oder anderen Form die Schulaufsicht in-
volvieren. Innerhalb beider Kategorien sind wiederum unterschiedliche funk-
tionale Ebenen zu unterscheiden. Dezentrale Evaluationsmaßnahmen, dienen
entweder der individuellen Bewertung von Sch%lerinnen und Sch%lern, der
schulinternen Selbstvergewisserung zur Optimierung von Schulentwicklung
oder der externen Bewertung von Programmen, wobei die Hberpr%fung entwe-
der von der Schule initiiert und mit einem außenstehenden Partner ausgehan-
delt werden kann oder im Rahmen der schulaufsichtlichen Ttigkeit als Pro-
zess- und Ergebnisevaluation erfolgt. In beiden Varianten ist die Verbesserung
der Praxis eigentliches Anliegen. Abbildung 2 systematisiert dezentrale Eva-
luationsmaßnahmen nach Funktion und Beurteilungskriterium.
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1. Individuelle Bewertung und Zertifizierung von Schlerinnen und Schlern
1.1 Bewertung nach dem Grad der Zielerreichung (kriteriale Bezugsnorm)
1.2 Bewertung des individuellen Lernfortschritts (ipsative Bezugsnorm)
1.3 Bewertung im Vergleich innerhalb der Lerngruppe (soziale Bezugsnorm)
2. Schulinterne Evaluation zur Optimierung von Schulentwicklung
2.1 Selbst gesetzte Ziele als Vergleichskriterium (Schulprogramm)
2.2 Vorgegebene Standards als Kriterium (Lehrpl:ne)
2.3 Soziale Normwerte als Kriterium (Vergleichsschulen, normierte Tests)
3. Externe Evaluation von Programmen
3.1 Ausgehandelte Vergleichskriterien
3.2 Vorgegebene Vergleichskriterien
Abb. 2: Funktionale Ebenen dezentraler Evaluationsmaßnahmen
Bei der Betrachtung von Abbildung 2 sei daran erinnert, dass es keine "ffentli-
che Einrichtung gibt, in der regelmßiger und hufiger evaluiert wird, als die
Schule. Die Bewertung von Sch%lerleistungen ist so selbstverstndlich, dass sie
bei der Diskussion um Evaluation in der Regel vergessen wird. Die Bewertung
der Sch%lerleistung hat in der Regel alle Merkmale, die bei Systemevalua-
tionen gerade im h"chsten Maße umstritten sind. Lehrkrfte bilden Rang-
reihen von Sch%lern innerhalb des Referenzrahmens einer Lernergruppe
(Ranking anhand von Noten oder Punkten), die Note gibt keine inhaltlichen
Ausk%nfte %ber die verf%gbaren Kompetenzen, und das mit einer Note verbun-
dene Fhigkeitsniveau kann von Lerngruppe zu Lerngruppe erheblich schwan-
ken. Individuelle Lernfortschritte spielen – wenn %berhaupt – bei der Noten-
vergabe nur eine ergnzende Rolle. Lernentwicklungsberichte sind insofern
ein korrigierender Ansatz, als sie die soziale Bezugsnorm in den Hintergrund
drngen m"chten und die R%ckmeldung individueller Profile betonen. Die
Nutzung individueller Beurteilungsnormen gert allerdings auch wiederum
schnell an ihre Grenzen, wenn Konflikte mit meritokratischen Gesichtspunk-
ten distributiver Gerechtigkeit sichtbar werden.
Zum Kernbereich der dezentralen Erfassung von Ergebnis- und Prozess-
merkmalen geh"ren alle Maßnahmen der schulinternen Evaluation, die der
Optimierung der Schulentwicklung dienen. Hufig wird die schulinterne Eva-
luation in Gegen%berstellung zur externen Evaluation von Einzelschulen, aber
auch in Gegen%berstellung zum Systemmonitoring, das spter vorgestellt wer-
den soll, als w%nschenswerte und – romantisierend – auch als problemarme
Form der Ergebnissicherung verstanden. In dem Augenblick aber, in dem Un-
terricht in die schulinterne Evaluation einbezogen wird, ist sie ein konfliktrei-
ches Unterfangen, das einen Sprengsatz f%r die traditionelle Organisations-
struktur der Schule darstellt, insofern das Autonomie-Parittsparadigma der
Lehrerschaft ausgehebelt wird. Hier wird ein Pr%fstein f%r die professionelle
Entwicklung des Lehrerberufs liegen. Gleichzeitig wird f%r die Lehrerfortbil-
dung eine dauerhafte Herausforderung durch die Aufgabe, Unterrichtsentwick-
lung kooperativ zu unterst%tzen, entstehen. Denn schulinterne Evaluation setzt
Schulentwicklung voraus (Gray u.a. 1996).
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Dies gilt gleichermaßen f%r die externe Evaluation von Schulen und Schul-
programmen, insbesondere dann, wenn ausgehandelte Vergleichskriterien Re-
ferenzpunkte darstellen sollen. Einen kritischen Punkt stellt die externe Eva-
luation von Einzelschulen nach vorgegebenen Vergleichskriterien dar. Dabei
sind insbesondere die Rolle der Schulaufsicht und die Reichweite ihrer Ein-
griffsrechte strittig. Allerdings deutet sich in der einschlgigen Literatur ein
Verstndnis dar%ber an, dass die Schulaufsicht sich zunchst auf eine Hberpr%-
fung der Einhaltung der G%testandards der Schulprogrammarbeit und der in-
ternen Evaluation beschrnken sollte (Prozessevaluation). Erst beim Vorliegen
von Mngelr%gen sollte die Schulinspektion folgen (Posch/Altrichter 1997;
Strittmatter 1999; Rolff 1995; Grogger/Specht 1999). Erfolgt die externe
Evaluation nach vorgegebenen Kriterien durch Dritte – etwa Wissenschaftler –,
wird es immer vorherige Absprachen zwischen den beteiligten Schulen und den
Partnern geben m%ssen, bei denen sich jede Schule in spezifischer Weise zu den
Vergleichskriterien positioniert. Zwei Beispiele aus j%ngerer Zeit liegen in pu-
blizierter Form vor (Klieme/Baumert/Schwippert 2000; Kller/Trautwein, in
Vorbreitung). In diesen Fllen wollten Schulen ihre Arbeit zu TIMSS-Normen
in Beziehung setzen, um eine generelle Niveauorientierung zu erhalten – aller-
dings sehr wohl in dem Bewusstsein, dass die in TIMSS erfassten Leis-
tungsaspekte keineswegs den Kern ihrer pdagogischen Bem%hungen treffen.
Insgesamt scheint die Verpflichtung auf interne und externe Evaluation bei
einer verstrkten Selbststndigkeit von Schulen unstreitig zu sein. Verfahrens-
standards sind in Deutschland dagegen noch weitgehend unklar, auch wenn es
in der Literatur zur Evaluation gute Vorlagen gibt (Joint Commitee 1994).
Hoch umstritten sind dagegen zentrale Ergebnis- und Prozessevaluationen.
Unter anderem wohl auch deshalb, weil nicht zwischen funktionalen Ebenen
zentraler Evaluationsmaßnahmen unterschieden wird. Umso dringender ist die
Klrung. Abbildung 3, in der die funktionalen Ebenen zentraler Evaluations-
maßnahmen unterschieden werden, stellt das Pendant zur Kategorisierung de-
zentraler Evaluationsmaßnahmen, wie sie in Abbildung 2 vorgestellt wurden,
dar.




2. Fl:chendeckende Evaluation von Einzelschulen bzw. ausgew:hlten Jahrg:ngen
an Einzelschulen
2.1 Wettbewerbsmodell
a) ohne Bercksichtigung von Ausgangsbedingungen
b) mit Bercksichtigung von Ausgangsbedingungen
2.2 Modell professioneller Qualit:tsentwicklung und Qualit:tssicherung
a) Separierung von Beratung und Kontrolle/Steuerung
b) Verbindung von Beratung und Kontrolle/Steuerung
3. Systemmonitoring auf Stichprobenbasis
4. Internationale Vergleichsstudien auf Stichprobenbasis
Abb. 3: Funktionale Ebenen zentraler Evaluationsmaßnahmen
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Voraussetzung einer sachgerechten Diskussion %ber Funktionen und Neben-
wirkungen zentraler Evaluationsmaßnahmen ist die Unterscheidung zumindest
der folgenden vier Ebenen:
– individuelle Zertifizierung,
– flchendeckende Evaluation von Einzelschulen,
– nationales Systemmonitoring und
– internationale Vergleichsuntersuchungen.
Bei der individuellen Zertifizierung durch zentrale Tests oder Pr%fungen, mit
denen Zugangsberechtigungen erteilt werden, ist zwischen Abschlusspr%fun-
gen, die von der abgebenden Institution veranstaltet werden, und Zugangspr%-
fungen, f%r die Abnehmer verantwortlich sind, zu unterscheiden. In fast allen
europischen Lndern sind Abschlusspr%fungen am Ende der Schulzeit, die
den Hbergang auf weiterf%hrende Bildungseinrichtungen regeln, gngiger
Standard (Frankreich, England, Norwegen, Schweden, Dnemark, Niederlan-
de). Die durchgngig dezentrale Organisation zum Beispiel der Matura-Pr%-
fungen in der Schweiz ist eher eine Ausnahme. Diese Abschlusspr%fungen
haben intentionale R%ckwirkungen auf die abgegebene Institution: Auf indivi-
dueller Ebene sollen sich Sch%ler ausreichend auf die Pr%fungen vorbereiten
und auf institutioneller Ebene haben die Schulen auf entsprechende Standards
zu achten. Gleichzeitig erhalten die Schulverwaltungen R%ckmeldungen %ber
die Qualitt der Arbeit von Einzelschulen. Teaching to the test oder Test-
coaching finden selbstverstndlich statt, auch wenn sie nicht mit diesen Namen
belegt werden, sondern als Lehrplantreue oder w%nschenswerte Pr%fungsvor-
bereitung gelten. In Deutschland sind die zentralen Abiturpr%fungen der Ln-
der Bayern, Baden-W%rttemberg, Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und
des Saarlands Beispiele diesen Evaluationstyps. Die Wirkung der zentralen
Pr%fungen geht in einigen Fchern deutlich %ber die Lnder hinaus, in denen
sie abgenommen werden. Die ver"ffentlichten Pr%fungsaufgaben wirken stan-
dardisierend auch auf die Abiturpr%fungen in Lndern, die eine dezentrale
Pr%fungsorganisation haben.
Unterschiedlich ist die Sachlage bei Zugangspr%fungen, die von Abneh-
mern veranstaltet werden. Je nach Schulnhe der Tests gehen unterschiedliche
R%ckwirkungen auf die abgebende Institution aus. Musterbeispiele f%r diesen
Testtyp sind der Scholastic Aptitude Test (SAT) oder die Berufseingangspr%-
fungen der Industrie- und Handelskammern in Deutschland. Der SAT ist ein
zentraler Hochschulzugangstest der USA, der aber weitgehend curriculumun-
spezifisch ist (das gilt auch f%r den Konkurrenten ACT oder den Englischtest
f%r Auslnder, den TOEFL). Bei diesen standardisierten zentralen Tests, die
regelmßig eingesetzt werden, ist ein Testcoaching nicht zu verhindern. Die
einzige M"glichkeit, damit rational und auch einigermaßen fair umzugehen,
besteht darin, ein Testcoaching f%r m"glichst alle Testteilnehmer anzubieten.
Dies ist f%r die Validitt des Tests relativ unproblematisch, da bekannt ist, dass
ein Coaching relativ schnell an die Obergrenze seiner Wirksamkeit kommt
(Powers/Rock 1999). In dieser Weise ist auch bei dem Test zur Zulassung f%r
die medizinischen Studiengnge in Deutschland verfahren worden (Trost u.a.
1998). R%ckwirkungen auf die Schulpraxis durch Tests dieser Art sind relativ
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gering, wenn sie %berhaupt auftreten. Umgekehrt sind diese Tests aber auch
nicht geeignet, Schulprogramme zu evaluieren. Die Kritik Popham’s (1999) an
dem Verfahren, Schulprogramme mit standardisierten Tests zu evaluieren, be-
zieht sich exakt auf Tests diesen Typs. Ganz anders liegen die Dinge m"glicher
R%ckwirkungen der Berufseingangstests der Kammern. Diese Tests sind curri-
culumnah, beschrnken sich aber auf basale, %berwiegend sogar technische
Fertigkeiten, deren Validitt f%r die Berufsaus%bung ebenso strittig ist wie f%r
den Unterricht der abgebenden Schulen. Wahrscheinlich wird nicht zu Un-
recht eine Einschrnkung des curricularen Spektrums im Abschlussjahrgang
der betroffenen Schulform durch teaching to the test bef%rchtet (Blum, im
Druck).
Von der individuellen Zertifizierung ist die flchendeckende Evaluation
von Einzelschulen bzw. ausgewhlter Jahrgnge an Einzelschulen abzusetzen.
Zwei Varianten sind hier zu unterscheiden: Die erste Variante ist das Wettbe-
werbsmodell englischer oder schottischer Prgung. In einem Fall werden die
Rohwerte der Evaluationsergebnisse von Schulen in den so genannten League
Tables ver"ffentlicht (ein Hberblick %ber die Kritik gibt Sammons 1999). In der
schottischen Spielart werden beim Bericht der Ergebnisse unterschiedliche
Eingangsbedingungen in Rechnung gestellt (Value Added Approach) (Mac-
Pherson 1992; Woodhouse/Goldstein 1988). Das Rationale beider Verfahren
ist die Annahme einer nachfragegesteuerten Qualittsentwicklung. Dieses
Wettbewerbsmodell hat in den deutschsprachigen europischen Lndern mei-
nes Erachtens keine Anhnger.
Davon zu unterscheiden ist die flchendeckende Evaluation von Einzel-
schulen, die in ein Modell professioneller Qualittsentwicklung und Qualitts-
sicherung eingebettet ist. Auch hier sind zwei Spielarten zu erkennen. In einem
Fall werden Beratung und Kontrolle konsequent getrennt, insofern die Evalua-
tionsergebnisse ausschließlich den betroffenen Schulen ohne Einschaltung der
Schulaufsicht zur Verf%gung stehen. Im zweiten Fall gibt es keine klare Unter-
scheidung von Beratung und Kontrolle: Die Evaluationsdaten gehen an die
Einzelschule und an die zustndige Beh"rde. F%r beide Verfahren gibt es in
Deutschland erste Beispiele: Brandenburg setzt auf die Trennung von Bera-
tung und Kontrolle, Hamburg und Rheinland-Pfalz folgen dem Mischmodell.
Welche Auswirkungen diese Evaluationsmaßnahmen in den Einzelschulen ha-
ben, inwieweit sie ein Instrument professioneller Entwicklung darstellen k"n-
nen und welcher systematischen Unterst%tzung ein solcher Prozess bedarf, ist
weitgehend unklar. Ebenso wenig ist ausgelotet, wie weit die Verwendungs-
m"glichkeiten dieser Evaluationsergebnisse f%r Zwecke der Systemsteuerung
reichen. Sicher ist, dass die flchendeckende Evaluation von Einzelschulen,
wenn sie %ber die Erfassung einer Baseline hinausgeht und regelmßig wieder-
holt wird, nur Sinn macht, wenn Schulentwicklungsmaßnahmen intensiver Art
vorgeschaltet sind. Die Vorstellung, Vernderungen %ber die R%ckmeldung
von Evaluationsergebnissen per se einleiten zu k"nnen, ist wenig begr%ndet
(Fitz-Gibbon 1996). Nutzt man die flchendeckende Evaluation von Einzel-
schulen als Steuerungsinstrument, sind an Tests hohe Anspr%che bez%glich
ihrer Vertrglichkeit mit politisch und fachlich gew%nschten didaktischen Kon-
zeptionen zu stellen. Denn auch hier wird sich Testcoaching und m"glicherwei-
se auch teaching to the test einstellen.
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In einer Reihe von Bundesstaaten der USA sind obligatorische Testpro-
gramme eingerichtet worden, welche die Funktion der individuellen Zertifizie-
rung und der Evaluation von Einzelschulen, Klassen und indirekt auch von
Lehrern verbinden (z.B. STAR in Kalifornien oder ISAT in Illinois). Sie sind
nicht nur als Abschlusstests konzipiert, sondern werden in der Regel auch Jahr-
gangsweise administriert. Vergleichbar sind in gewisser Weise die in Frankreich
schulbezogen ver"ffentlichten Ergebnisse des Abiturs. Vielfach werden die Er-
gebnisse in so genannten School Report Cards ver"ffentlicht. Die Tests sollen
schul%bergreifende Standards etablieren. Auf Grund der dezentralen Schulor-
ganisation sind sie jedoch weitgehend curriculumunspezifisch. Testtraining fin-
det in diesen Programmen selbstverstndlich statt. Ob die Tests die Lehrkrfte
in ihrer Unterrichtsgestaltung einschrnken und sich das Spektrum der Unter-
richtsgegenstnde auf die abgetesteten Stoffe reduziert, ist schwer zu beurtei-
len (Shepard 1990). Vorliegende Berichte weisen eher darauf hin, dass die
Lehrkrfte das Testtraining von ihrem eigentlichen Unterricht abkoppeln und
vor der Testadministration zwei- bis dreiw"chige Hbungsphasen einlegen mit
der Folge, dass die verf%gbare Unterrichtszeit faktisch verk%rzt wird.
Von der zentralen Evaluation von Einzelschulen sind nationale und interna-
tionale Studien zum Systemmonitoring auf Stichprobenbasis abzusetzen. Diese
beiden Evaluationsformen haben keine direkt steuernden Funktionen f%r die
Einzelschule, sondern primr die Aufgabe, Steuerungswissen auf Systemebene
zur Verf%gung zu stellen. Inwieweit von solchen Untersuchungen normative
R%ckwirkungen auf Unterricht und Schule ausgehen, ist ungeklrt. Direkte
R%ckwirkungen auf Einzelschulen kann man jedoch praktisch ausschließen,
ebenso wie ein Testcoaching. Wenn R%ckwirkungen zu verzeichnen sind, m%s-
sen diese %ber Vermittlungsinstitutionen mit politischer Legitimation transpor-
tiert werden. Die institutionalisierte Lehrplanarbeit oder Lehrerfortbildung
k"nnten solche Transmissionsriemen sein. In diesem Fall sind die R%ckwirkun-
gen nicht nur legitim, sondern in der Regel auch in ein didaktisches Konzept
eingebettet.
Abbildung 4 (S. 24) ordnet noch einmal Beispiele von Untersuchungen mit
unterschiedlichem Evaluationsanspruch.
Probleme der Selektivit%t von Evaluationsmaßnahmen
Die traditionelle Lehrplanarbeit gewinnt ihre Stabilitt durch die enge R%ck-
koppelung an vorgngige Vernderungen in der Praxis und durch eine sachlich
und zeitlich gegliederte Abarbeitung von Problemen. Auch bei der Entwick-
lung von Schulprogrammen wird man davon ausgehen k"nnen, dass sie viel-
fach der Explikation und Fortschreibung vorgngiger Praxis dienen werden.
Insofern wird auch hier in gewisser Weise das Lizenzierungsprinzip der Lehr-
planarbeit greifen. Zum Schwur wird es jedoch bei der schulinternen Evaluati-
on kommen, wenn ernsthafte Zielklrung betrieben werden muss. Hier ist mit
schwierigen Auswahl- und Priorittsentscheidungen zu rechnen, die zu Kontro-
versen f%hren und betrchtlichen Begr%ndungsaufwand erfordern k"nnen.
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Abb. 4: Unterst)tzung der Qualit#tsentwicklung und Qualit#tssicherung durch
empirische Bildungsforschung.
Dies gilt verstrkt f%r zentrale Evaluationsmaßnahmen, wenn sich diese fl-
chendeckend auf Einzelschulen oder auf das System insgesamt beziehen. Dann
unterliegen Auswahlentscheidungen weitaus gr"ßeren Begr%ndungspflichten,
da mit jeder Selektionsentscheidung gleichzeitig ein bildungstheoretischer Ge-
samtzusammenhang thematisiert wird.
In diesem Zusammenhang steht auch die Mehrzahl der Vorbehalte gegen
standardisierte Leistungsmessungen. Diese Vorbehalte lassen sich im Wesentli-
chen auf zwei Basiseinwnde zur%ckf%hren. Der erste Einwand behauptet ei-
nen Widerspruch zwischen Ganzheitlichkeit von Bildungsprozessen und den
eingeschrnkten Fragestellungen von Evaluationsmaßnahmen, insbesondere
wenn sie mittels standardisierter Leistungserhebungen erfolgten. Der zweite
Einwand besagt, dass standardisierte Untersuchungen oftmals den ihnen zu
Grunde liegenden Bildungsbegriff oder das vorausgesetzte Fachverstndnis
nicht explizierten und Bildungsqualitt letztlich mit dem in eins setzten, was
ein Test erfasse.
Der vermeintliche Widerspruch zwischen Ganzheitlichkeit von Bildungs-
prozessen und dem Reduktionismus empirischer Forschung wird mit folgenden
Argumenten begr%ndet:
– In standardisierten Schuluntersuchungen w%rden Aufgaben der Schule se-
lektiv ber%cksichtigt und die schulischen Ziele implizit auf messbare Berei-
che eingeengt. Musterbeispiel f%r dieses Argument ist die Gegen%berstel-
lung fachlicher Schulleistungen und fach%bergreifender Qualifikationen.
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– Innerhalb des Fcherspektrums w%rden wiederum Fcher primr kogniti-
ver Rationalitt bevorzugt, sodass selbst innerhalb des obligatorischen F-
cherspektrums der Schule bestimmte Formen des Weltverstehens unbe-
gr%ndet privilegiert w%rden. Unber%cksichtigt blieben fast immer der
historisch-sozialwissenschaftliche und insbesondere der sthetisch-expressi-
ve Bereich.
– Innerhalb der Fcher w%rde die Substanz der Fcher auf Faktenwissen, das
allein durch Tests erfassbar sei, eingeschrnkt. Theoretisches und begriffli-
ches Verstndnis, methodisches K"nnen und die selbststndige Auseinan-
dersetzung mit einem Sachverhalt sowie fcher%bergreifende Perspektiven
w%rden nicht zu ihrem Recht kommen.
Diese Kritik geht davon aus, dass Leistungstests nicht in der Lage seien, an-
spruchsvolle Aspekte fachlichen Verstndnisses zu erfassen, geschweige denn
fach%bergreifende Leistungen, und dass es sich bei dem Verhltnis von fachli-
chen Leistungen und fach%bergreifenden Qualifikationen um ein didaktisches
Optimierungsproblem handle, bei dem widerspr%chliche Ziele auszubalancie-
ren seien. In diesem Zielkonflikt seien ganz unterschiedliche Akzentsetzungen
denkbar und auch mit guten Gr%nden zu rechtfertigen.
Richtig ist zunchst, dass eine einzelne empirische Evaluationsmaßnahme
nicht das gesamte Spektrum schulischer Ziele abbilden kann. Es sind notwen-
digerweise Auswahlen zu treffen. Damit wird auch immer Aufmerksamkeit in
eine bestimmte Richtung gelenkt. Daraus ist aber zunchst nur der Schluss zu
ziehen, dass einzelne Leistungstests jeweils spezifische Dimensionen von Schu-
le thematisieren und kein Gesamturteil weder %ber eine Schule noch %ber ein
Schulsystem erlauben.
Zum Beispiel haben die an PISA teilnehmenden Staaten sich mit gutem
Grund daf%r entschieden, die Pr%fung der Lesekompetenz und die Erfassung
der mathematischen und naturwissenschaftlichen Grundbildung in den Mittel-
punkt zu stellen und dieses Programm schrittweise um die Erfassung fcher-
%bergreifender Kompetenzen zu ergnzen (OECD 1999). Leseverstndnis ist
in modernen Gesellschaften eine zentrale Schl%sselqualifikation. Sie ist nicht
nur Voraussetzung daf%r, in allen schulischen Fchern den Anschluss zu halten,
sondern Grundlage f%r die aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und
notwendige Voraussetzung f%r jede Form selbststndigen Weiterlernens. Sie ist
Voraussetzung und Teil sprachlich-literarischer Bildung, aber selbstverstndlich
nicht mit dieser identisch. Ein hinreichendes mathematisch-naturwissenschaft-
liches Verstndnis, das deutlich %ber einfache Rechenfertigkeiten und die An-
wendung von Formeln hinausgeht, ist der Schl%ssel zu Kernbereichen moder-
ner Kulturen. Man kann sich mit guten Gr%nden eine Erweiterung der
Erhebungsgegenstnde w%nschen – Fremdsprachenkenntnisse wren wahr-
scheinlich ein wichtiger Kandidat f%r eine Erweiterung. Die f%r PISA getrof-
fene Auswahl ist jedoch nicht beliebig. Allerdings ist PISA auch keine Studie,
die generelle Aussagen %ber das erreichte Allgemeinbildungsniveau von Sch%-
lerinnen und Sch%lern erlaubt. Gleichwohl ist kaum zu bestreiten, dass mit der
Auswahl von Untersuchungsbereichen immer auch eine Entscheidung %ber die
Bedeutung von Fchern oder Domnen verbunden ist. In der Regel sind diese
Prferenzen – was hufig %bersehen wird – bereits aus den Stundentafeln und
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Vorschriften %ber die Leistungsfeststellungen in der Schule zu ersehen, die f%r
die Institutionalisierung eines Bedeutungsgeflles von Bildungsgegenstnden
sorgen.
Berechtigt ist auch, dass Testkritiker darauf insistieren, dass die zu erfassen-
den Konstrukte theoretisch expliziert werden. Dieses Argument verliert auch
nicht an G%ltigkeit durch den Hinweis, dass die Leistungsmessung in der Schu-
le diesen Anspruch gerade nicht erf%lle. Bei internationalen Vergleichsstudien
hat man sich mit unterschiedlicher Intensitt und in der Regel mit begrenztem
Erfolg um die Entwicklung theoretischer Rahmenkonzeptionen bem%ht. Im
Rahmen der Testkonstruktion von TIMSS ist auch deutlich geworden, wie kon-
flikttrchtig ein solcher Versuch beim Aufeinandertreffen unterschiedlicher di-
daktischer Anstze sein kann. Hber die Qualitt der erreichten Kompromisse
wird man streiten k"nnen. Dies gilt besonders dann, wenn man hinzuf%gt, dass
sich die frameworks bislang empirisch nur begrenzt bewhrt haben.
Dieser Mangel lsst sich in gewissem Umfang post hoc durch Maßnahmen
der Konstruktvalidierung kompensieren. Im Rahmen von TIMSS haben einige
Lnder, darunter auch die Schweiz und Deutschland, entsprechende Schritte
unternommen (Ramseier/Keller/Moser 1999; Klieme 2000; Klieme/Baumert/
Kller/Bos 2000; Watermann/Baumert 2000). Die wichtigste Maßnahme ist
die Definition von Fhigkeitsniveaus und deren Operationalisierung durch
ausgewhlte Test-Items, die bei einem gegebenen Niveau mit hinreichender
Sicherheit bearbeitet werden k"nnen. Durch dieses so genannte Proficiency
Scaling kann man auch leicht landlufigen Einwnden entgegentreten, standar-
disierte Tests erfassten nur Faktenwissen. Im Rahmen von PISA haben die Ex-
pertengruppen neue Anlufe unternommen, die theoretischen Konstrukte Le-
sekompetenz, mathematische und naturwissenschaftliche Literalitt a priori
theoretisch zu konzipieren. Mittlerweile liegen relativ explizierte Testkonzep-
tionen vor (OECD 1999; Baumert/Artelt/Klieme/Stanat 2001).
Die Abbildungen 5 und 6 zeigen zwei Mathematikaufgaben aus dem Mittel-
stufen- und Oberstufentest von TIMSS, die stellvertretend f%r jene Gruppe
von Aufgaben stehen, die mathematisches Probleml"sen erfassen. Beide Auf-
gaben sind Indikatoren f%r das jeweils oberste Fhigkeitsniveau. Die Aufgaben
sind entsprechend schwer. Ihre Schwierigkeit ist jedoch nicht darauf zur%ckzu-
f%hren, dass exotische Stoffe oder komplizierte Algorithmen abgepr%ft werden,
sondern darauf, dass Standardstoffe der Mittelstufe in einem Kontext prsen-
tiert werden, in dem die schlichte Anwendung von Routinen versagt und die
Situation mathematisch rekonstruiert werden muss. In einem Fall wird ein ers-
tes Verstndnis nichtlinearen Wachstums und im anderen die Fhigkeit der
geometrischen Exploration einer alltglichen Situation erfasst. Die extrem
unterschiedlichen L"sungswahrscheinlichkeiten in den ausgewhlten Lndern
geben erste Hinweise auf eine differenzielle Verstndnisorientierung des
Mathematikunterrichts (Baumert/Klieme/Watermann 1998; Baumert/Bos/
Watermann 2000).
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Abb. 5: Mathematisches Probleml,sen (8. Klasse).
Abb. 6: Mathematisches Probleml,sen (Gymnasiale Oberstufe).
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Fragen der Inhalts- und Kriteriumsvalidit%t
Ein weiteres Problem, das insbesondere bei internationalen Vergleichen, aber
nicht nur dort, auftritt und hufig gegen standardisierte Leistungsmessung ins
Feld gef%hrt wird, ist die Festlegung der inhaltlichen Kriterien f%r die Aufga-
benauswahl eines Tests. Bei Schulleistungstests lassen sich zwei grundstzlich
unterschiedliche Vorgehensweisen unterscheiden: In einem Fall wird curricula-
re Validitt in der Regel auf Lehrplan- und Unterrichtsebene angestrebt. Dies
ist das %bliche Vorgehen, wenn es sich um Unterrichtsgegenstnde handelt,
f%r deren Vermittlung die Schule weitgehend verantwortlich ist (also Mathe-
matik, Physik usw.). Im Vorfeld der Testkonstruktionen werden Unterrichts-
stoffe identifiziert, die in m"glichst vielen Lndern curriculare Validitt bean-
spruchen k"nnen und dann den inhaltlichen Rahmen der Itementwicklung
bestimmen. In der Regel wird bei diesem Verfahren ein Kompromiss zwischen
kleinstem gemeinsamen Nenner und m"glichst breiter Erfassung von einschl-
gigen Stoffgebieten gesucht. Leitendes Prinzip ist dabei, in hnlicher Weise
unfair gegen%ber allen beteiligten Lndern zu sein. Wie gut dieses Verfahren
gelingt, hngt vor allen Dingen von dem Grad der latenten internationalen
Standardisierung eines Unterrichtsgebietes ab. Es setzt also ein – zumindest
bereichsspezifisch – kultur%bergreifend geteiltes Verstndnis einer modernen
Schule, nicht aber die Annahme transkultureller Universalien voraus, wie
Eckensberger und Rmhild (2000) anzunehmen scheinen. In der letzten Ge-
neration der IEA-Studien zur Mathematik und den Naturwissenschaften ist
dieses Vorgehen f%r die Untersuchungen in der Sekundarstufe I und den vor-
akademischen Bildungsgngen gewhlt worden. Im Rahmen von TIMSS ist
die internationale curriculare Validierung in Deutschland und den Niederlan-
den durch eine Unterrichtsvalidierung ergnzt worden. In diesen beiden Ln-
dern wurden Lehrkrfte anhand von Testaufgaben befragt, inwieweit die in
den TIMSS-Tests reprsentierten Stoffe tatschlich im Unterricht unterrichtet
worden waren (Baumert/Lehmann u.a. 1997; Klieme 2000). Um die Fairness
der Kompromissentscheidung gegen%ber den teilnehmenden Lndern zu pr%-
fen, kann man dar%ber hinaus das Curriculum als variierendes Systemmerkmal
betrachten. Dieser Weg ist erstmalig in TIMSS beschritten worden. Nachdem
in jedem beteiligten Land die ausgewhlten Testaufgaben einer Lehrplanvali-
dierung unterzogen worden waren, wurden national angepasste Tests konstru-
iert, die nur die f%r das jeweilige Land curricular validen Aufgaben enthielten.
Anschließend wurden die internationalen Vergleiche mit jeder der nationalen
Testversionen wiederholt und die Stabilitt der Rangreihen gepr%ft. Bleiben
die Rangreihen stabil, ist dies ein starkes Argument f%r relativ große interkul-
turelle Fairness (Beaton/Mullis u.a. 1996; Beaton/Martin u.a. 1996; Arnold
1999).
Ein zweiter Ansatz geht von einem normativ-didaktischen Entwurf als Kri-
terium der Aufgabenauswahl aus. Dies setzt voraus, dass es eine internationale
Verstndigung %ber das normative Konzept gibt. Mit diesem Ansatz wird expli-
zit ein internationales Benchmarking (Vergleichsnormierung) angestrebt. Die-
ses Vorgehen bietet sich immer dann an, wenn Kompetenzen erfasst werden
sollen, die %ber die Schule hinausreichen, nicht allein in der Schule erworben
werden und funktionale Bedeutung im Rahmen der Bewltigung allgemeiner
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Lebenssituationen haben. Lesekompetenz als Kulturwerkzeug ist ein solches
Beispiel. Hier werden in der Regel Anwendungssituationen vorgegeben, an de-
ren Bewltigung die verf%gbare Kompetenz abgelesen wird. Im Rahmen von
PISA wurde allerdings auch ein normativ-didaktischer Ansatz f%r den Mathe-
matik- und Naturwissenschaftstest gewhlt. Im Falle der Mathematik ist das
Testkonzept weitgehend an hollndische Vorstellungen von realistic mathema-
tics angelehnt, die auf Hans Freudenthal (1977) zur%ckgehen (vgl. NCTM
2000). In hnlicher Weise ist der Naturwissenschaftstest funktional angewandt
orientiert. Er folgt den von AAAS entwickelten Standards f%r naturwissen-
schaftliche Grundbildung (AAAS 1993). Im Rahmen der deutschen PISA-
Konzeption wird der internationale normativ-didaktische Entwurf als variie-
rendes Systemmerkmal betrachtet. Es wurde deshalb ein zustzlicher Subtest
konstruiert, der die f%r den Deutsch- und Mathematikunterricht charakteristi-
sche innerfachliche Ausrichtung mit strker algorithmischer Akzentsetzung zur
Geltung bringt (Neubrand u.a. 1999). In hnlicher Weise verfuhren die Nie-
derlande, als sie im Rahmen von TIMSS einen Zusatztest entwickelten, der der
hollndischen Vorstellung des realistischen Mathematikunterrichts entsprach
(Kuiper/Bos/Plomp 2000). Abbildung 7 fasst die unterschiedlichen Perspekti-
ven der Inhalts- und Kriteriumsvaliditt noch einmal in einem Hberblick zu-
sammen.
Abb. 7: Inhaltliche und kriteriale Bezugsnormen der Aufgabenauswahl.
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Abb. 8: M,glicher Ansatz zur Exploration der Mathematikaufgaben.
Die funktionale Orientierung des internationalen PISA-Mathematiktests wird
vermutlich eine interessante Herausforderung f%r eingeb%rgerte epistemologi-
sche Hberzeugungen %ber Mathematik und Mathematikunterricht in Deutsch-
land ergeben. An einem Beispiel soll dies verdeutlicht werden. Die in der
internationalen PISA-Rahmenkonzeption als Beispiel f%r eine mittlere Kom-
petenzstufe wiedergegebene Aufgabe: »Maria lebt 2 km von der Schule ent-
fernt, Martin 5 km. Wie weit leben Maria und Martin voneinander entfernt?«,
wurde von einer Referentin whrend einer PISA-Konferenz als unbrauchbares
Mathematik-Item bezeichnet, da die Aufgabe keine eindeutige L"sung habe
(Demmer 2000). Hierin kommt eine epistemologische Vorstellung von Mathe-
matik und Mathematiktreiben zum Ausdruck, die Grigutsch (1996) und Tr-
ner und Grigutsch (1994) als Schemaorientierung bezeichnet haben. Sie ist
f%r den deutschen Mathematikunterricht selbst in der gymnasialen Oberstufe
charakteristisch (Kller/Baumert/Neubrand 2000). Im Rahmen dieser Kon-
zeption hat die mathematische Exploration einer Situation keinen Platz. Ge-
rade diese Fhigkeit erfasst aber das PISA-Item auf einem noch niedrigen ma-
thematischen Anspruchsniveau (vgl. Abbildung 8).
M)gliche Ertr%ge von Large Scale-Schulleistungsstudien
Hufig wird kritisch gefragt, welchen Nutzen die Schulen und insbesondere die
beteiligten Schulen von Untersuchungsprogrammen wie TIMSS oder PISA
htten. In der Regel steht hinter dieser Frage die mehr oder minder explizite
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Vorstellung, pdagogische Forschung und allemal empirische Forschung habe
nicht nur schulspezifische Diagnosen sondern gleichzeitig auch die Anleitung
zur Therapie mitzuliefern. Und nur unter dieser Voraussetzung seien Leis-
tungsstudien zu rechtfertigen. Die Frage scheint mir in doppelter Hinsicht
falsch gestellt zu sein. Einmal handelt es sich bei Studien wie TIMSS oder
PISA nicht um die Evaluation von Einzelschulen, sondern um Untersuchun-
gen, die dem Systemmonitoring dienen und in erster Linie Wissen %ber Sys-
temzusammenhnge erzeugen. Dieses Wissen wird in der Regel nur vermittelt
%ber politisch administrative Entscheidungen, die Lehrplanarbeit, die Revision
von Lehrb%chern oder die Lehrerfortbildung, gelegentlich vielleicht auch
durch die Orientierung von Einzelschulen zur Schulentwicklung beizutragen,
in keinem Fall ersetzt es aber die konstruktive Fantasie, die allemal Grundlage
konkreter Handlungsentw%rfe ist. Diese aber fallen in den Kernbereich der
professionellen Zustndigkeit des Lehrers und der Lehrerin. Aber selbst unter
der Perspektive der (wenigen) Schulen, die an einer solchen Stichprobenunter-
suchung teilnehmen, sollte die Frage umformuliert werden und lauten: Wel-
chen Gebrauch machen Einzelschulen in professioneller Verantwortung von
den Ergebnissen aus Schulvergleichen, die sie als Schulr%ckmeldungen erhal-
ten? Mit dieser Frage betreten wir weitgehend unbekanntes Land. Erste Stu-
dien, die untersuchen, wie Schulen mit r%ckgemeldeten Ergebnissen dezentra-
ler Evaluationsmaßnahmen umgehen, zeigen, dass es keine automatische
Verbindung von R%ckmeldung und Schulentwicklung gibt (Specht/Altrich-
ter/Soukup-Altrichter 1998). PISA k"nnte Anlass sein, der Informations-
nutzung in Schulen systematisch nachzugehen. Bei bisherigen internationalen
Vergleichsstudien haben die beteiligten Schulen R%ckmeldungen %ber Schul-
merkmale und Ergebnisprofile im internationalen, nationalen und regionalen
Vergleich sowie unter Ber%cksichtigung ihrer spezifischen Rahmenbedingun-
gen erhalten.
In j%ngster Zeit mehren sich die Vorschlge, diese Schulr%ckmeldungen aus-
zubauen und systematisch in Schulentwicklungsprozesse zu integrieren (Rolff
1999; Helmke 2000). Umso wichtiger wird es, gleichzeitig auf die Grenzen der
Aussagefhigkeit und Belastbarkeit solcher Schulr%ckmeldungen hinzuweisen.
Die schulbezogenen Ergebnisse – auch wenn sie ein breites Spektrum von
Merkmalen umfassen – basieren in der Regel auf Stichproben einzelner Jahr-
gnge, Klassen und Fcher, sodass sie keine generalisierten Aussagen %ber die
gesamte Schule erlauben. Denn die Ertrge der Arbeit einer Schule k"nnen
sich von Klasse zu Klasse, von Jahrgangsstufe zu Jahrgangsstufe und von Fach
zu Fach unterscheiden (Scheerens/Bosker 1997; Sammons 1999). Dar%ber hi-
naus handelt es sich – von wenigen Ausnahmen abgesehen – fast immer um
querschnittlich angelegte Survey-Untersuchungen, bei denen eine ausreichen-
de Kontrolle der individuellen Leistungsvoraussetzungen der Sch%lerinnen und
Sch%ler sowie der institutionellen Kontextbedingungen praktisch kaum m"g-
lich ist, sodass man nicht mit hinreichender Sicherheit entscheiden kann, inwie-
weit die Befunde einer Schule ein Ergebnis der Hbergangsselektion oder ihrer
pdagogischen Arbeit sind.
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Aufkl#rung – Handlungsorientierung – Rechenschaftslegung
I. f	r unmittelbar beteiligte Schulen bzw. Organisationseinheiten
Rckmeldung ber Schulmerkmale und Ergebnisprofile
(Schulleistungen, bergreifende Kompetenzen, Motivation, Einstellungen)
im internationalen, nationalen bzw. regionalen Vergleich
unter Bercksichtigung von Rahmenbedingungen
(Selektivit:t, Eingangsbedingungen, soziales Umfeld, Ausstattung usw.)
unter Bercksichtigung von Grenzen der Aussagef:higkeit der Daten
auf der Basis von Freiwilligkeit und Vertraulichkeit
II. f	r andere Akteure im Bildungssystem
Beschreibung und Analyse der Bedingungen, Prozessmerkmale
und Ergebnisse schulischer Arbeit
Ebene Beispiele aus TIMSS
Schler ProblemlDse- und Denkf:higkeiten bauen auf fachlichem Wissen auf.
Fberwindung von Fehlvorstellungen ist grDßte Kompetenzschwelle.
Einfache Anwendungsaufgaben sind Leistungsschwerpunkte deutscher
Schler.
Lehrer Lehrer kDnnen die Effizienz des eigenen Unterrichts und den Anforde-
rungsgehalt von Aufgaben schlecht einsch:tzen.
Klasse Schlerorientierter Unterricht fDrdert die Motivation der Schler; es l:sst
sich jedoch kein positiver Zusammenhang mit der Leistungsentwicklung
nachweisen.
Ein mittleres didaktisches Komplexit:tsniveau ist optimal fr Leistungs-
entwicklung; effiziente Klassenfhrung ist Voraussetzung fr didaktisch
anspruchsvollen Unterricht.
Es lassen sich keine strukturellen Unvertr:glichkeiten zwischen kogniti-
ven, affektiven und sozialen Zielen des Unterrichts nachweisen.
Schule Geschlechtsspezifische Unterschiede bleiben innerhalb der Schulen be-
deutsam.
Schulform 12- und 13-j:hriges Gymnasium sind bzgl. math.-nat. Leistungen gleich-
wertig.
Bildungssystem Gymnasialquote hat keinen bedeutsamen Einfluss auf durchschnittliches
Leistungsniveau.
Zentralabitur sichert mDglicherweise Standards in Kursen mit geringer Se-
lektivit:t.
Lehrpl:ne fr Grundkurse werden nicht stringent umgesetzt.
Abb. 9: Nutzen von Large Scale-Schulleistungsstudien.
Der eigentliche Nutzen von zentralen Schulleistungsstudien auf Stichprobenba-
sis liegt nicht in den einzelschulbezogenen Informationen sondern in den mehr
oder minder generalisierbaren deskriptiven und analytischen Befunden, die
sich bei Studien wie TIMSS oder PISA in charakteristischer Weise auf fast alle
Ebenen des Schulsystems beziehen. Abbildung 9 stellt einige Befunde auf un-
terschiedlichen Systemebenen beispielhaft dar. Charakteristisch f%r jeden die-
ser Befunde ist, dass keiner direkte Entscheidungshilfen liefert, sondern eher
die Komplexitt von Entscheidungssituationen vergr"ßert. Die Ergebnisse er-
"ffnen Raum f%r konstruktive Entw%rfe. Dies heißt aber auch, dass Evaluation
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auf System – ebenso wie auf Schulebene nicht per se praktisch n%tzlich ist.
Nutzen wird erst im reflexiven Gebrauch der Ergebnisse erzeugt. Die eigentli-
che Arbeit beginnt in der Schule, den sie unterst%tzenden Einrichtungen und
der Politik erst nach der Untersuchung.
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Helmut Fend
Bildungspolitische Optionen fr die Zukunft
des Bildungswesens
Erfahrungen aus der Qualittsforschung
In den letzten Jahren lsst sich in der Beobachtung des Bildungswesens un-
bersehbar eine neue Haltung feststellen. Bildungssysteme werden zuneh-
mend in Analogie zu nationalen konomien unter dem Gesichtspunkt ihrer
Produktivitt gesehen. Welche nationalen Bildungssysteme bringen bessere
Leistungsprofile hervor, welche schlechtere? Oder pdagogischer formuliert:
In welchen Bildungssystemen lernen die Schler viel, in welchen wenig? Gibt
es Hinweise, welche Merkmale nationaler Bildungssysteme zu einer guten
oder eher mangelhaften F-rderung der Schler beitragen? Gibt es gar Hin-
weise, dass Bildungssysteme hier einen Aufstieg und einen Niedergang erleben
k-nnen? Ergeben sich daraus Hinweise auf Gestaltungsimperative fr die Zu-
kunft?
Der aktuelle Hintergrund dieser Fragen ist bekannt. Es geh-rt zu den wich-
tigsten Fortschritten der OECD, in den letzten Jahren ihre Beobachtung ber
nationale Entwicklungen im -konomischen Sektor auch auf den Bildungs-
bereich ausgedehnt zu haben. Die Vorreiter dazu bildeten die so genannten
IEA-Studien (Husn 1967; Robitaille/Garden 1989; Schultze 1974, 1975;
Walker 1976), die seit der Mitte der 60er-Jahre in verschiedenen Lndern
durchgefhrt wurden. In ihnen wurden erstmals Bildungssysteme vieler Lnder
systematisch miteinander verglichen. Damit hat sich die Vorstellung etabliert,
es k-nnte Bildungssysteme geben, die in der Lage sind, mehr oder weniger zu
leisten, die mehr oder weniger effektiv und produktiv sind. Insgeheim wurde
damit unterstellt, ein Bildungswesen sei ein kollektiver Akteur, der sich mehr
oder weniger gut verhalten kann. Ein Bildungssystem ist in dieser Sichtweise
eine humane Kreation. Damit spitzt sich in diese Perspektive die Produktivi-
ttsfrage zur bildungspolitischen Frage zu, was getan werden kann, um einen
hohen Qualittsstandard eines Bildungswesens zu erreichen oder – falls er vor-
handen ist – zu sichern.
Diese Sichtweise wird im zeitlichen Vergleich noch interessanter. Dann
k-nnte sich nmlich herausstellen, dass Bildungssysteme einen Aufstieg oder
Abstieg erleben k-nnen. Wenn dem so ist, dann akzentuiert sich die gegenwr-
tige Diskussion um Qualitt im Bildungswesen zur Frage, was man in nationen-
vergleichender und historischer Perspektive zu Aufstieg und Niedergang von
Bildungssystemen sagen kann. Wenn man unterstellt, dass niemand fahrlssig
und absichtlich bemht sein wird, einen Niedergang gezielt herbeizufhren,
spitzt sich die Frage darauf zu, welche Maßnahmen unabsichtlich den Nieder-
gang bewirken k-nnen bzw. welche Maßnahmen geeignet sind, einen hohen
Qualittsstandard zu erreichen oder zu sichern.
Die Datengrundlage, die notwendig ist, um eine solchen Aufstieg und Nie-
dergang empirisch zu dokumentieren, ist sehr komplex. Es bedarf nmlich ver-
gleichender Daten zu Bildungssystemen verschiedener Nationen ber einen
lngeren Zeitraum. Genau dies strebt die OECD mit ihrem Konzept der Dau-
erbeobachtung von Bildungssystemen an. In Anstzen bestehen solche Daten-
strukturen bereits.
Der Vergleich von Nationen
Da mehrere Lnder an internationalen Studien seit 1964 teilgenommen haben,
etwa an der ersten internationalen Mathematik-Studie 1964 (Husn 1967), an
der Six-Subject-Studie aus dem Jahre 1970/1971 (Walker 1976) und den neue-
ren TIMSS-Studien (1994/1995) (Baumert/Lehmann 1997), ergeben sich erste
Hinweis auf Aufstieg, Abstieg oder Stagnation. Hier kann man erstmals histo-
rischen Entwicklungen in verschiedenen Lndern nachgehen.
Bildungssystem im Niedergang?
Ein besonders interessanter Fall ist dafr Neuseeland. Dieses Land hat 1970
in Naturwissenschaft international sehr gut abgeschnitten (Comber/Keeves
1973, S. 175), in den 90er-Jahren in TIMSS nur mehr durchschnittlich (Bau-
mert/Bos/Watermann 1998, S. 62, S. 65). Gleichzeitig sind seit damals in
Neuseeland strategische Vernderungen im Bildungswesen durchgefhrt wor-
den. Das alte lehrgangsorientierte Bildungswesen nach dem Vorbild Schott-
lands wurde aufgegeben und auf ein »Shopping-Mall«-System nach dem Vor-
bild amerikanischer Highschools umgestellt. Gleichzeitig wurde die
Schulautonomie gestrkt und lokalen Laienbeh-rden die Lenkung der Schu-
len bertragen.
Es k-nnte sein, dass dies ein Lehrstck fr eine Konfiguration von Maßnah-
men ist, das die Funktionsweise und Produktivitt eines Bildungswesens nach-
haltig beeinflussen kann.
Stagnierende Bildungssysteme?
Andere Lnder sind wiederum im Zeitraum von 1970 bis 1995 nicht vorange-
kommen (Baumert et al. 1998, S. 62, S. 65; Comber/Keeves 1973, S. 175). Sie
waren 1970 eher durchschnittlich bis schwach und waren es 25 Jahre spter
wieder. Dazu zhlen einmal die Vereinigten Staaten, aber auch die Bundesre-
publik Deutschland, die schon frher im internationalen Feld nur eine durch-
schnittliche Position eingenommen hat, ohne dass dies damals Beunruhigung
verursacht htte.
Bildungssystem im Aufstieg?
Eine gewissen Aufstieg hat Schweden zu verzeichnen (Baumert et al. 1998,
S. 62, S. 65; Comber/Keeves 1973, S. 175), ein Land, das sich infolge der intensi-
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ven Mitarbeit von Torsten Husen, einem der Initiatoren der IEA-Studien, an
allen Studien beteiligt hat und das die jeweiligen Ergebnisse sehr detailliert zur
Kenntnis genommen hat. Schweden hat deshalb frh die Entwicklungsarbeit
im Bildungswesen auf eine intensive Analyse des Ist-Zustandes gesttzt.
Die historische Perspektive
Die sich przisierende Sichtweise von Bildungssystemen als kollektiven, von
identifizierbaren Personen und Strukturen gestalteten sozialen Institutionen
(Jenzer 1997), verweist darauf, dass wir den Aufstieg und die Stagnation von
Bildungssystemen nur historisch erklren k-nnen.
Fr den Kanton Zrich msste man in dieser Hinsicht eine Erfolgsge-
schichte erzhlen. Sie beginnt mit der Reformation, die vom 16. zum 18. Jahr-
hundert zu einem starken Alphabetisierungsschub gefhrt hat. Im 19. Jahrhun-
dert hat sich schließlich im Zuge des frhen und glcklichen Siegeszuges eines
republikanischen Staatswesens eine -ffentliche Volksschule herausgebildet, die
folgende Merkmale hatte (Criblez/Jenzer/Hofstetter/Mangnin 1999; Frey
1953):
– -ffentliche Verantwortung fr die Volksschule, private Angebote gehen zu-
rck (keine Zweiteilung wie z.B. in den USA),
– demokratische Kontrolle der Volksschule durch die Bev-lkerung in der
Form einer Laienaufsicht (nicht durch die Verwaltung und die Politik selber
wie z.B. in Deutschland),
– einheitliche rechtliche, personelle und finanzielle Rahmenbedingungen
(nicht wie z.B. in den Niederlanden),
– frhe Trennung von Staat und Kirche (nicht wie in den Niederlanden),
– Etablierung der Verantwortung fr die Durchfhrung von Unterricht beim
einzelnen Lehrer,
– Strkung der berschulischen Verantwortung der Lehrerschaft in den Kapi-
teln (parteiungebundene Organisation der Lehrerschaft).
Durch den historischen Blick werden nationale Besonderheiten von Bildungs-
systemen sichtbar, die in den internationalen Studien in den Hintergrund tre-
ten. In Letzteren besteht die Tendenz, Bildungssysteme als jeweils komplexe
Kombination isolierbarer Variablen zu betrachten. In der historischen Analyse
kommt dagegen zum Vorschein, dass ein Bildungswesen das jeweils historisch
entstandene Gesamtgefge eines handelnden kollektiven Akteurs bildet. Die
nationalen Konfigurationen sind dabei unterschiedlich. Fr die Schweiz ist cha-
rakteristisch, dass es sich relativ frh vom lokalen Einfluss der Kirchen gel-st
hat, demokratische Prozesse etabliert und eine spezifische Verteilung von Ver-
antwortlichkeiten der Steuerung entwickelt hat. Whrend die Rahmenbedin-
gungen zentral und kantonal festgelegt wurden, etwa in Bezug auf die Perso-
nalfinanzierung und die anerkennungsfhigen Abschlsse, wurde die lokale
Steuerung von demokratisch gewhlten Volksvertretern (Schulpflegen und Be-
zirkspflegen) bernommen. Dies fhrte zu einer eher schwachen Position des
Lehrers, der permanenten Aufsichtsprozessen ausgesetzt war. Gegengewichtet
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wurde sie durch die Entwicklung einer organisationsgesttzten Solidaritt der
Lehrerschaft, die analog zur Organisation der Kirche in Kapiteln und Synoden
offizielle Organe hatte.
Das deutsche Bildungswesen entwickelte – mit regionalen Besonderheiten –
eine andere Konfiguration. Hier war die Stellung der zentralen staatlichen
Ebene deutlich strker als die lokale. Der im Vergleich zur Schweiz schwachen
demokratischen Steuerung stand der Ausbau der staatlichen Aufsicht und poli-
tischen Regulierung gegenber. Der Lehrer hatte als Vertreter des Staates ge-
genber der Schler- und Elternschaft eine starke Position, dem Staat gegen-
ber aber eine strkere Abhngigkeit.
Solche je spezifischen historischen Entwicklungen ließen sich fr alle Ln-
der explizieren. Sie verweisen darauf, dass ohne historische Perspektive der
Vergleich der »Produktionsweise von Bildungsergebnissen« in verschiedenen
Lndern unverstanden bleiben muss.
Die Kernfrage, die sich angesichts dieser historischen Entwicklungen stellt,
ist die, ob die dadurch entstandenen Machtverteilungen und Steuerungsinstru-
mente des Bildungswesens ineffektiv und berholungsbedrftig sind. Ist die al-
te Steuerungsform nicht zu langsam, zu sehr an den Bedrfnissen des Staates
und zu wenig an denen der Brger orientiert? Macht sie nicht die Beteiligten
unmndig und gibt sie dem Staat, den Lehrern und vielleicht noch den Lehrer-
verbnden zu viel Macht? Sollten wir den historischen Gang in der Systembil-
dung des Schulwesens, in dessen Verlauf private Initiativen immer strker in
den Hintergrund getreten sind, wieder rckgngig machen und Bildung fr die
Akzeptanz auf dem Markt -ffnen?
Die neuere Diskussion zu Fragen ber Vor- und Nachteile einer strker wir-
kungsorientierten Steuerung des Bildungswesens, ber Schulautonomie und
Leistungslohn bedarf, dies wird oben sichtbar, einer historischen Dimension.
Dabei wird gleichzeitig sichtbar, dass diese Fragen nur lnderspezifisch, also
auf dem Hintergrund der historisch entstandenen Bildungssysteme beantwortet
werden k-nnen.
Alte und neue Steuerungsformen
Bevor diese Fragen diskutiert werden, sollen die alten und neuen Steuerungs-
formen einander exemplarisch gegenbergestellt werden. Die nebenstehende
Mbersicht soll helfen, idealtypische Steuerungsmodelle zu illustrieren. Fr das
»alte Steuerungsmodell« steht ein gewisses Grundmodell des Schweizer Bil-
dungswesens Pate, das teilweise auch dem in Deutschland entspricht. In star-
kem Maße unterscheidet sich davon das Niederlndische Bildungssystem, das
durch die starke Macht der lokalen und konfessionellen Schulbeh-rden ge-
kennzeichnet ist und deshalb vor allem mit dem Problem zu kmpfen hat, an-
gesichts der großen lokalen Autonomie eine gewisse Einheitlichkeit der Stan-
dards zu erreichen. Wiederum andere Steuerungsprobleme wirft das
amerikanische Bildungssystem auf, da hier die bildungsbewussten Eltern dem
staatlichen Bildungssystem durch die Wahl guter privater Schulen entkommen
k-nnen.
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Schulebene Schwach entwickelt Stark durch gebietsunabh!ngige
Schulwahl der Schler
Stark durch Selbstwahl von Lei-
tern und Zuwahl neuer Lehrer
durch das Kollegium
Erwirtschaftung eigener Einknfte
Lehrerebene .berprfung der Lehrergebnisse
und Lernerfolge ber eng curricu-
lar gebundene Prfungen im
schulischen Alltag





Schlerebene Bindung der schulischen und
beruflichen Aufstiegschancen an
die Abschlussprfungen in den
Schulen
Stark durch Beurteilung der
Lehrkr!fte
Elternebene Schwach entwickelt Stark durch Wahl von Schulen
und durch die Evaluation der
Lehrkr!fte
Voucher-System
Umstellung auf neue Steuerungsformen?
Das herk/mmliche Modell der Qualittssicherung (Fend 1998) im kontinenta-
len Europa geht von einer starken Systemebene aus, in dem auf legislativer und
administrativer Ebene ber Ziele, Anforderungen und Inhalte des Lernens
entschieden wird. Fr die Lerninhalte und Lernanforderungen werden Zeit-
budgets mit entsprechenden personellen und materiellen Ressourcen zur Ver-
fgung gestellt. Der primre Adressat dieser Rahmenvorgaben ist der Lehrer,
dem ber die Spezifikation der Rahmenvorgaben in Lehrmitteln und Prfun-
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gen und durch professionelle Qualifizierung die Verantwortung fr das Errei-
chen der vorgegebenen Ziele anvertraut wird. Aufsicht, Kontrolle, Mitsprache
der Eltern und hufig zentrale externe Prfungen, die von der Administration
kontrolliert werden, ergnzen die Sicherungsmaßnahmen, um die vorgegebe-
nen Ziele zu erreichen. Sparsame Mittelverwaltung, Gleichversorgung der
Schulen mit sachlichen und personellen Ressourcen begleiten diesen Ansatz
der Qualittssicherung. Die demokratischen Rechte der Beteiligten sind in ent-
sprechenden Personal- und Mitbestimmungsgesetzen geregelt.
Das »moderne« Instrumentarium sieht ganz anders aus (z.B. Brgger/Og-
genfuss/Strittmatter 1998). Die Beh-rden nehmen sich in ihren Kontrollan-
sprchen »zurck«, sie unterscheiden jetzt systematisch zwischen einer strategi-
schen Fhrungsebene und einer operativen. Auf der Ersteren werden
Zielvorgaben und Leistungsauftrge formuliert und mit entsprechenden Glo-
balbudgets versehen. Die operativen Einheiten, als welche die Schulen angese-
hen werden, k-nnen im Rahmen der Leistungsauftrge Organisationsform,
Mittelverwendung und teilweise auch Lehrplanbereiche selbst bestimmen. Die
Schule kann sowohl ihre Fhrungsspitze selbst einsetzen als auch das Personal
in eigener Verantwortung rekrutieren.
Zur Kontrolle kommen ebenfalls neue Instrumente ins Spiel. Ein Erstes be-
steht in standardisierten externen Kontrollen ber Leistungstests, die Auskunft
ber den Erfolg einer Schule, die als »produzierender Betrieb« gedacht ist, ge-
ben sollen. Als Personalkontrolle dient in diesem Konzept eine leistungsabhn-
gige Besoldung.
Um Qualitt sicherzustellen, wird als weiteres Kontrollinstrumentarium der
jeweiligen Schule ein Markt zugeordnet. Der Erfolg der Schule bemisst sich
dann in der Fhigkeit, fr viele Schler so attraktiv zu sein, dass sie von vielen
gewhlt wird.
Was spricht f+r, was gegen die Umstellung auf neue Steuerungsformen?
Im Folgenden sollen Erfahrungen berichtet werden, die fr und gegen die Um-
stellung auf die beschriebenen neuen Steuerungsformen sprechen. An erster
Stelle steht dabei die Strkung der Abnehmerseite durch die Einfhrung
marktwirtschaftlicher Mechanismen. Es wre somit zu fragen:
Sprechen die Ergebnisse der Bildungsforschung der letzten Jahre daf+r,
ein staatliches Bildungssystem auf ein marktorientiertes Angebot umzustellen?
Die Qualitt eines marktorientierten Angebotsystems wird in Analogie zu
wirtschaftlichen Ordnungsstrukturen darin gesehen, dass der Wettbewerb bei
gegebener »Konsumentensouvernitt« eine hohe Qualitt sicherstellt.
Erfahrungen in anderen Lndern, insbesondere in den USA und in Eng-
land, sprechen deutlich dafr, dass die Er-ffnung von Wahlm-glichkeiten
durch die »Kunden« das Bemhen der Bildungseinrichtungen steigert, ein
m-glichst gutes Angebot zu machen, fr das die Eltern bereit sind, finanzielle
Mittel zu investieren. Wenn die Existenz einer Schule von der Wahl durch El-
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tern und Schler abhngt, dann versucht sie, ber ein qualitativ hochwertiges
Angebot auch m-glichst viele gute Schler zu bekommen. Es setzt somit ein
Wettbewerb um gute Schler ein, die ber sptere Studienerfolge den Erfolg
der Schule vorzuzeigen helfen. Die Anstrengungen der Schule richten sich hier
dann darauf, das eigene Angebot so zu »verkaufen«, dass m-glichst finanzkrf-
tige, interessierte und bildungsorientierte Elternhuser ihre Kinder in solche
Schulen schicken. Die Fhigkeit, problematische Kinder »draußen« zu halten,
wird zur zentralen Voraussetzung, ein hohes Niveau von Schulleistungen zu er-
zielen und sich somit in der ffentlichkeit als »gute Schule« zu prsentieren.
Die Folgefrage liegt auf der Hand: Was geschieht mit den »schwcheren«
Schlern? Sie finden sich gehuft in »problematischen« Schulen, die eingerich-
tet werden, um den Gesetzen der allgemeinen Schulpflicht zu gengen.
Damit zeigt sich als Nebeneffekt einer Konzentration des Wertvollen in we-
nigen Schulen eine Varianzerh/hung der Qualitt der Bildungseinrichtungen
insgesamt. Sie kann gleichzeitig mit einem Rckgang der Qualitt jener Bil-
dungssegmente verbunden sein, die nicht von finanzkrftigen Nachfragegrup-
pen aufgesucht werden. Das allgemeine Niveau des Bildungswesens erh-ht sich
dann nicht, die Verbesserung ist auf bevorzugte Segmente beschrnkt. Im pro-
blematischen Segment von Schulen entsteht auch kein Druck auf die verant-
wortlichen Instanzen, die Qualitt des Angebotes zu verbessern, da die bil-
dungsbewussten und meinungsbildenden Eltern Schulprobleme durch
Selektion, durch die »Auswanderung« in gute Schulen l-sen.
Gegen eine v-llige Umstellung auf Marktbedingungen sprechen aber noch
andere sozialpolitische Argumente. Bildungsm-glichkeiten einkommensunab-
hngig allen Mitgliedern eines Gemeinwesens zur Verfgung zu stellen ist
heute eine der wenigen verbliebenen M-glichkeiten, den stark differenzieren-
den Effekten des Marktes ein Gegengewicht gegenberzustellen. Wrde man
das Bildungswesen v-llig auf Marktbedingungen umstellen, dann wre dies ein
weiterer Schritt in Richtung einer Entsolidarisierung der Gemeinwesen. Die
»Reichen« wrden nicht in der Form von h-heren Steuern in ein -ffentliches
Bildungswesen investieren, sondern ihr Einkommen privat in von ihnen ge-
whlte Schulen einbringen.
Natrlich wrde man sich beides wnschen: ein starkes /ffentliches Bil-
dungssystem, gesttzt vom Vertrauen der Bev-lkerung in seine Leistungsfhig-
keit, das gleichzeitig eine solche Kundenorientierung und Responsivitt gegen-
ber den Bedrfnissen und Ansprchen der Kunden zeigt, die bei
konkurrierenden Angeboten auf einem Bildungsmarkt zu erwarten wren.
Sprechen die Ergebnisse der Bildungsforschung der letzten Jahre daf+r, die
zentralen Rahmenvorgaben in der Form von extern mitbestimmten Pr+fungen,
verpflichtenden Lehrplnen und starker Schulaufsicht abzubauen und der
Schule vor Ort mehr Entscheidungskompetenzen einzurumen?
Diese zweite ordnungspolitische Kernfrage richtet sich auf die derzeitigen Be-
mhungen, die Rolle der Schulaufsicht neu zu bestimmen, der einzelnen Schu-
le mehr Autonomie zu verleihen, um die Schule als pdagogische Handlungs-
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einheit zu strken (Fend 1986) und sie zum Ort der pdagogischen Entwick-
lungsarbeit zu machen.
Dies kann in zwei Varianten geschehen. In einer ersten geht es vor allem
um eine Verlagerung von Kernentscheidungen ber die Ressourcen, die Orga-
nisationsform, den Lehrplan und die Personalauswahl von der schulbergrei-
fenden Ebene auf die schulische Ebene. Im Rahmen eines Konzeptes der Teil-
autonomie (Avenarius 1995; Daschner/Rolff/Stryck 1995; Leschinsky 1992;
Posch/Altrichter 1992) k-nnen Lehrer ber Globalbudgets, curriculare
Schwerpunkte und Organisationsformen in definierten Grenzen selber ent-
scheiden. Weiter gehend wren die M-glichkeiten von Schulen, sowohl ihre
Leiter als auch neue Kollegen selber zu rekrutieren.
Eine zweite Variante setzt auf ein Instrumentarium der Schulentwicklung.
Mber die Einigung auf Schulleitbilder und Schulprofile, ber die Strkung der
kollegialen Professionalitt durch Selbstevaluation und Professionsstandards,
um so auch Einfluss auf »problematische Kollegen« zu bekommen, sollen
Schulen qualitativ besser werden (Specht/Thonhauser 1996). Dieses Instru-
mentarium liegt zurzeit in vielen attraktiven Handbchern vor (Altrichter/
Posch 1996; Dalin/Rolff/Buchen 1995; Eikenbusch 1998; Rolff/Buhren/
Lindau-Bank/Mller 1998; Schratz/Steiner-Lffler 1998).
Die entscheidende Rckfrage liegt bei allen diesen Bemhungen auf der
Hand: Wer kontrolliert die »Schulebene«? Fhrt dies nicht einfach zu einer
Selbstbedienung der schulischen Machtelite mit Privilegien wie gnstigen De-
putatsverteilungen, Auswahl attraktiver Schlergruppen, Dispens von »Mber-
stunden«, Bequemlichkeit in der pdagogischen Arbeit?
Um dem vorzubeugen und die Schule strker an die marktorientierten Be-
triebe in der Wirtschaft anzunhern, wird die Gewhrung von Schulautonomie
hufig als mit einem Markt gekoppelt gedacht. Wenn schlechte pdagogische
Arbeit dazu fhren wrde, dass die Schule als Betrieb keine Kunden fnde und
so geschlossen wrde, dann she sich die Lehrerschaft einer Schule den stren-
gen Kontrollen des Marktes ausgesetzt. In amerikanischen »Independent
Schools« ist dies auch der Fall. Sie k-nnen unter solchen Rahmenbedingungen
»autonom« sein, ohne dass ein Qualittsverlust eintritt. Weitgehende Schulau-
tonomie setzt also eine Marktorientierung der einzelnen Schule voraus.
Damit stellt sich hier wieder die Frage nach dem Markt im Bildungswesen.
Welche Folgen fr die Haltung der Bev-lkerung haben, so sei hier nochmals
akzentuiert gefragt, -ffentliche und damit politisch-administrativ verantwortete
Schulen bzw. marktorientierte und unabhngige Schulen?
Werden Lehrkrfte und Sachmittel den Schulen von zentralen staatlichen
Instanzen unabhngig von der Finanzkraft einer Schule vor Ort zugewiesen
und werden Leistungsniveaus einzelner Schulen etwa durch zentrale Ab-
schlussprfungen auf Basisebene, auf mittlerer Ebene oder beim Hochschulzu-
gang (z.B. Zentralabitur) extern mit-kontrolliert (z.B. durch schulferne Zweit-
korrekturen der Abiturprfungen), dann strkt dies das Vertrauen der
Bev-lkerung in die Leistungsfhigkeit des Bildungswesens und die Gleichbe-
handlung aller Bev-lkerungskreise. Sie sind damit von großer sozialpolitischer
Bedeutung im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes aller Brger. Wenn die
Gesamtversorgung aber eher drftig und wenig attraktiv ist, dann sinkt auch
die Qualitt des gesamten Bildungssystems. Dies erh-ht den Druck jener Be-
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v-lkerungskreise, die sich teurere Bildungseinrichtungen leisten k-nnten, aus
dem System auszuscheren und neue M-glichkeiten zu suchen. Andererseits
nimmt, wenn dieses Ausscheren nicht m-glich ist, der Druck auf die Politik zu,
das gesamte Bildungssystem besser auszustatten und zu strken, um eine ent-
sprechende Whlerakzeptanz zu erreichen.
Wer ein Bildungssystem insgesamt »stark« machen m-chte und daran inte-
ressiert ist, dass auch weniger privilegierte Bev-lkerungskreise in den Genuss
eines gut ausgestatteten Bildungswesens kommen, der muss fr »starke« Rah-
menbedingungen sein:
– fr klare curriculare Vorgaben,
– fr eine kontinuierliche Leistungsprfung in curricular abgestimmter Weise,
also fr eng an das Unterrichtete angelehnte Prfungen,
– fr extern abgesicherte Leistungsniveaus, die nicht durch ein standardisier-
tes Testsystem zu lehrplanfernen Prfungen degenerieren, und
– fr ein System der Gleichversorgung der einzelnen Schulen in personeller
und materieller Hinsicht.
Er muss ein Interesse daran haben, dass die Schulen ber glaubw+rdige Leis-
tungsausweise Vertrauen bei den Abnehmern erzeugen. Die Leistungsauswei-
se mssten auf durchschaubaren und klaren Wegen zu erwerben sein und ber
sie mssten weitere Bildungsm-glichkeiten offen stehen. Auf dieser Grundlage
k-nnen Bildungsabschlsse wichtige Instrumente der Lebensplanung werden.
Sie k-nnen Laufbahnen vorstrukturieren, aber auch gezielte Laufbahnwechsel
erm-glichen.
Die letzten Jahrzehnte haben aber auch die Nachteile eines solchen Systems
deutlich gemacht. Zu ihnen zhlen die Unbeweglichkeit des Gesamtsystems,
die Verfhrung zum schlichten Exekutieren der Rahmenvorgaben auf Schul-
ebene, die M-glichkeit, im Rahmen formaler Beamtenpflicht-Erfllung sch-
lerunfreundlichen und didaktisch schlechten Unterricht ber Jahre praktizieren
zu k-nnen, die mangelnde Ausrichtung an guten Lernprozessen bzw. die
Orientierung an schlichter Gesetzesf-rmigkeit.
Die berechtigte Kritik, dass dies den heutigen Erkenntnissen eines moder-
nen Managements nicht mehr entspricht, wie eine Fhrungsform aussieht, die
auf die Motivation und Selbstverantwortlichkeit der Mitarbeiter setzt, hat an
vielen Orten zu Mberlegungen gefhrt, wie die Steuerungsmodalitten des Bil-
dungswesens verndert werden k-nnten (Brgger 1995; Dubs 1994, 1996;
Schedler 1995; Ulrich/Sidler 1977). Ob ein solches Management auch bei
Beibehaltung zentraler Gestaltungs- und Versorgungsgrundstze m-glich ist,
gilt es auszuloten (Liket 1996).
K/nnen Schulen als »Betriebe« gef+hrt werden?
Bei der Mbertragung von Fhrungs- und Managementkonzepten auf Schulen
wird davon ausgegangen, dass Schulen genauso wie Wirtschaftsunternehmen
als Betriebe gefhrt werden k-nnen. Diese Analogie von Schulen zu Wirt-
schaftsbetrieben ist in mehrfacher Hinsicht problematisch.
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Zum Ersten entspringen die Angebote der Schule nicht ausschließlich ei-
nem individuellen Interesse der Abnehmer. Ein entsprechendes demokrati-
sches Bewusstsein, eine Einfhrung in die kulturellen Traditionen eines Ge-
meinwesens zur Strkung der sozialen Identitt, eine Orientierung an
Wahrhaftigkeit, Toleranz und Mitmenschlichkeit, eine Erschließung der Men-
schen fr Vernunft und Moralitt sind nicht allein individuelle Interessen, son-
dern kulturelle Traditionen und Ansprche des Gemeinwesens. Auch die Si-
cherung eines hohen Niveaus an Qualifikationen und die ffnung von
leistungsabhngigen Zugngen zu Bildung und Lernen liegen im gemeinschaft-
lichen Interesse.
Sich jene Bildung »kaufen« zu k-nnen, die man will, ist somit als Ausgangs-
punkt fr die Angebotsgestaltung von Schulen unzureichend. Es k-nnte sogar
zur Folge haben, dass Eltern ihre Kinder in jene Schulen schicken, in denen sie
entsprechende Zeugnisse und Abschlsse am »billigsten« bekommen.
Ein zweiter Punkt st-rt die Analogie von Schulen zu Produktionsbetrieben.
Die »Produkte« der Schule sind nicht ausschließlich das Ergebnis der »Produk-
tionsform« einer Schule. Was Schler k-nnen, ist in hohem Maße von den
Schlern – und ihren Eltern – »mitproduziert«. Die Analogie zu Wirtschaftsbe-
trieben wrde in umgekehrter Richtung darin bestehen, dass die Kunden, die
Produkte von Wirtschaftsunternehmen kaufen, diese Produkte selbst mit her-
stellen. Wenn die Co-Produktion fr Schulen charakteristisch ist, dann entsteht
ein komplexeres Verhltnis von Angebot und Nutzung als das von Produktion
und Kauf. In Schulen kann dabei die sinnvolle Paradoxie entstehen, dass das
bestm-gliche Angebot darin besteht, die »Kunden« zu motivierten Produzen-
ten der eigenen Lernergebnisse zu machen.
Ein dritter Punkt, der Schulen von industriellen Betrieben unterscheidet,
besteht darin, dass es in Schulen im Gegensatz zu technischen Produktionsab-
lufen in Betrieben keine klaren Technologien gibt, die es erlauben wrden,
eindeutig effektive und objektivierbar beste Verfahren von weniger guten zu
unterscheiden. Dem Lehrerhandeln liegt eine sehr komplexe »weiche Techno-
logie« zu Grunde, die eine komplexe Vermittlung von Inhalten mit der »See-
len- und Lernstruktur« der Schler sowie deren Eigenintentionalitt beinhal-
tet.
Wenn alle diese Punkte zutreffen, dann ist in Bildungssystemen eine andere
Konfiguration von Rahmenregelungen, Eigeninitiative und Marktbedingungen
optimal als in marktorientierten Wirtschaftsbetrieben. Sie soll in einer letzten
Frage angesprochen werden.
Gibt es im Bildungswesen die M/glichkeit, /ffentliche Mrkte zu
etablieren, in denen sich wohlfahrtsstaatliche Aufgaben mit marktbezogenen
Anreizstrukturen verbinden?
Mein Votum aus den Erfahrungen mit geschwchten systemischen Regelungen
zur Sicherung eines hohen Anforderungsniveaus geht aus den obigen Ausfh-
rungen hervor: Ein Abbau der zentralen Rahmenbedingungen muss im Detail
sehr sorgfltig bedacht werden. Er darf nicht dazu fhren, dass die Basis der
Gemeinsamkeit in der Gesellschaft, im Schulwesen spezifiziert als gleichwerti-
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ges Angebot guter Bildungschancen vor Ort, unabhngig von den finanziellen
Ressourcen der »Kunden«, geschwcht wird. Gleichzeitig gilt es, die Selbstge-
rechtigkeit eines staatlichen Monopols durch Strukturen besserer Kunden-
orientierung abzubauen und pers-nliche Initiativen und Anreize fr optimale
Gestaltung des Lehr-Lern-Prozesses institutionell zu belohnen und abzusi-
chern. Die Zukunftsaufgabe besteht darin, neue Konzepte eines wohlfahrts-
staatlichen Marktes, eines »public market«, zu entwickeln, durch den Bildungs-
systeme als -ffentliche Gter allen Brgern mit gleicher Qualitt zugute
kommen, aber gleichzeitig ber eine Erweiterung von Mitentscheidungsm-g-
lichkeiten und Wahlm-glichkeiten responsiv gegenber den »Kundenurteilen«
sind. Dies setzt auch voraus, dass die Lehrerttigkeit in h-herem Maße als bis-
her einer -ffentlichen Verantwortung ausgesetzt wird. Sie muss gleichzeitig
durch systemische Rahmenbedingungen gestrkt, professionell entwickelt,
durch kollegiale Strukturen auf Schulebene gesttzt und gegenber den »Kun-
den« offen werden. Es darf also nicht darum gehen, die Systemebene gegen die
Schulebene oder diese gegen die Lehrerebene auszuspielen oder personale
Kompetenzen von Lehrern mit Ressourcen und Rahmenvorgaben aufzurech-
nen. Auf allen Ebenen muss es gelingen, solche Anreizstrukturen, Evaluations-
formen und Ressourcenallokationen vorzunehmen, dass die Wahrscheinlich-
keit steigt, dass sich die »guten«, die engagierten Krfte in der Gestaltung von
Lehren und Lernen durchsetzen. Die Gestaltung eines Bildungswesens ist so-
mit eine synthetische Aufgabe, bei der die Suche nach optimalen Konfiguratio-
nen verschiedener Aspekte des »kollektiven Akteurs« Bildungssystem im Vor-
dergrund zu stehen hat. Dabei sind die traditionellen Instrumente der
Ressourcenvorgabe, der Personalqualifizierung und der regulativen Kontrolle
ber gesetzliche Regelungen unentbehrlich. Sie durch neue Instrumente der
Evaluation, der Schaffung von Qualittsanreizen und der Bildung selbst orga-
nisierter ffentlichkeiten in teilautonomen Schulen zu ergnzen ist die anste-
hende Gestaltungsaufgabe fr das Schulsystem des 21. Jahrhunderts.
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Als in der »Sowjetisch besetzen Zone« Deutschlands (SBZ) 1946 ein neues
Schulgesetz erlassen wurde, erhielt dieses den Namen »Gesetz zur Demokrati-
sierung der deutschen Schule«. Es versprach, das neue Bildungssystem werde
»jedem Kind und jedem Jugendlichen ohne Unterschied des Besitzes, des
Glaubens oder seiner Abstammung [eine] vollwertige Ausbildung« zukommen
lassen, die gleichermaßen die »gesellschaftlichen Bed2rfnisse« und die »Nei-
gungen und F4higkeiten« der Heranwachsenden ber2cksichtige.1 Paul Wan-
del, der erste Pr4sident der Zentralverwaltung f2r Volksbildung in Ostdeutsch-
land, w2rdigte diese Programmatik als Errungenschaft einer sozialistischen
Neubestimmung des traditionellen Verh4ltnisses von Staat und Erziehung und
stellte in Aussicht, durch sie lasse sich der nationalsozialistische Missbrauch
von Erziehung und Schule endg2ltig 2berwinden:
»Wir verstehen Politik als Sammelbegriff aller Beziehungen in unserem ge-
sellschaftlichen Leben und in der Gestaltung des neuen Staates. Wenn jemand
zur Ablehnung dieses politischen Ausgangspunktes auf die fragw2rdige ›Politi-
sierung der Schule‹ der vergangenen zw?lf Jahre hinweisen sollte, dann erkl4-
ren wir: Keinem Menschen w2rde es einfallen, auf die Anwendung des Feuers
darum zu verzichten, weil Brandstifter es missbrauchen. Ebenso ist es mit die-
ser Frage der Beziehung zwischen Politik und Schule. Ohne auf die vielartigen
Auffassungen einer 2ber der Politik stehenden P4dagogik einzugehen, m?chte
ich doch auf die historische Tatsache hinweisen, dass es bisher kein Schulsys-
tem in irgendeinem Lande gab und gibt, das nicht in seinem Erziehungsziel
und in seinem ganzen Charakter auf den jeweiligen Staat, auf die jeweils herr-
schenden gesellschaftlichen Verh4ltnisse eingestellt [gewesen] w4re. Das kann
auch nicht anders sein. Das neue in unserer Stellungnahme ist …, dass wir im
Gegensatz zu vielen anderen diese Tatsache offen aussprechen.« (Wandel
1946, S. 255)
Die Auffassung, die Wandel 1946 vertrat, war freilich nicht so originell und
neuartig, wie er meinte, sondern kann auf eine immerhin mehr als 2000-j4hrige
Geschichte zur2ckblicken, mit der ich mich im Folgenden auseinander setzen
werde. Ich tue dies nicht, um zu zeigen, dass die immer wieder behauptete Af-
finit4t von Erziehung und Staat auch heute noch ungebrochen gilt. Vielmehr
m?chte ich die gegenteilige Auffassung vertreten, dass Wandels These zwar
1 Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schule 1946, S. 2; es ist dies der bis heute
einzige Gesetzestext in Deutschland, der schon von seinem Namen her Fragen der Er-
ziehung, Bildung und Institutionalisierung des Bildungssystems zu Problemstellungen
der demokratischen Grundordnung in Beziehung setzt.
f2r alle historischen Staatsformen, nicht aber f2r diejenige einer freiheitlichen
Demokratie Geltung beanspruchen kann. Diese ist unter den bekannten
Staatsformen die einzige, die sich ihren eigenen Grunds4tzen zufolge ein Ver-
bot auferlegen muss, die Lebensformen der Menschen zu normieren und P4-
dagogik durch die Setzung von Erziehungszielen und Bildungsidealen als einen
angewandten Teil der Politik zu konzipieren.
Bei der Entwicklung und Begr2ndung dieser These ziehe ich vier verschie-
dene, an klassischen Positionen ausweisbare Verh4ltnisbestimmungen von P4d-
agogik und Politik zu Rate.
– Die erste behauptet einen Primat der Politik vor der P4dagogik und fragt:
Welche Erziehung braucht der Staat? Sie werde ich am Beispiel der aristo-
telischen Politik vorstellen.
– Die zweite geht mit John Dewey von einem Primat der Demokratie in der
Erziehung aus. Ihr Problem lautet: Welche Erziehung braucht die Demo-
kratie?
– Die dritte erkennt mit Condorcet, Wilhelm von Humboldt und Schleier-
macher der Bildung einen Primat vor der Politik zu und fragt: Welche Ge-
sellschaft braucht der an seiner Bildung arbeitende Mensch?
– Die vierte bewegt sich jenseits der Duale von P4dagogik und Politik bzw.
Bildung und Politik und diskutiert das Problem: Worin besteht der ?ffentli-
che Charakter von Bildung und Demokratie?
Vom Primat der Politik vor der Pdagogik
oder: Welche Erziehung braucht der Staat?
Darin, dass jeder Staat die Erziehung seiner B2rger normiert, stimmen 4ltere
und neuere Theorien des Politischen 2berein. Die auf den griechischen Philo-
sophen Aristoteles zur2ckgehende Auffassung, dass Staaten sich und ihre
Verfassung durch die Erziehung der B2rger erhalten, galt bis ins 18. Jahrhun-
dert weitgehend unwidersprochen. Das trifft in gewissem Sinne auch f2r die
vier Regeln zu, die die aristotelische Politik f2r die Einrichtung einer guten Er-
ziehung aufstellte. Die erste lautet, die ganze Erziehung sei in eine private und
eine staatliche einzuteilen, die zweite legt fest, dass die staatliche Erziehung
»im Einklang mit [der] jeweiligen Verfassung« erfolgen m2sse, die dritte be-
sagt, dass staatliche Erziehung Heranwachsenden nur gemeinsam zu erteilen
sei, die vierte grenzt schließlich den staatlichen Erziehungsauftrag dahinge-
hend ein, der Staat k?nne seinen B2rgern nicht alles beibringen, was lehrbar
ist, sondern d2rfe sie nur in n2tzlichen Dingen und hier wiederum nur in dem
f2r alle Notwendigen und Unentbehrlichen unterrichten (vgl. Aristoteles: Po-
litik, 2. Buch, 1. und 2. Kap., 1260 b 26-1261 a 23 und 8. Buch, 1. und 2. Kap.,
1337 a 10-1337 b 5).
An der Begr2ndung, die Aristoteles diesen Regeln gab, l4sst sich pr2fen,
ob und inwieweit sie heute noch bedeutsam sind. Die Einteilung der Erziehung
in eine private und ?ffentliche legitimierte er damit, dass »gr?ßtm?gliche Ein-
heit« kein legitimes Ideal staatlicher Gemeinschaften sei. Wenn n4mlich der
Staat die ganze Gesellschaft durchherrsche und bis in die Freundschaften der
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Einzelnen und die Familienbeziehungen der B2rger Staat zu sein beanspruche,
l?se er sich am Ende auf.2 Staatliche Handlungsfelder gebe es n4mlich nur,
wenn auch nicht-staatliche Handlungsbereiche existierten. Nicht-staatlich aber
seien insbesondere die Freundschaften unter M4nnern (Menschen), die Ver-
h4ltnisse von M4nnern und Frauen und die Beziehungen zwischen Eltern und
Kindern. Sie k?nnten angemessen nicht als Staat im Kleinen gedacht, sondern
m2ssten als in den Staat eingehende und von ihm zu achtende Gemeinschaften
konzipiert werden.
Dieser von Aristoteles in Auseinandersetzung mit Platons Staatsutopie
entwickelten Einsicht zufolge kommt die staatliche Organisation der Erzie-
hung zur individuell-famili4ren hinzu. Sie darf diese nicht – wie Platons Er-
ziehungsstaat – negieren oder f2r weite Teile der Bev?lkerung vernichten.
Nur bei Beachtung der Differenz zwischen famili4rer und staatlicher Erzie-
hung gilt dann auch die Regel, dass die Verfassung des Staates durch eine auf
sie ausgerichtete gemeinsame Erziehung auf Dauer zu stellen und zu erhalten
sei. Die klassische antike Antwort auf die Frage nach der angemessenen Ein-
richtung der Erziehung lautete somit, da Menschen von Menschen gezeugt
und als unfertige Wesen geboren werden, m2sse 2berall eine familienf?rmige
Erziehung der staatlich geordneten vorangehen. Letztere aber folge jener
nach und diene dem Zweck, die B2rger an die Verfassung der Staaten zu ge-
w?hnen. In diesem Sinne sei die Erziehung in Monarchien monarchisch, in
Aristokratien aristokratisch, in Oligarchien oligarchisch und in Demokratien
demokratisch formiert (vgl. Aristoteles: Politik 1337 a 14-17). Eine Sonder-
stellung aber r4umte Aristoteles der Demokratie nicht ein. Seine Politik ließ
durchaus verschiedene Verfassungsformen zu und war weit davon entfernt,
die Demokratie f2r die beste aller m?glichen bzw. denkbaren Verfassungen
zu halten.
Die von Aristoteles zuerst auf klare Begriffe gebrachte Auffassung vertrat
Mitte des 18. Jahrhunderts noch Montesquieu, als er in seiner 1748 erschiene-
nen Abhandlung "ber den Geist der Gesetze die Erziehung zu jenen Angele-
genheiten rechnete, deren Einrichtung »unmittelbar aus der Natur der jeweili-
gen Regierungsform« folgt (Montesquieu 1748/1992, S. 18ff. und S. 47ff.).3
Montesquieu entwickelte eine Typenlehre, welche verschiedene Staatsverfas-
sungen auf ihre Wechselbeziehungen zu Ethik, P4dagogik, Pkonomie und Re-
ligion untersucht und dabei auch die jeweils verfassungsaffinen Tugenden der
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2 So lehrt Aristoteles, der Staat sei zwar »der Natur nach fr2her als die Familie und der
einzelne Mensch, weil das Ganze fr2her sein muss als der Teil« (Politik 1253 a 18-21), er
sei dies jedoch nur insofern, als in staatlich verfassten Gemeinschaft immer zwischen
diesen selbst und den in ihr vorkommenden kleineren Gemeinschaften unterschieden
werden m2sse. Der Staat »ist seiner Natur nach eine Vielheit, sowie er aber mehr und
mehr zur Einheit wird, muss er statt eines Staates ein Haus und statt eines Hauses ein
Individuum werden. Denn ein Haus, wird jeder sagen, sei in h?herem Sinne eine Einheit
als ein Staat, und ein Individuum sei es in h?herem Sinne als ein Haus. K?nnte man also
auch diese Einheit verwirklichen, so d2rfte man [es] nicht, weil man damit den Staat auf-
h?be. Der Staat besteht aber nicht bloß aus einer Mehrheit von Menschen, dieselben
sind auch der Art nach verschieden; aus ganz gleichen Menschen kann nie ein Staat ent-
stehen.« (1261 a 18-24)
3 Vgl. auch die systematischen Beitr4ge von H.-E. Tenorth, St. Hellekamps und H.-Ch.
Harten in: Benner/Schriewer/Tenorth 1998.
B2rger bestimmt. Danach sind monarchische Staaten in allen St4nden auf eine
Erziehung der Untertanen zu »Ehre« und Ehrgef2hl, Despotien auf einen skla-
venartigen »Gehorsam« der Beherrschten, Republiken auf die »Liebe« der
B2rger zum »Vaterland« und Demokratien auf eine besondere Wertsch4tzung
von »Gleichheit« und »Einfachheit« angewiesen (vgl. Montesquieu 1748/1992,
S. 47ff. und S. 62ff.).
Als Erziehungsmittel, durch welche die Staaten ihre Verfassung auf Dauer
stellen, werden immer wieder die gew?hnende Sozialisation und die unterricht-
liche Unterweisung genannt. Nachwachsende Generationen sollen zun4chst in
die jeweils herrschende Sitte eingef2hrt und erst hernach in einem fortgeschrit-
teneren Alter 2ber die Gr2nde ihrer Legitimit4t und Vern2nftigkeit unterrich-
tet werden. Das unterrichtlich zu vermittelnde Wissen entstammt hierbei
einem teleologischen Wissenschaftsverst4ndnis, welches lehrt, dass nur
diejenigen eine Sache richtig verstehen, die um ihre Zweckursachen wissen.
Als allgemeine Zwecke aber wurden in der Natur die sich selbst erhaltenden
Arten und Gattungen und in der Gesellschaft die f2r den Fortbestand der Staa-
ten unverzichtbaren Gemeinschaften und Lebensformen angesehen.
Zu den Merkw2rdigkeiten der antiken Version dieses Ordnungsmodells
und seiner Wissens- und Handlungsformen geh?rte, dass es der Arbeit die
unterste und den in Muße auszu2benden T4tigkeiten die oberste Wertigkeit
zuerkannte und diese Hierarchie damit begr2ndete, in allen Angelegenheiten
seien nicht jene die wahren K2nstler, die etwas durch eigene T4tigkeit her-
vorzubringen verstehen, sondern diejenigen, die die von anderen hergestell-
ten G2ter zu h?heren Zwecken gebrauchen. Gegen diese Rangordnung gab
bereits Sokrates ironisch und skeptisch zu bedenken, sie basiere wom?glich
auf einer Illusion, zum Beispiel auf derjenigen, dass nicht die etwas von
Wachteln verstehen, die diese V?gel fangen, m4sten und braten, sondern nur
jene, die sie in Muße zu sich nehmen und nach dem Verzehr in H?heres ver-
wandeln (vgl. hierzu Platon: Euthydemos 289 b-292 e; siehe auch Benner
2000a).
Das teleologische Verh4ltnis von Staat und Erziehung gelangte an seine
Grenze, als sich unter dem Einfluss von neuzeitlicher Wissenschaft und verwis-
senschaftlichter Produktion bis dahin unbekannte a-teleologische Wissens- und
Handlungsformen entwickelten und weltweit durchsetzten. In diesen ahmt
menschliches Denken nicht mehr vorgegebene Ordnungen der Natur und der
Gesellschaft nach, sondern bringt menschlicher Verstand die Mannigfaltigkeit
nat2rlicher und gesellschaftlicher Erscheinungen in mathematisch konstruierte
Ordnungen, die keiner inneren Zweckm4ßigkeit der zu erkennenden Welt,
sondern einer Gesetzgebung des Menschen entstammen. Neuzeitliche Wissen-
schaft und Technik unterwerfen auf diese Weise nicht nur die nat2rliche, psy-
chische und gesellschaftliche Wirklichkeit menschlicher Willk2r und Herr-
schaft; sie stellen dar2ber hinaus die p4dagogische Praxis vor die Aufgabe,
auch die Erziehung nicht mehr nach Maßgabe hierarchisch-teleologischer Ord-
nungen zu denken, sondern als einen Bildungsprozess ohne Telos zu konzipie-
ren (siehe hierzu Benner/Brggen 1996).4
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4 Siehe auch die problemgeschichtliche Unterscheidung konstitutiver und reflektierender
Grundbegriffe p4dagogischen Denkens und Handelns, die auf diese bezogenen hand-
Vom Primat der Demokratie in der Erziehung
oder: Welche Erziehung braucht die Demokratie?
Das moderne Verh4ltnis von Demokratie und Erziehung hat John Dewey
1916 in seinem gleichnamigen p4dagogischen Hauptwerk untersucht und in
mehreren Thesen systematisch bestimmt. Von diesen lehnen sich einige an die
von Aristoteles bis Montesquieu geltende Tradition an, andere f2hren 2ber
sie hinaus.
In einer ersten These definiert Dewey die gesellschaftliche Funktion der
Erziehung zun4chst ganz im Sinne der vormodernen Tradition als die einer
»Leitung der Entwicklung der Unreifen«, die sich an den Formen des jeweili-
gen »Gruppenlebens« ausrichtet, in das diese eingef2hrt werden (Dewey 1964,
S. 113).5 In einer zweiten These modifiziert er diese Auffassung sogleich, in-
dem er zwischen modernen, in st4ndigem Wandel begriffenen Gesellschaften,
die »diesen Wandel – zum Besseren – als ihren Lebenszweck betrachte[n]«,
und traditionellen Gesellschaften unterscheidet, »die lediglich [an] ihrem un-
ver4nderten Fortbestand« interessiert sind (Dewey 1964, ebd.).6 In beiden Ge-
sellschaftsformationen gelten unterschiedliche Regeln. W4hrend statische Ge-
sellschaften »kein freies Wechselspiel unter [ihren] Mitgliedern« kennen,
verf2gen moderne Gesellschaften 2ber »eine reiche Mannigfaltigkeit gemein-
samer Unternehmungen und Erfahrungen«. Sie er?ffnen ihren Mitgliedern
»die gleiche M?glichkeit«, aus eigener und fremder Erfahrung zu lernen,
fremde Erfahrungen aufzunehmen und eigene an andere weiterzugeben
(Dewey 1964, S. 117).7
In einer dritten These kommt Dewey schließlich auf sein Verst4ndnis von
Demokratie zu sprechen. »Die Demokratie«, so f2hrt er aus, ist »mehr als eine
Regierungsform; sie ist in erster Linie eine Form des Zusammenlebens, der ge-
meinsamen und miteinander geteilten Erfahrung.« (Dewey 1964, S. 121)8 Hie-
raus folgert er in einer vierten These, dass alle auf mannigfaltigem Erfahrungs-
austausch basierende und diesen herbeif2hrende Erziehung per se immer
schon »demokratische Erziehung« sei: »Eine Gesellschaft …, die f2r die gleich-
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5 »To say that education is a social function, securing direction and development in the im-
mature through their participation in the life of the group to which they belong, is to say
in effect that education will vary with the quality of life which prevails in a group.« (De-
wey 1916, S. 87)
6 »Particularly is it true that a society which not only changes but which has the ideal of
such change as will improve it, will have different standards and methods of education
from one which aims simply at the perpetuation of its own customs.« (ebd.)
7 »This is equivalent to saying that there is no extensive number of common interests; the-
re is no free play back and forth among the members of the social group. Stimulation
and response are exceedingly one-sided. In order to have a large number of values in
common, all the members of the group must have an equable opportunity to receive and
to take from others. There must be a large variety of shared undertakings and experien-
ces. Otherwise, the influences which educate some into masters, educate others into sla-
ves.« (Dewey 1916, S. 90)
8 »A democracy is more than a form of government; it is primarily a mode of associated
living, of conjoint communicated experience.« (Dewey 1916, S. 93)
m4ßige Teilhabe aller ihrer Glieder an ihren G2tern und f2r immer erneute
biegsame Anpassung ihrer Einrichtungen durch Wechselwirkung zwischen den
verschiedenen Formen des Gemeinschaftslebens sorgt, ist soweit demokratisch.
Eine solche Gesellschaft braucht eine Form der Erziehung, die … diejenigen
geistigen Gew?hnungen schafft, die soziale Umgestaltungen sichern, ohne Un-
ordnung herbeizuf2hren.« (Dewey 1964, S. 136)9
Die vormodernen Formen der Gew?hnung und Unterweisung werden in
modernen Gesellschaften in eine nichtgew?hnend-umgew?hnende Erziehung
und in eine Unterweisung transformiert, die nicht mehr in teleologische, son-
dern in hypothetische Wissensformen einf2hrt (vgl. Rousseau 1762/o.J., S. 47).
Wenn Dewey diesen Vorgang mit dem Begriff Demokratie umschreibt, so ist
offensichtlich, dass er diesen Begriff nicht in der urspr2nglichen Bedeutung
von demos kratos – Volksherrschaft – gebraucht, sondern im Sinne von res pu-
blica als Pffentlichkeit deutet. Der Begriff der Demokratie wird von Dewey
als Formbegriff einer Interaktion und Kommunikation verwendet, welche tra-
ditionelle Grenzen zwischen »Klassen, Rassen und Nationalstaaten« 2berwin-
det und »die geistigen M?glichkeiten« der neuen Erfahrungsweise der Ten-
denz nach allen Menschen zug4nglich macht. Exempel, d.h. Beispiel und
Vorbild einer solchen Formation ist f2r ihn die Gesellschaft der Vereinigten
Staaten von Amerika, die als Einwanderungsgesellschaft entstand und als ers-
te die Menschenrechte in eine Verfassung aufnahm (vgl. Arendt 1958/1994,
S. 260ff.).
Die Transformation traditioneller in moderne Gesellschaften ist nach De-
wey kein Resultat bewusster Planung, wurde jedoch beg2nstigt durch moderne
»Formen der Industrie, des Handels, des Reisens, durch V?lkerwanderungen
und internationalen Gedankenaustausch«. Von ihnen sagt er, sie alle verbinde,
dass sie »aus der Herrschaft der Wissenschaft 2ber die Naturkr4fte« (Dewey
1964, S. 121) erwuchsen und einer Erfahrungsstruktur folgen, die sich auch jen-
seits des Wissens der modernen Wissenschaften bew4hre.10
Deweys Grundgedanke l4sst sich damit wie folgt zusammenfassen: Neu-
zeitliche Wissenschaft, Demokratie als Staatsform, demokratisch-republikani-
sche Lebensformen, industrielle Produktion, Welthandel und p4dagogische
Interaktion sind untereinander nicht nur durch das Band einer gemeinsamen
Entstehungsgeschichte verbunden, sondern weisen auch eine gemeinsame
Struktur auf. Diese ist die Grundstruktur menschlicher Erfahrung, die eine
lernende und bildende Erfahrung ist und in den neuzeitlichen Wissenschaf-
ten eine methodisch spezifizierte Form gefunden hat. Dewey beschreibt sie
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9 »A society which makes provision for participation in its good of all its members on
equal terms and which secures flexible readjustment of its institutions through interacti-
on of the different forms of associated life is in so far democratic. Such a society must
have a type of education which gives individuals a personal interest in social relation-
ships and control, and the habits of mind which secure social changes without introdu-
cing disorder.« (Dewey 1916, S. 105)
10 »The widening of the area of shared concerns, and the liberation of a greater diversity
of personal capacities which characterize a democracy, are not of course the product of
deliberation and conscious effort. On the contrary, they were caused by the develop-
ment of modes of manufacture and commerce, travel, migration, and intercommunica-
tion which flowed from the command of science over natural energy.« (Dewey 1916, S.
93) Zur Kritik dieser Auffassung vgl. Bhm 1994.
als eine solche, die »passives Erleiden« und »Belehrtwerden« mit aktivem
Erkennen und Selber-Lernen verbindet, aus sich heraus Theorien der Welter-
kl4rung und Weltbeherrschung hervorbringt und von der allt4glichen bis zur
wissenschaftlichen Erfahrung reicht.11 Demokratische Meinungsbildung, wis-
senschaftliche Rationalit4t und methodisch geleitetes Denken- und Handeln-
lernen verlaufen danach gleichsinnig und folgen demselben Muster. Sie gehen
(1.) jeweils von konkreten Problemen und Fragen aus, entwerfen (2.) f2r
diese hypothetische L?sungsmuster, erproben (3.) deren Brauchbarkeit expe-
rimentell, pr2fen (4.) ihre Verallgemeinerbarkeit und entwickeln auf diese
Weise (5.) Handlungsstrategien, die 2ber die Ausgangsproblemlage hinausf2h-
ren.12
Die angedeutete Weite des Deweyschen Demokratiebegriffs sichert diesem
nicht nur breite Applikationsm?glichkeiten, sondern markiert zugleich seine
Grenze. In den Ausf2hrungen zum »demokratischen Ideal« und zur »Erzie-
hungsphilosophie Platos« zeigt sich dies daran, dass in ihnen die Begriffe der
Erfahrung und der Demokratie, des Staates und der gesellschaftlichen Arbeits-
teilung sowie der Strukturen traditioneller und moderner Gesellschaften ver-
schwimmen. Nur so ist erkl4rbar, dass Dewey Platons Staatsutopie folgender-
maßen w2rdigen konnte:
»Niemand k?nnte besser darlegen als er, dass es die Aufgabe der Erziehung
ist, die … Bef4higungen [der Einzelnen] herauszufinden und sie f2r die soziale
Verwertung zu schulen.« »An die Stelle der Rberzeugung Platos, dass ein
Mensch gl2cklich und die Gesellschaft wohlorganisiert ist, wenn sich jeder Ein-
zelne mit dem besch4ftigt, wof2r er von Natur geeignet ist, k?nnen wir auch
heute nichts Besseres setzen; das Gleiche gilt von der Auffassung, dass es die
erste Aufgabe der Erziehung ist, jedem seine eigent2mliche Ausstattung deut-
lich zu machen und ihn f2r ihre erfolgreiche Verwertung zu schulen. Der Fort-
schritt der Erkenntnis hat uns jedoch gewahr werden lassen, wie oberfl4chlich
Platos grobe Einteilung der Individuen und ihrer urspr2nglichen F4higkeiten
in drei scharf geschiedene Klassen ist; wir haben erkannt, dass die urspr2ngli-
chen F4higkeiten von unbestimmter Zahl und Mannigfaltigkeit sind. Von der
anderen Seite gesehen, k?nnen wir dies so ausdr2cken: in demselben Grade, in
dem sich eine Gesellschaft demokratisiert …, bedeutet die soziale Organisation
die Verwertung der besonderen und verschiedenen F4higkeiten der Einzelnen,
nicht [aber] Gliederung in starre Klassen.« (Dewey 1964, S. 122 und 125; vgl.
auch S. 400)13
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11 Zu Parallelen der von Fichte und von Dewey vorgenommenen Verh4ltnisbestimmun-
gen von Erfahrung, Denken und Lernen vgl. Benner 2000a, S. 80–92.
12 Vgl. die Parallelit4t von Deweys (1964, S. 201f. und 218; 1916, S. 157 und 170) Ausf2h-
rungen zur f2nfstufigen Grundstruktur der »denkenden Erfahrung« (reflexive expe-
rience) und der »Methode des Denkens« (method of thought).
13 »No one could better express than did he the fact that a society is stably organized
when each individual is doing that for which he has aptitude by nature in such a way as
to be useful to others (or to contribute to the whole to which he belongs); and that it is
the business of education to discover these aptitudes and progressively to train them
for social use.« »We cannot better Plato’s conviction that an individual is happy and so-
ciety well organized when each individual engages in those activities for which he has a
natural equipment, nor his conviction that it is the primary office of education to disco-
ver this equipment to its possessor and train him for its effective use. But progress in
Die zitierten Stellen belegen eindeutig, dass Dewey in Democracy and Edu-
cation, ungeachtet seines ansonsten nicht entelechial gefassten Begabungsver-
st4ndnisses, Platonistische Annahmen einer nativistischen Anlagentheorie ver-
trat und gleichzeitig von der optimistischen Auffassung ausging, in
demokratischen Gesellschaften werde ein jeder die seinen nat2rlichen F4hig-
keiten angemessene Bestimmung finden. Hinter solchen zu Beginn meiner
Rberlegungen bereits am Beispiel eines ostdeutschen Bildungspolitikers erl4u-
terten Gewissheiten steht die alte, schon bei Platon wirksame religi?se Rber-
zeugung, ein Gott habe die Menschen gerade so verschieden gemacht, wie die
Gesellschaft sie brauche.14 Gegen die Vorstellung eines solchen Entspre-
chungsverh4ltnisses zwischen nat2rlicher Anlagen und gesellschaftlichen Le-
bensformen aber ist einzuwenden, dass sie auf p4dagogischen Kategorienfeh-
lern und auf ideologischen Harmonieannahmen beruht, die mit dem Begriff
bildender Erfahrung nicht vereinbar sind.15
Dewey selbst distanzierte sich zweieinhalb Jahrzehnte nach der Ver?ffentli-
chung von Democracy and Education von einigen der dort und an anderen
Stellen seines Werks vertretenen Auffassungen. In einem dem Sp4twerk zu-
zurechnenden Essay f2hrte er aus, der »Glaube an die M?glichkeit der Er-
fahrung« sei unver4ndert das »Herz seiner Philosophie« geblieben. Von den
geschichtlichen Ereignissen der Diktaturen und totalit4ren Staaten des
20. Jahrhunderts auf die Anf4nge seines Denkens zur2ckblickend, w2rde er
»jedoch st4rker betonen wollen, … dass die Individuen letztlich die entschei-
denden Faktoren in der Natur und in der Entwicklung des gesellschaftlichen
Lebens« sind.16
Einsichten wie diese weisen nicht nur darauf hin, dass Dewey das von ihm
vertretene nativistisch argumentierende Verst4ndnis von Anlage und Bega-
bung sp4ter korrigiert und Problemstellungen in seine Rberlegungen einbezo-
gen hat, die dem von Rousseau und Theoretikern der deutschen Klassik ent-
wickelten Begriff einer unbestimmt-unbekannten, perfektiblen Bildsamkeit
verpflichtet sind (vgl. Dewey 1931, S. 32). Sie lassen dar2ber hinaus erkennen,
dass Deweys Begriff der Demokratie zur Kl4rung der Verh4ltnisse von Erzie-
hung, Pkonomie, geselligem Leben, Wissenschaft und Politik nicht ausreicht.
Weder als Staatsform noch in irgendeinem anderen substanziellen Sinne kann
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knowledge has made us aware of the superficiality of Plato’s lumping of individuals
and their original powers into a few sharply marked-off classes; it has taught us that ori-
ginal capacities are indefinitely numerous and variable. It is but the other side of this
fact to say that in the degree in which society has become democratic, social organizati-
on means utilization of the specific and variable qualities of individuals, not stratificati-
on by classes. Although his educational philosophy was revolutionary, it was none the
less in bondage to static ideals.« (Dewey 1916, S. 94 und 96f.; siehe auch S. 318f.)
14 Vgl. auch Platons deterministischer Hinweis, die Seelen h4tten ihre k2nftige Bestim-
mung vor ihrem Eintritt in die K?rper selbst gew4hlt in: Politeia 617 d 2-619 b 1.
15 Zur Kritik nativistischer Anlagen- und milieutheoretischer Begabungstheorien, die
auch auf Aussagen von Dewey applizierbar ist, vgl. K.-F. Gstemeyer 1996, S. 40–58.
16 »I have not changed my faith in experience nor my belief that individuality is its centre
and consummation. But there has been a change in emphasis. I should now wish to em-
phasize more than I formerly did that individuals are the finally decisive factors of the
nature and movement of associated life.« (Dewey: Later Works. Volume 14, Essays
1939–1941, S. 91ff.) F2r den Hinweis auf diese Stelle danke ich J. Bellmann.
Demokratie als ein Raum interpretiert werden, in dem Individualit4t und Ver-
gesellschaftung vers?hnt sind. Zu ihr treten vielmehr andere Bereiche ausdiffe-
renzierter menschlicher Praxis, insbesondere Pkonomie, Ethik, Kunst und Re-
ligion, als besondere Handlungsfelder hinzu. Ihr Verh4ltnis zueinander l4sst
sich erst angemessen beschreiben, wenn wir die Beziehungen der ausdifferen-
zierten Praxen moderner Humanit4t nicht mehr mit einem Begriff des Politik-
systems umschreiben und die traditionelle Ausrichtung des Erziehungssystems
auf das jeweils herrschende Gesellschaftssystem auch f2r den Fall verabschie-
den, dass sich eine Gesellschaft in ihrem Politiksystem als Demokratie definiert
und versteht.
Vom Primat der Bildung
oder: Welche Gesellschaft braucht der an seiner Bildung arbeitende Mensch?
Die Einsicht, dass staatliche Politik die Bildung des B2rgers voraussetzt und
diese nicht aus eigener Kraft erzeugen kann, wurde Ende des 18., Anfang des
19. Jahrhunderts im Kontext der Erfahrungen der Franz?sischen Revolution
von Condorcet, Wilhelm von Humboldt, Schleiermacher und anderen for-
muliert.
Der Marquis De Condorcet vertrat diese Auffassung in den Beratungen
der Franz?sischen Nationalversammlung und des Nationalkonvents, als er f2r
die Einf2hrung einer von ihm ausgearbeiteten, ein allgemeines Wahlrecht vor-
sehenden Konstitution und die Einrichtung eines ?ffentlichen Bildungssystems
warb. Eindringlich warnte er davor, die Ziele der Bildung politisch zu normie-
ren und die Errungenschaften der Revolution durch eine Politisierung der Er-
ziehung auf Dauer stellen zu wollen. »Niemals wird sich ein Volk einer be-
st4ndigen und gesicherten Freiheit erfreuen […], wenn ihr nicht dem
Menschen […] durch einen allgemeinen Unterricht die Mittel gebt, mit deren
Hilfe er zu einer vollkommeneren Verfassung gelangen, sich bessere Gesetze
geben und eine umfassendere Freiheit gewinnen kann.« (Condorcet 1966,
S. 42f.)17 Was Condorcet zu verhindern suchte, war die von der Jakobinischen
Fraktion der Revolution4re intendierte politische Indienstnahme der P4dago-
gik und ihre Ausrichtung auf die Erziehung eines Tugendb2rgers, der seine
Bestimmung einzig darin erblickt, der neu errichteten Ordnung zu dienen.
Diesem Programm stellte Condorcet dasjenige einer Erziehung zur Freiheit
gegen2ber, welche die Einzelnen darauf vorbereitet, ihre eigenen Lebensfor-
men zu w4hlen und ihre Rechte und Pflichten als Souver4n bzw. als Teil der
Volkssouver4nit4t selbst auszu2ben und an keine der politischen Parteiungen
abzutreten.
Die von Condorcet f2r unverzichtbar gehaltene Mitwirkung der B2rger an
der Interpretation der Verfassung stellt die p4dagogische und die politische
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17 »Jamais un peuple ne jouira d’une libertT constante, assurTe, si […] vous ne lui prTpa-
rez, par une instruction gTnTrale, les moyens de parvenir U une constitution plus par-
faite, de se donner de meilleures lois, et d’atteindre U une libertT plus entiVre.« Zur Be-
deutung Condorcets als eines Kritikers, nicht Parteig4ngers der Jacobiner, der
Rousseaus Verst4ndnis von perfectibilitT teilte, vgl. St. Hellekamps 1997, S. 77ff. und
171ff.; die von mir zitierte Stelle findet sich ebd. S. 86f.
Praxis vor die Aufgabe, die Auslegung der Verfassung als eine ?ffentliche An-
gelegenheit zu begreifen und die Gesetzgebung nicht exklusiv Parlamenten
und Berufspolitikern zu 2berantworten. Der von Condorcet entwickelte Ge-
danke einer diskutierenden, r4sonierenden und reflektierenden Pffentlichkeit
und einer in ihr zu praktizierenden, nicht delegierbaren Souver4nit4t verbietet
es, Erziehung politisch auf den Staat hin zu finalisieren und die M2ndigkeitser-
kl4rung nachwachsender Generationen an ihre Eingew?hnung in vorgegebene
Verh4ltnisse, und seien es solche, die durch eine Revolution geschaffen wur-
den, zu binden.
In seinen zeitgleich verfassten Ideen zu einem Versuch die Grenzen der
Wirksamkeit des Staats zu bestimmen entwickelte Wilhelm von Humboldt im
Kontext des preußischen Staates 4hnliche Auffassungen wie Condorcet im
Streit mit den Jakobinern. Wie dieser gelangte auch er zu der Rberzeugung,
die Aufgabe einer zeitgem4ßen Bildung k?nne nicht darin bestehen, die Ver-
fassung der Menschen einseitig an der des Staats zu pr2fen; vielmehr komme
es umgekehrt darauf an, die Bildung von jeder Bevormundung durch Politik
freizustellen. Nur so lasse sich verhindern, dass die Freiheit, die »durch die Ver-
einigung in einem Staat« eigentlich gesichert werden sollte, im Staat selbst ver-
loren gehe und »der Mensch dem B2rger geopfert« werde. F2r das Bildungs-
system folgerte er hieraus, »die freieste, so wenig als m?glich schon auf die
b2rgerlichen Verh4ltnisse gerichtete Bildung des Menschen« m2sste 2berall
der speziellen vorangehen und der »so gebildete Mensch … dann in den Staat
treten und die Verfassung des Staats sich gleichsam an ihm pr2fen. Nur bei ei-
nem solchen Kampfe [sei auf eine] wahre Besserung der Verfassung durch die
Nation mit Gewissheit [zu] hoffen« und »sch4dliche[r] Einfluss der b2rgerli-
chen Einrichtung[en] auf den Menschen« nicht zu bef2rchten (W. von Hum-
boldt 1792/1903, S. 143f.).
Das agonale Verh4ltnis von Bildung, Pkonomie und Politik und die Rber-
pr2fung der Verfassung des Staates an derjenigen sich bildender Menschen
kann nur in Gang gesetzt werden, wenn Annahmen einer nativistisch vorgege-
benen Bestimmung der Einzelnen ebenso verabschiedet werden wie Vorstel-
lungen, welche die individuellen Bildungsm?glichkeiten linear nach Maßgabe
von Erwartungen normieren, die Abnehmer des Bildungssystems als ihre An-
spr2che anmelden. Das agonale Verh4ltnis, von dem Humboldt spricht, setzt
eine Dynamisierung der Bildung auf Seiten der Subjekte und auf Seiten der
Gesellschaft voraus. In dieser verbindet sich die unbestimmte Bildsamkeit oder
Perfektibilit4t des modernen Menschen mit der Offenheit und Unbekanntheit
seiner k2nftigen Bestimmung.18
An die Stelle des Duals von Mensch und B2rger bzw. Einzelnem und Staat
tritt bei Humboldt eine Vierheit von Individuum, Staat, b2rgerlicher Gesell-
schaft und Nation. Die Einzelnen sollen ihre Bestimmung nicht unmittelbar als
Staatsb2rger suchen und finden, sondern Individuen, Staatsb2rger, in einem
Bereich der arbeitsteiligen b2rgerlichen Gesellschaft T4tige und Angeh?rige
der Nation zugleich sein. Sie sollen diese Seiten ihres Daseins nicht in eine all-
gemein g2ltige Hierarchie 2berf2hren und ihre Identit4t weder in sich selbst
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1989, S. 34ff.
noch im Staat noch im b2rgerlichen Beruf und nicht einmal in der Nation als
solcher finden, sondern sich in einer Wechselwirkung von Mensch und Welt
bilden, die durch Mannigfaltigkeit und Freiheit konstituiert wird (vgl. hierzu
Benner 1995). Solche Bildung erlaubt den Einzelnen die Wahl individueller
Lebensformen und mutet ihnen die Entscheidung f2r einen bestimmten Beruf
zu. Sie bestimmt die Menschen dar2ber hinaus zur Teilhabe am kulturellen Le-
ben der Nation und ist zugleich offen f2r eine Erweiterung der nationalen Ho-
rizonte der Bildung und die Aneignung und Auseinandersetzung mit fremden
Sprachen und Kulturen.
Die Antwort auf die Frage, welche Gesellschaft der an seiner Bildung arbei-
tende Mensch braucht, ist darum so vielf4ltig wie die Seiten moderner Existenz
selbst. Gesucht wird eine Gesellschaft, die die Wahl individueller Lebensfor-
men und Berufskarrieren erlaubt, das staatliche Bildungssystem in ein ?ffentli-
ches transformiert, die Folgeprobleme und Konflikte der Ausdifferenzierung
der Funktionssysteme moderner Gesellschaft in einer reflektierenden Pffent-
lichkeit er?rtert, dabei Monopolisierungen von Entscheidungsprozessen in und
zwischen den Funktionensystemen diskutiert und nach Handlungsspielr4umen
sucht, welche diese transzendieren und korrigieren.
Ein Bereich solcher Transzendierung stellt die Zust4ndigkeit des modernen
Staates f2r das Erziehungssystem dar. In seiner Abhandlung "ber den Beruf
des Staates zur Erziehung diskutierte Schleiermacher 1814 vor dem Hinter-
grund von Erfahrungen, die er in seiner Mitwirkung an der preußischen Bil-
dungsreform gemacht hatte, die Frage, wann und unter welchen Bedingungen
sich der Staat in die Erziehung einmischen d2rfe. Seine Antwort auf diese Fra-
ge entwickelte er, indem er sie zu einer anderen Frage in Beziehung setzte.
Diese sucht zu kl4ren, in welchen Lebensformen Menschen koexistierten, be-
vor sie ihr Zusammenleben staatlich organisierten, und welche Organisations-
formen wom?glich k2nftig geeignet sein werden, die staatlichen abzul?sen
oder zu erg4nzen. Nachdem er umst4ndlich auseinander gelegt hat, dass »Hor-
den« und V?lker 4lter sind als staatliche Gemeinschaften und in diese nicht
restlos aufgel?st werden k?nnen, fasst er das Resultat seiner Untersuchung in
folgenden S4tzen zusammen: »Dieses also ist meine Antwort auf die Frage:
Wie kommt der Staat rechtm4ßigerweise dazu, einen t4tigen Anteil an der Er-
ziehung des Volkes zu nehmen? Dann n4mlich, und nur dann, wenn es darauf
ankommt, eine h?here Potenz der Gemeinschaft und des Bewusstseins dersel-
ben zu stiften. Alle anderen Motive sind entweder verderblich … oder sie sind
unhaltbar.« (Schleiermacher 1814/1957, S. 166) Die h?here Potenz aber, die
der Staat zu stiften befugt ist, kann vom Staat selbst niemals einfach erfunden
werden. Dieser muss sie vielmehr im Zusammenleben der Menschen, in den
Beziehungen zwischen den verschiedenen Gemeinschaften, die sie bilden, und
in der reflektierenden Pffentlichkeit suchen und als solche erkennen.
Die von den genannten franz?sischen und preußischen Intellektuellen Ende
des 18., Anfang des 19. Jahrhunderts versuchte Bestimmung der Grenzen legi-
timer Staatst4tigkeit im Bereich der Erziehung markiert Grenzen, die nicht
nur innerhalb absolutistischer Staaten zu beachten sind, sondern dar2ber hi-
naus auch in den damals neu entstehenden republikanischen Verfassungen
Geltung beanspruchen. Die vormodernen, von Dewey als statische Gebilde be-
schriebenen Gesellschaften konnten ihre Verfassungen auf Dauer stellen, in-
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dem sie die Erziehung der B2rger an Bildungsidealen und Tugendkatalogen
ausrichteten. Eine solche Selbsterhaltung ist demokratischen Staatsformen –
rechtm4ßigerweise jedenfalls – versagt. In seinen Rberlegungen zum »Verzicht
auf das Menschenbild« hat Theodor Litt 1958 die in sozialistischen Staaten
fortgesetzte Tradition staatlicher Selbsterhaltung durch eine erziehende For-
mierung des Charakters der B2rger in die vormoderne Tradition eingeordnet
und die »freie Welt des Westens« ermahnt, von solchen Strategien Abschied zu
nehmen (vgl. Litt 1959, S. 62ff.).
Nicht minder deutlich ist die Rberschreitung der Grenzen legitimer staatli-
cher Einflussnahme auf die Erziehung von Hannah Arendt kritisiert worden,
als sie in ihrem Essay zur Krise der Erziehung ausf2hrte, es sei »ein schwerer
Missgriff« der Politik, die Erhaltung und Erneuerung der Welt »mit den von
Geburt und Natur Neuen [neugeborenen Menschen] beginnen zu lassen. …
Anstatt sich mit seinesgleichen zu einigen, die Anstrengung des Rberzeugens
auf sich zu nehmen und das Risiko [einzugehen], dies nicht leisten zu k?nnen,
greift man direktorial mit der absoluten Rberlegenheit des Erwachsenen ein
und versucht, das Neue dadurch zu Stande zu bringen, dass man ein Fait ac-
compli schafft, also so tut, als sei das Neue [durch und f2r Erziehung] bereits
da.« (Arendt 1958/1994, S. 257f.)
Demokratische Gesellschaften zeichnen sich, richtig verstanden, vor ande-
ren Gesellschaftsformationen dadurch aus, dass in ihnen das Verbot gilt, den
neuen Menschen durch den Staat und das politisch Neue durch Erziehung her-
beizuf2hren. Um der Erziehung und der politischen Praxis willen darf Erzie-
hung nicht politisch definiert und Politik nicht p4dagogisch praktiziert werden.
Aufgabe gelingender Bildung kann freilich ebenso wenig eine konservativ-
affirmative Einf2hrung Heranwachsender in bestehende Verh4ltnisse sein. Die
Jugend zur Affirmation des Bestehenden zu erziehen w4re nicht minder para-
p4dagogisch und parapolitisch, als sie zur Affirmation eines politisch Neuen zu
indoktrinieren. Denn in beiden F4llen wird das Alte wie das Neue, indem es
mit Hilfe der Erziehung bewahrt bzw. durchgesetzt werden soll, nicht als ein
Fall der Auslegung der Verfassung und der Mitwirkung der B2rger an der Ge-
setzgebung begriffen, sondern der politischen Praxis entzogen.
Aus dieser Differenz zwischen nicht-demokratischen und demokratischen
Verfassungen aber folgt, dass substanziell fundiertes Ehrgef2hl, Vaterlandslie-
be, Wertsch4tzung von Einfachheit u.W.m. nicht als affine Tugenden demokra-
tischer Gesellschaften tauglich sind. Die einzige Tugend, die heute jenseits der
ebenso problematischen wie unverzichtbaren Sekund4rtugenden vielleicht
noch allgemein akzeptiert werden kann, ist die einer antifundamentalistisch ar-
gumentierenden Zivilcourage, die die Einzelnen vor die Aufgabe stellt, von der
Freiheit, sich eine eigene Meinung zu bilden, ?ffentlichen Gebrauch zu ma-
chen. Sie ist, wie Jrgen Oelkers (2000) erst k2rzlich in seiner Z2rcher An-
trittsvorlesung ausgef2hrt hat, nicht mehr teleologisch, sondern nur pragma-
tisch legitimierbar.19
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Jenseits des Duals von Pdagogik und Politik
oder: Worin besteht der +ffentliche Charakter von Bildung und Demokratie?
Vergleicht man die Verfassung der Schweiz und ihrer Kantone mit der der
Bundesrepublik Deutschland und ihrer L4nder, so l4sst sich begr2ndet in
Zweifel ziehen, ob die Deutschen und andere Europ4er, sieht man einmal von
der anerkannten und praktizierten Gewaltenteilung ab, heute wirklich in De-
mokratien leben, die durch plebiszit4re Elemente sicherstellen, dass Begriff
und Tatbestand der Volkssouver4nit4t nicht v?llig entleert werden. In der Bun-
desrepublik Deutschland wirken die Parteien nicht, wie die Verfassung es vor-
sieht, an der politischen Willensbildung mit, sondern formieren den politischen
Willen, kontrolliert allenfalls durch Wahlen, in einem Maße, der durch das
Grundgesetz selbst nicht legitimiert ist.20 Mitbestimmungsregelungen, die die
Gesetzgebung des Staates an die Meinungsbildung einer diskutierenden Pf-
fentlichkeit zur2ckbinden, sind weitgehend unbekannt. Eine Folge hiervon ist,
dass auch das Bildungssystem in weiten Teilen kein ?ffentliches, sondern bloß
ein staatliches ist.
Soll der Dual von P4dagogik und Politik, der in vielen F4llen ohnedies zu
einem Dual von staatlichem Bildungssystem und staatlicher Politik ge-
schrumpft ist, wirklich 2berwunden werden, so gilt es zu kl4ren, worin der ?f-
fentliche Charakter von Bildung und Demokratie bestehen k?nnte. Von dieser
Frage m?chte ich abschließend zeigen, dass sie heute die unsrige ist. Sie f2hrt
zu Problemstellungen, die den vorausgegangenen eine ver4nderte Bedeutung
geben und zugleich Spielr4ume f2r neue Antworten er?ffnen.
Eine dieser Problemstellungen bezieht sich auf das Verh4ltnis der Bildung
zu den anderen Bereichen ausdifferenzierter Humanit4t. In alteurop4ischen
Gesellschaften konnte Bildung auf Politik finalisiert werden, weil weite Teile
der Arbeit nicht nur von politisch unm2ndig Gehaltenen verrichtet wurden,
sondern in ihren Arbeitsvollz2gen kaum mehr als ein Lernen aus unmittelbarer
Erfahrung voraussetzten, also ohne die von Dewey als »denkende Erfahrung«
bezeichnete Form von Rationalit4t auskamen (vgl. Dewey 1964, S. 186ff.; 1916,
S. 146ff.). Von daher ist es nicht verwunderlich, dass moderne Bildungsrefor-
men zuweilen die Auffassung vertraten, in der Antike habe ein »arbeitsloser
Geist 2ber eine geistlose Arbeit geherrscht«, in der Moderne sei hingegen die
Arbeit durch Wissenschaft vergeistigt und der Geist in Industrie und Technik
praktisch geworden.21 Zur Begr2ndung moderner Bildung reicht freilich deren
Finalisierung auf die Verwissenschaftlichung des Besch4ftigungssystems ebenso
wenig aus wie deren traditionelle Finalisierung auf den Staat. Diese Ausrich-
tungen sind vielmehr, jede f2r sich und beide zusammen genommen, gleicher-
maßen obsolet geworden. Zur Erziehung des modernen Menschen geh?rt in-
zwischen eine auf alle Grundformen menschlichen Handelns ausgerichtete
Bildung, welche nicht nur Pkonomie und Politik, sondern auch Sitte, P4dago-
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gik, Kunst und Religion umfasst. Der moderne Mensch muss lernen, seine Sub-
sistenz in einem immer noch expandierenden System der Bed2rfnisse durch
T4tigkeiten im Besch4ftigungssystem zu sichern, seine Lebensformen und Be-
zugspersonen selbst zu w4hlen, an der politischen Praxis nicht nur durch Dele-
gation des eigenen Willens auf andere, sondern auch mitdiskutierend, mitbera-
tend und mitentscheidend zu partizipieren, in von den anderen Praxisformen
freigestellten R4umen der Kunst Welt 4sthetisch zu erfahren und die eigene
Endlichkeit und Abh4ngigkeit vom Absoluten in religi?sen Praxisformen zu
reflektieren.
Keiner dieser Bereiche kann heute einen Sinnstiftungsprimat f2r sich bean-
spruchen. Die p4dagogische Praxis ist auf jeden von ihnen bezogen und auf
keinen finalisiert. Die zwischen ihnen bildungstheoretisch postulierbare Nicht-
Hierarchizit4t aber kann nur praktisch werden, wenn es gelingt, die Systemra-
tionalit4t funktional ausdifferenzierter Gesellschaften in eine praktische oder
pragmatische Rationalit4t zu transformieren.22 F2r diese Form von Rationali-
t4t aber gilt, was John Dewey bereits in seiner Abhandlung 2ber Demokratie
und Erziehung sagte, als er eine Programmatik formulierte, die 2ber die einer
bloßen Harmonisierung vermeintlich nat2rlicher Begabungen und ihrer Allo-
kation in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung weit hinausgeht: »Eine Gesell-
schaft …, die f2r die gleichm4ßige Teilhabe aller ihrer Glieder an ihren G2tern
und f2r immer erneute biegsame Anpassung ihrer Einrichtungen durch Wech-
selwirkung zwischen den verschiedenen Formen des Gemeinschaftslebens
sorgt, ist … demokratisch.«
Ersetzen wir den von Dewey undifferenziert gebrauchten Begriff der De-
mokratie durch denjenigen der Pffentlichkeit und legen wir seinen Begriff
denkender Erfahrung auf die heute diskutierten pluralen Formen von Kritik
und nicht abschließbarer Selbstvergewisserung aus23, so k?nnen wir das von
ihm Gemeinte angemessener auch so formulieren: Bildung und Demokratie
brauchen heute eine diskutierende und reflektierende Pffentlichkeit und ein
auf Partizipation an ihr vorbereitendes ?ffentliches Bildungssystem. Die die-
sem affine P4dagogik aber kann auf der einen Seite weder eine staatliche noch
eine private und auf der anderen Seite weder eine reine Wissenschaftsdidaktik
noch eine bloße Umgangsp4dagogik sein.
Was die Unterscheidung von privater und staatlicher Erziehung betrifft, so
gilt weiterhin, dass diese vern2nftigerweise, wie schon Aristoteles gezeigt hat,
nur zur Abgrenzung einer vorausgehenden individuell-famili4ren und einer ihr
nachfolgenden staatlich-gemeinsamen Erziehung taugt. Hieraus aber folgt,
dass die heute wieder verst4rkt diskutierte Frage, ob das Bildungssystem staat-
lich oder privat organisiert werden solle, von Grund auf falsch gestellt ist. Die
eigentlich zu diskutierende Frage ist nicht die, ob das Bildungssystem privat
oder staatlich zu organisieren sei, sondern diejenige, ob es ein staatliches blei-
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ben oder ein ?ffentliches werden soll. Staatliche Bildungssysteme unterschei-
den sich von ?ffentlichen dadurch, dass in ihnen Gesetzgebung, Aufsicht und
Verwaltung ausschließlich in der Hand des Staates liegen. Soll die f2r Demo-
kratien unerl4ssliche Gewaltenteilung auch im Bereich des Bildungssystems
gelten, so ist hier eine Differenzierung erforderlich, welche beim Staat die Ge-
setzgebung und die von dieser ausgehende Aufsicht verortet, hiervon die unter
Mitwirkung der B2rger zu gestaltende kommunale Aufsicht unterscheidet und
beide noch einmal von der Selbstverwaltung der einzelnen Schulen abgrenzt.
In einem so differenzierten System arbeiteten, wie bereits Schleiermacher ge-
fordert hat, »Vertreter des Staates beim Volke« und »Vertreter des Volkes
beim Staate« mit dem Klientel der Schulen und den in den Schulen selbst f2r
die p4dagogische Praxis Verantwortlichen in einer Weise zusammen, die nicht
mehr nur durch eine Hierarchie von Aufsicht und Weisung, sondern durch eine
Differenzierung von Zust4ndigkeit und Verantwortlichkeit gekennzeichnet
w4re.24
Vergleichbares gilt auch f2r die Probleme einer zeitgem4ßen Wissenschafts-
didaktik und Umgangsp4dagogik und die innerp4dagogische Frage, wie Erfah-
rung und Umgang in der Erziehung sinnvoll zueinander in Beziehung zu setzen
sind. Aufgabe moderner Erziehung und Bildung ist es nicht, Lernprozesse zu
veranstalten, die im unmittelbaren Erfahrungs- und Umgangslernen stattfin-
den, sondern Erfahrung und Umgang durch k2nstlich und kunstvoll erteilten
Unterricht zu erweitern (vgl. Benner 1997). Dieser muss Heranwachsende so
in die Wissensformen und Anwendungsm?glichkeiten neuzeitlicher Wissen-
schaft einf2hren, dass deren szientifische Wissensstrukturen erkannt, die in sie
eingegangenen historisch-gesellschaftlichen Erfahrungen erinnert und die
Grenzen ihres Wissens und Wissen-K?nnens bedacht werden. Vergleichbares
gilt f2r die Anschlussfragen eines praktisch zu verantwortenden Umgangs mit
den durch neuzeitliche Wissenschaft er?ffneten Handlungsm?glichkeiten. Hier
stellt sich der P4dagogik die Aufgabe, Heranwachsende darauf vorzubereiten,
diese Fragen unter zuweilen konfligierenden ?konomischen, ethischen, politi-
schen, 4sthetischen und religi?sen Problemstellungen zu diskutieren und in ih-
rer Mehrperspektivit4t zu reflektieren.
Die Leistungen einer Bildung, die hierzu bef4higt, beziehen sich nicht nur
auf das, was als Wissen gewusst und als K?nnen gekonnt werden soll. Sie m2s-
sen sich auch darauf hin befragen lassen, was sie zum R4sonnement einer dis-
kutierenden Pffentlichkeit beitragen. Ohne einen solchen Beitrag h4tte Bil-
dung keine Zukunft.
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24 Schleiermacher 1814/1957, S. 166f.; nach Schleiermacher kann der Staat die Entwick-
lung eines ?ffentlichen Bildungswesens durch die Einf2hrung von Mitwirkungsrechten
seiner Klientel und die Verwissenschaftlichung der Lehrpl4ne und der Lehrerausbil-
dung f?rdern.
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Die sich weltweit verschrfenden Finanzierungsprobleme des Sozialstaates, die
nachlassende staatliche Steuerungsfhigkeit sowie unbersehbare Symptome
einer Effizienz- und Akzeptanzkrise staatlicher Institutionen haben die Wei-
chen fr einen »steuerungsstrategischen Paradigmenwechsel« im &ffentlichen
Sektor gestellt. Der Bildungsbereich ist davon nicht ausgenommen. Auch er
sieht sich einem wachsenden Modernisierungsdruck ausgesetzt, der sich insbe-
sondere in der Forderung nach mehr »value for money« durch eine effizientere
Leistungserstellung artikuliert. Verfolgt man die darber entbrannte wissen-
schaftliche und &ffentliche Debatte, dann drngt sich der Eindruck auf, als sei
der Bildungssektor bevorzugtes Ziel einer effizienzorientierten Umgestaltung.
Von der Sachlage her scheint dies geboten, zhlt das Bildungswesen doch zu je-
nen &ffentlichen Aufgabenbereichen, in denen die Effizienzproblematik in Ge-
stalt des »Phnomens der Kostenkrankheit« in besonders augenflliger Weise
in Erscheinung tritt: Stndig steigenden realen Durchschnittsausgaben steht
keine sichtbare Verbesserung der Bildungsqualitt gegenber. Dieser Trend
lsst sich fr die Schulsysteme von OECD-Staaten empirisch belegen (Gund-
lach/Wssmann 2000).
Die nachhaltige Verbesserung der Qualittsstandards und der Produktions-
effizienz im Bildungsbereich ist deshalb zu einem dringlichen politischen An-
liegen geworden. Eine ganze Reihe von Lndern hat darauf mit weit reichen-
den =nderungen des Steuerungssystems reagiert. Insbesondere in einigen
angelschsischen Lndern war dabei die >berzeugung leitend, dass markt-
orientierte Reformen den Schlssel fr die Bewltigung der diagnostizierten
Qualitts- und Effizienzkrise im Bildungsbereich darstellen. Sie korrespon-
diert mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik in diesen Lndern, die strker als
anderswo von der neoliberalen Kritik am Interventions- und Sozialstaat ge-
prgt ist. Zu den neuen, an der Marktlogik orientierten bildungspolitischen
Leitbildern zhlen die Strkung der Nachfragemacht durch Ausweitung des
Einflusses der Eltern im Schulwesen (»parent empowerment«) und Erweite-
rung der Schulwahlm&glichkeiten (»school choice«) sowie die Erh&hung der
Angebotsvielfalt und -flexibilitt durch Dezentralisierung, Deregulierung und
Strkung der Autonomie der Einzelschule. Damit sind die wesentlichen Vo-
raussetzungen fr die Entstehung eines »Quasi-Marktes« (Glennester 1991)
gegeben, auf dem den Erwartungen nach der Wettbewerb der Anbieter (Schu-
len) um Klienten (Eltern/Schler) eine hohe Innovationsbereitschaft sowie
eine effiziente und prferenzgemße Versorgung mit Bildungsleistungen si-
cherstellt.
Fr viele Beobachter berraschend waren Tempo und Radikalitt der bil-
dungspolitischen Umorientierung in den angelschsischen Lndern. Unter Ver-
zicht auf einen Erprobungsvorlauf, wie er sonst schon bei Reformvorhaben
von weit geringerer Reichweite blich ist, wurden umfassende Reformgesetze
zur fundamentalen Umgestaltung der Schulsysteme erlassen, die sich im We-
sentlichen auf Wirkungsvermutungen sttzten. Angesichts der offenkundigen
Effizienzberlegenheit der Marktsteuerung in vielen anderen Bereichen wurde
anscheinend ein besonderer Tauglichkeitstest im Bildungswesen fr entbehr-
lich erachtet. Die inzwischen vorliegende Forschungsevidenz legt, wie im Ein-
zelnen zu zeigen sein wird, die These nahe, dass die an die Einfhrung von
Marktregulativen im Schulwesen geknpften Erwartungen kaum erfllt wur-
den. Aber auch die Befrchtungen der Kritiker erweisen sich zum Teil als un-
begrndet. Dieses Ergebnis ist sicherlich auch dem Umstand zuzuschreiben,
dass es nirgendwo zu der von ihnen behaupteten totalen Unterwerfung des Bil-
dungswesens unter das »Diktat des Marktes« kam, nicht einmal unter Regie-
rungen, deren Politik sonst fast dogmatisch den Theorien der Wirtschaftslibera-
len Friedrich A. von Hayek und Milton Friedman folgte. Ohne politischen
Einfluss blieben die wenigen Vertreter extremistischen neoliberalen Marktden-
kens, die – wie z.B. der Amerikaner Myron Liebermann – nur in einer radika-
len Privatisierung des Schulwesens, in dem das Gewinnmotiv handlungsleitend
ist, eine Chance fr eine nachhaltige Remedur der Misere im staatlichen Schul-
wesen sehen: »Education for profit may be our best hope for educational im-
provement.« (Liebermann 1989, S. 348)
>bersehen wird vielfach, dass das Marktparadigma – als ein ordnungspoliti-
scher Referenzrahmen der Bildungspolitik – bei seiner Umsetzung in konkrete
bildungsbereichbezogene Konzepte substanziell relativiert wird. Die Etikettie-
rung dieser Konzepte als »marktgesteuerte Bildungsreformen« ist insofern irre-
fhrend, als sie nach wie vor in wesentlichen Teilen den Mechanismen staat-
lich-brokratischer Steuerung folgen. Ob man zur Rechtfertigung dieses
Sachverhalts auf die Theorie des Marktversagens rekurriert, die fr den Bil-
dungsbereich ein gesellschaftlich suboptimales Wohlfahrtergebnis bei Markt-
steuerung konstatiert, oder auf den bestehenden gesellschaftlichen Konsens
verweist, Bildung und Erziehung als »Gemeinschaftsbedrfnis« (quasi-&ffentli-
ches Gut) zu definieren bleibt im Ergebnis gleich: Es folgt daraus, dass das
marktkonstitutive Exklusionsprinzip außer Kraft gesetzt wird, d.h. die Kauf-
kraft der Bildungsnachfrager nicht ber die Inanspruchnahme von Bildungs-
leistungen entscheidet (die Finanzierung durch den Staat erfolgt und somit
auf den Preismechanismus als Koordinationsinstrument verzichtet wird) und
dass zentrale Ziele des Sozialstaates weiterhin gltig bleiben. Was letztlich in
den realisierten marktorientierten Reformkonzepten im Bildungsbereich von
den Marktsteuerungsprinzipien brig bleibt, ist die Wettbewerbsorientierung.
Konstitutive Merkmale von Quasi-Mrkten
Quasi-Mrkte stellen ein hybrides Steuerungssystem dar, das marktwirtschaft-
liche und staatlich-brokratische Steuerungselemente kombiniert. Die Leis-
tungserstellung erfolgt unter Wettbewerbsbedingungen, wird aber weiterhin &f-
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fentlich finanziert und unterliegt staatlicher Regulierung und Kontrolle. Die
folgenden Merkmale sind konstitutiv fr Quasi-Mrkte:
– Die Bildungsnachfrager mssen zwischen verschiedenen schulischen Ange-
boten whlen k&nnen. Dies ist eine conditio sine qua non fr das Zustande-
kommen von Wettbewerb. In der Realitt stellt dies keineswegs eine ubiqui-
tre Rahmenbedingung dar. Die Ortsgebundenheit der im Schulbereich
erbrachten personalen Dienstleistung macht Anbieterwettbewerb in hohem
Maße von regionalstrukturellen und demographischen Faktoren (Siedlungs-
dichte, Altersstruktur der Bev&lkerung) abhngig. Innerhalb dieser kontex-
tuellen Beschrnkung stehen den Akteuren des politisch-administrativen
Systems verschiedene Maßnahmen der Wettbewerbsf&rderung zur Verf-
gung. Dazu zhlt insbesondere die Erweiterung der Schulwahlm&glichkei-
ten durch Aufhebung fester Einzugsbereiche unter Einbeziehung einer oder
mehrerer Jurisdiktionen (z.B. Schulbezirke). Gezielte Wettbewerbsstimuli
etwa durch die Schaffung spezieller Schulangebote mit besonderem curricu-
laren oder pdagogischen Profil (z.B. »magnet schools« und »charter
schools« in den USA oder City Technology Colleges in England) k&nnen
diese Maßnahme ergnzen.
Strategische Ansatzpunkte zur Herstellung wettbewerbsf&rdernder Ange-
botsbedingungen bieten sich auch im privaten Sektor. In einer ganzen Rei-
he von Lndern ging die Einfhrung marktorientierter Reformen im Bil-
dungsbereich mit einer Strkung des Privatschulsektors einher, indem der
Marktzugang fr private Anbieter erleichtert oder/und deren &ffentliche
F&rderung verbessert wurden. Eine der ersten Amtshandlungen der Regie-
rung Thatcher im Bildungsbereich war die Einfhrung eines F&rderpro-
gramms (Assisted Places Scheme), mit dem begabten Kindern aus einkom-
mensschwachen Familien der Wechsel auf eine Privatschule erm&glicht
werden sollte. In Australien wurde durch Anhebung der staatlichen Fi-
nanzhilfe die Wettbewerbsposition der Privatschulen nachhaltig gestrkt.
In den USA gab es in den letzten zwei Jahrzehnten eine ganze Reihe von
Initiativen, mit der Einfhrung von Bildungsgutscheinen das schulische
Angebot im privaten Sektor einem gr&ßeren Kreis von Eltern zugnglich
zu machen (vgl. dazu Levin 2000; Mangold/Oelkers/Rhyn 2000). Da-
rber hinaus bieten die meisten amerikanischen Bundesstaaten – wie auch
einige andere Lnder – mit dem »Home-schooling« eine weitere Exit-Op-
tion fr Eltern, die fr die staatlichen Schulen zumindest eine latente Kon-
kurrenz darstellt.
– Um Wettbewerb wirksam werden zu lassen, muss er fr die Schulen »finan-
ziell sprbar« werden: Markterfolg muss »belohnt«, Misserfolg »bestraft«
werden. Dies lsst sich im Rahmen institutioneller Finanzierung ber eine
schlergesteuerte Mittelzuweisung an die Schulen erreichen, alternativ
durch die Ausstattung der Bildungsnachfrager mit Kaufkraft (subjekt-
bezogene Finanzierung). Beide Formen einer wettbewerbsgesteuerten Fi-
nanzierung sind in marktorientierten Reformkonzepten anzutreffen. In
England z.B. werden den Schulen von den Local Educational Authorities
85 Prozent des Etats als Globalbudgets formelgebunden zugewiesen, wo-
von 80 Prozent an die Schlerzahl gekoppelt sind. Fr die Schulen besteht
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damit ein starker Anreiz, ber die Rekrutierung zustzlicher Schler ihre
Finanzsituation zu verbessern, da die von einem Schler verursachten
Grenzkosten normalerweise erheblich geringer sind als die von der Schule
vereinnahmte Schlerpauschale, die an durchschnittlichen altersgewichte-
ten Unitcosts bemessen wird. Der gleiche Anreizeffekt ist durch Bildungs-
gutscheine zu sichern. Die wettbewerbsgesteuerte Schulfinanzierung ersetzt
gewissermaßen den Preismechanismus bei Marktsteuerung; allerdings sind
Schlerpauschale bzw. Gutscheinwert fixiert, d.h., sie sind nicht das Ergeb-
nis einer angebots- und nachfrageabhngigen Preisbildung und erfllen
somit auch nicht – wie Preise – eine Selektions- und Gleichgewichtsfunk-
tion.
– Die Schulen mssen ber einen hinreichenden Grad an Autonomie verf-
gen, um auf »Marktsignale« angemessen reagieren zu k&nnen. Dies bezieht
sich auf verschiedene Aspekte: die Festlegung der schulischen Ziele, die
curricular-inhaltliche und pdagogische Orientierung, auf Personal- und Or-
ganisationsentscheidungen und auf die Disposition ber Ressourcen. Smt-
liche marktorientierten Reformen sehen denn auch eine – mehr oder weni-
ger weit reichende – Verlagerung von Entscheidungskompetenzen und
Verantwortung auf die Einzelschule vor. Beispielhaft sei die Politik des Lo-
cal Management of Schools in England angefhrt, durch die umfangreiche
Management- und Ressourcenkompetenzen auf die Schulen bertragen
wurden. Noch weiter gehende Autonomiekonzepte hat die »Choice-Bewe-
gung« im Schulwesen der USA mit der Einfhrung von »charter schools«
hervorgebracht, &ffentlich finanzierten Angebotsschulen in unterschiedli-
cher Trgerschaft, die zwar staatlicher Kontrolle, aber minimaler Reglemen-
tierung unterliegen.
– Funktionsfhige Quasi-Mrkte bedrfen einer Infrastruktur in Form eines
Informationssystems, das fr Markttransparenz sorgt, eines Evaluations-
systems zur Qualittssicherung und eines leistungsfhigen Transportsystems.
Um sich bei fehlenden »Preissignalen« rational verhalten zu k&nnen, ben&-
tigen Bildungsanbieter Informationen ber »Konsumentenprferenzen«,
Bildungsnachfrager zur Bewertung von Alternativen Informationen ber
den jeweils zu erwartenden Wohlfahrtsbeitrag. Indikatoren der schulischen
Qualifizierungsleistung wird dabei besondere Wichtigkeit beigemessen. Die
regelmßige Erhebung und Kommunikation von institutionellen Leistungs-
daten ist deshalb konstitutiver Bestandteil von Informationssystemen in
marktorientierten Reformkonzepten. In England und Wales sind seit In-
krafttreten des Education Act von 1980 smtliche staatlichen Schulen zur
Ver&ffentlichung von aggregierten Prfungsergebnissen verpflichtet, die fr
Zwecke eines Schul-Ranking (»league tables«) genutzt werden. Bisweilen
sind auch aussagekrftigere Value-added-Indikatoren verfgbar. Eine diffe-
renziertere Datenbasis wird vom politisch-administrativen System fr die
Wahrnehmung der ihm obliegenden Evaluations- und Steuerungsfunktio-
nen ben&tigt. Das Vorhandensein eines Transportsystems ist schließlich
eine unabdingbare infrastrukturelle Voraussetzung, um die faktische Aus-
bung von »choice« nicht an prohibitiven Transaktionskosten scheitern zu
lassen.
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Wirkungserwartungen: Hypothesen und empirische Befunde
Von Quasi-Mrkten im Schulbereich werden verschiedene Wirkungen erwar-
tet:
– eine Steigerung der Produktionseffizienz im gesamten Schulwesen auf
Grund des induzierten Kosten- und Qualittswettbewerbs und der Dezen-
tralisierung von Ressourcenverantwortung;
– eine Verbesserung der allokativen Effizienz auf Grund einer gr&ßeren
Kompatibilitt von Bildungsangebot und Prferenzen der Bildungsnachfra-
ger, denen dadurch Wohlfahrtsgewinne entstehen.
Im Folgenden soll geprft werden, ob sich diese Erwartungen durch &konomi-
sche Theorieanstze und empirische Forschungsevidenz begrnden lassen.
Produktionseffizienz
Effizienzverbesserungen werden durch eine kostengnstigere und effektivere
Leistungserstellung erwartet, die sich annahmegemß durch Wettbewerb und
dezentrale Ressourcenverantwortung einstellen. Fr diese Erwartung liefert
die Mkonomie berzeugende theoretische Begrndungen und empirische Evi-
denz aus den unterschiedlichsten Kontexten. Die dort anzutreffenden Bedin-
gungen sind im Schulbereich durch Einfhrung von Wettbewerbselementen
und Entscheidungsdezentralisierung indes nicht oder nur zum Teil herzustellen,
sodass sich ein unmittelbarer Erfahrungstransfer verbietet.
So erscheint es wenig plausibel, dass fr &ffentlich finanzierte Schulen bei
fehlendem Gewinnmotiv ein Zwang bestehe, in Kostenwettbewerb zu treten.
Dies ist auch deshalb anzuzweifeln, weil von den Bildungsnachfragern hohe
Unitcosts (Ausgaben je Schler) meist mit hoher Bildungsqualitt assoziiert
werden. Sofern validere Qualittsinformationen fehlen, tendieren sie dazu, ihre
Schulwahlentscheidungen an diesem Indikator zu orientieren. Wie das Beispiel
der USA zeigt, spielen Disparitten in den Aufwendungen der Schulbezirke
eine wichtige Rolle fr die Wohnortwahl der Familien mit schulpflichtigen Kin-
dern. Viele Eltern sind bereit, fr qualitativ bessere Schulen (mit h&heren
Unitcosts) eine »Prmie« in Form h&herer Grundstckspreise oder Mieten zu
zahlen. Induziert wird dadurch zwar Wettbewerb zwischen Jurisdiktionen
(Schulbezirken), allerdings mit erwartungswidrigem Effekt in Bezug auf die
Kostensituation im Schulwesen.1 Ebenso wenig kann davon ausgegangen
werden, dass eine kostengnstigere Leistungserstellung privater Anbieter2 die-
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1 Nicht auszuschließen ist indes, dass dies im Falle damit verbundener h&herer Steuern –
ceteris paribus – andere Haushalte, die keine Leistungen des Schulsystems in Anspruch
nehmen, veranlasst, von der Exit-Option Gebrauch zu machen.
2 Bei Unicost-Vergleichen schneiden Privatschulen vielfach besser ab als staatliche Schu-
len. Dieser Kostenvorteil ist jedoch zumindest zum Teil ein Artefakt: Erstens werden bei
diesen Vergleichen im Allgemeinen nur die budgetwirksamen Kostenkomponenten be-
rcksichtigt; auf eine &konomische Bewertung des unentgeltlichen Faktoreinsatzes durch
Ansatz von Opportunittskosten wird verzichtet. Auch bleibt unbercksichtigt, dass
sen einen Wettbewerbsvorteil verschafft. Immerhin ließe sich eine Entlastung
der &ffentlichen Haushalte dann realisieren, wenn mittels Bildungsgutschei-
nen (im Wert der niedrigeren Durchschnittskosten der Privatschulen) die Bil-
dungsnachfrage strker auf den privaten Sektor (ausreichende Angebots-
elastizitt unterstellt) verlagert werden k&nnte. Nicht Wettbewerb, sondern
politische Intervention htte dann allerdings die Kostenentlastung herbeige-
fhrt.
Was Wettbewerb nicht erreicht, scheint durch Dezentralisierung der Res-
sourcenverantwortung zu gelingen. Von berall erreichen uns Erfolgsmeldun-
gen (z.B. Bellenberg/Bttcher 1999). An Schulen mit eigenverantwortlicher
Mittelbewirtschaftung lsst sich ein deutlich kostenbewussteres Verhalten als
Folge der gr&ßeren Kostentransparenz und ein sparsamerer Umgang mit Res-
sourcen beobachten. Schubkraft verliehen wird dem zum Teil durch eine Ver-
schrfung des Kostendrucks. In England z.B. wurden die Personalmittel im
Rahmen der den Schulen zugewiesenen Globalbudgets an durchschnittlichen
Ausgabenwerten bemessen. Damit sollten die Schulen veranlasst werden, die
Personalrekrutierung strker an Kostenaspekten auszurichten und ihre Kos-
tenstruktur durch Personalsubstitution gnstiger zu gestalten. Empirische
Befunde besttigen solche Effekte (z.B. Mortimore/Mortimore 1992; Levacic
1999).
Wettbewerb und Dezentralisierung sollen zweitens ber eine Steigerung der
Effektivitt der Leistungserstellung effizienzwirksam werden. Theoretisch ließe
sich dies damit begrnden, dass das Damoklesschwert »Klientenverlust« (und
damit Ressourcenverlust) X-Ineffizienz (Leibenstein) reduziere, d.h. eine be-
sondere Anstrengungsbereitschaft und eine produktive Ressourcenverwen-
dung auf Seiten der schulischen Akteure erzwinge. Was damit gemeint ist, ver-
deutlicht das folgende Zitat aus dem Parents’ Charter der Regierung
Thatcher. An die Eltern gerichtet heißt es darin: »Your choice of school di-
rectly affects that school’s budget – every extra pupil means extra money for
the school. So your right to choose will encourage schools to aim for the hig-
hest possible standard.« (Zitiert nach Bowe/Gewirtz/Ball 1994, S. 67) Da
smtliche Schulen dieser Situation ausgesetzt seien, werde Wettbewerb fr eine
Anhebung des Leistungsniveaus des gesamten Schulsystems sorgen. »Achiev-
ing higher standards in all schools« (Department of Education, 1992, S. 2), so
lautete denn auch das Leitprinzip der Bildungsreform in England und Wales.
Konnten die Apologeten der Wettbewerbssteuerung im Schulbereich lange
Zeit ihre Position nur theoretisch – insbesondere unter Rckgriff auf Argu-
mente der Public Choice Forschung und darauf aufbauender Staatsversagens-
theorien – begrnden, so k&nnen sie mittlerweile auch auf vorliegende empiri-
sche Forschungsbefunde verweisen. Fr die wissenschaftliche Fundierung
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staatliche und private Schulen meist qualitativ unterschiedliche Aufgaben erfllen. Mit
der Erbringung spezifischer Leistungen verbundene Kosten entstehen im staatlichen
Schulwesen z.B. im Zusammenhang mit der Wahrnehmung des infrastrukturellen Auf-
trags (Bereitstellung eines flchendeckenden Schulangebots), des Integrationsauftrags
(schulische Integration von Minoritten) und der Beschulung von Kindern und Jugendli-
chen mit besonderem F&rderbedarf. Ein dann eventuell noch verbleibender Kostenvor-
teil privater Schulen ist nicht auf eine gnstigere »Faktorkombination« zurckzufhren,
sondern auf Preisvorteile beim Faktor »Personal«.
marktorientierter Reformen im Schulbereich hat die 1990 unter dem Titel »Po-
litics, Markets, and America’s Schools« erschienene Arbeit der beiden Ameri-
kaner John Chubb und Terry Moe besondere Bedeutung erlangt. Die Autoren
erheben darin den Anspruch, den empirischen Nachweis fr die >berlegenheit
eines marktgesteuerten Schulwesens erbracht zu haben. Dieser Anspruch grn-
det sich auf die Ergebnisse einer Untersuchung der Determinanten der Organi-
sationseffektivitt und Leistungswirksamkeit amerikanischer Sekundarschulen
in staatlicher und privater Trgerschaft. Leistungseffektive Schulen sind danach
vor allem im privaten Sektor anzutreffen, was Chubb/Moe auf die dort existie-
rende Marktsteuerung zurckfhren, die den Schulen einen hohen Autonomie-
grad und – darber vermittelt – eine effektive Schulorganisation und hohe
Leistungswirksamkeit sicherten. In der Scientific Community sah sich die Stu-
die massiver Kritik ausgesetzt (z.B. Witte 1992; Weiss 1993). Besonders
schwerwiegend ist der Einwand, dass in der Realitt keine vollstndig privati-
sierten, marktgesteuerten Schulsysteme existieren und dass es nicht m&glich
ist, deren Funktionsweise und Leistungsfhigkeit anhand der Ergebnisse von
Vergleichen zwischen staatlichen und privaten Schulen in »Mischsystemen«
vorherzusagen, wie dies Chubb/Moe in ihrer Studie tun. Die von ihnen gefun-
denen Zusammenhnge beziehen sich auf die spezifische Konstellation des
amerikanischen Schulsystems mit einem Privatschleranteil von etwa 12 Pro-
zent. Der besondere Status der Privatschulen in diesem System und ihre ausge-
whlte Klientel verschaffen ihnen einen – statistisch nur unzulnglich zu kon-
trollierenden – Leistungsvorteil, der nicht auf die v&llig anders gelagerte
Situation eines vollstndig privatisierten Schulwesens extrapoliert werden
kann.
In der Studie von Chubb undMoe wird die Wettbewerbsthese nicht explizit
geprft. Dies haben sich verschiedene neuere &konometrische Studien in den
USA zum Ziel gesetzt (Hoxby 1994; Zanzig 1997; Dee 1998; Marlow 2000).
Von Wettbewerb scheint danach eine effizienzsteigernde Wirkung auszugehen.
So zeigte sich z.B., dass Konkurrenz durch Privatschulen positiv mit dem Leis-
tungsstand und den Abschlussquoten staatlicher Schulen korreliert (Hoxby
1994; Dee 1998). =hnliche Effekte, so das Ergebnis zweier weiterer Studien,
stellen sich bei zunehmendem interjurisdiktionellem Wettbewerb ein (Zanzig
1997; Marlow 2000). Kritisch lsst sich gegen diese Untersuchungen einwen-
den, dass ihr Aussagegehalt auf Grund der Verwendung systemischer Struktur-
merkmale (z.B. Privatschleranteil, Maße der Marktkonzentration) zur Wett-
bewerbsmessung und der damit unterstellten Ubiquitt von Wettbewerb stark
eingeschrnkt ist. Wie Wettbewerb im Kontext von realen Quasi-Mrkten
wirkt, lsst sich nur auf der Basis regionalisierter Daten und verhaltensbezoge-
ner Wettbewerbsmaße angemessen analysieren. Empirische Untersuchungen,
die diese Bedingung erfllen, legen eine eher zurckhaltende Einschtzung des
der Wettbewerbssteuerung zugeschriebenen effizienzverbessernden Potenzials
nahe.
Schon in der 1994 publizierten OECD-Studie »Schools: a matter of choice«
ziehen die Verfasser das ernchternde Fazit: »Es gibt keine direkte Evidenz da-
fr, dass Wettbewerb die Unterrichtsqualitt und das Leistungsniveau der
Schler verbessert.« (OECD 1994, S. 7) Besttigung findet dieses Ergebnis
durch eine krzlich vorgelegte Lngsschnittuntersuchung der Open University
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an 319 englischen Sekundarschulen (Levacic/Hardman/Woods 1998; Levacic/
Woods 2000). Die regionale Wettbewerbssituation wurde ber verschiedene
Indikatoren erfasst: den Anteil der Eltern, die gezielt eine Schule aus dem re-
gionalen Angebot whlten, die Kapazittsauslastung der Schulen, die Ange-
botsvielfalt und die vom Schulleiter perzipierte Wettbewerbsintensitt. Ergeb-
nis der Studie: Whrend in Regionen mit besonders intensivem Wettbewerb
die ber einen Zeitraum von fnf Jahren verfolgte Leistungsentwicklung der
Schulen hinter dem durchschnittlichen nationalen Leistungsanstieg zurck-
blieb, war fr Schulen in Regionen mit wenig oder gar keinem Wettbewerb
eine berdurchschnittliche Verbesserung bei den Prfungsergebnissen zu ver-
zeichnen. Resmee der Autoren: »Die Behauptung, dass Wettbewerb Schulen
verbessere, lsst sich empirisch nicht besttigen.« (Levacic/Hardman/Woods
1998, S. 21)
Auch die erwarteten positiven wirksamkeitsbezogenen Effizienzeffekte von
Dezentralisierung und Autonomisierung warten noch auf eine berzeugende
erfahrungswissenschaftliche Besttigung (Weiss 1999). Auf gesamtsystemischer
Ebene zeigen z.B. die TIMSS-Studien, dass der Grad der Zentralisierung bzw.
Dezentralisierung und die mathematisch-naturwissenschaftlichen Leistungser-
gebnisse praktisch unabhngig voneinander variieren (Baumert et al. 1997,
S. 16). Dieser Befund korrespondiert mit den Ergebnissen von Evaluations-
studien zum Local Management of Schools bzw. School-Based-Management
auf Mikroebene (Levacic 1995; Leithwood/Menzies 1998). Ein sichtbarer Ein-
fluss dezentraler Ressourcenverantwortung auf die Effektivitt, die erreichten
schulischen Leistungen, lsst sich bislang empirisch kaum nachweisen; Rheto-
rik und Realitt liegen weit auseinander.
Die erwartungswidrige empirische Befundlage zu den Effizienzwirkungen
von Wettbewerb und Dezentralisierung gibt Anlass, einen genaueren Blick auf
die angebots- und nachfrageseitigen Verhaltensprmissen des Quasi-Markt-
Modells zu werfen.
Anbieterverhalten
Angebotsseitig ist den kontextuellen Bedingungen der schulischen Leistungser-
stellung besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Die fr den Bildungsbereich
charakteristische »Technologie-Vagheit«, das Fehlen von Potenzialen fr sub-
stanzielle Produktivittssteigerungen durch technischen Fortschritt und der
starke Einfluss »externer Mitproduzenten« stellen strukturelle Rahmenbedin-
gungen dar, die die M&glichkeiten einer effizienteren Gestaltung von Schule
und Unterricht stark einschrnken. Wettbewerb und Dezentralisierung k&nnen
an diesem Sachverhalt wenig ndern.
Folgt man den Argumenten der Neuen Institutionen&konomie (z.B. Ebers/
Gotsch 1999), dann k&nnte eine m&gliche Ursache fr die relative Wirkungslo-
sigkeit von Dezentralisierung und Autonomisierung darin zu suchen sein, dass
die erweiterten Verfgungsrechte an Ressourcen von den schulischen Akteu-
ren opportunistisch, d.h. zur Verfolgung eigener Ziele, genutzt werden. Prfe-
riert wird eine Mittelverwendung, die in erster Linie den Nutzen der Lehrer-
schaft erh&ht. Anhaltspunkte dafr liefern die Ergebnisse einer krzlich
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publizierten Weltbank-Studie (Pritchett/Filmer 1999), in der empirische Un-
tersuchungen zur Ressourcenwirksamkeit unter Effizienzaspekten reanalysiert
wurden. Sie gelangt zu dem Ergebnis, dass die Optimalittsforderung bei der
faktoriellen Mittelallokation (Gleichheit der Grenzproduktivitt je Geldeinheit
bei allen Input-Faktoren) deshalb weit verfehlt wird, weil die Mittelverwen-
dung wesentlich strker an Wohlfahrtszielen der Lehrerschaft als am Ziel der
Schuleffektivittsverbesserung orientiert ist. Die Mittel finden prioritr fr In-
puts Verwendung, die direkt den Nutzen der Lehrer erh&hen (Anhebung der
Lehrergehlter, Verkleinerung der Klassen), die aber gegenber den von ihnen
wenig prferierten Inputs (z.B. Lehr-/Lernmittelausstattung) eine zehn- bis
hundertmal niedrigere Grenzproduktivitt je Dollar aufweisen. Mit anderen
Worten: Eine Verbesserung der Ausgabenwirksamkeit im Schulbereich schei-
tert offenbar auch daran, dass die Mittel interessen- statt effizienzgeleitet ver-
wendet werden. Um dieses Verhaltensmuster zu korrigieren, mssten geeig-
nete – d.h. aber: transaktionskostenintensive – Kontrollinstrumente etabliert
werden.
Zu den Spezifika personaler Dienstleistungsproduktion zhlt die Mitwir-
kung der Klienten an der Leistungserstellung. Dies gilt in besonderer Weise
fr den Schulbereich. Durch unzhlige empirische Untersuchungen ist die
Wichtigkeit von Intelligenz und Sozialstatusmerkmalen der Schler fr die
schulischen Leistungen belegt. Sie sind die mit Abstand wichtigsten Prdikto-
ren des individuellen Lernerfolges und werden darber hinaus als aggregierte
Merkmale der Zusammensetzung der Schlerschaft einer Schule und Klasse
leistungswirksam. Die Selektion »mitproduzierender Klienten« wird damit zu
einer erfolgbestimmenden Organisationsaufgabe von Schulen. Sie werden des-
halb bemht sein, sich durch Einsatz von Selektionsinstrumenten (Aufnahme-
prfungen, Schulprofil) eine wirkungsvolle externe Mitproduktion zu sichern.
Ebenso ist es unter Effizienzaspekten rational, »kostenintensive« Schler (z.B.
mit besonderem F&rderbedarf) und Schler, die die »Leistungsbilanz« ver-
schlechterten, fern zu halten. Die Wichtigkeit der Klientenselektion wird durch
die bereits erwhnte Studie der Open University (Levacic/Hardman/Woods
1998) unterstrichen: Vor allem jene Schulen hatten einen berdurchschnittli-
chen Leistungszuwachs zu verzeichnen, denen es gelungen war, die soziale Zu-
sammensetzung der Schlerschaft zu »verbessern«. Dieser Befund macht eine
weitere Annahme des Quasimarkt-Modells revisionsbedrftig: Schulen kon-
kurrieren nicht um Schler, sondern um Schler mit bestimmten Eigenschaf-
ten. Wie erfolgreich sie dabei sind, hngt in hohem Maße von sozialstrukturel-
len Standortmerkmalen ab. Dass es Schulen mit einem sozialstrukturell
ungnstigen Umfeld schwer haben, sich im Wettbewerb mit standortbegnstig-
ten Schulen zu behaupten, ist durch zahlreiche Beispiele dokumentiert (z.B.
Adler/Petch/Tweedie 1989; Hardman/Levacic 1996; Lauder et al. 1999).
Nicht selten haben standortbedingte Wettbewerbsnachteile zu betrchtlichen
Schlerverlusten gefhrt, die an den betroffenen Schulen eine massive Ver-
schrfung der Problemlage zur Folge hatten und oftmals Interventionen des
politisch-administrativen Systems notwendig machten (z.B. Rckkehr zu festen
Einzugsbereichen).
Die Kontextabhngigkeit der Leistungswirksamkeit von Schulen ist durch
die School-effectiveness-Forschung, die (allzu) hohe Erwartungen hinsichtlich
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der schulischen Einflussm&glichkeiten geweckt hat, etwas aus dem Blick gera-
ten. Natrlich gibt es die viel zitierten »outliers«, die erwartungswidrig erfolg-
reichen Schulen, die auf besonderes Interesse der Forschung stoßen. Bei der
weit berwiegenden Mehrzahl der Schulen lsst sich das Leistungsniveau indes
ziemlich zuverlssig ber sozio&konomische Schulkontextmerkmale vorhersa-
gen. Unter Bercksichtigung dieses Sachverhalts fllt es schwer, den durch
Apologeten von Konzepten des New Public Management verbreiteten Opti-
mismus zu teilen, durch Zielvereinbarungen mit den Schulen ließen sich auf
breiter Basis h&here Leistungsstandards durchsetzen.
Nachfragerverhalten
Schulwahlentscheidungen mssen bei Eintritt in die Primarstufe, beim Wech-
sel zwischen Schulstufen oder bei Wohnortwechsel und bei Nutzung der Exit-
Option, der Revision einer frheren Schulwahlentscheidung, getroffen wer-
den. Wie diese Entscheidungen ausfallen, wird wesentlich dadurch beeinflusst,
welche schulstrukturellen Gegebenheiten vorliegen. In einem hierarchisch ge-
gliederten Schulsystem dominieren investive Gesichtspunkte bei Schulwahl-
entscheidungen; maßgebend sind die mit den Alternativen jeweils verbunde-
nen Berechtigungen und damit zusammenhngende Einkommens- und
Statuserwartungen. Unter diesen Bedingungen sind Schulwahlentscheidungen
an bestimmte Eignungsvoraussetzungen gekoppelt. Das heißt freilich nicht,
dass die elterliche Bildungsaspiration als Schulwahldeterminante dadurch be-
deutungslos wird. Dass sie sich – sozialschichtabhngig – vielfach auch bei
fehlender Eignungsvoraussetzung durchsetzt, ist hinreichend belegt (z.B.
Ditton 1995). Wenn angestrebte Abschlsse oder ein gewnschter Noten-
durchschnitt gefhrdet sind, ist es rational, die Exit-Option wahrzunehmen
und auf eine Schule zu wechseln, die geringere Leistungsanforderungen stellt
(falls nicht einheitliche Leistungsstandards und deren >berprfung dies aus-
schließen). Dieses Motiv fr Exit mit der Folge von »adverse selection«, der
Auswahl inferiorer Anbieter, ist im Quasimarkt-Modell berhaupt nicht vor-
gesehen.
In integrierten Schulsystemen ohne formale Abschlussdifferenzierung wird
der investive Aspekt bei Schulwahlentscheidungen in den Hintergrund treten,
es sei denn, dass Merkmalsunterschiede zwischen Schulen, insbesondere leis-
tungsbezogene Qualittsdifferenzen, einkommensrelevant wren (und die
Nachfrager darber Kenntnis htten). Die einschlgige Forschung bietet dafr
wenig Anhaltspunkte (z.B. Levin/Kelley 1994; Burtless 1996). So lsst sich
aus den Ergebnissen empirischer Schtzungen von Einkommensfunktionen
folgern, dass Testleistungsunterschiede kaum zur Erklrung von Einkom-
mensvarianzen beitragen.3 Von grundstzlicher Bedeutung ist der Einwand,
dass in vielen Entscheidungssituationen wesentlich differenziertere Schulwahl-
motive zur Geltung kommen, als es das Quasimarkt-Modell mit seiner nor-
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3 Bishop (1989) kann z.B. anhand von U.S.-Daten zeigen, dass selbst betrchtliche Vern-
derungen im Leistungsniveau (bei formal gleicher Qualifikation) vom 50. auf den 84.
Prozentrang nur mit einem Einkommenszuwachs von 3–4 Prozent verbunden ist.
mativen Fixierung auf schulische Leistungsergebnisse vorsieht. Vor dem Hin-
tergrund der Politik der Schulwahlliberalisierung in einer ganzen Reihe von
Lndern sind zahlreiche Studien zum elterlichen Schulwahlverhalten entstan-
den (z.B. Maddaus 1990; OECD 1994; Martinez/Thomas/Kemerer 1994;
Glatter/Woods/Bagley 1997), deren Ergebnisse sich wie folgt resmieren
lassen:
– Die Forschungsbefunde vermitteln kein konsistentes Bild zum Schulwahl-
verhalten. Selbst innerhalb eines Landes differieren z.T. die Ergebnisse
betrchtlich, was auf einen relativ starken Einfluss situativer Faktoren hin-
deutet. Gleichwohl lassen sich einige bereinstimmende Tendenzen be-
obachten. So ist offenbar das Leistungsniveau von Schulen (»academic suc-
cess«) nur eines von vielen schulwahlrelevanten Kriterien, die Eltern bei
der Beurteilung der Schulqualitt heranziehen. Bei einem Großteil von ih-
nen bestehen ausgeprgte Prferenzen fr wohnortnahe Schulangebote. Ein
wichtiges Schulwahlmotiv ist auch die Platzierung der Kinder in das ge-
wnschte Sozialmilieu. Insgesamt legen die Befunde zu den Schulwahlmoti-
ven die These nahe, dass Eltern offensichtlich nicht die »idealen« Konsu-
menten sind, von denen die Bildungsmarkt-Theoretiker in ihren Modellen
ausgehen, wenn sie die schulischen Leistungsergebnisse zum vorherrschen-
den Selektionskriterium erklren.
– Zu den auffallenden Phnomenen zhlt, dass – selbst unter Bedingungen ei-
ner schulwahlf&rdernden Politik – der Anteil »aktiv« whlender Eltern viel-
fach gering ist. Lokale Gebundenheit kann dafr ebenso verantwortlich sein
wie geringe Markttransparenz, zu hohe Transaktionskosten (Informations-
beschaffung, Schulwechsel, lange Schulwege etc.) und/oder angebotsseitige
Restriktionen: das Fehlen prferenzkompatibler Angebote auf Grund man-
gelnder Angebotsreagibilitt, Beschrnkungen des Marktzugangs fr priva-
te Anbieter, fehlende direkte Einflussm&glichkeiten der Bildungsnachfrager
auf die Angebotsgestaltung u.=.
– Bei Schulwahlentscheidungen kommen in vielfltiger Weise Statusmerk-
male ins Spiel. Sie manifestieren sich in einem »asymmetrischen« Informati-
onsstand ebenso wie in schichtspezifischen Selektionskriterien. Welche Vor-
stellungen Eltern von einer »guten« Schule haben, wie sie Abschlsse und
Mobilitt bewerten und welchen Stellenwert sie Bildung in den Lebensent-
wrfen fr ihre Kinder beimessen, ist wesentlich durch ihre sozio&kono-
mische Lage prformiert. Auch in diesem Punkt erweist sich das dem Qua-
simarkt-Modell zu Grunde liegende Konstrukt eines einheitlichen
Konsumenten als in h&chstem Maße realittsfern.
Nicht nur unterschiedliche Prferenzen der Eltern und Schler bieten eine Er-
klrung dafr, dass Quasi-Mrkte die Nachfrage nicht auf das effizienteste An-
gebot im Sinne der Modellannahmen lenken. Verantwortlich ist dafr auch das
Fehlen valider institutioneller Effizienzindikatoren. Berichtet werden in der
Regel nur dekontextualisierte querschnittlich erhobene Leistungsdaten von
Schulen (Prfungs-, Testleistungsergebnisse). Diese sagen aber weder etwas
ber die Qualifizierungsleistung (»value added«) einer Schule aus, weil sie die
differenten Lernausgangslagen unbercksichtigt lassen, noch etwas ber deren
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Produktionseffizienz, weil kein Bezug zum Ressourceneinsatz hergestellt wird.
Die Orientierung der Schulwahl an solchen kruden Leistungsindikatoren mag
zwar, wie eine schottische Studie zeigt (Willms/Echols 1992), dem elterlichen
Interesse an der Platzierung ihrer Kinder in ein bestimmtes – dadurch indizier-
tes – Sozialmilieu entgegenkommen; eine davon veranlasste Exit-Entscheidung
bedeutet aber nicht notwendigerweise den Wechsel auf eine leistungseffektive-
re Schule. Aber selbst wenn aussagekrftigere Indikatoren verfgbar sind, n-
dert dies nichts an dem grundstzlichen Manko, dass sie letztlich nur Hinweise
auf die schulische Leistungswirksamkeit in der Vergangenheit geben. Im Blick
auf die empirisch hufig festgestellten Effektivittsschwankungen ist der pro-
gnostische Wert der Indikatoren eingeschrnkt. Bildung ist nun einmal ein »Er-
fahrungsgut«, dessen Qualittseigenschaften sich ex ante einer zuverlssigen
Beurteilung entziehen.
Allokative Effizienz
Die Einfhrung marktorientierter Reformen wird weiterhin damit begrndet,
dass dies die Bereitstellung eines Bildungsangebots gewhrleiste, das den Pr-
ferenzen der Bildungsnachfrager besser entspreche, was ber die damit ver-
bundenen Wohlfahrtsgewinne die allokative Effizienz steigere. Der Wettbe-
werbsdruck, so die theoretische Begrndung, zwinge die Anbieter, strker auf
die Wnsche und Bedrfnisse der Eltern und Schler einzugehen; deren »Kun-
denposition« ließe zugleich eine engere Principal-Agent-Beziehung entstehen,
sodass die Prferenzen in direktem Kontakt – und nicht ber zwischengeschal-
tete Agenten des politischen Systems – artikuliert werden k&nnten. Diese Be-
grndung hat hohe »face validity« und wird auch durch Umfrageergebnisse zur
Zufriedenheit »aktiv« whlender Eltern gesttzt (z.B. Witte 1998; Peterson
1998). Dem stehen jedoch nicht weniger berzeugende empirische Belege fr
einen ausgeprgten Sozialschicht-Bias bei den Wohlfahrtsertrgen gegenber:
Gewinner sind vor allem die Eltern und Schler, denen auf Grund ihrer besse-
ren Ausstattung mit &konomischem, kulturellem und sozialem Kapital anbie-
terseitig eine besondere Wertschtzung entgegengebracht wird und deren Pr-
ferenzen deshalb strkere Bercksichtigung finden (z.B. Woods/Bagley/
Glatter 1998; Lauder et al. 1999).
Aus wohlfahrts&konomischer Sicht wre dies unbedenklich, wenn dadurch
das Pareto-Kriterium nicht verletzt wrde, d.h. die Verbesserung der Wohl-
fahrtsposition von Individuen nicht mit einer Verschlechterung der Wohlfahrts-
position anderer Individuen erkauft wrde. Diese Trade-off-Situation ist jedoch
gegeben. Erstens ist zu sehen, dass es wegen partiell bestehender Nutzenrivali-
tt Gewinner und Verlierer gibt. Dies ist z.B. der Fall, wenn – was auf realen
Quasi-Mrkten im Schulbereich hufig zu beobachten ist – ein Nachfrageber-
hang bei bestimmten Bildungsangeboten existiert. Zweitens wird es Wohl-
fahrtseinbußen durch Creaming- und Exit-Effekte geben, wenn dadurch »Rest-
schulen« entstehen und Vernderungen in der leistungsmßigen und sozialen
Zusammensetzung der Schlerschaft bei den betroffenen Schulen eine Leis-
tungsdeterioration zur Folge haben. Solche negativen Externalitten, die nicht
in das Kosten-Nutzen-Kalkl der Bildungsanbieter und -nachfrager eingehen,
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begrnden in einem in gesellschaftlicher Verantwortung stehenden Schulwesen
Interventionen des politisch-administrativen Systems.
Dessen Funktion beschrnkt sich freilich nicht nur darauf. Die demokra-
tisch legitimierten staatlichen Institutionen sind mit weit reichenden Kompe-
tenzen ausgestattet, die »gesellschaftliche Wohlfahrtsfunktion« (nicht im pare-
tianischen Sinne) – mit spezifizierten Prferenzen hinsichtlich Art und Umfang
der vom Schulsystem zu erbringenden Leistung – zu definieren. Das Ergebnis
drfte erheblich von dem eines rein marktwirtschaftlich organisierten Systems
abweichen, in dem Schule auf die Rolle eines »Agenten der Familie« reduziert
ist und allein die Prferenzen der Bildungsnachfrager das Angebot bestimmen.
Dieser Zustand kommt bislang nur in den radikalen Entwrfen von Marktfun-
damentalisten vor, in der Realitt ist er nicht anzutreffen. Deshalb sind keine
Prognosen des Ergebnisses eines ausschließlich ber Nachfragerprferenzen
gesteuerten Schulsystems m&glich. Immerhin lassen aber die unter Quasi-
markt-Bedingungen gewonnenen Erfahrungen mit gr&ßerer »Konsumenten-
souvernitt» die Richtung erkennen, in die sich ein solches System entwickeln
k&nnte.
Nach dem, was wir etwa aus britischen Studien wissen (z.B. Glatter/
Woods/Bagley 1997), tendiert die Mehrheit der Eltern (mit manifesten Prfe-
renzen) zu pdagogischem Konservatismus; prferiert werden selektive Schu-
len und leistungsdifferenzierter Unterricht. Nicht selten haben Gesamtschulen
auf Druck von Mittelschichteltern – gegen die pdagogische >berzeugung der
Lehrerkollegien – wieder »setting« eingefhrt (Reay 1998; Levacic et al. 1998).
Insgesamt fllt auf, dass die Strkung der Nachfragemacht – entgegen anders
lautenden Prognosen – kein variantenreicheres Schulwesen hervorgebracht
hat. Zweifellos haben dazu in England und Wales auch die starke Bindung der
Schulen an das National Curriculum beigetragen. Aber auch Erfahrungen aus
anderen Lndern zeigen (z.B. Whitty 1997), dass vom »mainstream« abwei-
chende innovative Schulkonzepte hufiger angebots- als nachfrageseitig indu-
ziert wurden oder durch politische Initiativen (wie z.B. die »magnet schools« in
den USA, die ursprnglich fr Zwecke der Rassendesegregation eingefhrt
wurden). Wenn weiterhin eine Bevorzugung traditioneller Lerninhalte durch
die Eltern belegt ist, dann ist die Vermutung gerechtfertigt, dass die Ausrich-
tung der schulischen Curricula an den elterlichen Prferenzen zu einer folgen-
reichen Vernachlssigung zukunftsrelevanter Kompetenzbereiche fhren wr-
de. Bereits vor vierzig Jahren hat James S. Coleman in seinem Buch »The
Adolescent Society« dazu treffend angemerkt: »Parents are often obsolescent
in their skills, trained for jobs that are passing out of existence, and thus unable
to transmit directly their accumulated knowledge. They come to be ›out of
touch with the times‹, and unable to understand, much less inculcate the stan-
dards of a social order that has changed since they were young.« (Coleman
1961, S. 2) Unter den gegenwrtigen Bedingungen rapiden technologischen
und gesellschaftlichen Wandels ist diese kritische Anmerkung Colemans aktu-
eller denn je.
Diese wenigen Hinweise m&gen zur Begrndung der gesellschaftlichen
Grundsatzentscheidung ausreichen, Schulbildung durch ihre staatliche Bereit-
stellung in den Rang eines &ffentlichen Bedrfnisses zu heben, sie zu einem
»meritorischen Gut« zu machen, d.h. individuelle Konsumentenprferenzen zu
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Gunsten der Verfolgung gesellschaftlicher Ziele nur eingeschrnkt wirksam
werden zu lassen.
Res+mee
Die von der internationalen Bildungsforschung vermittelten Einsichten in
Funktionsweise und Wirkungen von Quasi-Mrkten im Schulbereich legen die
These nahe, dass die Funktionalisierung von Wettbewerb und Dezentralisie-
rung fr die Erreichung von Effizienzzielen in diesem Bereich bislang nirgend-
wo berzeugend gelungen ist. Empirisch nachweisbar sind zwar positive Kos-
teneffekte einer Verlagerung der Dispositionskompetenz ber Ressourcen auf
die einzelinstitutionelle Ebene. Einiges spricht jedoch dafr, dass diesen Kos-
tenvorteilen – vermutlich strker ins Gewicht fallende – gesamtsystemische
Kostennachteile gegenberstehen: Zum einen verursacht Steuerung durch
Quasi-Mrkte infrastrukturelle Mehrkosten (z.B. Levin 1998), zum anderen ist
in verstrktem Maße mit »diseconomies of scale« zu rechnen, weil durch dieses
Steuerungssystem einer auf Ausgleich bedachten Schulstandort- und regiona-
len Schulentwicklungsplanung die Grundlagen entzogen werden. Wird das
Wettbewerbsergebnis nicht akzeptiert, werden nachtrglich transaktions-
kostenintensive Korrekturen durch das politisch-administrative System not-
wendig.
Empirisch nicht zu sttzen ist die an Wettbewerb und Dezentralisierung im
Schulbereich geknpfte Erwartung einer systemweiten Verbesserung der Pro-
duktionseffizienz durch Effektivittsgewinne. Die Befundlage spricht eher da-
fr, dass Quasi-Mrkte zur Vergr&ßerung bestehender Leistungsdisparitten
und Chancenungleichheiten tendieren. Die sich darin manifestierende Logik,
dass es bei Wettbewerbssteuerung Gewinner und Verlierer geben muss, wider-
spricht zentralen Prinzipien staatlicher Gesamtverantwortung im Schulbereich.
Nicht nur aus diesem Grund ist die dem Quasi-Markt zugeschriebene Verbes-
serung der allokativen Effizienz, indikatorisiert durch eine h&here Klientenzu-
friedenheit, zu relativieren. Da Wohlfahrtsgewinne bei bestimmten Individuen,
den »Wettbewerbsgewinnern«, nicht ohne Wohlfahrtsverluste bei anderen Indi-
viduen, den »Wettbewerbsverlierern«, internalisiert werden, wird das Pareto-
Kriterium verletzt, d.h.: die gesellschaftliche Wohlfahrtsposition verbessert sich
nicht unter Quasimarkt-Bedingungen.
Das die politische Rhetorik beherrschende Argument, durch marktorien-
tierte Reformen im Schulbereich ließen sich nachhaltige Effizienzgewinne er-
zielen, hlt einer kritischen Prfung nicht stand. Die vorliegende Forschungs-
evidenz gibt zu berechtigten Zweifeln an der »Bildungstauglichkeit« der
Wettbewerbssteuerung Anlass. Die Politik wird sich die Frage stellen lassen
mssen, warum sie dennoch unbeirrt an dem steuerungsstrategischen Paradig-
menwechsel festhlt. Dafr ist umso weniger Verstndnis aufzubringen, als es
mittlerweile gengend Beispiele aus der Wirtschaft gibt, die belegen, dass hu-
fig Wohlfahrtsgewinne eher aus Kooperation und Ressourcenbndelung als
aus dem Wettbewerb unter Produzenten erzielt werden (vgl. Crouch 1998,
S. 468). Wenn die Bildungspolitik meint, auf den entstandenen Modernisie-
rungsdruck mit der >bernahme von Konzepten der Wirtschaft reagieren zu
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mssen (kritisch dazu Sergiovanni 1995), dann sollte sie sich an diesen Bei-
spielen orientieren, sehen doch viele ohnehin in der Strkung einer Kooperati-
onskultur im Schulbereich die angemessenere Antwort auf die anstehenden
Probleme als in seiner Ausrichtung an den Regeln des Wettbewerbs.
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On effectiveness and efficiency in education
Operationalizing the concepts
Introduction
It is very difficult to say anything strikingly new about »effectiveness and effi-
ciency in education«, particularly in the context of a symposium addressing the
very broad question of the futures of education, and the classical types of dis-
course on effectiveness and efficiency do not necessarily offer an appropriate
solution.
Of course, »effectiveness« and »efficiency« are elegant constructs, which ob-
ligingly lend themselves to commentary in terms of epistemological questions,
but this would exceed the scope of this paper, and such commentary is widely
available, whether in textbooks (e.g. Johnes 1993), in fundamental reflections
on the appropriateness of the economic perspective on education (e.g. Dela-
motte 1998), in edited volumes offering complementary perspectives (e.g.
Trier 1995), or in survey papers (e.g. Hanushek 1986, 1987; Card/Krueger
1996). »Effectiveness« and »efficiency« also hold in store ample opportunities
for analytical refinement, but then the question of the relevance of the exercise
would quickly arise.
I will therefore attempt to address effectiveness and education in a slightly
different way, and after briefly recalling the analytical meaning of these con-
cepts (if only because they are often used interchangeably in everyday speech),
to plunge directly into some questions related to their application.
Most of the literature in the sub-field of education economics concerned
with effectiveness and efficiency is made up of empirical research (for a recent
overview, see Krueger 1999). With one more data set, yet another education
production function could be estimated, relating a set of inputs with some or
other measurement of performance; these measurements, in turn, could lend
themselves to an interpretation in terms of effectiveness and efficiency.
However, instead of discussing the theoretical concepts, or presenting one
more education production function, I have chosen to illustrate the notion of
effectiveness with data that can serve to evaluate the relative contribution of
formal in-school instruction as opposed to non-school channels of acquisition,
in the case of foreign language skills. This paper is organized as follows: in
* Faculty of economic and social sciences, University of Geneva, and European Centre for
Minority Issues, Flensburg, Germany. The author thanks Clment Lemelin for helpful
comments on an earlier version of this text. The usual disclaimer applies.
Section 2, I recall the theoretical meaning of the concepts of effectiveness and
efficiency, and then briefly discuss the traditional, but still perfectly relevant,
analytical distinction between internal and external evaluation. Section 3 is de-
voted to a brief presentation of some of the problems of identification and
measurement raised by these concepts, particularly with respect to the issue of
appropriately defining the inputs and the outputs on which effectiveness and
efficiency rest. Section 4 presents the application to the relative effectiveness
of school and non-school channels of foreign language acquisition, and Secti-
on 5 contains a brief conclusion.
Effectiveness, cost-effectiveness and efficiency: theoretical notions
The notions of effectiveness, cost-effectiveness and efficiency are rooted in fun-
damental economic theory, but discussing this dimension would exceed the sco-
pe of this paper—besides, just about any neo-classical economics textbook con-
tains a presentation (see e.g. Layard/Walters 1978). However, once we move
away from pure theory and edge towards application, clear-cut meanings are
sometimes blurred, and it is therefore important to clarify the meaning in
which the terms will be used in this paper; alternative definitions can be found
in the literature, and it must be clear that my goal here is not to posit one set
of definitions as intrinsically superior to any other, but to adopt a set of defini-
tions that will make it possible to distinguish clearly between three distinct no-
tions of »what works«.
In what follows, we shall therefore carve ourselves a simple path through
these notions and avoid some potentially difficult aspects. That these notions
are not always easy to tease apart from one another is illustrated by the fact
that in a very concise overview, Hanushek (1987, p. 33) starts out by saying
that he will be talking about »efficacy« in education, thereby side-stepping, for
the beginning of his presentation, the precise nature of the concept.
As a general starting point, we can say that what is »efficacious«, or »effecti-
ve«, or »efficient«, is »something that works relatively well«, or at least no
worse than some other alternative we care to think about. Suppose for example
that our goal is to reach a certain level of fluency in a foreign language through
traditional in-school instruction; it is probably more effective to study it for 4
hours per week during 4 years than for 2 hours a week during 2 years, all other
things being equal.
However, such a notion of effectiveness, apart from being rather obvious, is
of rather limited help: it is, of course, easier to reach a certain goal by inve-
sting considerably more resources into the endeavor. This is why, when refe-
rence is made to »effectiveness«, it often presupposes that one has actually al-
ready moved to a second step, and that the operative notion is that of cost-
effectiveness (also sometimes referred to as »technical efficiency«)1. In this
latter sense, »effectiveness« characterizes a technical, almost material relation
between the inputs and the outputs in a production process; but it does not
yet constitute a solution to the economic problem of the allocation of resour-
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1 For an overview of cost-effectiveness, see e.g. Levin (1983).
ces. The reason for this is that the allocative dimension, stricto sensu, arises at
a subsequent stage, namely, with the notion of efficiency, which will be intro-
duced momentarily. For now, suffice it say that a production process can be
considered cost-effective if, given a certain amount of resources, the results are
as good as possible or if, given a certain goal, it is achieved at the lowest possi-
ble cost.
This is easily seen graphically (Fig. 1). Let us start from point A, where re-
source expenditure is x2 and results are at level y1. A concern for economizing
resources while still ensuring the same result would lead us to move to point B
(where we spend only an amount x1 of resources, instead of x2, while still secu-
ring an unchanged results level of y1), whereas the wish to get the best possible
result with an unchanged amount of resources induces a move to point C (where
the unchanged expenditure in resources x2 now yields a higher output y2). The
feasible area is located below the effectiveness boundary (shaded); the area
above the boundary is not achievable under a given state of informational,
technological, etc. development.
Fig. 1: A graphical representation of cost-effectiveness.












If cost-effectiveness presupposes that the best possible result is reached with a
given input of resources, or that in order to achieve a given goal, no resources
are wasted, proper management of an education system apparently means
moving towards and staying on the effectiveness boundary while selecting a
point on this boundary which is socially considered preferable to any other
point. This way of looking at individual or collective action is, of course, quint-
essentially economic, because economics as a discipline is primarily concerned
with the relationship between ends and scarce means.
However, »cost-effectiveness« so defined2 is not a sufficient guide for acti-
on, because whether B, C, or any other point on the effectiveness boundary is
best is quite another question! Point B suggests moderate achievements of the
system, but at a low cost; point C represents higher achievements, but at a si-
gnificantly higher cost. Which of these situations is to be preferred? Or should
some other situation, somewhere along the effectiveness boundary, be conside-
red superior to both B and C? This is where efficiency comes into play, which
requires us to move on to the third element in our set of definitions. For a si-
tuation to be »efficient«, from the standpoint of economic analysis, it is not
enough for resources to be used »in an economizing way«, that is, without wa-
sting them: the absence of waste simply refers to »cost-effectiveness« (or »tech-
nical efficiency«) as described above. We have seen that cost-effectiveness can
be achieved with an infinite range of situations – all those that are on the effec-
tiveness boundary. But efficiency only obtains if the best possible point on this
effectiveness boundary is reached.
This »best point« presupposes that efficiency is realized jointly at three le-
vels: efficient consumption, efficient production, and efficient product-mix. In
efficient consumption, given the prices of goods and services, consumers are
not willing to trade a certain amount of the goods and services they have in re-
turn for a certain amount of other goods and services. In efficient production,
it is not possible to increase the amount produced of a good or service without
reducing the amount produced of some other good or service. In efficient pro-
duct-mix, it is impossible, by modifying the combination of goods and services
being produced, to increase the welfare of one person in the system without si-
multaneously reducing the welfare of at least another person.
Of course, this set of conditions is very extreme. It can obtain in a theoreti-
cal system defined by stringent, and unrealistic, assumptions. We first need a
free-market economy, with perfectly defined property rights, to function com-
petitively on all markets for goods, services and production factors. Then, we
need to assume that (i) there are no increasing returns to scale; (ii) there are
no technological external effects; (iii) there is no market failure connected with
uncertainty. This situation does not exist in reality, which means that »efficien-
cy«, in this pure economic sense, is a concept of limited relevance outside of re-
search in fundamental economic theory.
When applying economic theory to the realm of education, particularly with
respect to decision-making in education policy, effectiveness or efficiency will
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2 This is often referred to as »technical efficiency«. Such an expression however, can be
somewhat confusing, because it introduces the word »efficiency« without explicit consi-
deration to its core theoretical meaning; see below.
often have to be replaced by looser concepts. Hence, in practice, an evaluation
of effectiveness will tend to be structured around the question of whether a
particular combination of inputs yields a higher or a lower result in terms of
outputs; and an evaluation of efficiency will tend to be structured around the
question of whether a particular output corresponds to what society wants.
From now on, when talking about »effectiveness« and »efficiency«, I will be re-
ferring to these loose, but probably more realistic notions3.
Before proceeding, however, one additional distinction must be made, na-
mely, between internal and external effectiveness.
When studying the performance of education systems, we may first be inter-
ested in what determines the direct outcomes of the system. One such direct
outcome is the performance of students at standardized tests, for example re-
sults achieved in international surveys such as TIMSS (Third international ma-
thematics and science study). Once these results are measured, one can try to
estimate the statistical relationship between achievement levels, treated as out-
puts of the system, with the inputs that have, presumably, made such achieve-
ments possible. Typical inputs include the teacher-student ratio, classroom ho-
mogeneity, teachers’ training or number of years of experience, etc., – or, quite
simply, expenditure per head. Such analyses are examples of internal effective-
ness evaluation, because they focus on processes taking place within the educa-
tion system.
However, the evaluation of effectiveness in education need not stop there.
Education is not a goal in itself: it is supposed to equip learners with cognitive
and social skills that will enable them to function in society, that is, to make a
living, to enter in harmonious or at least socially appropriate exchange with
others, etc. All these, ultimately, also are expected outputs of the education
process, even though these outputs arise outside of the system. Hence, evalua-
ting the effectiveness of the education system also raises the question of how
good the system is at generating those outputs. In external effectiveness evalua-
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3 Lemelin (1998) uses a distinction between »technical effectiveness« and »economic ef-
fectiveness« The former requires that scarce resources be used sparingly; this rule, how-
ever, can be addressed in physical units of the inputs used. The latter stresses that al-
though different inputs are expressed in different (physical) units of measurement, they
can all be converted into monetary units; »economic effectiveness« requires that in mo-
netary terms, a mode of production should imply no waste of resources. »Economic ef-
fectiveness« constitutes a more demanding criterion than »technical effectiveness«, and
corresponds to the notion of »cost-effectiveness« used here. The discussion of various
concepts of effectiveness and efficiency can be related to the three fundamental ques-
tions of economics, namely: what to produce? how to produce it? and for whom to pro-
duce it? The first of these questions harks back to efficient product mix, and coincides to
a large extent with the issue of »economic efficiency« as characterized in formal econo-
mic theory; the second is related to the issue of the appropriate use of inputs to generate
a certain range of outputs, and hence harks back to a »generalized« (i.e., across goods
and services) cost-effectiveness condition. As to the third question, it raises the question
of the rules according to which the goods and services produced are apportioned among
people; in a market economy with fully-defined and enforced property rights, this crite-
rion is solvability. The resulting allocation of goods and services allows the condition of
»efficient consumption«, which is part of »efficiency«, to be met. This, however, says
nothing about distributive justice, which is why the analysis of distribution (or redistribu-
tion) needs to be addressed in addition to that of allocative efficiency.
tion, some roles are reversed. For example, the level of cognitive skills, which
are typically treated as outputs in internal effectiveness evaluation, will now be
treated as inputs. The outputs of the system can take many forms, include
»market« and »non-market« effects, and be evaluated at the level of the indivi-
dual actor (in which case we would be talking about »private« effects) or at the
level of society as a whole (in which case we would be talking about »social«
effects). Typically, the assessment of the external effectiveness of education
(usually measured in years and taken »in bulk«, without distinguishing between
the subjects taught or the specific skills acquired) takes the form of a regression
of the logarithm of earnings on a set of independent variables, such as school-
ing (in years) or some indicators of specific skills.
The distinction between internal and external effectiveness evaluation,
however, is not always easy to make. We know, for example, that there is in-
teraction between school and non-school channels of acquisition of cognitive
skills, particularly for social and relational skills (which schools are not always
explicitly expected to impart), but also for more traditional school subjects,
such as foreign languages; hence, some inputs are internal to the system, while
others are not; and then it becomes unclear whether the output itself (in this
case, a certain level of foreign language skills) must be seen as an internal one
either.
This type of ambiguity points to some of the core problems of the effective-
ness perspective on the performance of educational systems. Some of these are
addressed in the following section.
Identification and measurement
The very idea of relating educational inputs and outputs supposes that the edu-
cation process is being viewed as a production process. In orthodox economic
analysis4, the assumption made is that, if only because of entrepreneurs’ drive
to maximize profits, minimize costs and stay ahead of competitors, producers
will have an incentive to pick the most effective production processes, so that
the production functions relating inputs with outputs will necessarily capture
the best-performing technology, allowing the maximum yield from a certain le-
vel of inputs5. In short, the assumption is that production functions are known,
that both inputs and outputs are fully identified and measurable, and that deci-
sion-makers can freely modify the amount of inputs allocated to the production
process.
However, none of these assumptions really holds in the education process,
which remains, to a large extent, a black box: although it stands to reason that
inputs include teachers’ time and skills, students’ time and effort, pedagogical
materials, and some infrastructure, it is much more difficult to be sure about
the relative importance of these inputs, or to be sure about the actual role of
other inputs such as parents’ education level or the influence of the peer group;
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4 On the notion of »orthodoxy« in economic research, see Beaud|Dostaler (1993).
5 More precisely, this condition requires that the ratio of the marginal products of produc-
tion factors is equal to the ratio of their unit costs.
finally, little is known about the interaction between all these inputs. In the
same way, it is difficult to be sure that usual definitions of output are actually
relevant. Standardized test results are subject to many forms of measurement
error; they may not really measure the acquisition of skills at school; and even
if they do, they may be able to rank-order students more than to reveal the ex-
tent to which students truly differ from one another in their skills levels. And
then, it is far from obvious that focusing on one particular output is adequate,
because education processes are typical examples of joint production: in additi-
on to specific cognitive skills, they also serve to socialize students and endow
them with a host of other competencies (such as adaptability, the capacity to
organize themselves in order to deal with given assignments, etc.).
In short, analyzing education in terms of a production function implies the
willingness to rely on an instrument whose building blocks are clearly identi-
fied and measured inputs and outputs, whereas in education processes, both in-
puts and outputs are inadequately identified, let alone measured.
The results of internal effectiveness evaluations are described by Krueger
as »generally […] ambiguous, conflicting, and weak« (1999, p. 497). However,
some results emerge relatively more frequently regarding the success rate of
students in standardized tests: (i) the success rates bear no significant relation-
ship with class size; (ii) they bear no significant relationship with the level of
training undergone by teachers; (iii) they seem to be positively correlated with
teachers’ level of experience. Unfortunately, different or even opposite results
also arise; nonetheless, they are interesting enough to generate considerable in-
vestment in this line of research, which remains one of the most active in con-
temporary education economics.
One additional, and frequently overlooked point, is that viewing performan-
ce strictly in terms of outputs (whether standardized test results or other) im-
plies that little attention, if any, is paid to the educational process: it is all fine
and well for the students of a school to get brilliant results at standardized tests
with a lot of hard work by students and a low teacher-to-student ratio, but this
may also entail a high degree of stress and compulsion for teachers and stu-
dents. Whether this aspect can legitimately be ignored is not a forgone conclu-
sion.
One might argue that when comparing two education systems or two
schools within a system, if similar errors are made on both sides, then the com-
parison will still yield interesting information. This point is well-taken; how-
ever, the empirical observation of the actual operation of schools in terms of
the relationship between inputs and outputs may indeed reveal that some
schools do better than others, if they get »better« results with a given level of
output. It does not follow, however, that it represents the best possible result;
nothing enables us to conclude that it would not be possible to do better (per-
haps by departing quite fundamentally from the mode of operation of the
»best« school). By and large, empirical estimates will reveal average per-
formances. Even with a fairly clear performance ranking between systems or
establishments, the degree of variability between the environmental conditions
in which different establishments operate makes it very difficult to argue that
whichever school or systems apparently performs best is a model that all other
establishments can validly strive for.
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Given this somewhat mediocre record, one may wonder why so much atten-
tion and effort is being lavished on the study of effectiveness and efficiency in
education. Part of the answer may lie with some of the biases in the ideology
and practice of economics (on this point, see Mayer 1993); however, the other,
and worthier, reason is that the set of questions »what works?« »under what
circumstances?« and »for what reasons?« remain perfectly valid intellectually,
and arguably indispensable as a guide to policy decisions.
The effectiveness of school v. non-school channels of foreign
language acquisition
This question arose in the context of a large-scale research project on the eva-
luation of language education in a macro-level, mostly »external« context
(Grin 1999a). The main goal of this project was to evaluate the external effec-
tiveness of second language skills by estimating the earnings differentials ac-
cruing to residents in the three main language regions of Switzerland (German,
French and Italian; the much smaller Romanche-speaking region was left out
of the study) depending on their competence in other national languages and
in English – which is not a national or an official language of Switzerland, and
is the mother tongue of less than 1% of the resident population (foreign resi-
dents included).
For this purpose, a telephone survey was carried out on a representative
sample of 2’400 people in gainful employment at least 6 hours per week (as a
share of the resident population, this is equivalent to a sample of approxima-
tely 92’000 people in the U.S.). Data collected include respondents’ first lan-
guage (L1), their degree of competence in various foreign or second languages
(L2s), several standard socio-economic characteristics, and labor income. In ad-
dition, information was collected on the channels of second language acquisiti-
on apart from foreign language education received at school. This made it pos-
sible to study the relative contribution of school and non-school channels of
foreign language acquisition to declared skills; hence, the level at which we
could, with this part of the data, approach the relationship between inputs and
outputs is somewhere between those of internal and external efficiency evalua-
tion.
I will not go into the detail of the methodology used in data collection, par-
ticularly as regards the techniques used to guarantee the actual meaning and
comparability of the information provided by individuals self-assessing their se-
cond language skills, since this information is provided elsewhere. Another
point not discussed here, despite the fact that it represents, in my opinion, a re-
levant one with respect to future developments in research work on the study
of effectiveness in education, is the reason for this focus on foreign languages.
Suffice it to say that apart from their growing relevance in political and econo-
mic terms, foreign language skills as a subject offer a very convenient entry
point into a subject-based approach to a wide range of issues in education eco-
nomics, including effectiveness evaluation and the study of cost and expenditu-
re patterns (Grin/Sfreddo, 1997).
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The empirical results are generated by a simple OLS regression of the form:
Ci=b0+b1 LIVi+b2 STAi+b3 SCOi+b4 INFi+b5 EVGi + b6 DURi
The dependent variable C is a foreign language competence index computed as
the unweighted average of listening, speaking, reading and writing competence.
The independent variables have the following meaning, starting with a set of
simple dummy variables:
– LIV: having lived in an environment in which the target language (L2) is
spoken, for more than 6 months and after the age of 5;
– INF: having used the target language in the family during childhood;
– STA: having taken one or more language stays (e.g., three weeks’ summer
camp in Cornwall);
– EVG: having taken evening classes in the target language
– SCO: having been schooled through the medium of the target language.
The model also includes a variable DUR whose coefficient indicates the aver-
age contribution of the marginal year of the target language as a school subject;
it is multiplied by the number of years T during which the subject has been stu-
died. The resulting product <DUR x T> variable therefore reflects the average
ex-post contribution of schools, which can be compared to the average ex-post
contribution of the other channels of acquisition.
Since the emphasis of this paper is not on language acquisition, but on the
relative effectiveness of formal in-school courses as opposed to other channels
of acquisition, figures are not reported here (but they can be found e.g. in Grin
1995, Chap. 6). Rather, I wish to stress another aspect of the issue by focusing
on the rank-ordering of variables in terms of their effectiveness, as shown in
Table 1. Although this table would lend itself to extensive commentary, I wish
to highlight two results only.
First, contrary to what is often asserted in public debate, in which many
complain that even seven years of German (or French) as a foreign language6
fail to impart any language skills worth mentioning, schools do make a diffe-
rence – particularly when German is the foreign language being learned.
The second important finding is that the relative effectiveness of schools is
dependent on the target language being studied and on learners’ first language.
What works for learning English is not the same for speakers of German or
French; and speakers of German or French rely more on one or another chan-
nel of acquisition, depending on the target language. As regards in-school tea-
ching, it is always significant, and can be more important, ex post, than other
channels of acquisition of the language. The same, by and large, applies for
French as a foreign language. Interestingly, the situation is quite different for
English, which is acquired relatively less through school and relatively more
through other means.
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6 Learners in French-speaking Switzerland preparing for university typically have German
as a compulsory subject throughout secondary school, which amounts to seven years of
instruction for an average of 4 to 5 periods per week.
Rank-ordering of channels of L2 acquisition according to effectiveness by L1 and L2, statisti-
cally significant coefficients only
L2 English German French
L1 German French Italian French Italian German Italian
1 CONST INF LIV INF DUR X T DUR X T LIV
2 LIV LIV STA DUR X T LIV LIV DUR X T
3 INF DUR X T CONST LIV INF INF STA
4 DUR X T CONST DUR X T SCO SCO SCO CONST
5 STA STA – STA EVG CONST –
6 SLF EVG – CONST CONST EVG –
7 – SCO – EVG – STA –
8 – – – – – SLF –
Shaded cells: Contribution to L2 competence on 0-100 point scale exceeding 10 points; all
shaded coefficients significant at the 5% level. Cells framed by bold line indicate traditional in-
school instruction.
These are, of course, ex post results, on the basis of which it would not be possi-
ble to claim that a francophone wanting to learn English should not take eve-
ning classes; they simply reflect what has occurred, and show that whatever
competencies are currently distributed in the population, the relative effect of
different channels of acquisition to this current distribution of skills is more or
less as described above.
This form of effectiveness evaluation is simple, and could be described as
rough-and-tumble; however, it provides information that feeds directly into an
ongoing debate in language education policy, and provides background infor-
mation for students who are now (as a result of a recent reform in secondary
school syllabi across the country) confronted with the difficult problem of se-
lecting which foreign language they will study towards the degree (maturitT;
Abitur) that they need to obtain before going to university (Grin 1999b).
Concluding remarks
The preceding section has focused on effectiveness rather than efficiency – in
terms of the definitions presented in Section 2. As noted then, the economic
concept of efficiency is a rather theoretical one; hence, moving from an evalua-
tion of effectiveness to an evaluation of efficiency in the actual selection, de-
sign and implementation of an education policy usually has to mean something
different from the purely theoretical approach. I submit that in practice, eva-
luating efficiency will come down to the following two steps.
First, it is incumbent upon social actors, through the working of democratic
institutions, to define and agree on a set of objectives; this remains, ultimately,
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a political process. Second, the most cost-effective way to achieve these objecti-
ves has to be identified, adopted and implemented. Hence, the contribution of
education economics is mostly an instrumental one, which does not tell social
actors what to do, but can help in selecting the best way to do it. Perhaps more
importantly, it provides an analytical framework which is useful to conceptuali-
ze problems and to produce relevant information about them.
The concepts of effectiveness and efficiency are intellectually challenging,
but their application is difficult, both theoretically and empirically. They can al-
so be dangerous, because they can distort our approach to education issues and
can be politically manipulated. In closing, I would therefore argue in favor of a
way of using the concepts of effectiveness and efficiency that remains closely
connected to, or even proceeds from, the actual issues arising in the selection,
design and implementation of education policies. This is crucially important in
order for researchers not to loose sight of the ultimate goal, namely, the impro-
vement of education and a better quality of life for all.
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GeoffWhitty / Sally Power
Devolution and Choice in Education
The research evidence to date1
Introduction
In many parts of the world, there have been attempts to move away from the
»one best system« of state funded and state provided education. Recent re-
forms have sought to dismantle centralised bureaucracies and create in their
place devolved systems of schooling with increased diversity in the types of
schools available, together with an increased emphasis on parental choice and
competition between schools (Whitty et al. 1998). This paper will review re-
cent evidence concerning the progress and effects of these currently fashion-
able »school autonomy« and »parental choice« agendas in contemporary edu-
cation policy in England and Wales, the USA and New Zealand2. School
autonomy, as used here, refers to school self-management through some or all
aspects of funding and decision-making being devolved from regional and dis-
trict offices to individual schools, whether to site-based professionals, commu-
nity-based school councils or a combination of both. In considering parental
choice, the paper will be particularly concerned with those policies that claim
to enhance opportunities for choice among state schools3 and those that use
public funds to extend choice into the private sector.
These policies are sometimes described as »privatisation« of the education
system. Nevertheless, if we look strictly at the issue of funding, or even at pro-
vision in most countries, it is difficult to argue that education has been privati-
sed on any significant scale (Whitty/Power 2000). In most cases, marketisation
is probably a better metaphor for what has been happening or, to be even more
precise, the development of »quasi-markets« in state funded and/or state provi-
ded services. Most commentators see these quasi-markets in education as in-
volving a combination of parental choice and school autonomy, together with a
greater or lesser degree of public accountability and government regulation.
These kinds of reforms have been evident in many mass education systems, in-
cluding those discussed in this paper. Levacic (1995) suggests that the distin-
1 This paper has been developed from parts of G. Whitty/S. Power/D. Halpin: Devolution
and Choice in Education: The school, the state and the market. Open University Press
1998, updated in the light of changes of policy and the findings of more recent research.
2 The paper draws upon findings from the authors’ research on autonomous schools in
England and Wales, New Zealand and the USA, together with a review of other relevant
research in all three countries. For a fuller discussion of the reforms in these countries,
and in Australia and Sweden, see Whitty et al. (1998).
3 In the remainder of this paper, we shall generally use the term »state schools« to de-
scribe publicly funded and publicly provided schools in England and New Zealand and
the term »public schools« to describe such schools in the USA.
guishing characteristics of a quasi-market for a public service are »the separati-
on of purchaser from provider and an element of user choice between provi-
ders«. She adds that a quasi-market usually remains highly regulated, with the
government controlling »such matters as entry by new providers, investment,
the quality of service (as with the national curriculum) and price, which is often
zero to the user« (p. 167). The lack of a conventional cash nexus and the
strength of government intervention distinguish quasi-markets from the ideali-
sed view of a »free« market, though few contemporary markets in any field are
actually free from government regulation and many of them involve some ele-
ment of overt or covert subsidy.
Nevertheless, even where quasi-markets are confined to public sector provi-
ders, it is possible to argue that some aspects of marketisation contribute to pri-
vatisation in an ideological if not a strictly economic sense. These include foster-
ing the belief that the private sector approach is superior to that traditionally
adopted in the public sector; requiring public sector institutions to operate mo-
re like those in the private sector; and encouraging private (individual/family)
decision-making in place of bureaucratic fiat. In other words, they define edu-
cation as a private good rather than a public issue and make education decisi-
on-making a matter of consumer choice rather than of citizen rights.
Advocates of quasi-markets argue that they will lead to increased diversity
of provision, better and more efficient management of schools, and enhanced
professionalism and school effectiveness. Some proponents, notably Moe
(1994) in the USA and Pollard (1995) in the UK, have argued that such re-
forms will bring particular benefits for families from disadvantaged communi-
ties, who have been ill-served by more conventional arrangements. However,
critics suggest that, even if they do enhance efficiency, responsiveness, choice
and diversity (and even that, they say, is questionable), they will almost certain-
ly increase inequality between schools. Before looking at some of the initial re-
search evidence on these matters, we shall outline the nature of the policies
pursued in the three countries under consideration.
Devolution and choice in three countries
In England, prior to the 1980s, the vast majority of children were educated in
state schools maintained by democratically elected local education authorities
(LEAs), which exercised political and bureaucratic control over their schools
but also often provided them with considerable professional support. After the
Conservative victory at the 1979 election, the Thatcher and Major govern-
ments set about trying to break the LEA monopoly of state schooling through
the provisions of a series of Education Acts passed in the 1980s and early
1990s.
Although the introduction of the National Curriculum and its associated sys-
tem of testing, together with the Ofsted inspection regime, can be seen as cen-
tralising measures, most of the other reforms have been designed to enhance
parental choice and transfer responsibilities from LEAs to individual schools
and parents. The earliest of these was the Assisted Places Scheme which provi-
ded public funding to enable academically able children from poor homes to
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attend some of the country’s elite private schools (see Edwards et al. 1989). It
is possible to argue that the sort of privatisation entailed within the Assisted
Places Scheme suppressed marketisation within the private sector by protecting
private schools from the full brunt of market forces. Indeed, some of the
schools that sought to join the Scheme were considered economically vulner-
able and one in Wales had to close before it could admit its first assisted place
holders (Whitty et al. 1998).
Subsequent legislation sought to create new forms of state school entirely
outside the influence of LEAs, and this marketisation of the public sector may
have reduced the distinctive nature of private schools and blurred the distincti-
on between the two sectors. City technology colleges (CTCs) were intended to
be new secondary schools for the inner city, with a curriculum emphasis on sci-
ence and technology and run by independent trusts with business sponsors. The
grant-maintained schools policy enabled existing state schools to »opt out« of
their LEAs after a parental ballot and run themselves with direct funding from
central government. Further legislation permitted schools to change their cha-
racter by varying their enrolment schemes, encouraged new types of specialist
schools and made it possible for some private schools to »opt in« to the state
system.
Local Management of Schools (LMS) gave many of those schools that re-
mained with their LEAs more control over their own budgets and day to day
management, receiving funds determined by the number and ages of their stu-
dents. Open enrolment allowed state schools to attract as many students as
possible, at least up to their physical capacity, instead of being kept to lower li-
mits or strict catchment areas in order that other schools could remain open.
This was seen as the necessary corollary of per capita funding in creating a qua-
si-market in education. In some respects, it was a »virtual voucher« system
(Sexton 1987), which was expected to make all schools more responsive to
their clients so that they either became more effective or closed.
Taken together these measures were widely expected to reduce the role of
LEAs to a marginal and residual one, but fewer schools left their LEAs than
anticipated. Even so, while claiming to have already increased diversity and
choice, Conservative prime minister Major looked forward to the day »when
all publicly funded schools will be run as free self-governing schools«. He belie-
ved in »trusting headmasters (sic), teachers and governing bodies to run their
schools and in trusting parents to make the right choice for their children«
(The Times, 24/8/95, p. 5). However, his government was defeated by Blair’s
New Labour Party in a General Election in May 1997. Yet, although it has
abolished the Assisted Places Scheme, the new government has maintained
most of the key features of the Conservative government’s approach, while in-
troducing more central government regulation of both schools and LEAs. In
the words of its leading education advisor, New Labour has sought to link »its
traditional concern with equality with a new recognition of diversity« (Barber
1997, p. 175).
By contrast with England, New Zealand in the 1980s was a somewhat sur-
prising context for a radical experiment in school reform, let alone one associa-
ted with a conservative agenda. Unlike in England and the USA, there was no
widespread disquiet about educational standards in the state school system nor
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were there the vast discrepancies in school performance that contributed to a
»moral panic« about urban education in those two countries. The initial re-
forms were introduced by a Labour government, albeit one that had enthusias-
tically embraced monetarism and »new public management« techniques,
following the Picot Report of 1988 (Wylie 1995). The education reforms, intro-
duced in October 1989, led to a shift in the responsibility for budget allocation,
staff employment and educational outcomes from central government and re-
gional educational boards to individual schools. Schools were given boards of
trustees that have effective control over their enrolment schemes, with even
lighter regulation than in England. However, Wylie (1994) argues that other
aspects of the New Zealand reforms »offer a model of school self-management
which is more balanced than the English experience«. This is because they put
»a great emphasis on equity … on community involvement … on parental in-
volvement [and on] partnership: between parents and professionals« (p. xv).
Furthermore, neither the costs of teachers’ salaries nor of some central support
services were devolved to individual school budgets, though there were subse-
quently moves in this direction after the election of a National Party admini-
stration in 1990. Only 3% of New Zealand schools were in a pilot scheme for
»bulk funding« (or devolution of 100% of their funding including teachers’ sa-
laries), but a »full funding« option was opened up to all schools in 1996 for a
trial period of three years and had attracted 20% of schools by 1998 (Wylie
1998a). Unlike the original English funding formulae, which funded schools on
the basis of average teacher salaries, the New Zealand scheme was based on
actual teacher salaries and a given teacher:student ratio. Alongside these re-
forms, national curriculum guidelines were introduced but these were far less
detailed and prescriptive than the English model and paid more attention to
minority Maori interests. However, an ambitious outcome-based national as-
sessment system was introduced, as was a new approach to inspection by the
Education Review Office. The extension of choice into the private sector be-
gan in 1996 with a New Zealand equivalent of the Assisted Places Scheme, call-
ed Targeted Individual Entitlement involving about a third of private schools,
leading to claims that it marked »the start of a move towards a voucher system
in which schools compete for parents’ education dollar« (Wellington Evening
Post, 28/9/95). Wylie (1999a) suggests that, taken together, New Zealand poli-
cies now add up to a »quasi-voucher system«. How far the recently-elected La-
bour/Alliance party coalition government will significantly change these poli-
cies remains to be seen.
In the USA, the limited role of the federal government in relation to educa-
tion makes it harder to generalise about the nature and provenance of policies
designed to enhance parental choice and devolve decision-making to schools.
The more significant decisions are taken at state and district levels. While a
few states, such as Minnesota, have state-wide choice plans, many initiatives
have been more local. Wells (1993) demonstrates the huge variety in origins
and likely effects of the various choice plans that have been mooted or imple-
mented in the US over the past few years. Similarly, American specialist or »fo-
cus« schools have very different origins and purposes (Raywid 1994; Hill/Fo-
ster/Gendler 1990). They include long-standing specialty schools, such as the
Boston Latin School and New York’s highly academic Stuyvesant High School,
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magnet schools associated with desegregation plans, alternative schools, some-
times based on progressive pedagogic principles, and private Catholic schools.
The nature of the more recent wave of semi-autonomous charter schools that
have developed in many states and that of site-based management within
school districts also varies considerably (Wohlstetter et al. 1995; Wells et al.
1999; Johnson/Landman 2000). A variety of programmes to enable low-in-
come families to choose private schools have also become a feature of urban
education in the US. In addition to the two controversial publicly funded sche-
mes in Milwaukee and Cleveland, over 30 cities now have privately-funded
schemes (Peterson 1998).
Devolution and choice in the US enlists significant support from progressi-
ve forces, particularly amongst those representing minority ethnic groups. The
mixed evidence about the efficacy and effects of desegregation and magnet
schools in the 1980s (Blank 1990; Moore/Davenport 1990) has sometimes
led to the conclusion that enhanced parental voice and choice, rather than
more concerted political intervention, will provide the best chance of educa-
tional salvation for minority parents and their children. Moe (1994) goes so
far as to claim that the best hope for the poor to gain the right »to leave bad
schools and seek out good ones« is through an »unorthodox alliance« with
»Republicans and business … who are the only powerful groups willing to
transform the system« (p. 33). For this reason, some aspects of the current re-
form agenda have developed a populist appeal well beyond the coteries of
conservative politicians or even the white populations to which they usually
appeal. Goldhaber (1999) reports that, for the first time, a plurality of survey
respondents favoured the use of vouchers for private school tuition (Rose/
Gallup 1999).
In so far as it is possible to generalise, then, the New Zealand reforms have
ushered in a more thorough-going experiment in free parental choice in the
state sector than has been tried in England, while both these countries have
gone further in this respect than all but a few school districts in the USA. In
terms of freedom from local bureaucratic control, New Zealand schools have
the most autonomy and those in the USA the least. Within England, grant main-
tained schools (now renamed »foundation schools« by the New Labour govern-
ment) have the most autonomy, but even mainstream LEA schools, which vir-
tually all now have local management, have considerably more autonomy than
most US schools even after the re-regulation introduced by New Labour. As
for freedom in financial management, English schools operating under LMS or
Labour’s new »fair funding« regime have more resources under their direct
control than even New Zealand schools, apart from those in the latter group
participating in the »full funding« trials. In the USA, financial devolution with-
in school districts has not gone nearly as far as it has in either England or New
Zealand. In that respect, little of the American experience of site-based man-
agement is directly relevant to the claims made by advocates of more radical
supply side reforms. What may be instructive, though, is the increasing use of
for-profit companies in the running of public schools. Within the UK this is a
relatively recent phenomenon and currently there is only one »privately-run«
publicly funded school – although more are envisaged. In the US, though, for-
profit companies are the fastest growing sector of the charter school movement
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(Ascher/Power 2000). An additional development in the States which may be-
come more widespread is the growth of »homeschooling« (Apple 2000) – per-
haps an example of privatisation in its most literal sense.
Finally, equity considerations have had different degrees of influence in the
three countries. For example, »race« has been a much more influential issue in
the USA and New Zealand than it has in England where a government minis-
ter dismissed concerns about the possibility of racial segregation with the state-
ment that her government did not wish »to circumscribe [parental] choice in
any way« (quoted in Blackburne 1988). It has influenced policies in New Zea-
land (in terms of funding and community influence) and in the USA (in relati-
on to funding and enrolment policies) far more than it has in England. Thus, in
a number of US states, charter law included provisions stipulating that charter
schools reflect the racial balance in the surrounding district, or that these
schools give priority to »at risk« students.
We now consider the limited evidence that is available about the effects of
recent policies to encourage parental choice and school self-management in
these three countries.
Research on the effects of reform
In England and Wales, there is nothing to suggest that any gains have been sub-
stantial even in relation to the claims that the reforms would lead to more ef-
fective use of resources. A national study conducted by Birmingham University
and funded by the National Association of Head Teachers was generally positi-
ve about the impact of LMS but conceded that direct evidence of the influence
of self-management on learning was »elusive«. The team’s initial survey (Ar-
nott et al. 1992) showed that the vast majority of headteachers agreed with the
statement that »local management allows schools to make more effective use
of its resources«. However, a majority also felt that meetings were being taken
up by administrative issues which lessened their attention to students’ learning.
They were thoroughly divided on the question of whether »children’s learning
is benefiting from local management«. Thus, it was rather unclear what their
concept of greater effectiveness actually related to.
The results cited here came mainly from headteacher respondents, whose
authority has been greatly enhanced by the self-management reform. It may be
significant that the relatively few classroom teachers who were interviewed by
the Birmingham research team were far more cautious about the benefits of
LMS for student learning and overall standards. An independently funded stu-
dy (Levacic 1995) found headteachers generally welcomed self-management
even where their school had lost resources as a result of it, while classroom
teachers were sceptical about its benefits even in schools which had gained
in resources. Levacic concludes that, although local management enhances
cost-efficiency, there is »a lack of strong theoretical argument and empirical
evidence« to show that it improves the quality of teaching and learning, as
claimed by the government (Levacic 1995, p. xi).
In the final report of the Birmingham study (Bullock/Thomas 1994), relati-
vely more headteachers claimed improvements in student learning, but signifi-
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cantly these seem to be associated with increased funding rather than self-ma-
nagement per se. While the Birmingham team concluded that self-management
was broadly a successful reform, they argued that more evidence was needed
on the relationship between resourcing levels and learning outcomes. This
seems particularly important in that the schools most affected by budgetary dif-
ficulties, and therefore least likely to report a positive impact on students’
learning, were often found to be those with students from disadvantaged back-
grounds.
The Birmingham study echoes some of the concerns expressed by Le
Grand/Bartlett (1993) in their study of quasi-markets in social policy. Bart-
lett (1993) points out that, although parental choice has been increased by
open enrolment, »the door is firmly closed once a school [is full]. And by en-
couraging an increasingly selective admissions policy in [over-subscribed]
schools open enrolment may have the effect of bringing about increased oppor-
tunities for cream-skimming and hence inequality«. Furthermore, he found that
»those schools which faced financial losses under the formula funding system
tended to be schools which drew the greatest proportion of students from the
most disadvantaged section of the community« (Bartlett 1993). Thus, what-
ever gains may have emerged from the reforms in terms of efficiency and re-
sponsiveness to some clients, there were serious concerns about their implicati-
ons for equity.
The danger of »cream skimming« is clearly demonstrated in an important
series of studies by Ball and his colleagues on the operation of quasi-markets
in London. In an early study, Bowe et al. (1992) suggested that schools were
competing to attract greater cultural capital and thus hoping for higher yielding
returns. Subsequently, Gewirtz et al. (1995) have shown schools seeking stu-
dents who are »able«, »gifted«, »motivated and committed«, and middle class,
with girls and children with South Asian backgrounds being seen as particular
assets in terms of their potential to enhance test scores. The least desirable
clientele include those who are »less able«, have special educational needs,
especially emotional and behavioural difficulties, as well as children from
working class backgrounds and boys, unless they also have some of the more
desirable attributes.
There is certainly evidence that some schools discriminate against children
with special educational needs (Feintuck 1994). Bartlett (1993) argues that
only if the market price varies with the needs of the client will this not happen.
In other words, funding formulae need to be weighted to give schools an incen-
tive to take more expensive children. The current premium paid for children
with special educational needs may not be enough, if it makes the school less
popular with clients who, although bringing in less money, bring in other desir-
able attributes. Bowe et al. (1992) and Vincent et al. (1995) give examples of
schools making just this sort of calculation.
The academically able are the »cream« that most schools seek to attract.
Such students stay in the system longer and thus bring in more money, as well
as making the school appear successful in terms of its test scores and hence at-
tractive to other desirable clients. Glennerster (1991) suggests that, given the
opportunity, most schools will want to become more selective because taking
children who will bring scores down will affect their overall market position.
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This is especially so when there is imperfect information about school effecti-
veness and when only »raw« test scores are made available as they have been
hitherto in England. Schools with the highest scores appear best even if other
schools enhance achievement more.
Partly because of this ranking system on a uni-dimensional scale of acade-
mic excellence, there is little evidence that choice policies are fostering hori-
zontal diversity in schooling. Glatter et al. (1997) found no evidence of grea-
ter diversity of provision, except where there was specific government funding
for specialist schools. In some cases, they identified a tendency towards greater
uniformity between schools. Some commentators have even predicted that, ra-
ther than choice leading to more diverse and responsive forms of provision as
claimed by many of its advocates, it will reinforce the existing hierarchy of
schools, based on academic test results and social class (Walford/Miller
1991).
Those parents who are in a position to choose are choosing those schools
that are closest to the traditional academic model of education that used to be
associated with selective grammar schools. Even new types of school tend to be
judged in these terms. Our research showed many parents choosing CTCs not
so much for their hi-tech image, but because they were perceived as the next
best thing to grammar schools or even elite private schools (Whitty et al.
1993). In this situation, those schools that are in a position to choose often seek
to identify their success with an emphasis on traditional academic virtues and
thus attract those students most likely to display them. Many of the first
schools to opt out and become grant maintained were selective, single sex and
with traditional sixth forms and this gave the sector an aura of elite status (Fitz
et al. 1993). Some grant maintained comprehensive schools subsequently rever-
ted to being overtly academically selective, and Bush et al. (1993) suggested
that 30% of the grant maintained »comprehensive« schools they investigated
were using covert selection. In addition, grant maintained schools were identi-
fied as amongst those with the highest rates of exclusion of existing students
and amongst the least willing to cater for students with special educational
needs (Feintuck 1994). Recent research by Levacic/Hardman (1999) also re-
veals that the examination results of these schools rose as the proportion of so-
cio-economically disadvantaged children within them declined. To that extent
they can hardly claim to have increased parental choice and pupil performance
across the board (Power et al. 1994).
Walford (1992) argues that, while choice will lead to better quality
schooling for some children, the evidence so far suggests that it will »discri-
minate in particular against working class children and children of Afro-Ca-
ribbean descent« (p. 137). Smith/Noble (1995) also conclude from the evi-
dence that English choice policies are further disadvantaging already
disadvantaged groups. Although schools have always been socially and racial-
ly segregated to the extent that residential segregation exists, Gewirtz et al.
(1995) suggest that choice may well exacerbate this segregation by extending
it into previously integrated schools serving mixed localities. Their research
indicates that working class children and particularly children with special
educational needs are likely to be increasingly »ghetto-ised« in poorly-resour-
ced schools.
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Although it is argued that schemes such as the Assisted Places Scheme al-
low able and meritorious working class children to »escape« from such schools,
they have been shown to attract relatively few children from such backgrounds
(Edwards et al. 1989). Furthermore, the existence of such escape routes redu-
ces the pressure to improve the schools in which the majority of working class
children continue to be educated, thus potentially increasing the overall polari-
sation of standards of provision. The Smithfield Project, a major government-
funded study of the impact of choice policies in New Zealand, has suggested
that much the same sort of social polarisation is taking place there (Lauder et
al. 1994, Waslander/Thrupp 1995). In another New Zealand study (Fowler
1993), schools located in low socio-economic areas were found to be judged ne-
gatively because of factors over which they had no influence, such as type of in-
take, location and problems perceived by parents as linked to these. Wylie
(1994) too noted that schools in low income areas in New Zealand are more
likely to be losing students to other schools. If we could be sure that their poor
reputation was deserved, this might be taken as evidence that the market was
working well with effective schools reaping their just rewards. But, as in Eng-
land, judgements of schools tend to be made on social grounds or narrow aca-
demic criteria and with little reference to their overall performance or even
their academic effectiveness on value-added measures. The funding regime ma-
kes it extremely difficult for schools in disadvantaged areas to break out of the
cycle of decline and this exacerbates the problems facing teachers and students
remaining in them. Wylie’s study of the fifth year of self-managing schools in
New Zealand (Wylie 1994) identified schools in low income areas, and schools
with high Maori enrolments, as experiencing greater resource problems than
others.
Wylie (1994, 1995) reported that quasi-markets had led to state schools
paying more attention to the attractiveness of physical plant and public image
than to changes in teaching and learning other than the spread of computers.
Even by the seventh year study in 1996, only 34 percent of primary school
principals and 24 percent of teachers thought the reforms had had »a major
positive impact on the quality of children’s learning in school« (Wylie 1997).
As in England, schools that had increasing or stable rolls (and funding) were
much more likely to report positive impacts than those that were losing stu-
dents. And, again, schools with low socio-economic status intakes were more
likely to have lost out and, significantly, there had been a slight decline in
Maori student achievement in the period since the reforms were introduced
(Wylie 1998a).
Wylie has noted that the reforms »do not seem able to counter or outweigh
factors affecting school rolls which lie beyond school power, such as local
demographics affected by employment, ethnicity, and class« (Wylie 1995, cit-
ing Gordon 1994, Waslander/Thrupp 1995). The lack of any marked impro-
vement in overall standards and the continued existence of socially-patterned
achievement gaps has led her to argue that placing school self-management at
the centre of educational reform is unlikely to bring significant gains in effecti-
veness in the absence of other changes (Wylie 1998a). Furthermore, there
seems to be little to suggest that market mechanisms are the key, either to the
improvement of failing schools or to enhanced achievement for disadvantaged
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students. Schools which were most positive about the reforms were those that
had »co-operative rather than competitive relations with other schools« (Wy-
lie 1997, p. 1). Policies of enhancing what Wylie terms »family choice« have
»done little to substantially improve access to more desirable schools for Mao-
ri or low-income students« (Wylie 1999b, p. 13). In a 1999 survey, they were
found to be significantly less likely to have received their first choice of school
than other students. Nor have the policies improved conditions at the schools
most such students actually attend. Indeed, she concludes »the policies appear
to have made things somewhat worse for the very group intended to benefit
most from them« (Wylie 1999b, p. 13). Wylie (1998b) also cites an evaluation
by Smith/Gaffney (1997) as showing that, although the Targeted Individual
Entitlement Scheme to give private school places to low income families was
somewhat better targeted than its English equivalent, it attracted relatively fe-
wer Maori and Pacific Island children than those from other low income
groups.
Overall, this work suggests that many of the differences between schools re-
sult from factors largely beyond the control of parents and schools, except the
power of advantaged parents and advantaged schools to further enhance their
advantage and thus increase educational inequalities and social polarisation.
This does not necessarily mean that devolution and choice will need to be ent-
irely abandoned in New Zealand, but it is clear that they need to be accompa-
nied by other policies. As in England, the weaknesses of the policies have al-
ready produced a degree of re-regulation on the part of central government,
but this has so far taken the form of tightened inspection and technical control
through more prescriptive curriculum and assessment policies (Wylie 1998a;
McKenzie 1999). The research points to a need for far more support for disad-
vantaged schools and concerted collaboration between government and schools
rather than the current segmentation of responsibility. Furthermore, procedu-
res for selection to oversubscribed schools need reconsideration. Significantly,
the Smithfield Project found that, only in one year where allocations to over-
subscribed schools were based on »balloting« (or drawing lots), did social pola-
risation between popular and unpopular schools decrease.
Some of these findings have been challenged by Gorard/Fitz (1998a, b)
who have claimed that the tendency towards increased polarisation in both
England and Wales and New Zealand may have been merely an initial effect
of marketisation policies and that social polarisation has actually been reduced
in subsequent years. However, Noden (2000) has argued that his own more ro-
bust methodology paints a less positive picture. Using an index of isolation, ra-
ther than the index of dissimilarity employed by Gorard/Fitz, Noden claims
that between 1994 and 1999 English secondary schools experienced a signifi-
cant increase in socio-economic segregation. Then, just as we were finalising
this paper, Gorard/Fitz themselves reported that the most recent statistics
showed evidence of renewed social polarisation (Cassidy 2000)4. Educational
polarisation has anyway been confirmed in the case of England by Her Maje-
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4 Taking the findings overall, Gorard’s current position is that »The advent of choice may
be truly both less beneficial than some advocates suggest, and less harmful than some
critics fear« (cited in Cassidy 2000).
sty’s Chief Inspector of Schools (HMCI 1998) and the 1998 GCSE public ex-
amination results there brought an increase in the failure rate alongside an in-
crease in the numbers gaining high grade passes. And, despite some outstand-
ing exceptions, it remains the case that schools located in contexts of multiple
disadvantage have overall levels of performance well below the national aver-
age and tend to be relatively ineffective at boosting students’ progress (Gray
1998; Gibson/Asthana 1998). The problems and dilemmas facing schools with
large numbers of disadvantaged students, compared with those with advan-
taged intakes, are much greater than current policies acknowledge (Proud-
ford/Baker 1995; Thrupp 1995, 2000).
In the USA, despite the early association of public school choice with racial
desegregation, there are considerable concerns about the equity effects of more
recent attempts to enhance choice, especially as there is no clear evidence to
date of a positive impact on student achievement. What evidence there is about
the effects of choice policies on student achievement and equity continues to
be at best inconclusive (Plank et al. 1993), notwithstanding claims by choice
advocates that »the best available evidence« shows that parental choice impro-
ves the education of all children, especially low income and minority students
(Domanico 1990).
Even some of the more positive evidence from controlled choice districts,
such as Cambridge (Rossell/Glenn 1988) and Montclair (Clewell/Joy 1990),
which seemed to show gradual overall achievement gains, has subsequently
been regarded as methodologically flawed (Henig 1994) making it difficult to
attribute improvements to choice per se. Furthermore, although choice has not
always led to resegregation as its critics feared, improvements in the racial ba-
lance of Montclair and Cambridge schools were most noticeable during periods
of strong government intervention. Henig goes on to argue that the much
vaunted East Harlem »miracle« (Fliegel 1993) has »escaped any serious effort
at controlled analysis« even though it has had a special role »in countering
charges that the benefits of choice programs will not accrue to minorities and
the poor« (p. 142). Not only have the apparently impressive gains in achieve-
ment now levelled off or even been reversed, it is impossible to be sure that
the earlier figures were not merely the effect of schools being able to choose
students from higher socio-economic groups from outside the area. There are
certainly grounds for suggesting that public choice programmes will eventually
lead to increasing segregation of schools. In a recent review of the American
research, Goldhaber (1999, p. 21) argues that »existing empirical evidence on
who chooses« generally shows choice (in any of its forms) to be highly correla-
ted with socio-economic status. His own research (Goldhaber 1996) also
points to a racial dimension in that parents tend to prefer schools with a higher
proportion of white students.
Research on the effects of school autonomy in the US is also inconclusive,
not least because the degree of autonomy granted to mainstream public
schools with site-based management is, as we have seen, substantially lower
than in England or New Zealand. As for the growing number of publicly fun-
ded charter schools, Goldhaber (1999) argues that it is too early to undertake
quantitative assessments of their impact and points out that most claims of suc-
cess tend to be based on anecdote. However, while there is little to suggest
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these schools have been particularly mould-breaking, neither have they be-
come the elite institutions many feared (OERI 1997).
The American evidence with regard to private school choice is contentious,
but highly relevant to our concerns in view of current demands for an extensi-
on of the use of public funds to permit students to attend private schools. Much
of the controversy centres around the various interpretations of the data from
Coleman’s high school studies (Coleman et al. 1982) and, in particular, the
work of Chubb/Moe (1990). Henig (1994) argues that the small advantage at-
tributed to private schools is a product of the methodology used. Lee/Bryk
(1993) also suggest Chubb/Moe’s conclusions are not supported by the eviden-
ce as presented. Nevertheless, Bryk et al. (1993) claim on the basis of their
own work that private Catholic schools do impact positively on the performan-
ce of low income families but they attribute this at least as much to an ethos of
strong community values antithetical to the marketplace as to the espousal of
market forces. Witte’s evaluation of the Milwaukee »voucher« scheme mentio-
ned earlier, which enables children from poor families to choose private
schools at public expense, concluded that »in terms of achievement scores …
students perform approximately the same as M[ilwaukee] P[ublic] S[chool] stu-
dents«. However, attendance of choice children is slightly higher and parental
satisfaction has been high. For the schools, »the program has generally been
positive, has allowed several to survive, several to expand, and contributed to
the building of a new school« (Witte at al. 1994). Yet neither Witte’s own con-
clusions nor Greene and his colleagues’ rather more positive reworking of the
data (Greene/Peterson 1996; Greene et al. 1998) can be used to sustain some
of the more extravagant claims made both for and against this type of pro-
gramme. It is a small and narrowly targeted programme and certainly not, of it-
self, a sufficient basis upon which to judge the likely effects of a more tho-
rough-going voucher initiative.
The Milwaukee program overall has not hitherto been oversubscribed and,
although students are self-selected, the schools involved have not been in a po-
sition to exercise choice. Elsewhere, the combination of oversubscription and
self-selection in explaining apparent performance gains through private school
choice suggest that equity is a major issue as it is in England and New Zealand.
Smith/Meier (1995) use existing data to test the school choice hypothesis and
conclude that »competition between public and private schools appears to re-
sult in a cream skimming effect« and that there is no reason to expect that the
same will not happen with enhanced public school choice.
Overall, this review of the research evidence seems to suggest that the bene-
fits of the reforms have so far been limited and that their costs, particularly for
disadvantaged groups, have been considerable. The extravagant claims of the
proponents of reform about its potential system-wide benefits have certainly
not so far been realised. In making this claim, we are, of course, generalising
from the evidence available. There can be no doubt that some individual disad-
vantaged children have benefited from the reforms. There are also instances
where reforms to public education systems have made a positive difference to
the educational experiences of whole groups of students and teachers. The Ku-
ra Kaupapa Maori in New Zealand and some of the »alternative« US charter
schools provide examples where self-determination by communities and pro-
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fessionals has brought about innovative and potentially empowering educatio-
nal environments. However, there are doubts as to the sustainability of such
programmes and about the extent to which they can be attributed to quasi-mar-
kets rather than to other changes. Moreover, these innovative instances need
to be set alongside a prevailing pattern of educational conservatism and conso-
lidated hierarchies both within and between schools.
Beyond quasi-markets?
Advocates of market forces have argued that the indifferent performance of
the reforms so far is merely evidence that they have not gone far enough. Thus,
some commentators from the radical right see the answer as moving still fur-
ther towards more genuinely marketised and even fully privatised forms of
education provision. For example, a government Minister responsible for the
introduction of the Assisted Places Scheme in England used our own research
(Edwards et al. 1989) showing that it had failed to attract many working class
students as a basis for arguing in favour of a fully-fledged voucher scheme
(Boyson 1990). Similarly, Moe’s (1994) only major criticism of the British re-
forms was that the government had »created an open enrolment system in
which there is very little to choose from, because the supply of schools is con-
trolled by the LEAs«. In order to free up the supply side, he suggested that all
schools should become autonomous. Tooley (1996) favours an even more dere-
gulated system and the abandonment of a centrally prescribed curriculum.
Much of the support for moving further towards decentralising education
provision derives from the alleged benefits of private provision. As we discus-
sed earlier, the evidence with regard to existing schemes of private school
choice is contentious. In discussing the US experience, Wylie (1998b) argues
that »it is difficult to keep voucher schemes limited to low income or minority
groups« (p. 57). It is therefore important to try to model the effects of wider
schemes. Even if we accept that some children who currently attend state
schools might benefit from private education, there is little to suggest that ex-
tending opportunities to attend private schools more widely would benefit all
groups equally. Witte at al. (1995) have undertaken an analysis of the current
social composition of private and public schools in the American state of Wis-
consin and conclude that »an open-ended voucher scheme would clearly bene-
fit households that are more affluent than the average household in Wiscon-
sin«. They go on to say that, although some might believe that making
vouchers available to everyone would open up private schools to the poor, the
opposite argument seems equally plausible. With more money available, priva-
te schools that cannot currently afford to select, such as some of the inner city
private schools in the Milwaukee choice experiment, could become more selec-
tive. The already highly selective schools could then maintain their advantage
by demanding add-on payments in addition to vouchers5.
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5 This could potentially be prevented by increased regulation, but even limited regulation
of both selection and fee levels in connection with existing schemes has been unpopular
with the private school lobby in all three countries.
Some on the right argue that these processes are inevitable in a system that
is only partly privatised. Tooley (1995) claims that the potential of markets in
education cannot be properly assessed by looking at the effects of quasi-mar-
kets, or what he prefers to term »so-called« markets. In his own vision of Edu-
cation Without the State (Tooley 1996) he argues that we need a »one tier pri-
vate system« and that parents and students should be free to determine the
kind of schooling they feel suits them best. He envisages lowering the school
leaving age and providing every student with a »lifelong individual fund for
education« which they would then be able to spend when and where they saw
fit. Tooley is right to remind us of the equity failings of existing democratic
systems and, of course, research on current systems does not, indeed in princi-
ple could not, show that total deregulation would not have beneficial effects.
Yet, most of the available evidence does seem to suggest that going further in
the direction of marketisation and privatisation would be unlikely to yield
overall improvements in the quality of education and might well have damag-
ing equity effects. Recently, Tooley (2000) has criticised our 1998 book, partly
because he does not entirely believe the evidence we cite, but mainly because
it relates to a situation where markets are not fully deregulated in the manner
he favours.
Yet, even Chubb/Moe (1990), who argue that equality is better »protected«
by markets than political institutions, concede that choice of school in a demo-
cracy cannot be unlimited or entirely unregulated. The need to provide a ba-
lance between consumer rights and citizen rights in education, while recognis-
ing the desirability of some facets of choice and devolution, has already led in
England to proposals to put a greater degree of democratic control back in the
picture. In particular, there has been discussion around how to revive democra-
tic involvement and accountability at local level as a counter-balance to the
market and the strong central state. For example, Pryke (1996) remarks that,
»despite the experiments to let schools do their own thing« – and he believes
this has gone further in England than anywhere else in the world – »the great
majority of them, and parents, have recognised the need for a body to act for
them as a community of schools« (p. 21). Similarly, Brighouse (1996), Birming-
ham’s senior education officer, who argues that an atomised market will create
chaos and »put further distance between the educational and social haves and
the educational and social have-nots«, says that »there needs to be a local
agency aware of school differences, sensitively working with each school, secur-
ing equity and setting a climate for a drive towards ever higher standards« (p.
11). Responding to the question as to why such bodies should be democratical-
ly accountable, he suggests that in matters of education provision »there is a
need to balance various and sometimes conflicting needs and priorities (includ-
ing) the needs of very different communities within, for example, a modern
city« and that difference and equity can best be seen to be held in balance in
an openly democratic forum (p. 14).
Part of the challenge for those adopting this view must be to move away
from atomised decision-making to the reassertion of collective responsibility
without recreating the very bureaucratic systems whose shortcomings have
helped to legitimate the tendency to treat education as a private good rather
than a public responsibility. While choice policies are part of a social text that
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helps to create new subject positions which undermine traditional forms of col-
lectivism, those forms of collectivism themselves failed to empower many
members of society, including women and minority ethnic groups. We need to
ask how we can use the positive aspects of choice and autonomy to facilitate
the development of new forms of community empowerment rather than ex-
acerbating social differentiation. As Henig (1994) says of the USA, »the sad
irony of the current education-reform movement is that, through overidentifi-
cation with school-choice proposals rooted in market-based ideas, the healthy
impulse to consider radical reforms to address social problems may be channel-
ed into initiatives that further erode the potential for collective deliberation
and collective response« (p. 222). Yet some reform proposals that may seem
superficially to have similarities with neo-liberal policies of marketisation and
privatisation (e.g. Cookson 1994; Atkinson 1997) could become articulated
with a rather different political agenda and potentially make a positive con-
tribution to the enhancement of social justice in education.
In this context, it may well be possible to identify progressive moments
within policies that foster devolution and choice. This potential was recognised
in some of the early moves towards devolution in New Zealand, but the subse-
quent evidence suggests that it is difficult to realise progressive moments at
school site level in a situation of diminishing resources and when the broader
political climate is pointing in the opposite direction. Atomised decision-mak-
ing in a highly stratified society may appear to give everyone equal opportuni-
ties, but transferring responsibility for decision-making from the public to the
private sphere can actually reduce the possibility of collective action to impro-
ve the quality of education for all. Thus, while some forms of devolution and
choice may warrant further exploration as ways of realising the legitimate aspi-
rations of disadvantaged groups, they are unlikely to be able to counteract the
effects of wider structural inequalities on a sustained and consistent basis. Lau-
der et al. (1998) have argued for a »contextual model« for research on school
effectiveness which, while recognising that individual schools can and do some-
times make a difference, would explore the specific conditions under which
school processes are or are not relatively autonomous from wider social and
political processes.
Meanwhile, in seeking out ways of responding to this challenge in policy
terms, many are looking with enthusiasm to Britain where the New Labour go-
vernment seems to be drawing on critiques of both traditional social democra-
tic forms and neo-liberal market forms to develop a so-called »Third Way«
(Giddens 1998). In the light of concerns about some of the negative equity ef-
fects of quasi-markets, the New Labour government promised to move beyond
the »ruthless free-for-all« of the neo-liberals. However, rather than revisiting
the »stifling statism« of »Old Labour«, the Blair government has claimed to
be developing policies on the basis of »what works« rather than being driven
by any one ideological approach. It is possible to find, for example, in its Edu-
cation Action Zones, both a reassertion of collective responsibility for educa-
tional provision and a readiness to consider the active involvement of private
(even »for profit«) companies in its delivery. And, although the government
has abandoned the Assisted Places Scheme in order to uphold its commitment
to »benefit the many, not the few«, it has sought to bring private and state
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schools into closer partnership. It is of course too early to predict the outcomes
of New Labour’s programme of educational reform, but there is little evidence
yet that its mixture of apparently discordant strategies has succeeded in
delivering the benefits of devolution and choice without maintaining or even
exacerbating existing patterns of inequality. Tooley (2000) is therefore right to
raise questions about the capacity of existing policies to deliver, but his own
entirely privatised free market alternative is surely not the only option left.
Nor, we suspect, is it one that those countries in Europe and the Pacific Rim
with successful and relatively equitable education systems would even contem-
plate.
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III. Bildungspolitik und Lehrerbildung

Ernst Buschor
Evaluation als Teil der Zrcher Bildungspolitik
Zentraler Stellenwert der Evaluation
Es freut mich, das 1. Symposium des Pdagogischen Instituts und des Kompe-
tenzzentrums fr Bildungsevaluation und Leistungsmessung der Universitt
Zrich er$ffnen zu drfen. 1989 stellte der Zrcher Politologe U. Kl
ti in ei-
ner Untersuchung fest, dass von 20 Evaluationen des Bundes lediglich eine
sichtliche Spuren im politischen Entscheidungsprozess hinterlassen habe1: die
Tempobeschrnkung im Straßenverkehr. Der Stellenwert der Evaluation hat
sich in der Zwischenzeit – vor allem in Zrich – grndlich gendert. Eine sum-
mative Leistungsmessung der Oberstufe im Kanton Zrich von Moser und
Rhyn2 hat 1999 einen geradezu ideologischen Konflikt in der Lehrerschaft und
in den Schulbeh$rden ber die »richtige« Sekundarstufen-I-Struktur durch den
evaluatorischen Nachweis entschrft, dass die beiden Modelle der Geglieder-
ten und Dreiteiligen Sekundarschule leistungsmßig gleichwertig sind, das
neue Modell der Gegliederten Sekundarschule aber unter bestimmten Rah-
menbedingungen (kleine Schulen, hoher Anteil Fremdsprachiger) Vorteile bie-
tet. Dadurch konnte der Streit bei der Modellwahl begrenzt werden und ein
wesentlicher Schulreformschritt umgesetzt werden. Hier traf zu, was E. Che-
limsky als Wesen der Evaluation bezeichnet hat: »The Substitution of Specula-
tions by Facts«.
Ein andere Evaluation hat zu einer weiteren wesentlichen Entwicklung ge-
fhrt: Die Autoren Moser und Rhyn stellten fest, dass bei einem Anteil von
rund 40% fremdsprachigen Jugendlichen in der gleichen Klasse negative Aus-
wirkungen auf das Leistungsgefge fr die gesamte Klasse entstehen. Dies hat
die Zrcher Bildungsdirektion zur Entwicklung des Programms »Qualitt in
multikulturellen Schulen« (QUIMS) veranlasst, mit dem Schulklassen mit ei-
nem Fremdsprachigenanteil von ber 40% gezielt und umfassend gef$rdert
werden, um den erwhnten negativen Effekt zu vermeiden.3
Die Ergebnisse der Sekundarstufe I wurden im Wesentlichen auch in einer
summativen Evaluation des Lernerfolgs auf der Primarstufe besttigt4. Auch
hier werden zurzeit Maßnahmen zur Beseitigung von festgestellten Defiziten
geplant. Zumindest im Zrcher Bildungswesen geh$ren ausgewhlte Fremd-
evaluationen zum Standardinstrumentarium der Schulpolitik. Wir stellen aller-
dings fest, dass eine Evaluationskultur vor allem auch auf Selbstevaluation auf-
1 Vgl. Kl
ti/Schneider 1989.
2 Vgl. Moser/Rhyn 1999.
3 Die Zrcher Schulreformen sind umfassend dokumentiert im Internet. Zu QUIMS vgl.
www.quims.ch.
4 Vgl. Moser/Ryhn 2000.
bauen muss. Mit der im Rahmen der anstehenden Volksschulreform geplanten
Reform der Schulaufsicht werden systematisch die Selbst- und Fremdevaluati-
on ausgebaut und in das System der Schulqualittssicherung integriert. Auch
bei der Entwicklung der teilautonomen Schulen und dem sog. Schulprojekt 21
(Englisch und Informatik in der Primarschule) werden periodische Evaluatio-
nen vorgenommen.5 Sie tragen maßgeblich zur rascheren, systematischen Ent-
wicklung der Schulprojekte bei.
Dabei kommt uns zugute, dass im Bereich der Evaluation das Bildungswe-
sen stets eine Vorreiterrolle einnahm, was auch daran ersichtlich ist, dass Eva-
luationsstandards primr im pdagogischen Bereich entwickelt worden sind.
Evaluationen geh$ren – vor allem in der Bildung – zum Standardinstrumenta-
rium der politischen Fhrung. Evaluationen nehmen aber auch in anderen Be-
reichen der Zrcher Verwaltungsreform eine wachsende Bedeutung ein. Wir
befinden uns heute in der Situation, dass auch von parlamentarischer Seite in
wachsendem Maße Evaluationen gefordert werden. Dabei mssen wir uns be-
wusst sein, dass – allein schon aus Kostengrnden – externe Evaluationen se-
lektiv und gezielt einzusetzen sind.
Bildungspolitische Fragestellungen
Die laufenden schulpolitischen Reformen im Kanton Zrich werfen eine Reihe
grundstzlicher Fragen auf, die auch Gegenstand pdagogischer Grundlagen-
forschung sind. Ich erwhne hier einige Fragestellungen: Mit der von uns aus-
gel$sten Sprachendebatte stellte sich nicht nur die Frage nach dem Stellenwert
der nationalen Fremdsprachen im Vergleich zum Englisch, sondern gleichzeitig
auch die Frage nach den Auswirkungen auf die Muttersprache. Vermindert z.B.
Frhenglisch die Kompetenz in der deutschen Standardsprache oder wirkt sich
Frhenglisch negativ aus auf das spter einsetzende Erlernen einer nationalen
Fremdsprache? Solche Diskussionen werden dadurch erschwert, dass es in der
Schweiz nicht einmal Evaluationen ber das Erreichte im Primarschulfranz$-
sisch gibt. Nach den Umfragen bei den Lehrkrften im Kanton Zrich ist der
pdagogische Erfolg von Primarschulfranz$sisch eher ernchternd, was uns
veranlasste, ein neues, stufenbergreifendes Lehrmittel zu entwickeln. Kontro-
vers ist in diesem Zusammenhang die Frage der Zulssigkeit und der Kriterien
fr eine Entlastung sprachschwcherer Schlerinnen und Schler vom Fremd-
sprachenunterricht. Hier ist die pdagogische Forschung mit gefordert, Ant-
worten zu geben.
Gr$ßere Diskussionen finden auch zur Frage des Stellenwertes der Sozial-
kompetenz statt. Doch ist vorweg festzuhalten, dass unter diesem Begriff un-
terschiedliche und hufig vage Inhalte verstanden werden – auch in der wissen-
schaftlichen Diskussion. Whrend die einen eher »alte Tugenden« wie
Zuverlssigkeit, Genauigkeit, Lernwille, Leistungsbereitschaft und Mitmensch-
lichkeit unterstreichen, stehen fr andere eher »neue Tugenden« wie Teamf-
higkeit, Innovationswille, Flexibilitt und multikulturelle Bewhrung im Vor-
dergrund. Die Schulen werden daher sowohl »alte« wie »neue« Tugenden
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f$rdern mssen. Fr mich steht allerdings fest, dass der Vermittlung von Wis-
sen im Vergleich zur F$rderung der Sozialkompetenz mit wachsendem Alter
und auf den h$heren Bildungsstufen der Vorrang zukommt.
Ein weiterer Diskussionsbereich stellt die Frage nach den besten Lern- und
Arbeitstechniken dar. In diesem Zusammenhang muss auch der Stellenwert di-
gitaler Kompetenz bestimmt werden. Sie ist fr mich sehr wichtig und muss
frh in der Volksschule vermittelt werden, wenn wir vermeiden wollen, dass
diese Kompetenz nur denjenigen »Kreisen« vorbehalten werden soll, die zu
Hause ber PCs und Internetanschluss verfgen. Dies sind heute nur knapp
50% der Jugendlichen!
Das Gesagte betrifft auch Fragen der Lehrerbildung und vor allem der Leh-
rerweiterbildung. Die Schulen stehen in einem zunehmend komplexen und dy-
namischen Umfeld. Mit Recht wird daher in der Schweiz eine Grundsatzde-
batte ber das Lehrerbild der Zukunft gefhrt. Dies ergibt sich aus den
schulpolitischen Entwicklungen zu teilautonomen Schulen, zu Schulen mit er-
weiterter Verantwortung, welche Schulleitungen als internes Fhrungsorgan
kennen, vermehrt teamorientiert Jahresprogramme gestalten, Schulleitbilder
entwickeln und die Selbstevaluation als Instrument der gemeinsamen Schul-
qualittsentwicklung einsetzen.6 Ein wesentlicher Baustein wird im Kanton
Zrich die Reform der Lehrerbildung durch den Aufbau der Pdagogischen
Hochschule im engen Verbund mit der Universitt und der ETH sein, mit wel-
cher der fr die pdagogische Entwicklung wichtige Grundsatz der Gleichstel-
lung der Grund- und Weiterbildung fr die Lehrkrfte verankert wird.
Eng mit der Frage des Stellenwerts digitaler Kompetenz hngt die Frage
nach dem zu vermittelnden Wissensstoff zusammen. Vermittelt die Schule zu
viel »Paukwissen«, das dank Internet immer leichter abrufbar ist? Vermittelt
die Schule zu wenig Lerntechnik als Grundlage fr das lebenslange Lernen?
Ist der heute zu erlernende Wissenskanon noch zukunftsgerecht? Allgemein-
bildung ist in diesem Zusammenhang ein schillernder Begriff und weit mehr
eine Frage gesellschaftspolitischer Vereinbarung ber Stoffvermittlung als ein
gefestigter Wissenskanon. Fragen des erforderlichen Wissenskanons auf Gym-
nasialstufe stellen sich denn auch bezglich des Hochschulzugangs. Soll fr den
Lbertritt an die Universitten an der Gymnasialmatura festgehalten werden
oder sollen die Universitten auch fr Berufsmaturanden oder Eurobac-Absol-
venten offen sein? Allgemein sind in den meisten europischen Lndern im
Vergleich zu den USA eine lngere Studiendauer und die ungengende Durch-
lssigkeit des Bildungssystems (Eintritt in Fachhochschulen und Universitten,
Lbertritt von Fachhochschulen in Universitten und umgekehrt, Anrechnung
von Ausbildungscredits unter Hochschulen im Sinne des European Credit
Transfer System [ECTS] usw.) zu beobachten. Hier stehen in Krze bildungs-
politische Grundsatzentscheidungen an, die auch der notwendigen Internatio-
nalisierung der Hochschulbildung dienen. Sie drfen aber m.E. nicht zu einer
Verlngerung der Studiendauern fhren; der Abschluss fr den Lizenziats-
oder Mastergrad muss in effektiv 8–9 Semestern m$glich sein! Die Verkrzung
der Studiendauern – vor allem in der Philosophischen Fakultt – ist nach wie
vor ein prioritres Anliegen.
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Antworten auf bildungsrelevante Entwicklungstendenzen
Dieser Einblick in die Zrcher Entwicklungen ist der Versuch einer Bewlti-
gung im Wesentlichen neun bildungsrelevanter Trends:
1) Globale Anordnung der Wertsch#pfungsketten und Arbeitsm%rkte: Diese
Entwicklung ist maßgeblich erm$glicht worden durch wesentlich kosten-
gnstigere Kommunikationssysteme, leistungsfhigere Verkehrssysteme
und Englisch als globale Kommunikationssprache. Gute Englischkenntnisse
und digitale Kompetenz werden an Bedeutung weiter zunehmen. Sie ms-
sen ein wesentlicher Teil der Lehrplne bilden. Die h$here Mobilitt der
Beschftigten wird vom Lehrk$rper eine h$here Kompetenz im Umgang
mit multikulturell zusammengesetzten Klassen verlangen. Die Schule muss
dabei gleichzeitig ihrem $rtlichen sozialen und kulturellen Umfeld gerecht
werden und dieses sttzen. Das Bildungssystem muss ber eine hohe Kom-
petenz zur Eingliederung Fremdsprachiger und damit auch fremder Kultu-
ren verfgen.
2) Raschere Innovation: Der technische Fortschritt wird sich weiter beschleuni-
gen. Die Erhaltung der Fhigkeit zum lebenslangen Lernen wird zu einer
Schlsselaufgabe des Bildungswesens. Technologietransfer, Weiterbildung,
Kompetenzzentren werden wichtiger, wobei vor allem in der Weiterbildung
eine neue Aufgabenteilung mit privaten Trgern gefunden werden muss.
3) Zunehmendes Gewicht der Dienstleistungen: Hier handelt es sich um teilwei-
se neue, anspruchsvolle Berufsfelder, die vor allem auch die Berufsbildung
herausfordern, weil die klassische schweizerische duale Berufsbildung durch
neue, lernintensivere Formen der Berufsbildung im Sinne der trialen Orien-
tierung (Basisphase mit Vollzeitschule) ergnzt werden muss. Gleichzeitig
mssen neue niederschwellige Berufe fr schwchere Jugendliche im
Dienstleistungsbereich geschaffen werden.
4) Steigende Bedeutung der gesellschaftlich-kommunikativen Kompetenz: Dies
ergibt sich aus dem multikulturelleren Umfeld in Gesellschaft und Unter-
nehmen, der h$heren Dienstleistungsintensitt mit mehr und globaleren
Kundenkontakten sowie dem rascheren technischen Fortschritt mit h$heren
Kommunikationsansprchen. Die Zukunft erfordert daher eine hohe Kom-
petenz zur Arbeit in Teams und zum Umgang mit andersartigen Gesell-
schafts- und Unternehmenskulturen – was auf allen Schulstufen ebenfalls
gepflegt werden muss.
5) Fortschreitende Informatisierung: Hierfr bedarf es breiter, ab der Volks-
schule gepflegter digitaler Kompetenz, wobei die Informatikmittel auch fr
die vordringliche Weiterbildung am Ort zu nutzen sind.
6) Sinkende Halbwertszeit des Fachwissens: Dies erfordert in erster Linie die
Bereitschaft zum lebenslangen Lernen, das zunehmend virtuell und multi-
medial erfolgen wird. Als Lernform der Zukunft sind die Module rechtzei-
tig fr alle Bev$lkerungskreise bereitzustellen. Dies hat zur Folge, dass
Grundausbildungen auf Grundstzliches zu konzentrieren sind und tenden-
ziell verkrzt werden mssen.
7) Schnellerer Wechsel der Anforderungen: Vor allem die Berufsbildung muss
von der heutigen Berufsausbildung auf eine Berufsfeldschulung als Grund-
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lage des Erwerbs der beruflichen Fhigkeiten im Arbeitsumfeld konzen-
triert werden. Die berufliche Weiterbildung wird an Bedeutung gewinnen –
wobei diese in der Regel durch die Ausgebildeten zu finanzieren ist und
von akkreditierten privaten Trgern untersttzt werden soll; Ausbildungs-
zentren sind aber gleichzeitig multifunktionelle Weiterbildungszentren, was
wir im Kanton Zrich mit dem Konzept der regionalen Bildungszentren un-
terstreichen.7
8) Wachsender Zuzug ausl%ndischer Spezialisten: Die Schweiz wie auch andere
europische Lnder sind auf einen wachsenden Zuzug auslndischer Spezia-
listen in strategischen Wachstumsbereichen (Informatik- und Finanzmarkt-
spezialisten!) angewiesen, was auf Defizite im eigenen Ausbildungssystem
hinweist. Hier ist fr die Schweiz insbesondere die Erweiterung der Berufs-
matura (BMS II) und der Aus- und rasche Aufbau der Fachhochschulen
notwendig, die eine bessere Aussch$pfung des Begabtenpotenzials aus der
Berufsbildung erm$glichen.
9) Neue Arbeitszeitmodelle: Gerade die Kommunikationstechnologie erm$g-
licht neue Formen der Arbeitserledigung. Hier bestehen noch große M$g-
lichkeiten der Aussch$pfung der Teilbeschftigung und des beruflichen Wie-
dereinstiegs (vor allem der Frauen), die aber entsprechende Aus- und
Weiterbildungsm$glichkeiten voraussetzen.
Mit diesem Lberblick ber die aktuellen Fragestellungen wird deutlich, dass
das Bildungssystem, die Bildungsforschung und die Bildungsevaluation ver-
mehrt gefordert sind. Es fehlt nicht an wichtigen Ttigkeitsfeldern im neuen
Zrcher Kompetenzzentrum; wir mssen im Rahmen der internationaleren
Ausrichtung des Bildungswesens und im Hinblick auf die gesellschaftliche und
wirtschaftliche Kompetitivitt der Schweiz die international vergleichende,
stark auf Evaluation basierende Bildungsforschung f$rdern; u.a. wird dieser
Forschungszweig im Rahmen der TIMMS-Projekte und des PISA-Projekts der
OECD aufgebaut. Letztlich lernen wir alle Qhnliches – allerdings in unter-
schiedlichen kulturellen und wirtschaftlichen Kontexten, deren Bercksichti-
gung fr den Erfolg im Bildungswesen mitentscheidend ist. Ich wnsche dem
neuen Kompetenzzentrum nach dem guten Start viel Erfolg und verbinde da-
mit den Wunsch, dass das Pdagogische Institut, die Universitt und die Pd-
agogische Hochschule Zrich wachsende Beitrge an die Zrcher Schulent-
wicklung und an die allgemeine Entwicklung der Pdagogik leisten.
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Hermann Lange
Qualittssicherung und Leistungsmessung in der
Schule auf internationaler und nationaler Ebene*
In der gegenw	rtigen schulpolitischen Diskussion spielen die Begriffe der Qua-
lit	ts- und Standardsicherung in einer scheinbar einfachen Analogie zu etab-
lierten Vorgehensweisen der Wirtschaft eine große Rolle. Man f$gt sich Mo-
dernisierungsforderungen, bei denen diejenigen, die sie erheben, nicht nur die
Ziele zu kennen glauben, die es zu erreichen gilt, sondern auch $ber die ubi-
quit	r einsetzbaren Mittel zu verf$gen scheinen, die das Erreichen der Ziele
m,glich machen.
Indessen sind die Analogien nicht einfach zu begr$nden. »Qualit	tssiche-
rung« unterstellt, man weiß, was Qualit	t ist und muss sie deshalb nur noch si-
chern. Wer die breite Diskussion um Schulqualit	t kennt, weiß jedoch, dass die
Verst	ndigung auf das damit Gemeinte alles andere als leicht ist. Das hat seine
Gr$nde nicht im p	dagogischen Theorienstreit, sondern in der Vielschichtig-
keit des zu l,senden Problems. »Standardsicherung« unterstellt die Standardi-
sierbarkeit von Bildungsprozessen im Sinne normierter Produktionsverfahren
und Ergebnisse. Wer dieses annimmt, wird alsbald auf das gewichtige Gegenar-
gument treffen, »Bildung« sei ein individueller Prozess, der in der Freiheit des
lernenden Subjekts zu gestalten und deshalb nicht normierbar sei. Dieses Ar-
gument gewinnt zunehmende Bedeutung in einer Situation, in der eine wach-
sende Heterogenit	t der Sch$lerschaft konstatiert wird und die Einr	umung
gr,ßerer Gestaltungsspielr	ume f$r die einzelne Schule zur Erm,glichung si-
tuationsgerechter L,sungen (»Schulautonomie«) zum Handlungsrepertoire der
Bildungspolitik geh,rt.
Zugespitzt wird die Diskussion schließlich durch die unter dem Schlagwort
»Entwickeln statt messen« gef$hrte Auseinandersetzung, in der – neben der
Behauptung mangelnder Notwendigkeit des Messens – auch das Argument
mangelnder Messbarkeit von Schulqualit	t eine gewichtige Rolle spielt. Wer
letzteres behauptet, wird freilich dem Entwicklungsstand der Wissenschaft
nicht gerecht. Entwickeln verfolgt Ziele und will Wirkungen erzeugen. Die
Ziele m$ssen formuliert und damit $berpr$fbar, die Wirkungen m$ssen ge-
kl	rt, bewertbar und notfalls korrigierbar gemacht werden. Dies alles kann sich
nicht auf die raunende Beschw,rung eines p	dagogischen Mysteriums be-
schr	nken. Es bedarf gesicherter Verfahrensweisen. Diese stehen teils bereits
zur Verf$gung, teils entwickeln sie sich im Zuge der eingeleiteten Untersu-
chungen.
* Erg	nzte Fassung eines Vortrages anl	sslich der 3. Jahrestagung der Deutschen Gesell-
schaft f$r Evaluation e.V. »Evaluation – Reformmotor oder -bremse« am 23. 11. 2000 im
Wissenschaftszentrum (WZB) in Berlin.
Damit ist zugleich gesagt: Die Entwicklung und der Einsatz der hierf$r be-
n,tigten Untersuchungsinstrumente sind alles andere als einfach. Zu sichern
ist, dass man kl	rt, was man messen will, dass man begr$ndet, warum man ge-
rade dies und nicht anderes misst, dass man tats	chlich misst, was man zu mes-
sen behauptet, und dass man Rechenschaft $ber die zur Bewertung he-
rangezogenen Maßst	be gibt. Man muss also – um einige Beispiele aus
laufenden Projekten aufzugreifen – deutlich machen,
– was unter »Lesekompetenz«, »mathematischer Kompetenz« oder »naturwis-
senschaftlicher Kompetenz« verstanden werden soll und wie die zu erfas-
senden Konstrukte theoretisch expliziert werden;
– was »soziale Kompetenz« bedeutet und inwiefern es sich dabei um ein Wis-
sen um soziale Sachverhalte, um die F	higkeit zu Kooperation und Kommu-
nikation oder um ein spezifisches Einf$hlungsverm,gen in die Lebenssitua-
tion anderer Menschen handelt;
– was »Probleml,sekompetenz« heißt und wie sie sich von fachlichen Kompe-
tenzen einerseits und allgemeiner Intelligenz andererseits abgrenzt;
– warum man gerade den untersuchten Aspekten vor anderen Aufmerksam-
keit zuwendet;
– ob und warum man Zielerreichungsgrade anhand normativer Kriterien,
Lernfortschritte innerhalb bestimmter Zeitr	ume aufgrund ipsativer Krite-
rien oder Leistungsunterschiede innerhalb von oder zwischen Lerngruppen
im Rahmen von Vergleichen messen will.
Dies alles ist vorauszuschicken, um deutlich zu machen, dass keine einfache
Materie zu behandeln ist. Allzu grobe Vereinfachungen kann man sich nicht
leisten. Dabei kann es gelegentlich auch systemrational sein, Ziele nur diffus
zu beschreiben, sie nicht zu operationalisieren und die Zielerreichung damit
auch nicht messbar zu machen, um sie in ihrem Symbolwert unangreifbar zu
halten.
Zum Problem der »Qualittssicherung«: Worauf kommt es an?
Vor diesem Hintergrund sind zun	chst einige Dberlegungen zum Thema der
»Schulqualit	t« anzustellen. Zu beginnen ist mit Unterscheidungen. Es geht
um so unterschiedliche Dinge wie Strukturqualit	t, Prozessqualit	t und Ergeb-
nisqualit	t. Die deutsche Diskussion um die richtige Bestimmung von Schul-
qualit	t konzentrierte sich bisher vor allem auf Strukturvergleiche und
Aspekte der Prozessqualit	t, mindestens im Sinne der Kl	rung systematischer
Zusammenh	nge, nicht unbedingt auch im Sinne eines Monitoring, wieweit
diese Merkmale im t	glichen Handeln der Schulen tats	chlich realisiert wer-
den. Prozessmerkmale sind die Merkmale »guter Schulen«, zu denen – ich
lehne mich hierbei an Formulierungen von Helmut Fend an – zum Beispiel
folgende geh,ren: Eine klare Konzeption p	dagogischer Leitideen, effiziente
F$hrung in Fragen des Unterrichts und der Unterrichtspraxis, hohe Erwartun-
gen an Lernf	higkeit und Leistungsbereitschaft von Sch$lerinnen und Sch$-
lern, eine sichere, ordentliche und 	sthetische Schulumwelt, bestm,gliche Zeit-
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nutzung, h	ufige Beobachtung der Fortschritte der Sch$ler, positive Beziehun-
gen zwischen Schule, Familien und Gemeinde (Fend 2000). Ewald Terhart
nennt folgende innerschulische Faktoren: Akademisches Klima, hohes Verant-
wortungsgef$hl innerhalb der Lehrerschaft, kompetente Schulleitung, Koope-
ration der Lehrkr	fte (Terhart 2000a). Mit der Orientierung an diesen Pro-
zessmerkmalen ist zugleich gesagt: »Qualit	t« entsteht auf der Ebene der
konkreten Arbeit in der einzelnen Schule. Im Rahmen einer solchen Betrach-
tung wendet sich der Blick – dies ist ein wichtiges Ergebnis der Schulforschung
– von der Betrachtung des Gesamtsystems auf die Analyse des Handelns der
einzelnen Schule.
Die Betrachtung der Struktur- und Prozessqualit	t hat ihren eigenen Wert.
Indessen werden Strukturen geschaffen und Prozesse initiiert, um Ergebnisse
zu erreichen. Letztlich kommt es also auf die Ergebnisqualit	t an. Die Frage
nach den »Ergebnissen« des Lernens deutscher Sch$lerinnen und Sch$ler,
nicht zuletzt auch die Kl	rung ihrer Fachleistungen, spielte in der Diskussion
der vergangenen Jahre um Schulqualit	t jedoch kaum eine Rolle. Dies erkl	rt
viele Reaktionen auf die gegenw	rtig verh	ltnism	ßig große Dichte von Unter-
suchungen in diesem Bereich. Es macht zugleich die Unsicherheit von Schulen
und Bildungsadministration verst	ndlich, wie mit den Untersuchungsergebnis-
sen umzugehen sein wird. Dabei ist einleuchtend, dass die genannten Prozess-
merkmale auf einzelschulischer Ebene wichtige Voraussetzungen f$r Lerner-
folg sind. Damit allein sind aber zureichende Bedingungen zur Sicherung der
Ergebnisqualit	t des Lernens noch nicht formuliert. Der Hinweis, dass es – wo
die Prozesse in der Schule in Ordnung sind – auch an guten Ergebnissen nicht
fehlen k,nne, reicht jedenfalls nicht aus. Leistungen h	ngen nicht nur von dem
Handeln der einzelnen Schule, sondern auch von der Lebenssituation ihrer
Sch$lerinnen und Sch$ler, ihrer Umwelt und von $bergreifenden Systembedin-
gungen ab. Zudem geht es nicht allein um die Ergebnisse des Handelns einer
einzelnen Schule, sondern auch um den Ertrag des Gesamtsystems als Summe
des Handelns aller Schulen.
Wer Ergebnisse bewerten will, muss wissen, was er erreichen wollte (Ziele)
und was er unter den obwaltenden Umst	nden h	tte erreichen k,nnen (Rah-
menbedingungen). Ergebnisse k,nnen sich sowohl auf quantitative (Absolven-
tenzahlen, Dauer von Ausbildungsg	ngen, Abbrecherquoten usw.) als auch auf
qualitative Aspekte beziehen. Letztere zu bewerten ist nur m,glich, wenn man
zuvor formuliert, welche Lernziele man verfolgt. Das Zielsystem, vor dessen
Hintergrund wir insoweit operieren, ist komplex und vielschichtig. Es gibt fach-
liche Zielsetzungen in unterschiedlichen Feldern. Es gibt kognitive und meta-
kognitive, soziale und emotionale Lernziele. Man kann Lernziele in Bezug auf
das Individuum (bestm,gliche F,rderung Einzelner) oder in Bezug auf die Ge-
samtheit der Individuen (bestm,gliche F,rderung aller) formulieren. Es gibt
auch gesellschaftliche Ziele, die sich im Lernen von Individuen verwirklichen,
aber darin nicht ihren letzten Grund finden: Die Sicherung der historischen
Kontinuit	t der gesellschaftlichen Entwicklung, die Sicherung der Konkurrenz-
f	higkeit des eigenen Landes in einer globalen Weltordnung, die Sicherung ei-
ner demokratischen und toleranten Gesellschaft, die Sicherung gemeinsamer
Wertvorstellungen usw.
Diese unterschiedlichen Zielsetzungen stehen in einem komplizierten Ver-
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h	ltnis zueinander. Nicht alles l	sst sich gleichzeitig gleich gut erreichen. Opti-
mierungen zugunsten bestimmter Ziele k,nnen negative Konsequenzen f$r die
M,glichkeit der Realisierung anderer Ziele haben. In anderen F	llen wird die
Optimierung zugunsten eines Ziels auch die Erreichung anderer f,rdern. So
kann es z.B. sein, dass die h	ufig behauptete Entgegensetzung von kognitiven
und sozialen Lernzielen unzutreffend ist und dass zwischen beiden positive
R$ckkopplungszusammenh	nge bestehen. Dennoch: Prinzipiell ist die M,g-
lichkeit von Zielkonflikten nicht zu bestreiten. Dies ist freilich kein spezifisches
Dilemma einer Evaluation. Es ist vielmehr ein Problem im Handeln selbst.
Wer sich entscheidet, ein bestimmtes Ziel zu erreichen, muss zugleich kl	ren,
ob bzw. in welchem Umfang er daf$r Einschr	nkungen bez$glich anderer Ziele
in Kauf nimmt. Die M,glichkeit von Zielkonflikten wird im praktischen Han-
deln indessen h	ufig nicht bewusst oder nicht sorgf	ltig genug gekl	rt. Im Rah-
men einer Evaluation ist eine derartige Problemverdr	ngung nicht m,glich.
Zielklarheit und die damit verbundene Kl	rung von Bewertungsmaßst	ben
vorausgesetzt, kann man den Grad der Zielerreichung »messen« (auch wenn
noch einmal zu betonen ist, dass das Messen und die Interpretation von Mess-
ergebnissen keine triviale Sache sind). Dabei gilt noch immer, was J.R. Mis-
levy 1995 festgestellt hat: »… no single index of achievement can tell the full
story and … each has its own limitations …« (Mislevy 1995). Man kann nicht
alles gewissermaßen in einem Aufwasch messen. Ebenso wenig ist es m,glich,
die Messergebnisse in einer einzigen Kennziffer auszudr$cken. In unterschied-
lichen Gegenstandsbereichen k,nnen sich unterschiedliche Leistungsniveaus
zeigen. Man muss sich deshalb entscheiden, welchem Ausschnitt des Zielb$n-
dels man zum gegebenen Zeitpunkt seine Aufmerksamkeit zuwenden will,
diese Auswahl begr$nden und kl	ren, welche Skalen f$r die Ergebnisdarstel-
lung gew	hlt werden sollen. Im Zuge von Evaluationen sind immer nur par-
tielle Urteile $ber den Stand der Dinge m,glich. Was in einer Hinsicht gilt,
kann in anderer Hinsicht ganz anders sein. Aber es gibt auch Verkn$pfungen:
Wo eines nicht befriedigend ist, kann auch anderes im Argen liegen. Dabei
kann sich der Blick zu unterschiedlichen Zeitpunkten unterschiedlichen
Aspekten zuwenden. Was zu einem Zeitpunkt wichtig genommen wird, muss
nicht zu jedem anderen Zeitpunkt gleichermaßen wichtig sein. Die Werteskala
hat sich in der Vergangenheit ver	ndert und wird dies auch in Zukunft tun.
Dass man nicht alles gleichzeitig messen kann und sich zwangsl	ufig auf Teil-
aspekte beschr	nken muss, ist freilich kein Einwand gegen die M,glichkeit von
Evaluationen schlechthin. Wem fehlt, was ihm wichtig ist, kann daraus nur die
Forderung ableiten, erg	nzende Untersuchungen einzuleiten. Die Folgerung,
dass man – wenn nicht alles gleichzeitig zu machen ist – $berhaupt nichts ma-
chen sollte, w	re jedenfalls nicht sinnvoll.
Welche Untersuchungen werden gegenwrtig durchgef$hrt?
Zum gegenw	rtigen Zeitpunkt wendet sich die Aufmerksamkeit insbesondere
den Fachleistungen und dabei vor allem den Aspekten der Sprachkompetenz
(Deutsch bzw. Muttersprache und Fremdsprache), der mathematischen Kom-
petenz und der naturwissenschaftlichen Kompetenz von Sch$lerinnen und
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Sch$lern zu. Sie stehen im Mittelpunkt der großen internationalen und natio-
nalen Studien wie TIMSS, PISA, DESI, PIRLS, IGLU, LAU, QuaSUM und
MARKUS.
TIMSS (The Third International Mathematics and Science Study) wurde
von der IEA (International Association for the Evaluation of Educational
Achievement) durchgef$hrt. Gegenstand ist die mathematisch-naturwissen-
schaftliche Grundbildung. Die Untersuchungen beziehen sich auf drei »Popula-
tionen«: Sch$lerinnen und Sch$ler der Primarstufe, der Sekundarstufe I und
der Sekundarstufe II (allgemeinbildendes und berufliches Schulwesen). In
Deutschland sind nur die Populationen II und III, nicht auch die Grundsch$le-
rinnen und -sch$ler in die Untersuchung einbezogen worden (J. Baumert/
R. Lehmann u.a. 1997; J. Baumert/W. Bos/R. Watermann 1998; J. Baumert/
W. Bos/R. Watermann 2000). An den vorausgegangenen Untersuchungen der
IEA – der ersten und der zweiten Mathematikstudie (First and Second Interna-
tional Mathematics Study: FIMS 1964 und SIMS 1980 bis 1982) und den beiden
Naturwissenschaftsstudien (First and Second International Science Study: FISS
1970/71 und SISS 1983/84) – war Deutschland nicht oder nur mit wenigen Bun-
desl	ndern beteiligt. PISA (Programme for International Student Assessment)
ist ein von der OECD (Organisation f$r Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung) initiiertes Projekt, dessen Gegenstand die vergleichende Unter-
suchung der Lesekompetenz, der mathematischen Kompetenz, des naturwis-
senschaftlichen Verst	ndnisses und bestimmter Aspekte außerfachlicher Kom-
petenzen (»Cross curricular Competencies«1) von 15-j	hrigen Sch$lerinnen
und Sch$lern ist. An der Untersuchung beteiligen sich mehr als 30 Staaten.
PISA soll in »drei Wellen«, im Abstand von drei Jahren, durchgef$hrt werden,
bei denen jeweils einer der genannten Kompetenzbereiche die Hauptkompo-
nente bildet2. Der internationale Ergebnisbericht $ber die erste Welle der Un-
tersuchung soll im vierten Quartal 2001 vorgelegt werden. Die Entscheidung
$ber die Vergabe des nationalen Projektmanagements f$r die zweite Welle von
PISA ist in der Kultusministerkonferenz unl	ngst erfolgt. Der entsprechende
Bericht soll 2004 vorliegen. F$r die erste Welle von PISA haben sich die L	n-
der in der Kultusministerkonferenz darauf verst	ndigt, die Stichprobe f$r bun-
desinterne Vergleiche zu erweitern (PISA–E). DESI (Deutsch-Englisch-Sch$-
lerleistungen-International) ist eine Untersuchung zur aktiven Beherrschung
des Deutschen und zur Fremdsprachenkompetenz der Sch$lerinnen und Sch$-
ler an deutschen Schulen auf der 9. Jahrgangsstufe. Sie ist von der Kultusminis-
terkonferenz ausgeschrieben worden und erg	nzt PISA insofern, als es in dem
letzteren Projekt nur um die Lesekompetenz im Deutschen geht. PIRLS (Pro-
gress in International Reading Literacy Study) bzw. IGLU (Internationale
Grundschul-Lese-Untersuchung) ist eine internationale Studie zur Lesekompe-
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1 In der »ersten Welle« von PISA sind dies im Rahmen der internationalen Untersuchung
die motivationalen und kognitiven Voraussetzungen selbstregulierten Lernens (Lernstra-
tegien, Lernbereitschaft, Interessen, Ausdauer, Kooperationsbereitschaft usw.). Im Rah-
men der nationalen Erg	nzung werden die Probleml,sef	higkeit und Aspekte von Ko-
operation und Kommunikation einbezogen.
2 N	here Einzelheiten zu dem Projekt sind im Internet zu finden: http://www.mpib-ber-
lin.mpg.de/PISA/. Vgl. zur Rahmenkonzeption f$r diese Untersuchung auch: Deutsches
PISA-Konsortium: Rahmenkonzeption.
tenz von Grundsch$lerinnen und Grundsch$lern, welche ebenfalls von der
IEA durchgef$hrt wird. An ihr beteiligt sich Deutschland aufgrund eines Be-
schlusses der Kultusministerkonferenz. Der $berwiegende Teil der Bundesl	n-
der hat sich darauf verst	ndigt, mit der Lesestudie auch eine Studie zur mathe-
matischen und naturwissenschaftlichen Kompetenz von Grundsch$lern zu
verbinden und auf diese Weise die mangelnde Beteiligung deutscher Schulen
an der TIMSS-Grundschulstudie zu kompensieren (IGLU-E).
Deutsch und erste Fremdsprache, vor allem aber Mathematik stehen auch
im Zentrum regional begrenzter Untersuchungen, die von einzelnen Bundes-
l	ndern durchgef$hrt werden. Zu ihnen geh,ren die »Lernausgangslagenunter-
suchung« (LAU) in Hamburg (R.H. Lehmann/R. Peek/R. G"nsfuß 1997 und
R.H. Lehmann/R. Peek/R. G"nsfuß 1999), die »Qualit	tsuntersuchung zum
Unterricht an Schulen in Mathematik« (QuaSUM) in Brandenburg (R.H. Leh-
mann/R. Peek/R. G"nsfuß/S. Lutkat/S. M&cke/I. Barth 2000) oder die »Ma-
thematik-Gesamterhebung Rheinland-Pfalz: Kompetenzen, Unterricht, Schul-
kontext« (MARKUS)3.
W	hrend TIMSS im Rahmen der IEA von der Wissenschaft in Gang gesetzt
worden ist und Bildungspolitiker und Bildungsverwaltung (auch wenn diese Fi-
nanzier der Untersuchung war) gewissermaßen unvorbereitet traf, ist die Bil-
dungspolitik bei den genannten anderen Studien Auftraggeber und an der Pro-
jektvorbereitung und -durchf$hrung selbst intensiv beteiligt. Inwieweit sie
damit wirklich Herr des Geschehens ist, wird zu diskutieren sein. Der Ent-
scheidung der Kultusministerkonferenz $ber DESI ging eine Begutachtung der
Projektvorschl	ge durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) voraus.
Sie diente einerseits der Unterst$tzung der politischen Entscheidungsfindung;
andererseits kann sie Folgerungen in Richtung einer verst	rkten Lehr-Lernfor-
schung im Bereich der Deutsch- und der Fremdsprachendidaktik anbahnen.
Folgerungen sind von der DFG aus TIMSS durch Einrichtung eines Schwer-
punktprogramms »Die Bildungsqualit	t von Schule im mathematisch-naturwis-
senschaftlichen Unterricht« und die Bund-L	nder-Kommission f$r Bildungs-
planung und Forschungsf,rderung (BLK) durch ein Modellversuchsprogramm
zur »Steigerung der Effizienz des mathematisch-naturwissenschaftlichen Un-
terrichts« bereits gezogen worden.
Die Untersuchungen bef,rdern einander. PISA hat aus der TIMSS-Debatte
gelernt. Im Vergleich zu TIMSS ist PISA das umfassendere und auch theore-
tisch besser fundierte Programm. DESI wendet sich, wie auch MARKUS, der
Unterrichtsbeobachtung zu. Unterrichtsbeobachtung spielte in der ersten Wel-
le von PISA keine Rolle, wird aber als nationale Erg	nzung der zweiten Welle
von PISA in Deutschland einen wichtigen Platz einnehmen. Eine wechselseiti-
ge Qualifizierung von Untersuchungen ist ein wichtiger und erw$nschter Ef-
fekt im Gang der Entwicklung. Er wird umso wirkungsvoller sein, je offener
und fundierter die Fachdiskussion nicht nur in der Wissenschaft, sondern auch
in und mit den Schulen gef$hrt werden kann. Zur Unterst$tzung dieser Dis-
kussion hat die KMK die Herausgabe einer wissenschaftlichen Ver,ffentli-
chung angeregt und finanziert, in der Experten die Ans	tze und die m,gliche
Tragweite von Schulleistungsuntersuchungen er,rtern (F.E. Weinert 2001).
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3 N	here Informationen unter: http:/www.rhrk.uni-kl.de/~zentrum/markus/markus.html.
Die genannten Studien sind in der Regel als Querschnittuntersuchungen
angelegt. Sie sollen den Leistungsstand der Sch$lerinnen und Sch$ler zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt erfassen. Dies ist bei PISA und DESI die neunte
Jahrgangsstufe, d.h. grunds	tzlich das Ende der Pflichtschulzeit in allen betei-
ligten L	ndern4. LAU will nicht nur Leistungsst	nde punktuell, sondern auch
Lernfortschritte innerhalb bestimmter Zeitr	ume messen. Zu diesem Zweck
wird derselbe Altersjahrgang jeweils im Abstand von zwei Jahren (Anfang
der f$nften, der siebten, der neunten und der elften Klassenstufe) erfasst.
DESI soll den Leistungsstand der Sch$lerinnen und Sch$ler in der neunten
Klasse zu zwei Messzeitpunkten, am Anfang und am Ende des Schuljahres,
und damit ebenfalls Lernfortschritte kl	ren sowie der Frage nachgehen, wel-
che Gr$nde f$r unterschiedliche Entwicklungen urs	chlich sein k,nnten. Ein
	hnliches Vorgehen ist in der zweiten Welle von PISA f$r den Mathematik-
unterricht geplant. Auch in TIMSS wurden Aspekte des Lernfortschritts in
bestimmten Schuljahren untersucht (J. Baumert/R. Lehmann u.a. 1997,
S. 141ff; J. Baumert/R. Watermann 2000). Diese unterschiedlichen Ans	tze
nehmen den Leistungsbegriff in doppelter Perspektive auf: Es geht um den
zu einem bestimmten Zeitpunkt erreichten Leistungsstand. Es geht aber auch
um den innerhalb eines definierten Zeitraums erreichten Leistungszuwachs
(»Leistung = Arbeit in der Zeit.«). »Leistung« ist dabei nur vor dem Hinter-
grund der unterschiedlichen Umfeld- und Ausgangsbedingungen der in die
Untersuchung einbezogenen Teilnehmer angemessen zu bewerten.
Gesichtspunkte f$r die Auswahl von Untersuchungsbereichen
Dass vor allem der Leistungsstand von Sch$lerinnen und Sch$lern in den Spra-
chen, in der Mathematik und in den Naturwissenschaften zum Gegenstand von
Untersuchungen gemacht wird, hat seine Gr$nde. Sie sind nicht mit dem Argu-
ment zu erledigen, hier werde das Falsche und zudem rasch veraltendes Wissen
abgefragt. Es geht nicht um Wissen, sondern um grundlegende Schl$sselqualifi-
kationen, die Voraussetzung vielf	ltiger Bildungsprozesse ebenso wie der Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben sind. Wer kein ausreichendes Leseverst	nd-
nis erwirbt, dem wird auch das selbstst	ndige Lernen in Schule und Beruf nicht
gelingen. Wer kein ausreichendes mathematisches Verst	ndnis hat, bekommt
nicht nur eine schlechte Note in Mathematik. Ihm fehlt vielmehr ein entschei-
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4 In den aktuellen Beratungen der Kultusministerkonferenz wird die Frage der Schulleis-
tungen f$r die verschiedenen Schulstufen auf unterschiedliche Weise thematisiert. F$r
die Sekundarstufe I spielen die Schulleistungsstudien, von denen im vorliegenden Text
die Rede ist, eine besondere Rolle. F$r die gymnasiale Oberstufe hat die Kultusminister-
konferenz f$r die Bereiche Deutsch, Englisch und Mathematik Expertisen von Fachdi-
daktikern eingeholt, die derzeit Gegenstand der Beratung sind. Sie schließen an die Be-
ratungen der sog. Oberstufenkommission von 1995 an und sollen zu gegebener Zeit
ver,ffentlicht werden. F$r die Grundschule beginnt die Diskussion mit dem Projekt
PIRLS. F$r die berufliche Bildung sind, soweit erkennbar, vergleichbare Ans	tze kaum
vorhanden. Die Diskussion um »Qualit	t« und Modernisierung berufsschulischer Ange-
bote muss unter Ber$cksichtigung der f$r diesen Bereich spezifischen Kontextbedingun-
gen (Lernortkooperation, Zusammenh	nge zwischen staatlicher Verantwortung und
Rolle der Wirtschaft usw.) gef$hrt werden.
dender Zugang zum Verst	ndnis der Welt, wenn es z.B. darum geht, komplexe
Sachverhalte an Modellen rational zu interpretieren (nicht nur in den Natur-
und Ingenieurwissenschaften: Steuertarif, Rentenformel) oder heuristische
Strategien zu entwickeln (Induktion, Analogiebildung, Analysis-Synthesis-Pro-
zeduren, Denken in Extremen usw.). Ebenso geht es in den Naturwissenschaf-
ten nicht um Faktenwissen, sondern um das Verst	ndnis naturwissenschaftli-
cher Konzepte und Prozesse sowie um epistemologische Dberzeugungen. In
einer zunehmend »internationaler« werdenden Welt, deren Lingua franca das
Englische ist, wird schließlich Fremdsprachenkompetenz gleichermaßen zur
unerl	sslichen Voraussetzung f$r Informationsgewinnung und Lernen (Inter-
net!) wie f$r die M,glichkeit der Teilhabe im beruflichen und im privaten Be-
reich.
Ein wichtiger Effekt der derzeitigen Diskussion ist es, sich auf die Bedeu-
tung des Lernens gerade in diesen Bereichen zu besinnen und sie in das Zent-
rum schulischer Anstrengungen zu r$cken, und zwar im Grunde unabh	ngig
von und vor den spezifischen Ergebnissen der eingeleiteten bzw. durchgef$hr-
ten Untersuchungen. Damit soll nicht gesagt sein, dass es nur auf diese
Aspekte ankommt. Weder sind damit die fachlichen Lernziele von Schule aus-
gesch,pft, noch beschr	nken sich die Lernziele auf diese fachlichen Aspekte.
Nat$rlich geht es auch um Kritik- und Urteilsf	higkeit, um die Solidarit	t mit
Schw	cheren, um interkulturelle Kompetenz. Gerade diese letzteren Aspekte
haben große Bedeutung f$r die Formulierung schulischer Bildungsziele. Dies
kann freilich nicht heißen, dass man sich um die Leistungen von Sch$lerinnen
und Sch$lern im Deutschen, im Englischen oder in der Mathematik nicht oder
allenfalls nachrangig zu k$mmern h	tte.
Untersuchungen k,nnen allerdings durch die Einengung der Aufmerksam-
keit auf bestimmte Ausschnitte des F	cherspektrums und Bereiche mit prim	r
kognitiver Rationalit	t und scheinbar einfacher Messbarkeit eine hohe defini-
torische Kraft f$r die Formulierung von Lernprogrammen entfalten. Gegen-
w	rtig erleben wir z.B. in Deutschland eine Diskussion, die sich auf Aspekte
mathematischer und naturwissenschaftlicher Kompetenz konzentriert. DESI
wird – so ist zu hoffen – die Diskussion ausweiten und die Aufmerksamkeit
auch auf die Kommunikationsf	higkeit und Aspekte sprachlicher Kompetenz
(Deutsch und Fremdsprache) lenken. Eine 	hnlich fundierte Besch	ftigung mit
dem Problem historischer und politischer Bildung5 oder mit der Situation des
	sthetisch-expressiven Bereichs ist dagegen nicht zu registrieren. Man kann
dies beklagen, aber man kann die beklagte Einseitigkeit des Vorgehens nicht
mit dem Verzicht auf Untersuchungen schlechthin quittieren. Die ,ffentliche
Frage nach dem Stand der Dinge in wichtigen Bereichen ist legitim. Die For-
mulierung des Bildungsauftrags von Schulen ist eine ,ffentliche Angelegenheit
und letztlich Gegenstand politischer Diskussion und Entscheidung. Man muss
nur daf$r sorgen, dass alles zur Sprache kommt, was wichtig ist, und nach ge-
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5 Eine international vergleichende Untersuchung der politischen Bildung Jugendlicher ist
Gegenstand des von der IEA initiierten Projekts Civic Education, dessen Ergebnisse in
K$rze ver,ffentlicht werden (J. Torney-Purta/R.H. Lehmann/H. Oswald/W. Schulz
2001). Detailliertere Informationen zur ersten Phase dieser Untersuchung auch unter:
http://www.wam. umd.edu/~iea/.
eigneten Formen der Kl	rung suchen, ob man erreicht, was man erreichen will.
Bloße Spekulation reicht in keinem dieser Bereiche aus, weder im Bereich der
Fachleistungen noch im Bereich $berfachlicher Lernziele.
Welche Akzeptanz finden Vergleichsuntersuchungen?
Der Meinungsstreit $ber die Sinnhaftigkeit breit angelegter Vergleichsuntersu-
chungen war in Deutschland lange Zeit bekanntlich besonders heftig. Inzwi-
schen hat sich die Szene deutlich beruhigt. Die Hauptuntersuchung f$r PISA ist
im Sommer 2000 weitgehend problemlos $ber die B$hne gegangen. Dies ist
umso bemerkenswerter, als Deutschland sich nicht nur an der internationalen
Untersuchung beteiligt. Die Kultusministerkonferenz hat vielmehr beschlossen,
die Untersuchung durch eine entsprechende Ausweitung der Stichprobe so an-
zulegen, dass auch die Situation innerhalb der einzelnen Bundesl	nder hinrei-
chend pr	zise abgebildet wird und Vergleiche zwischen Bundesl	ndern m,glich
sind. Aus diesem Grund sind in Deutschland insgesamt etwa 1.600 Schulen und
fast 60.000 Sch$lerinnen und Sch$ler in die Stichprobe einbezogen worden.
Der Managementaufwand f$r die Durchf$hrung einer so breit angelegten Un-
tersuchung ist enorm. Dass die Dinge bisher reibungslos verlaufen sind, ist auch
ein Verdienst der hohen Professionalit	t, mit der diese Untersuchung von dem
verantwortlichen wissenschaftlichen Konsortium unter Federf$hrung des Max-
Planck-Instituts f$r Bildungsforschung in Berlin betrieben wird.
In der Auseinandersetzung um die Untersuchungen haben sich unter-
schiedliche Argumentationsmuster herausgebildet. Neben der Behauptung
mangelnder Messbarkeit von Schulqualit	t und der Sorge vor den Risiken und
Nebenwirkungen derartiger Untersuchungen, auf die an anderer Stelle kurz
eingegangen wird, spielen insbesondere die Bef$rchtung einer mit den Unter-
suchungen intendierten grunds	tzlichen Rnderung der Steuerungsphilosophie
im Schulwesen einerseits wie die Behauptung mangelnder N$tzlichkeit ande-
rerseits eine besondere Rolle. Die erstere Bef$rchtung interpretiert Ver-
gleichsuntersuchungen als Ausdruck eines p	dagogisch sch	dlichen Konkur-
renzdenkens, hinter dem letztlich die Vorstellung der Etablierung von
Bildungsm	rkten und eines Bildungswettbewerbs, wenn nicht gar einer Priva-
tisierung von Bildungseinrichtungen stehe, wie sie im angels	chsischen Be-
reich in den beiden letzten Jahrzehnten als zentrale Innovationsstrategie ver-
folgt werden. Bezweifelt wird, dass Markt- und Wettbewerbsmodelle im
Bildungswesen geeignet seien, $ber die Qualifizierung einzelner Schulen mit
g$nstigen Rahmenbedingungen hinaus Innovation und Leistungssteigerung
des Gesamtssystems zu bewirken. Bef$rchtet wird vielmehr, dass am Ende ein
»Ranking« steht, welches Schulen mit ung$nstigeren sozialen Kontextbedin-
gungen einem unfairen Vergleich aussetzt, der negative R$ckwirkungen auf
ihre Motivation und ihre Leistungsf	higkeit zur Folge haben k,nnte. Das
zweite, mehr pragmatische Argumentationsmuster der Kritiker von Ver-
gleichsuntersuchungen bezieht sich darauf, dass nicht zu erkennen sei, wie der
erhoffte Nutzen der Untersuchungen eintreten k,nne. Untersuchungen seien
zumal angesichts des mit ihnen verbundenen Aufwandes nur zu rechtfertigen,
wenn sie unmittelbar zur Verbesserung der Situation der einzelnen Schule bei-
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tragen. Bezweifelt wird, dass die Bildungsverwaltungen in der Lage seien, die
hierzu notwendigen Schritte systematisch zu entwickeln und sich den daf$r er-
forderlichen Aufwand (intellektuell wie finanziell) zu leisten.
Wettbewerbsmodelle lassen sich f$r bestimmte Sektoren des Bildungswe-
sens – Fort- und Weiterbildung Erwachsener, m,glicherweise auch f$r die
Hochschulen – sehr gut denken. Das Handeln der ,ffentlichen Tr	ger und Fi-
nanziers beschr	nkt sich hier darauf, Rahmenbedingungen zu schaffen, inner-
halb derer die Individuen ihre eigenen Bildungsinteressen verfolgen. Entspre-
chend begrenzt ist die Notwendigkeit, Bildungsziele normativ festzulegen.
Qualit	tssicherung in diesen Bereichen kann auf Deregulierung und Erh,hung
der Handlungsfreiheit f$r die einzelnen Institutionen und ihre Tr	ger setzen
und das Handeln zentraler Instanzen auf den Verbraucherschutz und die Siche-
rung von Markttransparenz konzentrieren. Dies schließt eigene Anstrengungen
der beteiligten Institutionen und Tr	ger um Qualit	tssicherung – auch im Inte-
resse der Verbesserung ihrer Wettbewerbsposition – nicht aus.
Anders ist es dort, wo eine ,ffentliche Bildungspflicht begr$ndet worden
ist, der ein Bildungsrecht korrespondiert, und allenfalls eine begrenzte Freiheit
der individuellen Standortwahl besteht, wie dies im allgemeinbildenden Schul-
wesen der Fall ist. Hier bezieht sich die Verantwortung des Staates sowohl da-
rauf, Bildungsziele normativ zu kl	ren, als auch qualitative Standards im Sinne
gleicher Bildungs- und Entwicklungschancen f$r alle Kinder und Jugendlichen,
unabh	ngig von der ,konomischen Lage und dem kulturellen oder sozialen
Status der Herkunftsfamilien, institutionen- und tr	ger$bergreifend zu sichern.
Weder kann das Handeln den einzelnen Schulen im Sinne vollst	ndiger Auto-
nomie $berlassen bleiben, noch ließe sich ein solches »reines Marktmodell«
unter den in Deutschland gegebenen Bedingungen verwirklichen. Es fehlen
elementare Voraussetzungen f$r eine sinnvolle Anwendung privatwirtschaft-
lich-,konomischer Modelle auf den Schulbereich wie Freiheit der Preisbildung,
Kundenautonomie, Haftung usw. (E. Terhart 2000b). Dies ist politisch ge-
wollt, verfassungsrechtlich abgesichert (Art. 7 Abs. 1 GG) und auch im Zuge
einer Weiterentwicklung struktureller Rahmenbedingungen allenfalls begrenzt
zu ver	ndern. Dies gilt umso mehr, als Untersuchungen darauf hindeuten, dass
Marktmodelle zwar die Leistung einzelner Schulen verbessern k,nnen, damit
zugleich aber die Leistungsdisparit	t innerhalb eines Systems vergr,ßern, ohne
die Gesamtleistung des Systems im Sinne durchschnittlich besserer Lernerfolge
f$r alle Sch$lerinnen und Sch$ler zu steigern. Soweit einzelne Schulen ihre Po-
sition verbessern, geschieht dies offenbar auch dadurch, dass sie die Zusam-
mensetzung ihrer Sch$lerschaft ver	ndern. Diese hat unter dem Aspekt »mit-
produzierender Klienten« f$r die Ergebnisse einer Schule große Bedeutung
(M. Weiß 1999; H. Fend 2000).
Auch vor diesem Hintergrund ist die Einr	umung gr,ßerer Handlungsfrei-
heit f$r die einzelnen Institutionen und Tr	ger mit dem Ziel, Bewegung in das
Gesamtsystem zu bringen und situationsangemessene L,sungen von Proble-
men zu erm,glichen, denkbar und n,tig. Das Bem$hen um Profilbildung ist
gewollt und tr	gt zu einem Wettbewerb zwischen Schulen bei, den es faktisch
nat$rlich gibt. Sffentliches Handeln kann sich aber nicht darauf beschr	nken,
das Geschehen zu beobachten. Es muss sich vielmehr sowohl bez$glich des Ge-
samtsystems als auch bez$glich der einzelnen beteiligten Institutionen der Er-
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gebnisse des Handelns vergewissern und daraus Folgerungen f$r die bestm,gli-
che Gestaltung der Lernbedingungen im Interesse aller Kinder und Jugendli-
chen ziehen. Dezentral und zentral ansetzende Vorgehensweisen m$ssen sorg-
sam ausbalanciert sein (H. Fend 2000). Gerade deshalb und nicht aus einem
unangemessenen Markt- und Wettbewerbsdenken heraus ist neben der auf die
einzelne Schule bezogenen Evaluation (»schulinterne« oder »schuleigene Eva-
luation«) auch eine Evaluation auf Systemebene unverzichtbar. Hierzu tragen
sowohl die derzeit laufenden internationalen Vergleichsstudien als auch die
spezifischen Untersuchungen in den einzelnen Bundesl	ndern bei. Wer die Au-
tonomie der einzelnen Schule fordert, m$sste mithin auch f$r zentrale Verfah-
ren der Evaluation eintreten. Die Ablehnung dieser Konsequenz f$hrt in
Wahrheit ebenfalls zu einem, freilich imperfekten, marktwirtschaftlichen Mo-
dell. Es ist imperfekt insofern, als es die wettbewerbstheoretischen Vorausset-
zungen und Konsequenzen dieses Modells nicht ausbuchstabiert und offen
l	sst, wo Anreizmechanismen liegen k,nnten, die das erhoffte Verhalten f$r
alle – nicht nur f$r einige! – Akteure wahrscheinlich machen, wie auf diejeni-
gen zu reagieren ist, die dem angenommenen Handlungsmuster nicht folgen
und wie die Konsequenz einer zunehmenden Leistungsdisparit	t des Gesamt-
systems vermieden werden kann.
Nat$rlich h	ngen die von Sch$lerinnen und Sch$lern erreichten Leistun-
gen immer auch von Randbedingungen ab. Zu ihnen geh,ren die organisato-
rischen und institutionellen Regelungen in den einzelnen Bildungssystemen
(z.B. die Frage der Ausstattung von Schulen, die Qualifizierung der Lehr-
kr	fte oder die unterschiedlichen Auspr	gungen lernf,rderlicher Milieus in
Schulen) wie insbesondere auch die sozialen und kulturellen Kontexte, in de-
nen Kinder und Jugendliche aufwachsen und lernen (der ,konomische Status
der Herkunftsfamilien, ihr soziales und kulturelles Kapital, »Peers«, an denen
sie sich orientieren usw.). PISA, DESI, PIRLS, LAU, MARKUS, QuaSUM:
Sie alle verwenden einen hohen Aufwand auf die Kl	rung dieser Aspekte.
Faire Vergleiche setzen ein sorgf	ltiges Vorgehen gerade auch in dieser Hin-
sicht voraus. Nur wenn dies ber$cksichtigt wird, lassen sich sinnvolle Schluss-
folgerungen ableiten.
Es bleibt damit der pragmatische Einwand gegen Untersuchungen, der den
damit erreichbaren Nutzen in Frage stellt. Dieses Argument kann sich darauf
berufen, dass die Frage, wie die Ergebnisse von Untersuchungen in eine Ver-
	nderung der p	dagogischen Praxis umgesetzt werden sollen, noch kaum
systematisch beantwortet ist. Hier haben wir ganz unbestreitbar noch Kl	-
rungsbedarf. Dieses Argument steht deshalb im Mittelpunkt der folgenden
Dberlegungen.
Welches Ziel haben Vergleiche?
Vergleichsstudien haben zun	chst Unterschiede aufgedeckt und werden dies
auch k$nftig tun. Sinn von Vergleichen ist es, diesen Unterschieden systema-
tisch nachzugehen, die Ursachen f$r Unterschiede zu kl	ren und zu fragen,
welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind. Es geht also weder um eine »Bil-
dungsolympiade« noch um einen »Bildungswettbewerb«. Es geht um Lernen
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voneinander und um Entwicklung. Dabei sind internationale Vergleiche des-
wegen wichtig, weil nur so Systeme mit hinreichend stark ausgepr	gten Unter-
schieden in die Betrachtung einbezogen werden, die eine genauere Analyse
des Beitrags einzelner Faktoren zu den jeweils erreichten Ergebnissen erm,gli-
chen. Bei lediglich intranationalen Vergleichen w	re dies angesichts der bei al-
len Unterschieden doch immer auch gegebenen strukturellen Rhnlichkeiten
der beteiligten Schulen nur begrenzt m,glich. Vergleiche sagen dabei noch
nichts $ber normative Zielsetzungen. Unterschiede k,nnen aufgrund unter-
schiedlicher Bildungskonzepte gewollt sein. Vergleiche k,nnen aber Anlass
sein, $ber die eigenen Zielsetzungen erneut nachzudenken und sie gegebenen-
falls zu revidieren.
Von besonderer Bedeutung f$r internationale Vergleichsuntersuchungen ist
in diesem Zusammenhang, nach welchen Prinzipien die Aufgabenauswahl f$r
die Untersuchungen erfolgt. Hierf$r gibt es bisher zwei unterschiedliche Vor-
gehensweisen: Die Sicherung curricularer Validit	t auf Lehrplan- und – soweit
m,glich – Unterrichtsebene einerseits und einen normativ-didaktischen Ansatz
andererseits. Im ersteren Falle versucht man, Stoffe zu identifizieren, die in
m,glichst vielen L	ndern Gegenstand von Lehrplan und Unterricht sind, und
dabei einen Kompromiss zwischen dem kleinsten gemeinsamen Nenner und ei-
ner m,glichst breiten Erfassung einschl	giger Stoffgebiete zu finden. In TIMSS
wurde dieses Vorgehen zur Sicherung interkultureller Fairness dahin gehend er-
weitert, dass nach Durchf$hrung der Hauptuntersuchung eine Test-Curriculum
Matching Analysis anhand einer national optimierten Testversion durchgef$hrt
und die Stabilit	t der Rangreihen kontrolliert wurde (J. Baumert/O. K,ller/
M. Lehrke/J. Brockmann 2000; E. Klieme 2000; J. Baumert/W. Bos/R. Water-
mann 2000). Der didaktisch-normative Ansatz unterstellt, dass bestimmte
Grundqualifikationen gewissermaßen Teil einer kulturellen Aphabetisierung
sind, deren Universalisierung und Unverzichtbarkeit Ausdruck einer Moderni-
sierung ist, der sich alle beteiligten L	nder in gleicher Weise zu stellen haben.
Dieser Ansatz schließt erkennbar an die insbesondere im angels	chsischen
Bereich gef$hrte Literacy-Diskussion an, bei der der Gedanke der Universali-
sierung von Grundqualifikationen mit dem modernisierungstheoretischen Ar-
gument neuer und infolge der sich beschleunigenden Entwicklung zur Wissens-
gesellschaft steigender Qualifikationsanforderungen (derzeit insbesondere im
mathematisch-naturwissenschaftlichen Bereich) verkn$pft wird (E. Klieme/
J. Baumert/O. K,ller/W. Bos 2000). PISA legt einen normativ-didaktischen
Ansatz sowohl f$r die Untersuchung der Lesekompetenz6 als auch f$r die Kl	-
rung mathematischer7 und naturwissenschaftlicher8 Kompetenz zugrunde. Im
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6 »Reading Literacy« wird in der Rahmenkonzeption definiert als die F	higkeit, »ge-
schriebene Texte zu verstehen, zu nutzen und $ber sie zu reflektieren, um eigene Ziele
zu erreichen, das eigene Wissen und Potenzial weiterzuentwickeln und am gesellschaftli-
chen Leben teilzunehmen« (Rahmenkonzeption, S. 24).
7 »Mathematical Literacy« wird folgendermaßen definiert: »Mathematische Grundbildung
ist die F	higkeit einer Person, die Rolle zu erkennen und zu verstehen, die Mathematik
in der Welt spielt, fundierte mathematische Urteile abzugeben und sich auf eine Weise
mit der Mathematik zu befassen, die den Anforderungen des gegenw	rtigen und k$nfti-
gen Lebens dieser Person als konstruktivem, engagiertem und reflektiertem B$rger ent-
spricht« (Rahmenkonzeption, S. 47).
8 »Scientific Literacy« wird folgendermaßen definiert: »Naturwissenschaftliche Grundbil-
Rahmen der nationalen Erg	nzungen werden bei PISA in Deutschland jedoch
auch Aspekte curricularer Validit	t ber$cksichtigt.
Gr$nde f$r Unterschiede im Leistungsniveau der Sch$lerinnen und Sch$ler
und Schulen in den beteiligten L	ndern k,nnen auf unterschiedlichen Ebenen
liegen. Diese sind wiederum f$r die Art von Interventionen wichtig.
– Von Bedeutung ist zun	chst die Individualebene: Kinder und Jugendliche
haben unterschiedliche Potenziale an Intelligenz und Begabung. Ebenso
k,nnen die Lebenssituationen, in denen sie aufwachsen und lernen (der
,konomische Status oder die Bildungsn	he bzw. Bildungsferne ihrer Fami-
lie, die sprachlichen Kompetenz bei Migrantenkindern usw.), und die damit
verbundenen Chancen, ihr Potenzial zu entfalten, unterschiedlich sein. Die
Lernausgangslagenuntersuchung in Hamburg hat gezeigt, dass soziale Kon-
textbedingungen noch immer einen hohen Erkl	rungswert f$r die Varianz
der Schulleistungen am Ende der Grundschule haben.
– Von Bedeutung ist zweitens die Ebene der einzelnen Schule: Auch bei glei-
chen sozialen Kontextbedingungen kann es erhebliche Unterschiede des
Leistungsniveaus geben, wenn man einzelne Schulen oder auch Klassen in-
nerhalb der Schulen miteinander vergleicht. Auch dies hat die Lernaus-
gangslagenuntersuchung best	tigt. Es gibt sowohl erwartungswidrig leis-
tungsstarke als auch erwartungswidrig leistungsschwache Schulen und es
gibt große Leistungsunterschiede zwischen Klassen derselben Schule. Dies
deutet auf Ursachenfaktoren im Handeln der Schulen und der Lehrkr	fte
hin: auf unterschiedlich qualifizierten Unterricht oder auf unterschiedliche
Auspr	gungen der oben angesprochenen Prozessmerkmale »guter Schulen«.
– Schließlich kommt es drittens auf die Systemebene an: Unterschiede, die
sich in l	nder$bergreifenden Vergleichen zeigen, k,nnen in den spezifi-
schen Traditionen von Schule und Unterricht, in den durch die Lehreraus-
bildung vermittelten Qualifizierungen, in normativen Vorgaben wie Lehr-
pl	nen und Stundentafeln, in Ausstattungsstandards oder in strukturellen
Gegebenheiten des Schulsystems begr$ndet liegen. Vermutlich werden auch
kulturelle Unterschiede in der spezifischen Wertsch	tzung bestimmter
Lernbereiche eine Rolle spielen. Eine in der Diskussion immer wieder ge-
stellte Frage ist auch die nach der Bedeutung der spezifischen Selektivit	t
eines Bildungssystems f$r das durchschnittliche Leistungsniveau wie f$r
Spitzenleistungen.
Entsprechend unterschiedlich setzen auch Vergleichsuntersuchungen an. Sie
zielen teils auf ein »System Monitoring«, teils auf konkretes Wissen $ber ein-
zelne Schulen, teils dienen sie der grundlegenden Kl	rung von Zusammenh	n-
gen, $ber die man entweder noch nicht ausreichend Bescheid weiß oder bei de-
nen es darum geht, gesichert erscheinende Aussagen erneut zu $berpr$fen
bzw. zu kl	ren, ob die Zusammenh	nge in allen L	ndern, die sich an der Un-
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dung ist die F	higkeit, naturwissenschaftliches Wissen anzuwenden, naturwissenschaftli-
che Fragen zu erkennen und aus Belegen Schlussfolgerungen zu ziehen, um Entschei-
dungen zu verstehen und zu treffen, die die nat$rliche Welt und die durch menschliches
Handeln an ihr vorgenommenen Ver	nderungen betreffen« (Rahmenkonzeption, S. 66).
tersuchung beteiligen, gleichermaßen straff sind. Je nach Fragestellung und Er-
gebnis der Untersuchungen werden auch die Folgerungen und die angespro-
chenen Akteure unterschiedlich sein. Generell gilt, dass selbst solche Untersu-
chungen, die einen hohen Aufwand auf die Kl	rung von Ursachen f$r
Unterschiede verwenden, in der Regel nicht schon »Rezepte« f$r die L,sung
von Problemen liefern k,nnen. H	ufig zeigen die Untersuchungen nur Pro-
blemzonen auf, in denen intensivere Ursachenforschung betrieben werden
muss. Dabei wird der praktische Nutzen derartiger Untersuchungen umso gr,-
ßer und umso schneller erreichbar sein, je intensiver sich diese Untersuchun-
gen auch einer spezifischen Unterrichtsforschung zuwenden. Im Rahmen von
TIMSS erfolgte z.B. eine Unterrichtsforschung durch vergleichende Videostu-
dien. Auch f$r DESI, MARKUS und die zweite Welle von PISA ist eine Un-
terrichtsforschung projektiert. Gut geeignet hierf$r ist ein mehrperspektivi-
sches Verfahren unter Einschluss von Videostudien und einer Befragung von
Lehrkr	ften und Sch$lern. Eine derartige Forschung ist mit erheblichem Auf-
wand verbunden. Sie kann auf Widerst	nde stoßen, weil sie in den Schutzraum
von Lehrerinnen und Lehrern einzudringen scheint. Indessen muss man das
Dilemma $berwinden, welches darin besteht, dass die zielgerichtete Bem$hung
um Verbesserung des Unterrichts eingeklagt, zugleich aber das Instrumentari-
um, das dazu beitragen k,nnte, abgelehnt wird. Dies alles muss man ber$ck-
sichtigen, wenn man die Untersuchungen richtig bewerten und ihren m,glichen
Ertrag wie auch Risiken und Nebenwirkungen zutreffend einsch	tzen will. In
der ,ffentlichen Diskussion geht hier leider vieles durcheinander.
Unterschiedlicher »Aufl*sungsgrad« der gegenwrtig in Deutschland
betriebenen Untersuchungen
Entsprechend den genannten Unterscheidungen setzen die verschiedenen Un-
tersuchungen, von denen hier die Rede ist, auf unterschiedlichen Ebenen an.
Sie haben damit auch eine unterschiedliche Tiefensch	rfe, die f$r die Verwen-
dung des erreichten Wissens von Bedeutung ist.
– Internationale Vergleichsuntersuchungen wie TIMSS, PISA und PIRLS die-
nen dem Systemmonitoring und der Kl	rung grunds	tzlicher Zusammen-
h	nge, nicht der Steuerung der Einzelschule. Sie operieren mit Stichproben.
Eine Stichprobenuntersuchung auf nationaler Ebene ist auch DESI. Auf re-
gionaler Ebene ist QuaSUM diesem Untersuchungstyp zuzurechnen. Beab-
sichtigt sind prim	r Reaktionen auf Systemebene, und zwar in fachlicher
wie in allgemein bildungspolitischer Hinsicht. Angesprochene Akteure sind
insbesondere die Bildungsverwaltungen, aber auch die Institutionen der
Wissenschaft. Die einzelne Schule wird sich dagegen nur im Ausnahmefall
als Akteur angesprochen sehen. Es geht um Konsequenzen f$r die Curricu-
lumsrevision und die Lehrplanarbeit, um die Entwicklung der Fachdidakti-
ken sowie die Entwicklung schl$ssiger Modelle der Lehrgangs- und Unter-
richtsplanung, um die Entwicklung von Programmen der Lehr-Lern-
Forschung und um Nachwuchsf,rderung, um die Entwicklung der Lehrer-
aus- und -fortbildung, um die Diagnose und die M,glichkeit des Ausgleichs
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sozialer Unterschiede oder auch um die Notwendigkeit, bestimmte Sch$ler-
gruppen in besonderer Weise zu f,rdern. Ergebnisse auf dieser Ebene ver-
sprechen die gr,ßte Nachhaltigkeit der Ver	nderungen. Aber sie fordern
auch ihre Zeit. Insofern w	re es unrealistisch und sch	dlich, falsche Erwar-
tungen $ber kurzfristig handgreifliche Ver	nderungen zu wecken.
– Fl	chendeckende Evaluationen wie LAU oder MARKUS erbringen eben-
falls ein Steuerungswissen auf Systemebene. Sie zielen vor allem aber auf
ein Wissen $ber die einzelnen Schulen. Ein solches Wissen l	sst sich selbst
f$r die in Stichprobenuntersuchungen einbezogenen Schulen mit den zuvor
genannten Projekten nicht erreichen, da die durch die Art der Stichproben
bedingten Sch	tzfehler auf einzelschulischer Ebene aus statistischen Gr$n-
den betr	chtlich sein k,nnen. Wer durch Untersuchungen dieses zweiten
Typs als Akteur angesprochen wird, h	ngt von den getroffenen Vereinba-
rungen $ber die Ergebnisr$ckmeldung ab. Die Ergebnisr$ckmeldung wird
in jedem Falle an die einzelne Schule gehen. Sie kann daneben aber auch
an die Schulaufsicht gerichtet sein. Klassenbezogene R$ckmeldungen wer-
den oft nur an die betroffenen Lehrkr	fte gehen. Ob die angesprochenen
Akteure aufgrund der Ergebnisr$ckmeldungen auch wirklich agieren wer-
den und wie wirksam die Aktionen sein werden, ist eine Frage, die weiter
zu kl	ren sein wird. Zu kl	ren ist insbesondere, welche Art der Darstellung
von Ergebnissen notwendig ist und welche Hilfestellung Schulen und Bil-
dungsverwaltungen ben,tigen, um Ergebnisse »lesen« und aus ihnen
Schlussfolgerungen ziehen zu k,nnen.
– Als drittes sind schuleigene oder schulinterne Evaluationen zu nennen, die
sich nur auf die Situation einer einzelnen Schule beziehen. Sie k,nnen von
Mitgliedern der betreffenden Schule oder in deren Auftrag von externen
Evaluateuren betrieben werden und m$ssen sich nicht auf die Erhebung
schulinterner Informationen und Sichtweisen beschr	nken. Schuleigene
Evaluationen dienen der Reflexion des eigenen p	dagogischen Handelns
vor dem Hintergrund der diesem zugrunde liegenden spezifischen Zielset-
zungen und Erwartungen. Diese sind in den schulgesetzlichen Vorgaben,
den allgemein geltenden Bildungs- und Lehrpl	nen und den jeweiligen
Schulprogrammen formuliert. Schuleigene Evaluationen sind ein unver-
zichtbares – und angesichts der Tatsache, dass die derzeitigen Großunter-
nehmungen wie PISA, DESI, LAU, QuaSUM und MARKUS nur Aus-
schnitte betreffen und allenfalls begrenzt wiederholbar sind – das wichtigste
Element des Bem$hens um eine Verbesserung der Lernchancen von Kin-
dern und Jugendlichen. Aber auch f$r schuleigene Evaluationen spielen die
Ergebnisse breiter angelegter Untersuchungen und das Urteil Außenstehen-
der eine wichtige Rolle. Sie liefern Informationen dar$ber, was andere un-
ter vergleichbaren Bedingungen erreichen, und bieten eine Außensicht z.B.
in Form der Befragung von weiterf$hrenden Schulen oder im Urteil von
Absolventinnen und Absolventen aus der R$ckschau. Schuleigene Evalu-
ationen bed$rfen des Blicks von und nach außen und damit der Erg	nzung
durch externe Evaluationen. Ohne diese w	ren die Ergebnisse kaum einzu-
ordnen und zu bewerten. Auch schuleigene Evaluationen setzen Professio-
nalit	t und ein hohes methodenkritisches Bewusstsein voraus. Sie sind keine
einfache und schon gar keine bequeme Sache. Das Instrumentarium hierf$r
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und die F	higkeit, es sachgerecht einzusetzen, entwickeln sich erst allm	h-
lich (G. Kempfert/H. Rolff 1999; Leitfaden 2000).
Von diesen Untersuchungsans	tzen zu unterscheiden sind im $brigen standar-
disierte Test- oder Pr$fungsverfahren, die der Zertifizierung von Individualleis-
tungen dienen. Derartige Verfahren sind z.B. in den USA verbreitet, in
Deutschland aber eher selten vertreten. Zu ihnen geh,ren schriftliche Pr$fun-
gen im Rahmen des Zentralabiturs, jedenfalls soweit die Auswertungsprozedu-
ren festgelegt sind. Zentrale Pr$fungen k,nnen hohe Bedeutung f$r die Siche-
rung der Vergleichbarkeit von Zertifizierungen und die Sicherung von
Minimalstandards haben. Inwieweit sie auch der Qualit	tssicherung im Sinne
der Gew	hrleistung eines hohen Durchschnittsniveaus dienen und welche Ne-
benfolgen – beispielsweise im Sinne eines exzessiven »Teaching to the Test«
oder der Behinderung curricularer und didaktischer Innovationen – mit ihnen
verbunden sind, ist dagegen eine offene Frage. Auch hier k,nnten freilich na-
tionale und internationale Vergleichsuntersuchungen etwa im Hinblick auf die
Wirkungen unterschiedlicher Pr$fungssysteme innerhalb Deutschlands oder im
Vergleich Deutschlands mit seinen europ	ischen Nachbarn Kl	rungen herbei-
f$hren und fruchtlose Glaubenskriege auf einer rein spekulativen Basis ver-
meiden helfen.
Welche Ergebnisse liegen bereits vor?
Der hier zu gebende Bericht kann keinen vollst	ndigen Dberblick $ber bereits
vorliegende Erkenntnisse aus Untersuchungen liefern. Er muss sich mit einigen
Andeutungen begn$gen, die lediglich eine gewisse Anschaulichkeit vermitteln
sollen. Einige Hinweise hierzu wurden auch bereits in den vorausgegangenen
Bemerkungen gegeben. F$r weitere Einzelheiten ist auf vorliegende Publika-
tionen insbesondere zu TIMSS, LAU und QuaSUM zu verweisen. Die folgen-
den Hinweise beschr	nken sich im Dbrigen verst	ndlicherweise auf Stichpro-
benuntersuchungen und fl	chendeckende Untersuchungen im Sinne der
obigen Einteilung. F$r eine Dbersicht zu Ergebnissen schulinterner oder schul-
eigener Evaluationsans	tze – auch mit Hilfe externer Evaluateure – w	re eine
eigene Untersuchung erforderlich.
– Eine wichtige Erkenntnis aus der ersten Stufe der Hamburger Lernaus-
gangslagenuntersuchung ist z.B. die Tatsache, dass Leistungsunterschiede
zwischen Grundschulen noch immer vor allem mit unterschiedlichen sozio-
strukturellen Rahmenbedingungen zu erkl	ren sind. Die Hoffnung, die Un-
terschiede durch zielgruppenorientierte F,rderprogramme in den Schulen
kompensieren zu k,nnen, hat sich bisher offenbar nicht oder nur begrenzt
erf$llt. Wir m$ssen also neu dar$ber nachdenken, wie man soziale Benach-
teiligungen im Bildungswesen ausgleichen kann. Von Bedeutung ist dabei
nicht zuletzt die Situation jener Kinder, die in Familien nichtdeutscher Um-
gangssprache aufwachsen. Eine der Konsequenzen aus derartigen Dberle-
gungen kann es sein, dass F,rderangebote nicht erst und nur in der Schule
einsetzen d$rfen. Allerdings ist es eine offene Frage, welche Wirkungen die
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in j$ngerer Zeit eingeleiteten Maßnahmen zur gezielten F,rderung sprach-
licher und mathematischer Kompetenz in den Grundschulen haben werden.
M,glicherweise ist deren Laufzeit noch zu kurz, um nachhaltige Effekte er-
warten zu k,nnen (P. May 2001).
– Aus den Ergebnissen der zweiten Stufe der Lernausgangslagenuntersuchung
in Hamburg l	ßt sich entnehmen, dass die Dberlappung der Leistungsberei-
che der unterschiedlichen Schulformen auch in einem gegliederten Schulwe-
sen betr	chtlich ist und dass diese Dberlappung im Bereich der Mathematik
st	rker ausgepr	gt ist als im Bereich der sprachlichen Kompetenz. Zugleich
zeigt die Untersuchung, dass der Lernzuwachs in den beiden ersten Jahren
der Sekundarstufe bei leistungsschw	cheren Sch$lern gr,ßer ist als bei leis-
tungsst	rkeren. Offenbar konzentrieren sich die Bem$hungen der Lehr-
kr	fte mindestens in dieser Phase auf die F,rderung der leistungsschw	che-
ren Sch$ler. Es w	re freilich falsch, aus diesen Erkenntnissen unmittelbar
auf die Notwendigkeit einer gr,ßeren Selektivit	t im Dbergang von der
Grundschule in die Sekundarstufe I zu schließen. Wichtiger k,nnte es sein,
Modelle binnendifferenzierenden Unterrichts zu entwickeln, die dem fest-
gestellten Leistungsspektrum besser gerecht werden, und Durchl	ssigkeit
zu sichern.
– Die Befunde von TIMSS belegen, dass Staaten, die sich durch einen weni-
ger restriktiven Zugang zu vorakademischen Bildungsg	ngen auszeichnen,
kein Absinken des Leistungsniveaus zu verzeichnen haben. Das Wissen im
Bereich der mathematisch-naturwissenschaftlichen Grundbildung ist in den
L	ndern am h,chsten, in denen ein hoher Prozentsatz eines Geburtsjahr-
ganges bis zum letzten Jahr der Sekundarstufe II im Schulsystem verbleibt.
Auch die Bef$rchtung der Skeptiker, dass die zunehmende Zahl von Ju-
gendlichen einer Alterskohorte, die eine allgemeine Hochschulreife anstre-
ben, zu einer Beeintr	chtigung m,glicher Spitzenleistungen f$hrt, wird
durch die Untersuchungen nicht belegt. Es deuten sich im Gegenteil positi-
ve Auswirkungen einer verbreiterten Basis f$r die Erzielung von Spitzen-
leistungen an.
– TIMSS hat zudem gezeigt, dass deutsche Sch$lerinnen und Sch$ler insbe-
sondere Schwierigkeiten haben, den mathematischen Gehalt von alltags-
weltlichen Situationen zu erkennen und mit Hilfe mathematischer Modelle
aufzuschl$sseln sowie die einge$bten (formalen) Rechenoperationen anzu-
wenden, wenn es darauf ankommt. Das mathematische Wissen deutscher
Sch$lerinnen und Sch$ler ist offenbar tr	ges Wissen. Es gibt Grund zur An-
nahme, dass die besseren Erfolge etwa der Holl	nder ihren Grund in der
dort praktizierten didaktischen Konzeption der »Realistic Mathematics« ha-
ben. Aus vergleichenden Unterrichtsbeobachtungen kann man auch entneh-
men, dass der deutsche Mathematikunterricht in seinem fragend-entwi-
ckelnden Charakter den Sch$lerinnen und Sch$lern anders als der
japanische Mathematikunterricht wenig Spielraum f$r das Aufsp$ren eige-
ner L,sungswege und damit f$r mathematische Kreativit	t l	ßt.
Die Interpretation dieser Ergebnisse und die Ableitung von Schlussfolgerungen
und Maßnahmen mit dem Ziel einer Verbesserung der Situation ist keineswegs
einfach. Im Rahmen des notwendigen mehrebenenanalytischen Vorgehens ist
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jeweils genau zu fragen, welchen spezifischen Erkl	rungsbeitrag f$r Unter-
schiede Faktoren auf den verschiedenen Ebenen liefern, von denen oben die
Rede war. Weder ist die Interpretation eines unbefriedigenden Abschneidens
nach einem simplen Verfallsparadigma m,glich, noch kann sich die Reaktion
auf die in der Vergangenheit $bliche Vermehrung des »Input« (Vermehrung
der Zahl der Stunden, Senkung von Klassenfrequenzen usw.) beschr	nken.
TIMSS besagt zun	chst nicht, dass wir mehr und strengeren, sondern dass wir
einen anderen Mathematikunterricht brauchen, der sich nicht auf die syntakti-
sche Funktion der Mathematik beschr	nkt, sondern auch die semantische und
die pragmatische Funktion mathematischer Symbolverarbeitung zu ihrem
Recht kommen l	sst. Die bisher vorliegenden Untersuchungen deuten darauf
hin, dass die unterschiedliche Ressourcenausstattung und Stundentafelunter-
schiede (sofern es sich nicht um wirklich gravierende Spr$nge handelt) keinen
oder nur einen geringen Erkl	rungswert f$r Leistungsunterschiede haben. Es
kommt offenbar weniger darauf an, wieviele Stunden gegeben werden als viel-
mehr darauf, was in den Stunden geschieht. Erst dann – dann aber sehr wohl –
kann die Zeit ein Faktor sein. Bei alledem ist es gegenw	rtig allemal ratsam,
Schlussfolgerungen nur zur$ckhaltend zu formulieren. Wir stehen am Anfang
einer Entwicklung, die einen erheblichen Wissenszuwachs erwarten l	sst. Die
derzeit laufenden Untersuchungen werden aufgrund der sich entwickelnden
Untersuchungskonzepte und der verf$gbaren Mengen von Vergleichsdaten Zu-
sammenh	nge besser kl	ren k,nnen, als dies bisher der Fall war. Sie werden
aber auch an der einen oder anderen Stelle scheinbar gesicherte Schlussfolge-
rungen in Frage stellen und viele neue Fragen und Probleme aufwerfen.
Wie werden Untersuchungsergebnisse »umgesetzt«?
Zunehmende Informationen $ber Leistungsunterschiede und Wirkungsgrade
erzeugen Verunsicherung und Abwehr. Das Wissen $ber Leistungsergebnisse
und Leistungsvoraussetzungen von Schulen und Schulsystemen w	chst offen-
bar schneller als das Wissen dar$ber, was man mit diesem Wissen anfangen
kann und wie dieses in reale Verbesserungen der Situation auf den verschiede-
nen hier angesprochenen Ebenen »umzusetzen« ist (E. Terhart 2000c). Dies
ist kein Hinweis auf die strategische Unschl$ssigkeit des gew	hlten Vorgehens.
Das Schulsystem kann sich dem Denken in empirisch kontrollierten Wirkungs-
kategorien ebenso wenig entziehen wie andere Bereiche. Dies gilt f$r Schulen
und Bildungspolitik gleichermaßen. Deutlich ist aber auch, dass es einen hohen
Kl	rungsbedarf gibt, wie der Prozess zu denken ist, in dem aus Erkenntnissen
eine neue Wirklichkeit wird.
Insbesondere die groß angelegten nationalen und internationalen Ver-
gleichsuntersuchungen sollen, wie man zu sagen pflegt, »Steuerungswissen«
vermitteln. Damit ist freilich die Frage noch nicht beantwortet, wie man sich
eigentlich die »Steuerung« des Bildungswesens vorzustellen hat. Die Debatte
hier$ber wird in der Bildungsforschung, wie Klaus Klemm es j$ngst formuliert
hat, »erst neuerdings mehr als randst	ndig gef$hrt« (Klemm 2000). Die Meta-
pher »Steuerung« suggeriert ein eher mechanistisches Bild der Prozesse, um
die es hier geht, so als ob jemand sich an das Steuer des Vehikels »Bildungswe-
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sen« setzen und durch einfaches Drehen an einem Lenkrad oder durch Druck
auf das Gaspedal bestimmte Effekte erreichen k,nnte. Indessen sollte aus der
verwaltungs- und politikwissenschaftlichen Implementations- und Policyfor-
schung bekannt sein, dass die Steuerung eines komplexen sozialen Systems
nach dem einfachen Muster von Regelung und Ausf$hrung nicht funktioniert.
In der Organisationsliteratur wird deshalb auch gelegentlich davon gesprochen,
dass man komplexe soziale Systeme nicht »steuern«, sondern allenfalls »se-
geln« k,nne (J.G. March 1980). Dieses Bild macht deutlich, dass – wer ein Ziel
erreichen will – nur begrenzt Herr der Antriebskr	fte ist, dass er sehr genau
Wind und Wetter beachten und gelegentlich auch kreuzen muss. F$r das Bil-
dungswesen gilt zudem, dass wir es nicht nur mit einem einzelnen Schiff, son-
dern mit einer ganzen Flotte zu tun haben, die auch noch in unterschiedlichen
Gew	ssern operiert. Selbst wenn es einen t$chtigen Flottenchef gibt, m$ssen
die Kapit	ne und Mannschaften an Bord der einzelnen Schiffe ihre eigene Pro-
fessionalit	t einsetzen: Auch sie m$ssen die Seekarten studieren, die Informa-
tionen der Meteorologen abh,ren, Str,mungen berechnen und darauf ihre ei-
genen Entscheidungen gr$nden. Wenn wir dieses Bild benutzen, so ist
Adressat der Erkenntnisse aus Vergleichsuntersuchungen nicht allein die Bil-
dungsverwaltung. Weder erkennt sie unbedingt immer die Anl	sse f$r Unter-
suchungen, noch ist sie ohne weiteres kompetent, deren Fragestellungen selbst
sachkundig zu formulieren. Ebenso wenig ist sie allein Herr $ber die durch die
Untersuchungsergebnisse ausgel,sten Steuerungsimpulse. Sie ist auf die See-
karten und die Wettervorhersagen angewiesen, die ihr die Wissenschaft liefert,
sie muss R$cken- und Gegenwinde des ,ffentlichen Diskurses beachten und
sie muss darauf vertrauen, dass die Ergebnisse der Untersuchungen auf den
verschiedensten Ebenen auch unabh	ngig davon rezipiert werden, ob und in-
wieweit sie systematisch in f,rmliche Programme umgesetzt werden. Die Idee
des großen Plans, der sich um PISA, DESI und PIRLS gruppiert, kann hier so
wenig funktionieren wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen. Ein solcher
Plan w	re notwendigerweise von nicht handhabbarer Komplexit	t und alsbald
durch nicht einkalkulierte Umst	nde $berholt.
Zu erinnern ist dabei an den bereits oben erw	hnten Sachverhalt, dass die
Studien zu Schulleistungen weder schon die »Rezepte« f$r Interventionen lie-
fern noch bereits alle Zusammenh	nge aufkl	ren, an die die »Rezeptentwick-
lung« anzuschließen h	tte. Allenfalls ansatzweise gekl	rt sind z.B. die Struktu-
ren und Entwicklungsverl	ufe des Wissenserwerbs, die Zusammenh	nge
zwischen fachlichem und $berfachlichem Lernen oder zwischen Emotion, Mo-
tivation und Interesse, die Voraussetzungen des Transfers von schulisch erwor-
benem Wissen in außerschulische Anwendungssituationen, die Wirkungen un-
terschiedlicher Unterrichtsformen aufeinander und ihre Interaktion mit
Sch$lermerkmalen (R. Pekrun 2000). Die Untersuchungsergebnisse m$ssen
deshalb Impulse geben, die zu Aktivit	ten an den verschiedensten Stellen f$h-
ren: Zu weiterf$hrenden und erg	nzenden Forschungen, zur Entwicklung neu-
er Unterrichtsmodelle und Lehrpl	ne, zu einem ver	nderten Handeln von
Schulen und Bildungsverwaltung, zur Qualifizierung der Evaluationsans	tze
auf den verschiedenen Ebenen, zur Ver	nderung der Aus- und Fortbildung von
Lehrkr	ften usw. Angesprochen sind damit viele Akteure. Bildungspolitik und
Bildungsverwaltung d$rfen in diesem Prozess freilich nicht nur ein Spielball
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der Elemente sein. Sie haben eine eigene Rolle zu spielen und daf$r zu sorgen,
dass die Entwicklungen, wo immer dies n,tig ist, angestoßen und vorangetrie-
ben werden, dass Folgerungen gezogen werden, wo dies nicht in ausreichender
Weise im Wege der professionellen Selbstorganisation geschieht und dass Fehl-
entwicklungen und falsche Akzentsetzungen stets auch korrigiert werden.
Aber sie m$ssen auch die Grenzen ihrer M,glichkeiten erkennen und das Ein-
gest	ndnis begrenzter Einflussm,glichkeiten auf Entwicklungen aushalten, de-
ren Anfang und Ende sie nicht genau $bersehen. Bildungspolitik und Bildungs-
verwaltung erhalten durch Untersuchungen wichtige Basisdaten f$r die
Bildungsplanung. Aber sie k,nnen das Geschehen innerhalb des Klassenzim-
mers oder auch die Reaktion des Wissenschaftssystems auf Untersuchungser-
gebnisse kaum unmittelbar beeinflussen. Es geht deshalb auch darum, Rezepti-
on zu f,rdern und Evolution zu erm,glichen, nicht aber im klassischen Schema
b$rokratischer Systeme nach dem Muster von Anordnung und Ausf$hrung zu
agieren. Werden die Beteiligten die notwendige Beharrlichkeit und den erfor-
derlichen langen Atem aufbringen? Oder werden wir am Ende doch nur das
Strohfeuer einer politischen Kampagne erleben, bei der es um symbolische
Akte geht: Eine Stunde im Fach X mehr in der Stundentafel hilft manchmal
und beruhigt immer!? Die Rolle, die Bildungsverwaltung und Bildungspolitik
zu spielen haben, ist nicht leicht, gerade wenn es sich, um das Bild noch einmal
aufzugreifen, nicht um »Steuern«, sondern um »Segeln« handelt.
Kl	rungsbedarf besteht auch hinsichtlich m,glicher Reaktionsweisen auf
der Ebene der einzelnen Schule. Auch darauf wurde bereits hingewiesen. Wel-
che Art der Darstellung von Ergebnissen ist notwendig und welche Hilfestel-
lung ben,tigen Schulen, um Ergebnisse »lesen« und aus ihnen Schlussfolgerun-
gen ziehen zu k,nnen, und wie nachhaltig wird die Wirkung derartiger Berichte
sein? Welche »Dbersetzungsarbeit« m$ssen die Fachdidaktiken in den einzel-
nen Disziplinen leisten und werden sie dazu bereit und in der Lage sein? Gibt
es Zusammenh	nge zwischen dem je spezifischen Stand der Diskussion $ber
Schulentwicklung und Schulprogramm einerseits und der F	higkeit, Schulr$ck-
meldungen zu lesen und aus ihnen Folgerungen zu ziehen, andererseits? Wer-
den alle Schulen f	hig sein, wirksame Vorgehensweisen zu w	hlen oder muss
man bef$rchten, dass zwar einige es k,nnen, andere aber nicht? Wird dies zu
zus	tzlichen Disparit	ten im Gesamtsystem f$hren und was m$sste geschehen,
um dies zu verhindern? Wie kann insbesondere eine Schule mit »erwartungs-
widrig schlechten« Ergebnissen kl	ren, was eine Schule, die unter gleichen
sozialen Umfeldbedingungen bessere Ergebnisse erreicht, anders macht? Sie
bed$rfte vermutlich externer Unterst$tzung und des R$ckgriffs auf Systemwis-
sen, das nicht notwendigerweise mit der jeweiligen Untersuchung selbst schon
geliefert wird. Wer k,nnte die notwendige Unterst$tzung geben? Sollten es un-
abh	ngige Experten sein oder kann und muss auch die Schulaufsicht eine Rolle
spielen? W	re sie dazu in der Lage bzw. wie k,nnte sie daf$r qualifiziert wer-
den? Lassen sich aus den Untersuchungsinstrumenten der großen Untersu-
chungen auch »Tools« entwickeln, mit deren Hilfe Schulen, die nicht Bestand-
teil der Untersuchungsstichproben sind, aber selbst gr,ßere Klarheit $ber ihre
Situation erhalten m,chten, Erkenntnisse gewinnen k,nnen?
Hier liegt ein Feld der Bildungsforschung, die sich der Kl	rung der Steue-
rungs- und Transferprobleme mehr als bisher annehmen muss. Es darf nicht
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bei der »randst	ndigen Diskussion« der Probleme bleiben, von der Klaus
Klemm gesprochen hat. Gesucht ist ein neuer Forschungstyp, der Analyse und
Intervention l	ngsschnittlich verkn$pft, der aber nicht einfach als angewandte
oder entwicklungsorientierte bzw. als Aktions- oder Transferforschung zu be-
zeichnen ist (E. Terhart 2000c). Denn es geht nicht allein darum, Konzepte
und Programme zu transferieren, sondern durch diesen Transfer bei den Betei-
ligten »Transformationen« auszul,sen und weiterzuf$hren sowie dabei insbe-
sondere auch die komplizierten Beziehungen zwischen der einzelnen Schule
als handelnder Einheit und zugleich als Subsystem eines $bergreifenden Zu-
sammenhanges in den Blick zu nehmen. Ein Anfang ist dadurch gemacht, dass
die Deutsche Forschungsgemeinschaft die Kl	rung zweckm	ßiger Formen der
Ergebnisr$ckmeldung und der Gelingensbedingungen von Rezeptionsprozes-
sen in ihr Schwerpunktprogramm zur Verbesserung der Qualit	t des mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts einbezogen hat.
Die Notwendigkeit, empirische Bildungsforschung in Deutschland zu ver-
st	rken, f$hrt naturgem	ß auch zu der Frage, ob die Voraussetzungen hierf$r
im deutschen Wissenschaftssystem ausreichend gegeben sind. Dies gilt f$r die
Lehr-Lernforschung aus psychologischer Perspektive ebenso wie f$r Unter-
richtsforschung, fachdidaktische Forschung oder vergleichende Evaluationsstu-
dien auf der Basis quantitativer sozialwissenschaftlicher Forschungsans	tze.
Die von Heinrich Roth 1962 propagierte »realistische Wende« hat sich offen-
bar gegen$ber der starken Tradition geisteswissenschaftlich-hermeneutisch
(und reformp	dagogisch) ausgerichteter Erziehungswissenschaften in Deutsch-
land noch nicht ausreichend durchsetzen k,nnen. Dies wird eine Ursache daf$r
sein, dass die hier genannten Studien bisher letztlich von einem verh	ltnis-
m	ßig kleinen Kreis von Wissenschaftlern getragen werden, die in unterschied-
licher Zusammensetzung die wissenschaftlichen Konsortien dieser Untersu-
chungen bilden. Um die Entwicklung voranzubringen, ist mithin auch eine
Nachwuchsf,rderung n,tig. Sie muss Wissenschaftler qualifizieren, die die
k$nftigen Untersuchungen tragen und vor allem auch in der Lehrerbildung
Qualifikationen vermitteln k,nnen, welche ihrerseits unerl	ssliche Vorausset-
zung f$r die Rezeption der Untersuchungsergebnisse ist. Damit soll eine geis-
teswissenschaftlich ausgerichtete P	dagogik nicht verdr	ngt, wohl aber durch
sozialwissenschaftlich orientierte Methoden erg	nzt werden. Beide zusammen
erst ergeben das vollst	ndige Bild.
Risiken und Nebenwirkungen
Zu sprechen w	re ferner von den Risiken und Nebenwirkungen eines Vorge-
hens, wie es hier skizziert wurde. Auch davon war schon in Andeutungen die
Rede: Von der hohen definitorischen Kraft der Untersuchungen, die zu einer
gef	hrlichen Verengung von Bildungszielen f$hren kann, von den Gefahren
eines »Teaching to the Test«, von der Behinderung von Innovationen durch das
Festhalten am testsicher Bew	hrten, von m,glichen Fehlreaktionen seitens
der Schulen und der Bildungsverwaltungen, von ungerechten Vorw$rfen gegen
Schulen, die wegen ung$nstiger Umfeldbedingungen Konkurrenznachteile ge-
gen$ber anderen haben. Dies alles will sorgf	ltig bedacht sein, wenn nicht aus
Lange: Qualittssicherung und Leistungsmessung in der Schule 147
dem Bem$hen um Qualit	ts- und Standardsicherung Unvernunft entspringen
soll. Gefeit gegen Fehlentwicklungen sind wir nicht. Die H	nde in den Schoß
zu legen, wo Handlungsbedarf besteht, kann dennoch nicht das Mittel der
Wahl sein.
Dass Leistungsvergleiche Unterschiede aufdecken werden, deren Ursache
insbesondere auch in den unterschiedlichen Lebensbedingungen von Kindern
und Jugendlichen und den unterschiedlichen sozialen Kontextbedingungen der
Organisation schulischen Lernens liegt, ist ebenfalls schon gesagt worden. Ziel
aller Bem$hungen muss es deshalb sein, eine erneute Anstrengung zum Aus-
gleich sozialer Unterschiede und Benachteiligungen zu unternehmen. Es ist zu
hoffen, dass wir auf diesem Wege dem bildungspolitisch fundamentalen Ziel
der Sicherung von Chancengleichheit einen großen Schritt n	herkommen.
Dennoch muss man realistisch sehen, dass die festgestellten Unterschiede je-
denfalls kurz- und mittelfristig nur in Grenzen auszugleichen sein werden.
Auch mit dieser Erkenntnis m$ssen wir leben. Dies ist vielleicht am schwersten
auszuhalten.
Zu sprechen w	re schließlich von der Form der Pr	sentation von Untersu-
chungsergebnissen und ihrer Rezeption durch Medien und Sffentlichkeit. Blie-
be es bei der oft $blichen Sensationsberichterstattung, bei der am Ende doch nur
das »Ranking« (international wie national) und nicht der differenzierte Befund
z	hlt, w	re wenig gewonnen. Triumphgeschrei der einen und Rechtfertigungs-
versuche der anderen Seite k,nnten das Interesse an der n,tigen Entwicklung
und die dazu erforderliche Kraftanstrengung blockieren, ehe sie sich richtig ent-
falten. Was besagte freilich die kleine Genugtuung im innerdeutschen Vergleich,
wenn sich herausstellen sollte, dass wir alle miteinander unsere Probleme weni-
ger gut gel,st haben als Holland, die Schweiz oder die skandinavischen L	nder?
Die differenzierte Berichterstattung anl	sslich der gerade jetzt erfolgten Vor-
stellung der detaillierten Ergebnisse von TIMSS durch das Max-Planck-Institut
f$r Bildungsforschung l	sst allerdings auch insoweit durchaus hoffen.
Vergleichsuntersuchungen und kein Ende?
Nat$rlich wird die derzeitige Welle von Vergleichsuntersuchungen mit hohem
Aufmerksamkeitswert in der Sffentlichkeit irgendwann durch eine andere
Welle abgel,st werden. Zu hoffen ist indessen, dass das, was jetzt als »empiri-
sche Wende« der Bildungspolitik in Gang gekommen zu sein scheint, auch
dann gewissermaßen im Untergrund weiterwirkt und die Standards k$nftigen
professionellen Handelns bestimmt. K	me es so, dann h	tte sich gelohnt, was
jetzt geschieht.
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Jrgen Oelkers
Welche Zukunft hat die Lehrerbildung?*
»Lehrerbildung« hat derzeit Konjunktur – wieder einmal, ist man versucht zu
sagen, wenn man die Geschichte des Problems vor Augen hat. Die bildungspo-
litische Aufmerksamkeit f'r Lehrerbildung schwankt periodisch, ohne dass das
neuerliche Interesse bereits Gew)hr bieten w'rde, aussichtsreiche Konzepte
zur Verf'gung zu haben, also nicht zu wiederholen, was bereits mehrfach ge-
scheitert ist. Das derzeitige Interesse ist leicht erkl)rbar: Die Lehrerbildung
wird f'r Defizite der Schule verantwortlich gemacht und gleichzeitig beauf-
tragt, Abhilfe bereitzustellen. Die Defizite sind nicht neu, aber verst)rkt sicht-
bar, seitdem Leistungsmessungen und Evaluationen zu Instrumenten der
Schulentwicklung geworden sind. Seitdem glaubt die .ffentliche Meinung die
deutschen Schulen im Abseits, sieht damit Standortvorteile gef)hrdet und war-
tet auf Maßnahmen, die Krise m.glichst schnell zu beenden, ein Muster, das
auch aus anderen Bereichen der Politik bekannt ist.
Eine diese Maßnahmen ist die Reform der Lehrerbildung, weil und soweit
die grundlegende Kausalit)t klar zu sein scheint:
– Die Leistungsf)higkeit der .ffentlichen Schulen nimmt ab.
– Tr)ger der Leistungsf)higkeit sind die Lehrkr)fte.
– Lehrkr)fte werden durch eine aufw)ndige Ausbildung berufstauglich ge-
macht.
– Wenn die Leistungsf)higkeit der Schulen abnimmt, ist daf'r die Ausbildung
eine wesentliche Ursache.
– Wer die Leistungsf)higkeit verbessern will, muss die Ausbildung ver)n-
dern.
Dieser Kausalschluss ist in beiden Richtungen, r'ckw)rts wie vorw)rts, frag-
w'rdig. Wenn eines, dann zeigen die neueren Studien die Komplexit)t und
Nichtlinearit)t des Zusammenspiels vieler Faktoren, die f'r den Leistungs-
r'ckgang – wenn es ihn gibt – verantwortlich gemacht werden m'ssen. Die
Ausbildung ist nicht der entscheidende Faktor, weil es einen solchen einfachen
und isolierten Faktor nicht gibt. Daher stimmt dann auch nur sehr bedingt,
dass die Ausbildung ver)ndern muss, wer die Schule verbessern will. Der, wie
man neudeutsch sagt, Link zwischen Ausbildung und Praxis ist weder leicht,
noch einfach, noch selbstverst)ndlich, im Gegenteil ist das gr.ßte Problem der
Lehrerbildung ihr zentrales Versprechen, n)mlich mit Ausbildung nicht nur
* Vortrag auf dem forum bildung der Bildungsmesse 2001 in Hannover am 19. Februar
2001.
die Praxis zu erreichen, sondern sie gleichzeitig zu verbessern und dies signifi-
kant.
Diese These werde ich in drei Schritten entfalten und am Ende zu einem
positiven Ende bringen: Zun)chst analysiere ich die Organisation der Lehrer-
bildung, wobei ich voraussetze, dass nicht so sehr die Rhetorik als vielmehr or-
ganisatorische Schw)chen die Ausbildung behindern (1). Schw)chen der Aus-
bildung sind aber nicht automatisch schon Schw)chen der Praxis: In einem
zweiten Schritt untersuche ich Transferprobleme der Ausbildung, die unter
dem Schutz der bestehenden Organisation leicht und offenbar durchaus nicht
ungern 'bersehen werden (2). Man glaubt an Mythen und das behindert die
Entwicklung. Abschließend skizziere ich m.gliche Leitlinien der k'nftigen
Entwicklung, f'r die grundlegend ist, dass Lehrerbildung 'berhaupt als Ent-
wicklungs- und nicht als Verwaltungsaufgabe begriffen wird (3).
Es ist kein besonderer Trost, dass die Krise der Lehrerbildung kein speziell
deutsches Ph)nomen ist. Das allzu naive Vertrauen in die Effekte des institu-
tionellen Aufstiegs ist 'berall relativiert worden, zumal auch hier ein gewisser
Forschungsschub zu verzeichnen ist, der nicht l)nger an Mythenproduktion be-
teiligt wird. Offenbar erf'llt die Lehrerbildung nicht die Erwartungen, die in
sie gesetzt werden, wobei zur Kenntnis zu nehmen ist, dass explizite Erwartun-
gen Seltenheitsstatus haben, pr)zise Ziele nicht formuliert werden und Kon-
trolldaten nahezu komplett fehlen. Daher k.nnte man einen Hans-Christian-
Andersen-Effekt vermuten: Wo sch.ne Kleider gesehen werden, ist eher Bl.ße
vorhanden.
Die Lehrerbildung in ihrer Organisation
In seiner Denkschrift ber den Wiederaufbau der akademischen Lehrerbildung
von 19451 hielt Erich Weniger (1990, S. 47–90)2 'ber die Organisation der
Lehrerbildung Folgendes fest: Die Ausbildung sollte zwei unterschiedliche Or-
te haben, n)mlich das Sozialpdagogische Seminar f'r die »Grundschullehre-
rinnen« und die Pdagogische Hochschule f'r die »Volkslehrer«. Die »Berufs-
gruppe Grundschullehrerin« sollte eine nicht-akademische, die »Berufsgruppe
Volkslehrer« eine akademische Ausbildung erhalten (ebd., S. 63). Die erste
Gruppe sollte Frauen vorbehalten werden, die zweite »beiden Geschlechtern«
offen stehen (ebd.). F'r die Ausbildung an P)dagogischen Hochschulen wur-
den folgende Bedingungen angenommen:
– Zulassungsbedingung ist das Abitur, vorausgesetzt ein achtj)hriges Gymna-
sium von »wirklich allgemein bildendem Charakter«, also mit starker Be-
r'cksichtigung der »musischen und gestaltenden F)cher« (ebd., S. 69f.).
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1 Zuerst gedruckt in: Die Sammlung 1 (1945), S. 20–31, 95–114. Ein unver)nderter Wie-
derabdruck erfolgte in Wenigers Aufsatzsammlung »Die Eigenst)ndigkeit der Erzie-
hung in Theorie und Praxis. Probleme der akademischen Lehrerbildung« (1952).
2 Erich Weniger (1894–1961) wurde 1945 an die neu gegr'ndete P)dagogische Hochschu-
le G.ttingen berufen und wurde 1949 Ordinarius f'r P)dagogik an der Universit)t G.t-
tingen.
– Die theoretische Ausbildung dauert vier Semester, »die Semester sind voll
auszunutzen, daher werden die Ferien nicht an die Universit)tsferien ange-
glichen« (ebd., S. 71).
– »Gegenstand des wissenschaftlichen Studiums ist die Erziehungswissen-
schaft.« (ebd., S. 72)3
– Die berufspraktische Ausbildung wird in die Arbeit der Hochschule einbe-
zogen, auf drei Semester theoretischen Fachstudiums folgt ein »praktisches
Jahr« unter der Verantwortung der Hochschule (ebd., S. 75).
– An das praktische Jahr schließt das vierte Semester des wissenschaftlichen
Studiums an, danach wird das Examen abgelegt, »eine der schriftlichen Ar-
beiten muss sich auf die Fragen der Schulpraxis beziehen« (ebd., S. 76).
– »Die bisherige erste und zweite Pr'fung (werden) zusammengenommen.
Mit ihrem Bestehen ist die Lehrbef)higung nachgewiesen.« (ebd.)
Weniger 'berlegte auch, was mit der Lehrerbildung an der Universit)t, also
ohne eigene Ausbildungsinstitutionen, geschehen w'rde. In einem Universi-
t)tsbetrieb w)ren die angehenden »Volkslehrer« »Studierende zweiter Klasse«,
die man abf)llig als »Schmalspurstudenten« bezeichnen und behandeln w'rde.
Sie bek)men zudem nicht, was sie ben.tigen, n)mlich die f'r ihren Beruf erfor-
derlichen »Bildungs- und Lebensformen«. Unentbehrlich sei daf'r die »straffe
Konzentration des p)dagogischen Studiums«, die mit den Anh.ren von »Uni-
versit)tsvorlesungen« nicht gegeben sei. Wer Lehrer werden wolle, m'sse mehr
erfahren als nur das »Universit)tsdasein« (ebd., S. 83/84).
Ich erw)hne dieses Dokument nicht aus Gr'nden der Nostalgie, sondern
weil es im Blick auf die nachfolgende Entwicklung eine komplette Fehlprog-
nose beinhaltete. Nichts traf wirklich zu, ausgenommen, dass heute erneut 'ber
eine Sonderbehandlung der Grundschullehrerinnen nachgedacht wird. Aber
aus dem achtj)hrigen ist ein neunj)hriges Gymnasium geworden, das immer
noch bezichtigt werden kann, es w'rde nur f'r eine einseitig »intellektuellen
Ausbildung« sorgen (ebd., S. 70). Nach Weniger w)re das eine Unterschreitung
der Bedingung f'r die Lehrerbildung, die ihrerseits eine ganz andere als die
1945 vorgesehene Entwicklung genommen hat.
– S)mtliche Lehrkr)fte studieren mit der Zulassungsbedingung Abitur4 an
wissenschaftlichen Hochschulen, zumeist an Universit)ten;
– die Regelstudienzeit betr)gt zwischen sieben und neun Semestern5, sie wird
zum Teil weit 'berschritten;
– Gegenstand der Studien sind unzusammenh)ngende Sachgebiete ohne inne-
re Konzentration;
– wissenschaftliche und berufspraktische Ausbildung sind getrennt;
– die Abschlusspr'fungen sind ebenfalls getrennt und werden f'r die Einstel-
lung unterschiedlich gewichtet;
– innerhalb der Universit)t hat die Lehrerbildung keinen eigenen Ort.
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3 »Innerhalb der Erziehungswissenschaft ist den Studierenden eine Schwerpunktbildung
enweder bei der philosophisch-geisteswissenschaftlichen P)dagogik oder bei der Psycho-
logie und Jugendkunde m.glich.« (Weniger 1990, S. 72)
4 Oder Kquivalente.
5 KMK Rahmenvereinbarungen (1997).
Die Lehrerbildung ist in der Hinsicht vereinheitlicht worden, dass alle Lehr)m-
ter6 wissenschaftlich studiert werden m'ssen; die Grundschule spielt prinzipiell
keine Sonderrolle, das entsprechende Lehramt wird nur in der Studienorgani-
sation besonders ber'cksichtigt. Daf'r ist die Ausbildungsdauer in allen Stu-
dieng)ngen drastisch angestiegen, was auch damit zusammenh)ngt, dass alle
Ausbildungen in zwei Phasen unterschieden sind, interessanterweise nach dem
Vorbild der Ausbildung der Gymnasiallehrer, die in Preußen seit 1890 ein
zweij)hriges Referendariat absolvieren mussten, das seinerzeit eingef'hrt wur-
de, weil die Universit)t als unf)hig galt, auf die berufliche Wirklichkeit der
Gymnasien vorzubereiten.7 Was bei Weniger als integrierte, dreij)hrige Aus-
bildung ohne Universit)tsferien gedacht war, ist zu einer sechs- bis zehnj)hri-
gen Ausbildung geworden, die die angehenden Gymnasiallehrer als 'ber Drei-
ßigj)hrige entl)sst, ohne dass die Absolventen die Meinung vertreten w'rden,
sie seien optimal auf die Anspr'che des Berufes vorbereitet worden.
Das gilt mutatis mutandis f'r s)mtliche Lehramtsstudieng)nge, auch wenn
angehende Berufsschullehrer andere M)ngel beklagen als angehende Grund-
schullehrer. Sie beklagen sich als eigentlich m)chtige Gruppe. Fast 15% aller
Studierenden deutscher Universit)ten und wissenschaftlichen Hochschulen
sind Studierende f'r Lehr)mter.8 Die Zahl f'r sich genommen besagt noch
nicht viel, weil der f)cherbezogene und universit)tsspezifische Anteil ber'ck-
sichtigt werden muss. In F)chern wie Germanistik, Anglistik und auch Mathe-
matik liegt der Anteil der Lehramtsstudierenden bei 'ber 40%9, in Physik und
Chemie unter 10%. Auch die Gewichtung zwischen den Universit)ten ist ver-
schieden. Die Universit)t Hamburg hat weit mehr Lehramtsstudierende als die
TU M'nchen. Der Anteil der Studienanf)nger sinkt10, w)hrend die Verteilung
auf die verschiedenen Lehr)mter ann)hernd stabil ist. Mittelfristige Daten zei-
gen, dass Studienentscheidungen f'r Lehr)mter stark von den Berufsaussichten
abh)ngig gemacht werden. Wenn Lehrermangel in Aussicht gestellt ist oder
Stellenausbau versprochen wird, nehmen die Studienentscheide zu, ohne aller-
dings die Verteilung zu ver)ndern. Wenn also Berufsschullehrer fehlen, werden
Grundschullehrer das Studium aufnehmen.
Das Verhalten der Gruppe »Lehramtsstudierende« w)hrend der Ausbildung
l)sst sich mit einigen Zahlen11 so beschreiben:
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6 Die KMK unterscheidet sechs Typen: Lehr)mter der Grundschule bzw. Primarstufe
(Regelstudiendauer 7 Semester), 'bergreifende Lehr)mter der Primarstufe und aller
oder einzelner Schularten der Sekundarstufe I (7 bis 9 Semester), Lehr)mter f'r alle
oder einzelne Schularten der Sekundarstufe I (7 bis 9 Semester), Lehr)mter f'r die Se-
kundarstufe II (allgemein bildende F)cher) oder f'r das Gymnasium (9 Semester),
Lehr)mter f'r die Sekundarstufe II (berufliche F)cher) oder f'r die beruflichen Schu-
len (9 Semester) sowie Sonderp)dagogische Lehr)mter (8 bis 9 Semester).
7 Das war der Tenor der vom Preußischen Kultusministerium angeforderten Fachgutach-
ten.
8 Studienjahr 1999.
9 Germanistik: 45%, Anglistik: 47,2%, Mathematik 'ber 40%.
10 1995 strebten 18,4% der Studienanf)nger an deutschen Universit)ten und wissenschaft-
lichen Hochschulen einen Lehramtsabschluss an, 1999 waren es 12,9%. Studienwechs-
ler sind damit nicht erfasst, und zwar in beiden Richtungen nicht, hin zu den Lehr)m-
tern und weg von ihnen.
11 Daten nach dem Statistischen Bundesamt.
– Etwa der H)lfte der Studienanf)nger schließt das Studium ab. 98% beste-
hen die erste Staatspr'fung, viele mit guten bis sehr guten Noten.
– Die durchschnittliche Fachstudiendauer f'r das Lehramt an Grund- und
Hauptschulen lag 1999 bei 8,6 Semestern, f'r das Lehramt an Realschulen
und Sekundarstufe I bei 10 Semestern, f'r das Lehramt an Gymnasien bei
12,2 Semestern.
– Angehende Sonderschullehrer studieren im Durchschnitt 10,1 Semester,
Berufsschullehrer 10,4 Semester.
– Angehende Grund- und Hauptschullehrer schließen ihr Studium im Schnitt
mit 26,3 Jahren ab, angehende Gymnasiallehrer mit 28,1 Jahren.
– Die Zahl der Einstellungen in den Vorbereitungsdienst ist seit Mitte der
Neunzigerjahre geringer als die Zahl der Hochschulabsolventen.
– Ein Viertel der 1998 nach der Ausbildung arbeitslos gemeldeten Lehrer war
'ber ein Jahr ohne Stelle.
Die Dauer der Ausbildung ist im internationalen Vergleich wesentlich zu lang,
das Alter der Absolventen zu hoch12, ohne dass sich der Aufwand im Ertrag
niederschlagen w'rde. Obwohl genauere Ertragsmessungen f'r den Bereich
der Lehrerbildung nicht vorliegen, l)sst sich so viel sagen: Die Ausbildung ist
nicht in toto berufstauglich, die einzelnen Phasen und Teile der Ausbildung
sind sehr unterschiedlich auf das Ausbildungsziel bezogen, das Ausbildungswis-
sen ist inkoh)rent und widerspr'chlich, nicht zuf)llig zeigen daher Studien zur
Ausbildungsverwendung zum Teil hohe Entwertungseffekte13, die paradoxer-
weise in erheblichem Maße die berufspraktischen F)cher betreffen14. Daraus
entsteht der Verdacht, der die j'ngere Diskussion vornehmlich bestimmt, n)m-
lich dass sich der Aufwand nicht lohnt und neue Wege der Lehrerbildung ge-
funden werden m'ssen.
Der Verdacht ist insofern irref'hrend, als k'rzere und, wie Weniger gesagt
h)tte, »konzentriertere« Ausbildungen nicht zwingend zu einem besseren Re-
sultat f'hren. Das Problem ist nicht lediglich eines der Dauer und der Zeitnut-
zung, sondern auch und wesentlich eines der Organisation. Befragt man Stu-
dierende, dann nimmt, wie Schweizer Daten zeigen (Oelkers/Oser 2000), der
positive Effekt der Ausbildung in dem Grade zu, wie im Verlauf der Ausbil-
dung pers.nliche Fortschritte im K.nnen registriert werden, die sich auf das
Ausbildungsziel15 beziehen lassen. Weiter m'ssen die Ziele der Ausbildung
klar sein, die Leistungsstandards explizit formuliert sein und muss der pers.nli-
che Lernaufwand abgesehen werden k.nnen. Die Betreuungsverh)ltnisse m's-
sen stimmen, der Ort der Ausbildung muss sich als einer der »Lehrerbildung«
identifizieren lassen und es muss f'r Vorankommen gesorgt sein.
Umgekehrt heißt das: Ohne zusammenh)ngende Fortschritte im Blick auf
das Ausbildungsziel, ohne explizite Formulierung dieses Ziels, ohne hohe Leis-
tungsanforderungen, ohne ausreichende Betreuung und ohne Berechenbarkeit
des lohnenden Zeitaufwandes wird das Studium keinen oder nur zuf)lligen Er-
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12 OECD-Indikatoren 2000.
13 Terhart u.a. 1994.
14 Das deckt sich mit Schweizer Befunden (Oelkers/Oser 2000).
15 »Ziel« definiert von den Studierenden.
folg haben. Die Organisation ist gegen'ber diesen Anforderungen nicht neben-
s)chlich. Die heutige Organisation der deutschen Lehrerbildung ist gekenn-
zeichnet durch
– drei unverbundene und vielfach gegeneinander arbeitende Ausbildungspha-
sen,
– ein inkoh)rentes und unterschiedlich qualifiziertes Personal,
– F)cher ohne inneren Zusammenhang und Ausrichtung auf das Ausbildungs-
ziel,
– divergente bis gegens)tzliche Wertigkeiten und
– fehlende Profilierung.
Der letzte Punkt ist vermutlich der wichtigste: F'r die Lehrerbildung insgesamt
ist niemand zust)ndig, die komplexe Ausbildungsorganisation hat kein geeig-
netes Management, daher muss – und kann – keine Verantwortung 'bernom-
men werden und gibt es keine Profilierung. Innerhalb der Universit)t ist Leh-
rerbildung eine kapazit)tsg'nstige Randerscheinung, die in den Leitbildern
keine Rolle spielt. Das Personal ist auf g)nzlich andere Aufgaben eingestellt,
einen Austausch mit den anderen Phasen gibt es in aller Regel nicht, die Be-
lohnungssysteme sind nicht auf Lehrerbildung eingestellt. Auf der anderen Sei-
te ben.tigen die Seminarleiter der zweiten Phase und die Referenten der Fort-
und Weiterbildung keine besondere Ausbildung. Das Assessment ist unter-
schwellig, auch weil hohe Reputationsdifferenzen im Spiel sind.
Die vergleichsweise große Zahl der Studierenden hat keinen eigenen Ort
(Messmer 1999), ohne den alle Ausbildungen zerfallen und mindestens die
Identifizierung erschweren. Die Wertungen zwischen den drei Phasen Univer-
sit)t, Studienseminar und Fort- und Weiterbildung sind zum Teil kontr)r, die
an der Ausbildung beteiligten F)cher sind weder horizontal noch vertikal ir-
gendwie miteinander verkn'pft, dass sie eine gemeinsame Aufgabe in der
Lehrerbildung 'bernommen haben, ist nirgendwo explizit. Es fehlen aber
nicht nur Anschl'sse, sondern zugleich Festlegungen und Standards, die sich
aus dem Ausbildungsziel ergeben und nicht einfach F)cher abbilden. Die Uni-
versit)t behandelt die Lehrerbildung nicht als Berufsausbildung, die F)cher
bieten die Curricula ihrer Hauptfachstudenten in minimierter Form an, Erich
Wenigers »Schmalspurstudenten« sind also effektiv geschaffen worden. Dass
»auch die Lehrerbildung« gute Studenten habe, lesen viele Hochschullehrer
daran ab, dass sie auch aus diesem Pool Doktoranden erhalten. Wie sich das
Curriculum auf das Ziel des Lehramtsstudiums beziehen l)sst, ist dagegen
kein Thema.
Das w)re insofern auch schwierig, als die Organisation keine 'bergeordne-
ten Ziele vertritt, ja diese nicht einmal formuliert. Die Kommunikation reflek-
tiert Floskeln, die Zustimmung erzeugen sollen, nicht erreichbare Ziele, die
wie Steuerungsgr.ßen behandelt w'rden. Die Floskeln schließen zumeist
nichts aus, selbst die neuere Formel des »Berufsfeldbezuges« erzeugt sofort Zu-
stimmung, weil sie jeder auf seine Fahnen schreiben kann. Daher kann ein »so-
lides Fachstudium« ebenso den Berufsfeldbezug garantieren wie ein Schulprak-
tikum oder eine Vorlesung in Lernpsychologie. F'r alles gibt es virtuelle
Referenten im Feld, Schulf)cher, die Schulen selbst und nat'rlich die lernen-
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den Sch'ler. Aber derartige Verkn'pfungen sind nicht einfach gegeben, son-
dern stellen gerade das Problem dar. Dieses Problem werde ich in einem zwei-
ten Schritt darlegen, mit der Zwischenbilanz, dass es unm.glich ist, mit Ausbil-
dung f'r den progressiven Aufbau professionellen Wissens und K.nnens zu
sorgen, wenn sich darum niemand wirklich k'mmert, wenn, anders gesagt, da-
f'r eine geeignete Organisation gar nicht zur Verf'gung steht.
Transferprobleme zwischen Ausbildung und Verwendung
Die Lehrerbildung reflektiert ihre Organisation periodisch, dabei aber immer
mythisch. Die vier popul)rsten Mythen, die die Entwicklung blockieren (Oel-
kers 2001), lauten so:
– Das Studium von akademischen Disziplinen bezieht sich auf Schulf)cher
und bildet die Grundlage, sie unterrichten zu k.nnen.
– Vorg)ngige Reflexion l)sst sich sp)ter auf berufliches K.nnen beziehen.
– Muster der Ausbildung werden zu Mustern der Praxis.
– Die Vermittlung von Werten beeinflusst die Pers.nlichkeit der Lehrkr)fte
nachhaltig.
Gemeinsam ist diesen Aussagen, dass sie mit einem starken Transfereffekt
rechnen. Darunter verstehe ich die Nbertragung von Ausbildungswissen in Si-
tuationen und Routinen der beruflichen Verwendung. Diese Nbertragung wird
zumeist mit dem Dual von »Theorie« und »Praxis« reflektiert. Die Ausbildung
soll Theorien vermitteln, die nachher in der Praxis erfolgreich angewendet wer-
den k.nnen. Ist das nicht der Fall, kann die Ausbildung entwertet werden, wo-
bei nur diffus bestimmt ist, was unter »Theorie« und was unter »Praxis« vorge-
stellt werden soll. Zudem bestimmt der Theorie:Praxis-Dual explizit nur die
erziehungswissenschaftliche und die fachdidaktische, nicht jedoch die fachwis-
senschaftliche Ausbildung, w)hrend sich die tats)chlichen Verh)ltnisse wesent-
lich komplexer und irritierender darstellen.
Der wesentliche Handlungsrahmen von Lehrkr)ften ist fach- und themenbe-
zogener Unterricht, der sich auf verschiedene Altersstufen, heterogene Bega-
bungen, schwankende Motivationen und unterschiedliche Schularten beziehen
muss. Ich k.nnte auch sagen, der sich daran abarbeiten muss, wof'r nicht ein-
fach geschlossene F)cher zur Verf'gung stehen. Es ist irrt'mlich, von Lehrpl)-
nen, die zumeist nach F)chern differenzieren, auf Einheiten zu schließen, die
mehr als nominell verbunden sind. Es gab und gibt in diesem Sinne keine
»Schulf)cher« mit genau fixierten Grenzen, nur weil auf Stundenpl)nen die
Namen dieser F)cher auftauchen. Das Fach ist immer die Kommunikation des
Faches16, wobei die Themen und Inhalte in der besonderen Form des Schulwis-
sens tradiert werden. Diese Wissenskonstruktion muss auf Lebensalter, allge-
meine Verst)ndlichkeit und didaktischen Wert R'cksicht nehmen, also die
Spezialisierung begrenzen. Die t)gliche Unterrichtsarbeit wird zudem vom Ge-
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16 In diesem Sinne handelt es sich um fortlaufend erneuerte Konstruktionen, nicht um
Abbildungen (Tenorth 1999, S. 204; vgl. schon Kramp 1963).
brauch der Lehrmittel bestimmt, f'r die eine Didaktikindustrie zur Verf'gung
steht, die sich eher psychologisch als fachlich ausrichtet.17 Schließlich sorgen
die Lehrkr)fte f'r je pers.nliche F)rbungen des Unterrichts, der gerade in
fachlicher Hinsicht auf neue Lerngruppen je neu eingestellt werden muss. An-
gesichts dieser Verh)ltnisse kann sich nicht einfach ein Fachstudium auf ein
ihm gleichsam gegen'berliegendes Schulfach beziehen, das sozusagen nur dar-
auf wartet, von der Ausbildung bedient zu werden.
Diese Verlegenheit besteht generell. Auch p)dagogische Begr'ndungen,
dass zuvor die Theorie studiert habe m'sse, wer nachher erfolgreich handeln
wolle18, treffen in dieser Allgemeinheit nicht zu. Vorg)ngige, aber lediglich si-
mulative Reflexion verwandelt sich nicht auf geheimnisvolle Weise in berufli-
ches K.nnen. Das geschieht nur dann, wenn das Ausbildungswissen den Ver-
wendungserwartungen nicht widerspricht und anschlussf)hig angeboten wird.
Das ist insofern schwierig, als die Reflexion der Praxis auch in dieser Hinsicht
nicht einfach die Verwertung der Ausbildung darstellt. Daher kann nicht alles
von den Praktika erwartet werden, die legitimatorische Feigenbl)tter darstel-
len, weil es nicht oder nicht zwingend so ist, dass hier die entscheidenden Mus-
ter gelernt werden, nach denen sich das sp)tere Handeln ausrichten wird. Der
Transfer des Ausbildungswissens ist individuell, die gesamte Ausbildung ist auf
pers.nliche Verkn'pfungen angelegt, sodass nicht pl.tzlich Praktika – oder
auch die Seminare der zweiten Phase – f'r Muster oder Standards sorgen k.n-
nen, die allen angehenden Lehrkr)ften als professionelle Grundausstattung ge-
meinsam eigen sind. Solche Muster gibt es in der heutigen Ausbildung nicht
oder wenigstens nicht in expliziter Form und transparenter Verwendung.
Demgegen'ber hat die Lehrerbildung dort, wo sie Objekt von moralischen
Reflexionen und Postulaten der Schulreform ist, einen hohen Konsens. Der
Konsens hat drei Pr)missen: Ausbildung diene wesentlich der Reform der
Praxis, der Adressat daf'r sei die individuelle Lehrkraft und diese wiederum
sei als moralische Pers.nlichkeit zu verstehen, die durch die Ausbildung auf-
gebaut wird. Diese Annahmen bestimmen vor allem die p)dagogisch-psycho-
logischen Ausbildungsanteile, aber sie werden dadurch nicht besser. Die
Schulpraxis folgt nicht einfach den Reformvorstellungen der Ausbildung, die
einzelnen Lehrkr)fte reagieren auf Themen der Schulreform sehr unter-
schiedlich und die Ideale und Wertigkeiten ihrer beruflichen Identit)t stehen
'berwiegend vor dem Studium fest. Das Studium wird auf Grund dieser Idea-
le gew)hlt, die verst)rkt, aber kaum geschw)cht werden k.nnen, es sei denn,
die Berufswahl als solche wird zweifelhaft. Insofern beeinflusst die Pers.n-
lichkeit sich selbst, w)hrend ein Großteil der p)dagogisch-psychologischen
Angebote in allen Ausbildungsphasen mit »Pers.nlichkeitsbildung« begr'ndet
wird.
Die Vorstellungen, wie der Transfer zu geschehen habe, sind also zu einfach
und erlauben nur eine defensive Verwendung. Fachwissenschaft, Fachdidaktik
und Erziehungswissenschaft verteidigen mit den jeweiligen Transfermythen ih-
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17 Daher ist auch nicht einfach das Schulfach der »Handlungsrahmen« der Lehrkr)fte
(Goodson/Hopmann/Riquarts 1999).
18 Das »Tun«, soWeniger (1990, S. 76) gegen den Pragmatismus, ist nicht die »Vorausset-
zung des Denkens«, mit der Begr'ndung: »Ungeleitete Praxis und ungeschulte Be-
obachtung f'hren in der Regel zu nichts.« (vgl. Weniger 1952)
re Best)nde, was auch deswegen m.glich ist, weil reale Leistungsnachweise gar
nicht gef'hrt werden m'ssen. Das Erteilen von Noten und das Verleihen von
Berechtigungen sind keine Leistungsnachweise der Ausbildung, weil eine 'ber-
pr'fende Instanz fehlt. Eine solche Forderung wird auch deswegen abgelehnt,
weil die Gewissheiten feststehen. Was ich »Mythen« nenne, sind keine Hypo-
thesen, die sich an der Praxis der Ausbildung 'berpr'fen ließen, sondern Wahr-
heiten, die den Ausbildungsdiskurs seit Generationen bestimmen, der entspre-
chend wie ein Kreisverkehr vorgestellt werden kann. Er kommt immer wieder
an derselben Stelle an und genau das sch'tzt den Status quo. Wer demgegen-
'ber nach tats)chlichen Verwendungen der Ausbildung fragt, kann sich bei den
angestammten Legitimationen nicht l)nger beruhigen.
Die Kluft zwischen Fachstudium und Schulunterricht w)chst, auch in dem
Sinne, dass wissenschaftliche Disziplinen l)ngst nicht mehr als F)cher, sondern
in ganz unterschiedlichen Problemspezifiken studiert werden. Das »ordentli-
che Studium« eines Faches ist daher Illusion, nicht im Blick auf die vermittel-
ten Einsichten und das mit dem Studium erm.glichte Reflexionsniveau, son-
dern bezogen auf die Vorstellung, das Studium setze Absolventen in Stand,
ein Schulfach mit dem gleichen Namen unterrichten zu k.nnen. Aber auch
das Studium erziehungswissenschaftlicher oder psychologischer Literatur ist
nicht deswegen feldtauglich, weil die Themen und Probleme identisch schei-
nen. Wer entwicklungspsychologische Stufen zu unterscheiden gelernt hat,
kann damit nicht reale Kinder klassifizieren, wenigstens nicht in einer Weise,
die praktischen Nutzen verspricht. Aber auch, wer didaktische Modelle unter-
scheiden kann, hat keinen Nutzen, weil keine Anschl'sse gegeben sind. Kein
Unterricht wird anders oder gar besser, wenn er mit »kommunikativer Didak-
tik« begr'ndet wird, eine Strategie, die ohnehin nur bei Lehrproben vor-
kommt.
Es gibt grunds)tzlich drei M.glichkeiten, diese Situation zu ver)ndern:
– Wissenschaftliches Studium und praktische Berufsvorbereitung werden ent-
koppelt.
– Die Lehrerbildung wird ausschließlich als Berufsvorbereitung und so nicht
mehr als wissenschaftlich verstanden.
– Wissenschaftliches Studium und Berufsvorbereitung werden auf neue Weise
integriert.
Alle diese Optionen sind unmittelbar mit bildungspolitischen Folgen verbun-
den. Im erste Falle werden F)cher ohne Berufsfeld studiert, was den Interessen
der meisten Disziplinen entgegenk)me, die nicht mehr mit Lehrerbildung »be-
lastet« w)ren. Allerdings ginge dann jede Spezifik verloren, zudem w)re die
Berufsvorbereitung wissenschaftlicher Reflexion entzogen. Das gilt umso
mehr, wenn 'berhaupt auf ein wissenschaftliches Studium verzichtet und Leh-
rerbildung als Training beruflicher Fertigkeiten verstanden w'rde. Ein solche
L.sung w'rde die bisherige Einheit der Lehrerbildung unmittelbar in Frage
stellen, denn sie w'rde sich nur f'r bestimme Studieng)nge und eigentlich nur
f'r die Ausbildung der Grundschullehrerinnen durchsetzen lassen, was die Ent-
wicklung auf Wenigers Plan von 1945 zur'ckwerfen w'rde. Der Schluss, klei-
nere Kinder und so deren Lehrkr)fte br)uchten weniger oder gar keine Wis-
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senschaften, ist falsch, aber popul)r, sodass hier die schw)chste Stelle vermutet
werden kann.
Soll die Einheit der wissenschaftlichen Lehrerbildung f'r alle Lehr)mter ge-
wahrt bleiben, ohne die grundlegende Kritik an der bisherigen Ausbildungspra-
xis zu verkennen, so bleibt nur die Option, Studium und Berufsvorbereitung
auf neue Weise zu integrieren (Keuffer/Oelkers 2001). Ich werde daf'r ab-
schließend einige Modellannahmen darlegen, wohl wissend, dass es sich nicht
um erfahrungsges)ttigte Hypothesen handelt, sondern um Prinzipien einer
neuen Optik, die ausprobiert werden m'ssen.
Die knftige Entwicklung der Lehrerbildung
Was ich vorzuschlagen habe, hat bestimmte Voraussetzungen und bezieht sich
auf unterschiedliche Bereiche der Ausbildungsorganisation. Die Voraussetzun-
gen sind der laufenden Diskussion der Hochschulreform entnommen, die vor
allem drei Themen in den Mittelpunkt r'ckt:
– die Effizienz der Ausbildung,
– ihre Standardisierung und
– die Nberpr'fung der Effekte.
Alle drei Ausdr'cke – »Effizienz«, »Standards« und »Controlling« – sind un-
mittelbar missverst)ndlich, weil neoliberaler Touch mit ihnen verbunden
scheint. Tats)chlich hat das Argument, das meine Begr'ndungen tr)gt, in-
sofern etwas mit neoliberalen Optionen zu tun, als dass staatliche Ausbildun-
gen, die ihre Effizienz nicht nachweisen, wozu Ziele, Standards und Evalua-
tionen notwendig sind, sehr schnell und unmittelbar wirksam zu
Privatisierungsf)llen werden k.nnen. Warum sollen nicht private Unterneh-
men die Lehrerbildung organisieren, wenn heutige Lernstudios bereits halbe
Gymnasien ersetzen?
Die Frage ist noch rhetorisch. Daher nur die Nebenbemerkung: Out-
sourcing liegt 'berall dort nahe, wo bessere Leistungen anders billiger erbracht
werden k.nnen. Warum sollte man einen solchen Test mit der Lehrerbildung
nicht machen?
Dieser Test steht derzeit nicht an, aber dass die Effizienz der Lehrerbildung
zur Diskussion steht, zeigt, dass neue Fragen gestellt sind, die ausschließen, das
der Status quo noch sehr lange beruhigend wirkt. Ich diskutiere im Folgenden
M.glichkeiten einer Neugestaltung der Lehrerbildung in sechs Hinsichten, die
miteinander verbunden sind:
1) Auftrag, Zielsetzungen und Dauer der Lehrerbildung,
2) Organisation der Ausbildung,
3) Organisation der Fort- und Weiterbildung,
4) Leitung und Management,
5) Evaluation und Kontrolle,
6) Systementwicklung.
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Interessant ist zun)chst, dass 'berhaupt ein Auftrag formuliert werden muss
und nicht l)ngst einer besteht. Aber die Universit)ten haben »Lehrerbildung«
pauschal 'bernommen, genauer: 'bernehmen mssen, wozu ein staatliches Ge-
setz, nicht jedoch ein Auftrag notwendig war, der n)her festlegen w'rde, wel-
ches der Erwartungsrahmen ist und wie Beziehungen gestaltet werden sollen.
Die Universit)ten vollziehen qua Gesetz einen staatlichen Auftrag, wobei zwi-
schen beiden nicht unterschieden wird. Genau das schlage ich vor: Das Gesetz
schafft die Grundlage f'r den Auftrag »Lehrerbildung«, ohne den eine inte-
grale Einheit nicht bestimmt werden k.nnte. Auftraggeber sind die mit Lehrer-
bildung befassten Beh.rden, Auftragnehmer sind alle an der Ausbildung betei-
ligten Institutionen. Erst der Auftrag definiert ihre Gemeinsamkeit und damit
verbunden ihre Verantwortung. Nur so kann von einem Gesamt der Lehrerbil-
dung die Rede sein.
Bislang wird »Lehrerbildung« wesentlich mit der Ausbildung, also der ers-
ten und zweiten Phase, gleichgesetzt. Die Ausbildungsliteratur spiegelt diesen
Sachverhalt, nahezu alle Diskussionen und Kontroversen beziehen sich auf die
beiden Phasen der Ausbildung, w)hrend es in Zukunft darauf ankommt, den
Beruf mit fortlaufender Qualifizierung zu verbinden. Daraus folgt, die Ausbil-
dung zu k'rzen und die gewonnene Zeit sowie die eingesparten Mittel in die
Fort- und Weiterbildung zu investieren. K'rzung der Ausbildung heißt, Absen-
kung des Studiums auf generell acht Semester, die das Mittel der Regelstudien-
zeit ausmachen, sowie Absenkung des Refendariats auf 18 Monate. Unter
»Ausbildung« wird dann weiter eine Einheit verstanden, deren Phasen nicht
getrennt, sondern vielf)ltig verkn'pft sind.
Das w'rde die innere Organisation grundlegend ver)ndern. Im Blick auf
die Ausbildung, also die ersten beiden Phasen, l)sst sich Folgendes sagen: Stu-
dium und Referendariat werden als ein Zeitraum betrachtet, in dem Studien-
leistungen sich nach den Anforderungen der Phasen differenzieren, aber rech-
nerisch aufeinander bezogen sind. Das ECTS-System19 l)sst eine solche
Gesamtberechnung zu, vorausgesetzt eine Modularisierung der Studienange-
bote, pers.nliche Portfolios der Studierenden und eine ver)nderte Pr'fungs-
praxis. Im Studium k.nnen bestimmte Leistungen veranstaltungsbegleitend
gepr'ft werden, die wissenschaftliche Pr'fung w'rde sich auf die Forschungsar-
beiten beschr)nken, Leistungen im Vorbereitungsdienst k.nnten ebenfalls be-
gleitend absolviert werden, am Schluss st'nde ein integrales Examen, das mit
einer Berechtigung verbunden ist, die Gewichtungen nach »Theorie« oder
»Praxis« ausschließt. Die Phasen k.nnten nominell weiter bestehen, die Stu-
dienorganisation w'rde die Trennung unterlaufen und sich nach Modulen aus-
richten, die nicht mehr f'r alle auf einen bestimmten Zeitpunkt festgelegt sind.
Die Ausbildung w)re hochflexibel und doch steuerungsf)hig, w)hrend heute
Mehrspurigkeiten, 'berfl'ssige Wiederholungen und gleichzeitig 'berraschen-
de Verluste in Kauf genommen werden, weil niemand die Ausbildung integral
organisiert.
Unter »Lehrerbildung« wird in Zukunft ein berufslanger Lernprozess ver-
standen. Die Lehrkr)fte sind nach der Ausbildung nicht »fertig«, sondern be-
rufsfhig. Darunter ist zu verstehen, dass sie unterrichten k.nnen, sich mit
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19 Ich folge Zweifel (2001).
Schulentwicklung befassen und ihre .ffentliche Rolle reflektieren. Weil aber
st)ndig die Anforderungen in diesen Bereichen sich nicht nur )ndern, sondern
zunehmend anspruchsvoller werden, ist die Berufsaus'bung ein rekurrenter
Prozess der Weiterbildung. »Berufsf)higkeit« ist auf Dauer nur zu gew)hrleis-
ten, wenn die Lehrkr)fte sich st)ndig qualifizieren. Darauf muss die Ausbil-
dung eingestellt sein, wovon heute keine Rede sein kann. Die eigentliche Ent-
wicklungsaufgabe besteht also in der Neufassung der Fort- und Weiterbildung,
die auf Personalentwicklung eingestellt sein muss, und dies nach Bedarf und
nicht einfach nach Bed'rfnis. Das wird nur gelingen, wenn die Anstellungspra-
xis der Lehrkr)fte Mobilit)t f.rdert, Rotationen vorschreibt und Auszeiten zu-
l)sst. Es ist interessant, dass schon ErichWeniger (1990, S. 73) das »Berufsbe-
amtentum« mit »innerer Nberalterung« und »Erm'dbarkeit bei lang
andauernder, sich stets gleich bleibender Berufsarbeit« in Zusammenhang
brachte. In diesem Sinne muss die Lehrerbildung den beruflichen Prozess und
nicht bloß die Zeit vor der Berufsaus'bung betrachten.
Das gelingt nur, wenn das Management nicht nur verbessert, sondern 'ber-
haupt erst aufgebaut wird. »Management« heißt vor allem die Entwicklung
neuer Instrumente der Leitung und der Organisation, also
– Formulierung von verbindlichen Zielen,
– Aufbau einer verantwortlichen Ausbildungsleitung,
– Festlegung von professionellen Standards,
– Entwicklung und Abstimmung von Kerncurricula in allen Bereichen der
Ausbildung,
– Steuerung durch Leistungsvertrge,
– Kommunikation der Effekte durch geregeltes Feedback.
Die Ziele der Ausbildung m'ssen explizit festgelegt sein und verbindlich ver-
folgt werden. Nach Schweizer Daten stellen die Studierenden oft fest, dass die
Ausbildung keine Ziele hat, sondern 'ber pers.nliche Pr)ferenzen der Dozen-
ten gesteuert wird. Zudem wird die mangelnde Effizienz beklagt, die Zeit wird
nicht .konomisch genutzt, vielmehr findet der Ausdruck »vergeudete Zeit« ho-
hen Zuspruch. Soll das anders werden, m'ssen Ziele formuliert werden, die
Verbindlichkeiten schaffen. Das verlangt eine Ausbildungsleitung, die mit Ent-
scheidungsmacht ausgestattet ist. Anders k.nnten keine professionellen Stan-
dards festgelegt und keine Kerncurricula abgestimmt werden. Zudem w)re
eine Steuerung durch Leistungsvertr)ge kaum m.glich, weil kein Auftraggeber
vorhanden w)re.
Das klingt utopisch, weil Universit)ten oder Studienseminare »Leitungen«
haben, nicht jedoch einzelne Studieng)nge. Warum empfiehlt sich dann f'r
die Lehrerbildung eine Ausnahme? Lehrerbildung ist mit schwierigen Koordi-
nationsproblemen zwischen ganz verschiedenen F)chern und Kulturen ver-
bunden, die bislang einfach bestehen bleiben, unter Inkaufnahme hoher und
'berfl'ssiger Reibungsverluste. Zudem ist Lehrerbildung als Einfluss eine
schwache Gr.ße, solange sie nicht gemeinsame Interessen vertreten kann.
Schließlich kann keine Organisation Ziele erreichen, wenn sie keinen Zusam-
menhalt hat. Das Problem l)sst sich an der Steuerung durch Feedback klarma-
chen: Die heutige Ausbildung weiß nicht, wie sie wirkt, also ob sie Ziele er-
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reicht oder nicht. Das hat zwei Gr'nde, es gibt keine expliziten Ziele und
keine Kommunikation durch Feedback. Wenn man wissen will, welche Effekte
eine Ausbildung erzielt, positive wie negative, dann gibt es nur eine M.glich-
keit, dies festzustellen, die regelm)ßige Befragung der Absolventen und Ab-
nehmer. Der Aufbau einer solchen Evaluationskultur, die die Ausbildung lern-
f)hig h)lt, ist nur m.glich, wenn daf'r Leitung und Management zur
Verf'gung stehen.
Inhaltlich unterscheide ich professionelle Standards und Kerncurricula: Bei-
den ist gemeinsam, dass sie Ausbildung verlangen, also ohne Ausbildung nicht
zur Verf'gung st'nden. Ich untersch)tze nicht das von mir selbst aufgebaute
Transferproblem, jede Ausbildung erlebt Entwertungseffekte, worauf es an-
kommt, ist, sie so gering wie m.glich zu halten. Im Blick auf eine komplexe
Organisation wie die der deutschen Lehrerbildung ist ein Weg zur Entwer-
tungsminimierung die Verkn'pfung in der Folge der Ausbildung, also die Kon-
struktion von sinnvollen Anschl'ssen. Dazu vor allem dienen Kerncurricula,
sie erlauben thematische Anschl'sse, zwischen den Phasen, aber auch inner-
halb von F)chern, die festlegen m'ssen, was sie f'r die Ausbildung von Lehr-
kr)ften als priorit)r ansehen und was nachgeordnet werden kann. Intelligent
wird dieser Bezug im Sinne der Ziele der Lehrerbildung, wenn sich das wissen-
schaftliche Wissen zur Kontrolle und Revision des Schulwissens verwenden
l)sst, ohne die alten Fachmythen ins Spiel zu bringen.
Professionelle Standards beziehen sich auf die Seite des K.nnens: Die
Ausbildung macht nur dann Sinn, wenn sie hervorbringt, was nicht im Berufs-
feld erworben werden kann. Dazu z)hlen neue, auch medial neue Formen des
Unterrichtens, darauf bezogene psychologische und p)dagogische Kenntnisse,
die politische Reflexion des Lehramtes in einer demokratischen Gesellschaft,
die Interaktion von Schule und Gesellschaft an Themen wie kulturelle Hete-
rogenit)t, Modelle und Erfahrungen mit Schulentwicklung und Khnliches
mehr. »Standards« in diesem vielf)ltigen Sinne liegen nicht vor, sondern m's-
sen entwickelt werden. Das verlangt Modellversuche, die vor der Generalisie-
rung evaluiert werden m'ssen. Die Entwicklung auch der Lehrerbildung muss
sich auf Felderfahrungen beziehen, die die Steuerung durch Verwaltung erset-
zen.
Mein abschließendes Pl)doyer macht daraus eine zentrales Anliegen: »Leh-
rerbildung« ist ein Entwicklungsprojekt, das nicht alle zwanzig oder dreißig
Jahre in politische Turbulenzen gest'rzt wird, sondern das mit kontinuierlichen
Lernerfahrungen verbunden werden muss. Die periodische Alarmierung )n-
dert das System nicht, im Gegenteil best)rkt die Aufregung den Status quo,
weil neue Konzepte gar nicht zur Verf'gung stehen. Das System reagiert kon-
servativ, geht zum Schein auf den Alarm ein und wartet dessen Ende ab. Soll
sich die Lehrerbildung entwickeln, muss sie daf'r die geeigneten Instrumente
zur Verf'gung haben. Grunds)tzlich sind das, abschließend gesagt:
– der Aufbau eines Verst)ndnisses als sich entwickelnde Organisation,
– die Etablierung einer kommunizierenden Kultur »Lehrerbildung«,
– die fortlaufende Nberpr'fung der Ziele mit Hilfe von Evaluation und Feed-
back,
– die Erkenntnis der Schw)chen und die Entwicklung der St)rken.
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Wird dann die Schule besser? Kann ich meine Eingangsskepsis korrigieren? Es
gibt immer noch keine einfache Kausalit)t zwischen Ausbildung und Praxis.
Aber nur ein lernendes System kann sich auf dieses Problem 'berhaupt einstel-
len, die eigenen Mythen 'berwinden und sich auf die harten Fragen der Ver-
wendung des Ausbildungswissens so einstellen, dass der Ertrag verbessert wird.
Der Hans-Christian-Andersen-Effekt basiert auf dem Verdacht der Wirkungs-
losigkeit; wenn dieser Verdacht beseitigt werden soll, m'ssen die Wirkungen
und nicht die Mythen die Ausbildung steuern.
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Teil IV: Neue Medien

Bernd Weidenmann
Vernderungen des Lernens durch neue Medien
Medien als Umwelten
Professor Oelkers von der Universitt Zrich war es, der das Thema vorge-
schlagen hat: »Vernderungen des Lernens durch neue Medien.« Er ist P-
dagoge, ein kritischer obendrein. Deshalb bin ich sicher, dass ihm eine ganz an-
dere Formulierung eigentlich lieber gewesen wre, nmlich »Vernderungen
der neuen Medien durch das Lernen«. Dieses Thema htte ich auch vorgezo-
gen, aber es htte keinen Vortrag geben k+nnen. Denn bei den neuen Medien
gibt es keinerlei Anzeichen, dass sie sich nach dem Lernen richten. Sie sind
einfach da und wollen genutzt werden, wenn es sein muss, auch als Lernmittel.
Es ist wie bei den Verkehrsmitteln. Zu Mozarts Zeiten konnte man zu
Fuß, im Sattel oder in der Kutsche ber Land reisen. Heute haben wir die
Wahl zwischen Auto, Bahn, Tram, U-Bahn, Motorrad, Bus, Flugzeug. Wenn
Sie jemand fragen wrde: »Wie verndern diese neuen Verkehrsmittel das Rei-
sen?«, dann wrden Sie sagen: »Das kommt darauf an.« Zum Beispiel: »Flie-
gen geht schnell. Aber ich bin immer froh, wenn ich wieder festen Boden unter
den Fßen habe.« Oder: »Auto, das liebe ich. Da bin ich unabhngig. Aber lan-
ge Strecken sind anstrengend. Und mit diesen Rasern um einen herum ist man
seines Lebens nicht mehr sicher.« Zum U-Bahn-Fahren, zum Radeln und zu
anderen Reisearten wrden Sie wieder etwas anderes sagen. Fr uns ist ganz
selbstverstndlich, dass jedes Verkehrsmittel der Fortbewegung eine eigene
Qualitt gibt. Die Psychologie hat sich damit etwas beschftigt. Es gibt das
Buch des Regensburger Psychologen Rainer Schnhammer In Bewegung
(Schnhammer 1991) oder die psychologischen Studien meines Potsdamer Kol-
legen Falko Rheinberg zum Flow-Erleben beim Motorradfahren (Rheinberg
1996). Diese Psychologen haben Verkehrsmittel nicht als technische Produkte
aufgefasst, sondern als Teile unserer Umwelt. Sie haben untersucht, wie Men-
schen mit diesen technisch vernderten Umwelten umgehen und was sie dabei
erleben.
Jetzt fragen Sie sich: »Was haben Verkehrsmittel mit Medien zu tun?« Nun,
ich m+chte Sie anregen, auch Medien, so wie die Verkehrsmittel, als Teile un-
serer Umwelt zu sehen, ja als eigene Umwelten. In den 60er-Jahren hat der So-
zialpsychologe Roger G. Barker sein Werk Ecological Psychology (Barker
1968) publiziert. Heute wrde man das als »Umweltpsychologie« bersetzen.
Darin hat Barker den Begriff »behavior setting« geprgt. Ein behavior setting
besteht einerseits aus einem »Milieu« und andererseits aus typischen Verhal-
tensmustern, die Menschen in diesem Milieu an den Tag legen. Ich finde es
lohnend, dieses Konzept auch auf symbolische Umwelten anzuwenden, wie es
meiner Ansicht nach die Medien sind. Aber ich m+chte das Konzept nicht auf
»Behavior« im Sinne von beobachtbarem Verhalten einschrnken, sondern
ebenso das Denken und Erleben einbeziehen, das sich ereignet, wenn wir uns
in medialen Milieus bewegen.
Denken wir also einmal in Medienumwelten, Medienmilieus, Medienhabita-
ten. Ein Gewinn dieser etwas ungewohnten Sichtweise ist, dass wir die neuen
Medien nicht mehr nur als technische Gerte oder als Konfigurationen zum
Zwecke des Lernens sehen, sondern als Milieus, in denen Nutzer agieren, den-
ken, erleben. Wir schrfen unseren Blick dafr, dass das eine Lernmedium ein
ganz anderes Milieu darstellt als ein anderes, so wie das Flugzeug ein ganz an-
deres Milieu fr Reisen schafft als das Motorrad. Die Sichtweise »Jedes Medi-
um ist ein Setting« macht uns auch neugierig darauf, ob und wann Lerner ein
bestimmtes mediales Milieu aufsuchen, welche Erfahrungen sie in diesem Mi-
lieu machen, wie sie sich darin einrichten, welche Beziehung sie diesem Milieu
aufbauen, welche Gefhle sie erleben und welche pers+nliche Bedeutung,
m+glicherweise sogar Bedeutung fr ihre Identitt, das ganze Setting fr sie
bekommt. Vielleicht ist die Identitt eines Users durch »Ich klicke, also bin
ich« beschreibbar.
Wie eine +kologische Sichtweise auf das Medium Computer aussehen kann,
lsst sich durch das folgende Zitat illustrieren: »Was mich am Computer faszi-
niert, sind die M+glichkeiten des ›Gesprchs‹ mit den verschiedensten Fenstern
auf meinem Bildschirm und die Art und Weise, wie eine sofort reagierende
Maschine meine Engste, nicht perfekt zu sein, besnftigt. (…) Interaktiv und
reaktiv vermittelt er die Illusion einer Gemeinschaft ohne die Forderungen ei-
ner Freundschaft. Man kann allein bleiben, ohne doch einsam sein zu mssen«,
so weit Sherry Turkle vom MIT in ihrem Buch Life on the Screen: Identity in
the Age of the Internet (Turkle 1998).
In der Psychologie des Lernens mit Medien ist eine medien+kologische
Sicht alles andere als Mainstream. Seit mehr als 50 Jahren untersuchen Psycho-
logen und Pdagogen Medien, als seien es Medikamente. Sie experimentieren
mit Lernmedien, als ginge es darum, Wirkstoffe zu isolieren und dann fr einen
konkreten Lernpatienten die optimale Mischung und Dosis dieser Wirkstoffe
herauszufinden. Zu unserer Frage »Vernderungen des Lernens durch neue
Medien« ist von dieser Forschung also wenig zu erwarten. Medikamente sind
keine Milieus, Lernmedien aber sehr wohl.
Lernmedien als Umwelten, als Settings – aus dieser Sicht m+chte ich also
nun die Titelfrage angehen, wie die neuen Medien das Lernen verndern. Ich
will das an den beiden wichtigsten Settings versuchen:
– dem Setting »Lernen mit Lernsoftware«,
– dem Setting »Lernen mit virtuellen Lernpartnern«.
Das Setting »Lernsoftware«
Forschung zum Lernen mit Lernsoftware, Stichwort CBT (Computer-based
Training), gibt es intensiv seit den frhen 60er-Jahren. Zwei Fragen dominieren
diese Forschung. Hauptfrage: »Wie effektiv lernt man mit Lernsoftware?« Ne-
benfrage: »Gibt es systematische Zusammenhnge zwischen den Lernergebnis-
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sen und bestimmten Lernermerkmalen?« Sie verstehen jetzt, warum ich die
Logik dieser Forschung mit der Logik der Prfung von Medikamenten vergli-
chen habe. Weil es Hunderte solcher Studien gibt, hat man in einigen Meta-
analysen versucht, die Befunde zu aggregieren. Hier die Quintessenz:
– Wir wissen, dass man mit dem PC erfolgreich lernen kann.
In der Pharmaforschung heißt das: »Das Medikament wirkt.«
– Wir wissen, dass man mit dem PC und einem Lernprogramm im Schnitt
schneller lernt als im Klassenverband.
Pharmaforschung: »Das Medikament verkrzt den Heilungsprozess.«
– Wir wissen, dass es bei Lernern, die zum ersten Mal mit dem PC lernen, ei-
nen starken Neuheitseffekt gibt. Dieser Anfangsvorteil fr das Lernen mit
dem PC verschwindet aber bei lngerer Lerndauer.
Pharmaforschung: »Es gibt einen Placeboeffekt.«
– Wir wissen, dass so genannte schlechte Lerner und Lerner mit weniger Vor-
wissen deutlicher vom Lernen mit dem PC profitieren als gute.
Pharmaforschung: »Wer besonders krank ist, profitiert von dem Medika-
ment am meisten.«
Was die Medienlernwirksamkeitsprfer erhofft haben, aber leider nicht nach-
weisen konnten, ist eine stabile Jberlegenheit des Lernens mit dem PC gegen-
ber dem konventionellen Unterricht. In manchen Studien ist das Lernen mit
Software erfolgreicher, in anderen das Lernen im personalen Unterricht. So
weit die Bilanz nach einem halben Jahrhundert »Pharmaforschung« zum Ler-
nen mit dem Computer.
Wenn wir etwas ber Lernmedien als »Settings« erfahren wollen, stellen wir
schnell fest, was diese Studien alles im Dunkeln lassen. Die Befunde sagen
nichts darber, wie die Lernenden das Setting »Lernen mit Software« erleben,
wie sie damit umgehen, wie sie ihr Lernverhalten darauf einstellen. Weil uns
die experimentelle Forschung bei solchen Fragen im Stich lsst, mssen wir
nach Beobachtungen, Interviews, Erfahrungsberichten Ausschau halten. Die
gibt es tatschlich. Aber kaum in der Forschungsliteratur, sondern berwie-
gend in grauen Papieren oder mndlichen Berichten aus der Software-Evalua-
tion. Entwickler testen ihre Lernsoftware in der Regel, bevor sie sie verbreiten.
Dazu gibt es Fragebogen und Tests, Usability Labs, Computer- und Videopro-
tokolle. Leider gehen diese Daten der akademischen Lehr-Lern-Forschung
meistens verloren. Sie bleiben beim Entwickler oder Auftraggeber und ver-
schwinden nach einiger Zeit im Recyclingcontainer.
Ich habe in den letzten Jahrzehnten oft Gelegenheit gehabt, Lernsoftware
zu evaluieren. Diese Arbeit hat mir sehr geholfen, besser zu verstehen, wie
Lerner Lernsoftware und das Lernen mit dem PC wahrnehmen und nutzen.
Nach diesen Erfahrungen sind fr das Setting »Lernen mit Lernsoftware« fol-
gende Merkmale besonders typisch:
– »Ich bestimme das Tempo. Niemand hetzt mich, wenn ich langsam vorgehe.
Niemand hlt mich auf, wenn ich schneller vorankommen will.«
Weidenmann: Ver%nderungen des Lernens durch neue Medien 169
– »Ich bestimme die Lerndauer. Ich kann mit der Arbeit am Programm begin-
nen und aufh+ren, wann immer ich will. Ich muss mich dabei nicht rechtfer-
tigen oder auf andere Rcksicht nehmen. Es luft mir nichts weg, wenn ich
unterbreche. Das Programm ist immer bereit, wenn ich mit ihm lernen
will.«
– »Ich lerne allein. Niemand schaut mir zu. Ich kann mich vor niemand bla-
mieren. Ich muss mich mit niemand vergleichen. Ich kann es mir bequem
machen, dabei essen oder trinken.«
– »Das Programm ist fair. Es sagt mir, was ich falsch und was ich richtig ge-
macht habe. Es lsst sich nicht durch Sympathie und Antipathie beeinflus-
sen, nicht durch Aussehen und Manieren, nicht durch Vermutungen und
Vorurteile.«
Das alles sind Merkmale des Settings. Von den Lerninhalten, der Darbietung,
der Didaktik, ist noch nicht die Rede gewesen. Allein mit diesen Settingmerk-
malen lassen sich die genannten Befunde der experimentellen Forschung recht
plausibel erklren.
Nehmen wir beispielsweise den Befund, dass Lernen mit dem PC die Lern-
zeit gegenber Unterricht verkrzt. Dieser Zeitgewinn lsst sich dem Setting
zuschreiben. Beim Setting »Lernen mit dem PC« kann ich das Lerntempo mei-
ner Leistungsfhigkeit und meinen Interessen anpassen. Je nach Vorwissen
kann ich Bildschirmseiten berfliegen oder berspringen. Im Setting »Unter-
richt« wird mir dagegen das Tempo aufgezwungen. Ich werde gebremst. Aber
auch wenn ich ein so genannter schlechter Lerner bin und wenig Vorwissen
habe, brauche ich weniger Zeit als beim Unterricht mit seinem Lernen im
Gleichschritt. Denn ich kann immer dann lernen, wenn ich gut drauf bin, wie-
derholen dort, wo ich hngen bleibe, rascher fortfahren, wo ich sofort verstehe.
Tatschlich stellt man beim Lernen mit Lernsoftware empirisch immer wie-
der fest, dass die Streuung der Lernzeiten sehr groß ist. Der langsamste Lerner
mit dem PC braucht oft doppelt so lange wie der schnellste. Dafr sind die
Lernergebnisse recht homogen; alle Lerner sind am Ende etwa gleich gut. Im
Unterricht ist es umgekehrt: Da ist die Lernzeit von außen festgelegt, also ho-
mogen; dafr streuen am Ende die Lernresultate sehr stark zwischen den Sch-
lern. Verantwortlich dafr ist ganz offensichtlich nicht die Didaktik der jeweili-
gen Software, sondern das Setting.
Wenn man sich die genannten Merkmale des Settings »Lernen mit Lern-
software« – Tempowahl, Wahl der Lerndauer, alleine Lernen und faires Feed-
back – vor Augen fhrt, erkennt man allerdings auch Probleme beim Lernen in
diesem medialen Setting:
– Weil die Lerner das Tempo bestimmen k+nnen, lernen sie oft nur flchtig.
Sie wollen rasch »durchkommen«. Wenn die Software-Architektur es zu-
lsst, also wenn die Lerner im Programm navigieren k+nnen, lernen sie aus-
gesprochen selektiv. Das heißt, sie beschftigen sich nur mit Ausschnitten
aus dem Lernangebot.
– Weil die Lerner Lernzeiten und Lerndauer selbst bestimmen k+nnen, taucht
das Problem auf, wie sie sich diese Lernzeit gegenber anderen Anforde-
rungen freihalten. Die Kollegen und Vorgesetzten am Arbeitsplatz und die
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Familie zu Hause decken den Lernwilligen gerne mit Aufgaben zu, weil sie
sagen: »Lernen kannst du auch ein andermal.« Manchmal spielt auch ein
wenig Neid mit: »Warum kann der in Ruhe lernen, whrend ich arbeiten
muss?«
Dazu ein aktuelles Beispiel aus der Praxis: Ich habe ein Unternehmen beraten,
das fr mehrere Millionen DM eine anspruchsvolle Lernsoftware im Umfang
von mehreren CD-ROMs entwickelt hat. Die Software sollte Seminare abl+sen
und durch CBT am Arbeitsplatz ersetzen. Einige Monate nach dem Rollout
der CD-ROMs stellte sich heraus, dass die Lerner am Arbeitsplatz trotz aller
Vereinbarungen, auch mit dem Betriebsrat, nicht so zum Lernen kamen, wie es
die Software verlangte. Jetzt wird erwogen, ob man die Lerner wenigstens
vorbergehend wieder in die geschtzte Umgebung von Seminarhotels oder
Schulungszentren schickt, damit sie mit den CD-ROMs ungest+rt lernen k+n-
nen.
– Weil die Lerner allein lernen, entfallen smtliche Lernanreize, die soziale
Situationen mit sich bringen: Wettbewerb, Kooperation, Anerkennung.
– Und weil das Feedback in den meisten Programmen sehr unterentwickelt
ist, finden es die Lerner oft zu simpel und zu unpers+nlich.
Mit dem Milieu »Lernsoftware« sind also – ganz im Sinne des »behavior set-
ting« – typische Weisen des Verhaltens und Erlebens verknpft. Allerdings gibt
es, wie in allen Milieus, die wir in unserer Umwelt vorfinden, Varianten in der
Ausstattung. Diese geben dem Setting eine eigene Einfrbung. Lernsoftware
gibt es in unterschiedlichen Architekturen. Die Architektur der traditionellen
tutoriellen Lernprogramme (Paradigma »Programmierte Unterweisung«) erin-
nert mich an die Architektur eines langen Korridors. Als Nutzer legt man mit
der Entertaste eine Strecke nacheinander angeordneter Bildschirmseiten zu-
rck. Im Extrem ist der PC nur Umblttermaschine.
Man kann allerdings, und das haben die Softwareentwickler in den vergan-
genen Jahren mit Liebe und Fantasie getan, den Korridor innenarchitektonisch
gestalten, hbsch tapezieren, Bilder aufhngen, Pflanzen aufstellen, vielleicht
auch ein paar Sitzecken einrichten. Solche meisterhaft dekorierten Lernpro-
gramme kann man auf Lehrmittelmessen an vielen Stnden bewundern. Da
gibt es nicht nur Text, sondern auch Bild, Ton, Musik, Video. Die Oberflchen
sind einladend. Es gibt Gags und special effects. Aber wer mit diesen Program-
men arbeitet, merkt bald, dass er doch nur einen nett eingerichteten Korridor
entlanggehen darf. Kein Zweifel, mit diesen Tutorials lsst sich erfolgreich ler-
nen; aber die Lernerfahrung im Setting »Lernen mit Lernsoftware«, die ich
vorher skizziert habe, wird durch die Korridorarchitektur spezifisch geprgt.
Typisch fr dieses Subsetting »Tutorial« ist vor allem:
– »Ich werde gefhrt. Ich muss nichts selber entscheiden.«
Je nach Lerner – und dazu gibt es einige empirische Studien – wird das eher
positiv erlebt (»Das gibt mir Sicherheit«) oder eher negativ (»Ich will mich
nicht gngeln lassen. Ich werde in meiner Bewegungsfreiheit einge-
schrnkt«).
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Eine ganz andere Softwarearchitektur zeigen Hypertext/Hypermedia-Anwen-
dungen, speziell die interaktiven Lernumgebungen. Interaktive Lernumgebun-
gen versetzen mit entsprechendem medialen Aufwand die Lerner in realisti-
sche Situationen und stellen ihnen herausfordernde Probleme. In diesen
Lernumgebungen ist alles enthalten, was die Lerner zum L+sen dieser Proble-
me brauchen: Werkzeuge wie Editor, Rechner, Lesezeichen, Notizbuch; Hil-
fen, Datenbanken; kleinere Eingreiftutorials zum Fllen von Wissenslcken;
ein gutes Feedbacksystem; vielleicht noch Links zum Netz, zu anderen Daten-
quellen und Personen. Die interaktiven Lernumgebungen sind simulativ. Als
Lerner habe ich das Gefhl, in einer konkreten Situation zu agieren. Die Kids
kennen das von Computerspielen.
Hier ein Screenshot aus einer interaktiven Lernumgebung, die die Dresdner
Bank fr die Schulung ihrer Fondsmanager entwickeln ließ.
Abb. 1: Ausschnitt aus einem Lernprogramm der Dresdner Bank zur Schulung
von Fondsmanagern.
Der Lerner kann von diesem virtuellen Schreibtisch aus Aktien ordern und
verkaufen, Faxe und Telefonate empfangen. Der PC auf dem Schreibtisch ent-
hlt die Software, mit der die knftigen Fondsmanager in der Praxis arbeiten.
Die herausfordernde authentische Aufgabe besteht darin, ber einen lngeren
Zeitraum hinweg einen Fonds so zu managen, dass er eine maximale Perfor-
mance erreicht. Es kommt darauf an, die Informationen, die – wie im Alltag
auch – als Faxe, Zeitungsmeldungen, Telefonate usw. eintreffen oder abgerufen
werden k+nnen, optimal zu verwerten und in Entscheidungen umzusetzen.
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Typisch fr das Lernmilieu »Interaktive Lernumgebung« sind zwei Merk-
male. Zum einen die medial erm+glichte Authentizitt der Lernsituation, die
auf mein Handeln sofort und wirklichkeitsnah reagiert. Zum anderen der
Entscheidungsspielraum und der Handlungsbedarf fr mich als Lerner. Wann
ich wie vorgehe, ob und wann ich auf welche Hilfsmittel und Informationen
zurckgreife, wann ich via Netz einen Helpdesk zu Rate ziehe, ich mit einem
Teletutor oder mit anderen Mitlernern Kontakt aufnehme, ist meine Sache.
Ich kann aber sicher sein, dass alles, was ich zur L+sung der Aufgaben brau-
che, in meiner Lernumgebung vorhanden ist. Und wann immer ich will, kann
ich ein Feedback darber einholen, wie erfolgreich mein Wirken bisher war.
Ich kann zum Beispiel erfahren, wie ein Experte an meiner Stelle vorgegan-
gen wre.
Dieser Traum aller Didaktiker aus der Fraktion »Konstruktivismus« prgt
das allgemeine Setting »Lernen mit Lernsoftware« auf eine andere Weise als
es die Korridorprogramme tun.
Fr den Lerner ist typisch bei diesem Setting:
– Ich muss handeln. Wenn ich nicht handle, geschieht nichts.
– Ich entscheide.
– Ich bewirke.
Auch hier kann man beobachten, wie es je nach Lerner und seiner Beziehung
zur Lernsituation zu unterschiedlichen Verhaltens- und Erlebensweisen
kommt. Der eine fhlt sich berfordert, traut sich nicht, sucht immer nur jene
Teile der Lernumgebung auf, die ihm schon vertraut sind, will keine Fehler ma-
chen und sehnt sich insgeheim nach einer »guided tour« oder einem Tutorial,
in dem er sich nicht verlaufen kann. Der andere blht auf in dieser Lernumge-
bung, probiert herum, exploriert, macht Fehler, schafft es schließlich doch, ist
stolz und sucht die nchste Herausforderung.
Zum Umgang mit Hypertext und Hypermedia, der Basisarchitektur von
interaktiven Lernumgebungen, gibt es eine Reihe von deskriptiven Studien.
Es zeigt sich dabei, dass in solchen offenen Lernumgebungen viele Lerner
besser lernen, wenn man ihnen hilft: bei der Zielsetzung, bei der Orientie-
rung, bei der Organisation ihrer Arbeit, beim Herstellen von Kohrenz, bei
der Qualittssicherung ihrer Lernarbeit. Doch auch hier ist festzustellen: Das
sind Strategien, um mit dem Milieu »Interaktive Lernumgebungen« zurecht-
zukommen; es geht nicht um die Inhalte der Lernsoftware oder ihre didakti-
sche Qualitt.
Ein Zwischenfazit:
– Wir haben Lernsoftware bisher zu einseitig aus der Perspektive »Inhalte«
und »Anordnung der Inhalte« analysiert.
– Wir haben die Forschung zum Lernen mit Lernsoftware fokussiert auf leicht
messbare Aspekte wie Lernzeit und Wissenserwerb.
– Deshalb wissen wir kaum etwas darber, wie Lerner mit dieser Software ei-
gentlich lernen.
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Ein +kologischer Zugang kann uns weiterbringen und unser Verstndnis vertie-
fen. Wir sehen dann, dass die Lernprogramme Lebensrume sind und die Pro-
grammautoren Architekten. Wir sehen die Lerner als Menschen, die in diesen
Medienmilieus ihre Arbeit tun und sich in ihnen einrichten. Wir sehen jetzt
auch die Lern- und Medienforscher anders; nicht mehr als Lernpharmazeuten,
die Wirksamkeitsprfungen vornehmen, sondern eher als Lernkulturforscher.
Wir werden durch die +kologische Sichtweise angeregt, sorgfltiger zu beob-
achten und dann andere, aber umso aufschlussreichere Experimente zu arran-
gieren.
Lernen mit virtuellen Partnern
Der Jbergang vom Setting »Lernen mit Lernsoftware« ist leicht herzustellen.
Denn die Stand-alone-Lernprogramme werden in Zukunft immer seltener. An-
statt einem Lerner in einem Unternehmen, in einer Universitt oder in einer
Schule CD-ROMs mit Lernsoftware in die Hand zu drcken, wird man ihn
knftig immer hufiger auf eine Website verweisen. Dort findet er oder sie ein
Portal zu einer komplexen Lern- und Informationswelt, in der sich alles findet,
was bei einem konkreten Lernanliegen weiterhelfen k+nnte.
Ein noch recht einfaches Beispiel fr ein solches Lernportal ist die Home-
page des Anbieters »Global English« (www.globalenglish.com). Ein Beispiel
aus Deutschland wre etwa das Lernportal von Klett (www.klett-verlag.de/
klett-lerntraining) mit 400 Lernmodulen fr Schler.
Abb. 2: Homepage des Sprachlernzentrums »GlobalEnglish.com« im Internet.
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In der linken Leiste sehen Sie quasi Tren, die Sie mit einem Klick +ffnen k+n-
nen. Hinter jeder Tr befindet sich eine Lernumgebung. Jede dieser Lernum-
gebungen offeriert ein eigenes Milieu.
Da ist der Raum »Minikurse«, ein Besucherraum fr Interessenten, die sich
noch nicht fr einen Kurs eingeschrieben haben. Wenn Sie ein solcher Interes-
sent sind, k+nnen Sie sich zeigen lassen, welche Kurse der Provider anbietet.
Sie k+nnen in Lernmodule hineinschnuppern und Sie k+nnen sich natrlich an-
melden, wenn Sie Ihre Kreditkartennummer zur Hand haben.
Der Raum »Spiel und Spaß« ist ein Testraum, in dem Sie Ihre Sprachkennt-
nisse berprfen k+nnen. Die »Innenarchitektur« vermittelt gleichzeitig eine
emotionale Botschaft: »Hier geht es anders zu als in der Paukschule. Sich Tes-
ten macht Spaß.«
Im Raum »Community« k+nnen Sie mit anderen Personen kommunizieren.
Sie k+nnen einem Lehrer E-Mails senden und welche erhalten. Sie k+nnen
auch E-Mails von anderen Lernern in einem Forum lesen und eigene posten.
Sie k+nnen im Community-Raum auch chatten. Entweder in einem offenen
unmoderierten Chat oder in einem Chat, bei dem ein Lehrer der Gastgeber
ist.
Eine weitere Tr +ffnet sich zum »Karriere-Center«. Hier finden Sie Aktu-
elles, das Ihnen helfen k+nnte, einen Job zu finden oder Ihre Fremdsprachen-
kenntnisse fr Ihre Karriere zu nutzen. Da gibt es auch einen praktischen Kor-
rekturservice. Wenn Sie einen Text von maximal zehn Seiten Lnge, z.B. ein
Bewerbungsschreiben, auf Englisch geschrieben haben, k+nnen Sie ihn an Ihre
»Personal Editor« mailen und bekommen ihn korrigiert zurck.
Schließlich gibt es noch Tren zu Nachschlagewerken, zu Unterrichtslinks
und zu einem »Support Center«. Es gibt da unter anderem einen Verkaufsraum
mit Lernmaterialien und einen Leseraum, in dem Sie stndig wechselnde Arti-
kel in Englisch lesen k+nnen.
Virtuelle Lernzentren, Lernmrkte, Lernplattformen und Lernagenturen
werden derzeit berall im Netz eingerichtet und teils mit hohen Investitionen
ausgebaut. Die Elite-Universitten entdecken die Chance, damit Geld zu ver-
dienen, indem sie gegen Gebhren Fernstudenten per Internet bedienen. Pro-
fessor Leidhold, der in K+ln ein Projekt »Virtuelle Universitt« leitet (Virtus)
prophezeit, dass in den Industrielndern schon binnen fnf Jahren nur noch
10% der Universitten reine Prsenzeinrichtungen sein werden. Die großen
Unternehmen arbeiten mit Ehrgeiz an ihren »Corporate Universities«, Bei-
spiel: IBM Global Campus. In den USA soll es 1800 solcher Firmenuniversit-
ten im Netz geben.
Derzeit ist interessant zu beobachten, wie Lernzentren immer mehr mit den
Informationsplattformen, den Wissensmanagementsystemen, zusammenwach-
sen.
Doch das ist ein anderes Kapitel. Ich will mich auf die sozialen Beziehungen
zwischen Lernern in virtuellen Rumen konzentrieren. Da gibt es, wie das Bei-
spiel »Global English« zeigt, ganz unterschiedliche Settings: zeitsynchrone und
zeitasynchrone Kommunikationsformen; textbasierte und multicodale, bei de-
nen man sich h+ren und sehen kann. Es gibt One-to-one-Strukturen, wo nur
zwei Partner kommunizieren, One-to-many-Strukturen (z.B. das elektronische
schwarze Brett) und Many-to-many-Strukturen (z.B. eine Computerkonfe-
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renz). In diesen Settings k+nnen Lernende mit Teletutoren kommunizieren
und/oder mit anderen Lernern. Dies kann in Dyaden oder in Gruppen erfol-
gen.
Trotz dieser Varianten ist fr das Setting »Lernen mit virtuellen Partnern«
eine Besonderheit charakteristisch: Bei der computervermittelten Kommunika-
tion werden Informationen ber mich und meine Sozialpartner herausgefiltert.
Extrem ist diese Filterung, wenn die Kommunikation nur schriftlich und asyn-
chron stattfindet, also bei Foren, Boards, Newsgroups. Doch selbst beim Video-
conferencing, wo die Reichhaltigkeit der sozialen Informationen der Face-to-
face-Kommunikation sehr nahe kommt, wird gefiltert, nmlich durch den Aus-
schnitt, der von der Webcam erfasst wird. Ich sehe dann nur wenig von der
K+rpersprache meiner Kommunikationspartner.
Es gibt aus den letzten Jahren eine Reihe von empirischen Studien dazu,
wie sich diese Filterung auswirkt und wie die Kommunikationspartner damit
umgehen.
Wie es sich fr eine Forschung geh+rt, die noch in den Anfngen steckt,
sind die Anstze noch uneinheitlich (Boos/Jonas/Sassenberg 2000; Dring
1999).
– Die so genannten Filtertheoretiker (Kiesler/Siegel/McGuire 1984), be-
richten, dass die geringere soziale Prsenz bei der virtuellen Kommunikati-
on sich eher negativ auswirkt: Die Kommunikation ist unpers+nlicher, die
soziale Hemmschwelle sinkt, Gruppen brauchen lnger, um Entscheidungen
oder gar einen Konsens zu finden, der Einzelne engagiert sich weniger.
– Joseph Walther von der University of Arizona (Walther 2000) meint,
diese Befunde k+nnten vielleicht bei textbasierten, anonymen, kurzzeitigen
Kommunikationen von »zero-history-groups« auftreten. Er behauptet aber
und legt dafr Daten vor: Je lnger die Partner computervermittelt kommu-
nizieren, desto mehr passen sie sich an die medienbedingten Restriktionen
an und kompensieren sie. Walther meint sogar, je weniger man ber je-
mand weiß, mit dem man im Netz Kontakt aufnimmt, und je mehr man da-
mit rechnet, dass die Kommunikation von lngerer Dauer sein wird, desto
eher findet ein Prozess der Idealisierung statt: Man unterstellt automatisch,
der Partner am anderen PC sei sympathisch und kompetent. Walther meint
auch, dass Personen, wenn sie nur E-Mails vom anderen erfahren, diese
karge Quelle besonders aufmerksam auswerten, um sich ein Bild vom ande-
ren zu machen.
– Das SIDE-Modell (Social Identity and De-Individuation) von Spears/Lee
(1992) geht hnlich wie Walther davon aus, dass virtuelle Teams, die per E-
Mail kommunizieren, Ehnlichkeiten bertrieben wahrnehmen, es also zu ei-
ner strkeren sozialen Identifikation kommt, als wenn sich die Teilnehmer
auch h+ren und sehen.
Das sind sozialpsychologische Anstze zur computervermittelten Kommunika-
tion, keine lernpsychologischen. Fr Lernkontexte sind sie noch kaum frucht-
bar gemacht worden. Deshalb darf ich kurz aus der eigenen Werkstatt berich-
ten. Wir haben in einem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
gef+rderten Projekt 100 Studenten drei Monate lang mit einer Dozentin ler-
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nen lassen, die sie nie Face-to-face gesehen haben. Wir haben dabei die soziale
Prsenz dieser Dozentin im Netz systematisch variiert. Bei einer Versuchs-
gruppe fand die Interaktion nur per E-Mail statt, bei einer anderen Gruppe
kam noch die Stimme, bei einer dritten kamen Bilder der Dozentin hinzu. Die
Studenten der vierten Gruppe erlebten die Dozentin mit Text, Stimme, und
Bildern. Unsere Ergebnisse untersttzen teilweise die Filtertheorien: Die Stu-
denten, die die Dozentin mit Text, Stimme und Bild erlebten, gingen formel-
ler, also sozial erwnschter, mit ihr um. Die Nur-Text-Studenten kommunizier-
ten lockerer, ließen bei den Mails z.B. die Anrede weg. In Einklang mit
Walther stellten wir fest, dass die Versuchsdauer eine große Rolle spielte: Die
Studenten passten sich immer mehr den spezifischen Bedingungen der Netz-
kommunikation an, sodass die Unterschiede zwischen den Gruppen mit der
Zeit kleiner wurden.
In einem neuen Projekt wollen wir nun statt der Kontakte zwischen einzel-
nen Studenten und einer Dozentin Gruppenarbeit von virtuellen Studenten-
gruppen im Netz ber mehrere Monate untersuchen. Dabei vergleichen wir
zum ersten Mal ber einen so langen Zeitraum im Lngsschnitt mehrere Set-
tings miteinander: Gruppenarbeit im Chat, Gruppenarbeit per Forum, Grup-
penarbeit per Videokonferenz und Gruppenarbeit Face-to-face. Wir werden
ber mehrere Messzeitpunkte hinweg Fragebogen und Tests einsetzen, aber
auch die Interaktionen per Logfiles und Video protokollieren und inhaltsana-
lytisch auswerten. Wir hoffen, danach mehr ber das Lernen und Kooperieren
in diesen unterschiedlichen medialen Settings zu erfahren. Dass diese sehr un-
terschiedlich sind, zeigen die folgenden Stichworte:
– Chat: Ich muss schnell reagieren. Ich muss kurz bleiben. Was ich maile, se-
hen auch die anderen. Aber ich kann mich als jemand anderer ausgeben.
Hierarchien und Statussymbole fallen weg.
– Foren: Ich habe Zeit. Ich kann in Ruhe lesen, was andere gemailt haben.
Ich kann entscheiden, ob ich etwas posten will.
– Videokonferenz: Es kann immer nur einer reden. Der Sprecherwechsel ver-
langt Disziplin und klare Signale. Ich kann nicht nebenbei mit dem Nach-
barn flstern oder K+rpersprachensignale geben. Die anderen sehen immer,
ob ich noch aufmerksam dabei bin oder nicht.
Wie in anderen Umwelten auch entwickelt sich in diesen verschiedenen Set-
tings der netzbasierten Kommunikation jeweils eine eigene Kultur.
Beispiel Chat:
– Der Zeitdruck in den Chats, wo viele gleichzeitig mailen, hat eine lange
Reihe von Abkrzungen hervorgebracht, die fast tglich wchst (Beispiel:
»lol« fr »laughing out loud«, »g« = breites Grinsen).
– Die Einengung der Kommunikation auf Text hat zu einer Zeichensprache
voller Witz gefhrt, die Emoticons.
– Die Tffentlichkeit im Chat wurde durch die Einrichtung von Flsterrumen
oder SUparUes eingeschrnkt, wo ich mit einem Partner chatten kann, ohne
dass die anderen es mitbekommen.
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– Die Verschleierung der wahren Identitt der Chatter durch Nicknames und
erfundene Personmerkmale und die damit verbundene Gefahr, sich nicht
mehr an soziale Regeln zu halten, hat einen Benimmcode entstehen lassen,
die »Netiquette«. Wer sich nicht daran hlt, wird geflamed (also verbal an-
gegriffen) oder vom Chat ausgesperrt. Andere Chats arbeiten mit Beloh-
nungen fr chatgerechtes Verhalten.
Aber das alles gilt eben fr das Setting »Chat«. Das Setting »Videokonferenz«
ist ein anderes mediales Milieu mit anderen Gesetzen.
Was bedeuten nun diese diversen Settings computervermittelter Kommuni-
kation speziell fr das Lernen? Wir wissen darber noch weniger als das weni-
ge, was wir zum Lernen mit Lernsoftware wissen. Zwar gibt es zahlreiche virtu-
elle Universittsseminare, es gibt Schulen am Netz, Teletutoring, sogar
Newsgroups fr Schler, die sich bei den Hausaufgaben helfen lassen. Und es
gibt immer mehr Lernplattformen und Lernportale. Aber wie diese computer-
vermittelte Kommunikation das Lernen verndert, das ist wissenschaftlich ge-
sehen noch terra incognita. Ich bin damit ebenso unzufrieden wie Sie.
Zum Schluss noch einmal: »Ver%ndern die neuen Medien das Lernen?«
Eines ist sicher: Die neuen Medien sind keineswegs, wie manche meinen, nur
neues Einwickelpapier fr alte Anstze. Sie sind viel mehr, nmlich neue Lern-
umwelten. Und in neuen Umwelten, das wissen wir aus der Geschichte dieses
gerade abgelaufenen Jahrhunderts, verhalten sich Menschen pl+tzlich oder all-
mhlich anders als bisher. Sie machen Erfahrungen, die sie in den vertrauten
Settings noch nicht gemacht haben. So war es mit den Technologien in der Ar-
beitswelt, mit den Verkehrsmitteln, mit den Informations- und Kommunikati-
onsmedien. Und so wird es auch mit den Lernmedien sein.
– Den Lernern wird eine immer gr+ßere Auswahl von Lernumwelten offen
stehen.
– Sie werden immer mehr Lernorte aufsuchen k+nnen, berall im global villa-
ge, wann und wie lange sie wollen.
– Sie werden immer weniger auf Lehrende angewiesen sein und stattdessen
Kontakt zu vielen Lernhelfern, professionellen und nicht professionellen,
aufnehmen k+nnen.
– Sie werden immer mehr in »pdagogisch verdnnten Zonen« lernen, wie es
Heinz Hengst (1996) nennt, also außerhalb der traditionellen Lerninstitu-
tionen in informelleren Lernkulturen.
– Und diese Lernnomaden brauchen fr ihre Expeditionen nicht einmal ihr
Zimmer zu verlassen.
Wie die Lerner diese Umwelten nutzen werden, bleibt noch zu erforschen. Wie
erst recht die Generation der »Netkids« (Tapscott 1998) und der »@-Generati-
on« (Opaschwoski 1999) mit den neuen Medien lernen wird, darber k+nnen
wir heute nur spekulieren.
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Ein Experte hat schon eine Vorhersage gewagt. Der Computerexperte und
Computerskeptiker Joseph Weizenbaum sagte in einem Interview: »Die Com-
puter werden immer klger und die Menschen immer dmmer.« Hoffen wir,
dass er nicht Recht behalten wird.
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Renate Schulz-Zander
Lernen mit neuen Medien in der Schule
»The application and integration of computers in education is a very compli-
cated process, expensive and beset with problems, asking for lots of time-in-
vestments from educational practitioners and above all: it is unclear what the
goals of this innovation are.«
Dieses Zitat von Pelgrum aus dem Jahre 1993 beschreibt die Situation der Ein-
fhrung von Informations- und Kommunikationstechnologien in die Schule
auch noch im Jahre 2000 durchaus zutreffend. Allerdings sind die mit der Ein-
fhrung der Informationstechnologien verbundenen Ziele gerade in den letz-
ten Jahren breit diskutiert worden, insbesondere vor dem Hintergrund ver*n-
derter Anforderungen an Lernen in der Wissensgesellschaft.
Dieser Beitrag wird die mit der Einfhrung der Informations- und Kommu-
nikationstechnologien verbundenen Erwartungen und Ziele beleuchten, der
Frage einer ver*nderten Lernkultur nachgehen, dies an Beispielen aus der
Schulpraxis illustrieren und empirische Befunde aus der Begleitforschung des
Projekts »Schulen ans Netz« vorstellen.
Lernen in der Wissensgesellschaft
Mit dem 6bergang von der Industriegesellschaft zur Wissensgesellschaft ist un-
ser Bildungssystem in einem tief greifenden Wandel begriffen, in dem Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien eine zentrale Rolle spielen. Informa-
tion bzw. Wissen ist zum entscheidenden Produktionsfaktor geworden.
Vernetzte Zusammenarbeit ist die Basis der modernen Produktionsweise; sie
zielt auf die Bereitstellung und Nutzung verteilten Wissens. Lernen zu lernen,
Wissensmanagement, globale Kommunikation und Kooperation sind grundle-
gende Elemente einer Wissensgesellschaft. Die Bedeutung neuer Medien fr
Bildungsprozesse ist erneut ein Bestandteil der bildungspolitischen Debatte
und p*dagogischen Diskussion geworden. Die Schule muss sich den Bedingun-
gen einer zeitgem*ßen Bildung in der Wissensgesellschaft stellen und als ler-
nende Organisation Reformen einleiten. Die Einfhrung der neuen Medien
zielt im Kern auf eine grundlegende Qualit*tsverbesserung von Unterricht und
Schule und die Entwicklung einer neuen Lernkultur. Erwartet werden neue
Beziehungen zwischen institutionalisierten und selbst organisierten Lernfor-
men.
Eine Aufgabe von Schule in der Wissensgesellschaft ist es, die Lernenden
fr ein lebenslanges Lernen zu bef*higen, d.h. Strategien des Wissensma-
nagements zu vermitteln, F*higkeiten zu einem eigenaktiven, selbst organisier-
ten, aber auch kooperativen Lernen unter Nutzung von Informationstechnolo-
gien herauszubilden sowie Medienkompetenz zu f>rdern, die kommunikative
und kooperative Kompetenz einschließt.
Lernen zu lernen bedeutet, selbst organisiert Aufgaben und Probleme
strukturieren, bearbeiten und l>sen zu k>nnen, sich die n>tigen Informationen
zu beschaffen, diese zu verstehen, d.h. diese entschlsseln, interpretieren, ein-
ordnen und bewerten zu k>nnen. Lernen zu lernen – so schreibt Per Dalin –
bedeutet auch, ber das Denken nachzudenken, den eigenen Lernstil zu ver-
stehen und ihn ggf. abzuwandeln. Es gilt, die Aufmerksamkeit zu konzentrie-
ren, Selbstdisziplin zu entwickeln, Ziele zu setzen und sich selbst zu beurteilen
(Dalin 1998, S. 197).
Rolle der neuen Medien
Grunds*tzlich lassen sich zwei Ans*tze unterscheiden: Lernen »durch« neue
Medien und Lernen »mit« neuen Medien. Dem ersten Ansatz sind Computer
Based Training (CBT), die Drill-and-Practice-Programme und tutorielle Sys-
teme zuzuordnen. Bernd Weidenmann beschreibt diese Medienfunktion ge-
nauer in seinem Beitrag. W*hrend Lernen »durch« neue Medien unter dem
Aspekt des 6bens und Trainierens Beachtung findet, zielt Lernen »mit« neuen
Medien auf die St*rkung des kognitiven Leistungsverm>gens des Menschen
bei Denkvorg*ngen und beim Probleml>sen (Jonnassen/Reeves 1996).
Thomas C. Reeves verwendet den Begriff »interactive learning« anstelle »neu-
er Medien« und stellt fest: »Learning from interactive learning systems is often
referred to in terms such as computer-based instruction or integrated learning
systems (ILS). Learning ›with‹ interactive software programs, on the other
hand, is referred to in terms such as cognitive tools and constructivist learning
environments.« (Reeves 1999, S. 16) Software als kognitives Instrument wird
den Lernenden direkt zur Verfgung gestellt, um damit ihr Wissen darzustel-
len. Die Lernenden werden so zu Architekten, die neue Medien zur Analyse
ihrer Welt einsetzen, um sich Zugriff auf Informationen zu verschaffen und
diese zu deuten, um ihr pers>nliches Wissen zu ordnen und es anderen gegen-
ber in elaborierter Form darzulegen. Durch den Einsatz kognitiver Instru-
mente reproduziert der Lernende nicht sein Wissen, sondern er gestaltet, kon-
struiert und pr*sentiert es. »Learning by doing« wird erweitert durch
»Learning by designing« oder »learning by constructing«. Im nordamerikani-
schen Raum hat sich in den letzten Jahren zunehmend eine konstruktivistische
Auffassung von Lernen entwickelt. In einem konstruktivistisch orientierten
Verst*ndnis wird Lernen als Generierung individueller Wissensstrukturen
durch aktive Auseinandersetzung im sozialen Austausch mit anderen definiert.
Durch Kommunikation und Zusammenarbeit werden mit anderen Lernenden
unterschiedliche Sichtweisen auf den Gegenstandsbereich erzeugt und ausge-
handelt. Denken und Handeln erfolgen kontextbezogen oder situiert. Die Me-
tapher des Wissenstransports wird abgel>st von der der Wissenskonstruktion.
Als ein viel versprechender Weg wird die Bearbeitung authentischer Problem-
situationen gesehen, die zu einer Auseinandersetzung mit unterschiedlichen
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auf den Gegenstandsbereich bezogenen Sichtweisen herausfordert. Die kon-
struktivistische Lernphilosophie hat das Konzept computergesttzter Lernum-
gebungen beeinflusst (Harasim et al. 1996).
In diesem Verst*ndnis dienen Medien in der Weise untersttzend, dass
– Lernende sich forschend mit authentischen Problemen auseinander setzen
k>nnen,
– f*cherbergreifende Sichtweisen gef>rdert werden und
– Lernende ihren Wissenserwerb st*rker selbst organisieren, aktiv gestalten,
dies aber auch in Lerngemeinschaften in einem Prozess kooperativer Kon-
struktion tun k>nnen, der ein Teilhaben an Ideen und die Reflexion unter-
schiedlicher Sichtweisen f>rdert.
Beispiele aus der Unterrichtspraxis
Anhand eines Beispiels aus der Unterrichtspraxis m>chte ich illustrieren, wie
Lernen durch individuelles und kooperatives Gestalten und Konstruieren im
Unterricht umgesetzt werden kann.
Im Deutschunterricht einer 8. Klasse war Unterrichtsgegenstand die Lekt-
re des Jugendromans »Ein Schatten wie ein Leopard« von Myron Levoy, er-
schienen 1981 in den USA und 1992 in Deutschland. Worum geht es in dem
Roman? Ramon Santiago, ein 14-j*hriger Hispanic aus East Harlem, New
York, soll als Mitglied einer Jugend-Gang einen an einen Rollstuhl gefesselten
alten Kunstmaler berfallen. Er lernt einen Menschen kennen, dessen Lebens-
haltung ihn berhrt, mit dem er schließlich Freundschaft schließt und der ihm
die Welt der Malerei erschließt. Der Roman bietet viele M>glichkeiten des
kreativen Umgangs mit dem Text, wobei sehr unterschiedliche Interessen Be-
rcksichtigung finden:
– sich mit dem Alltag einer New Yorker Jugend-Gang auseinander zu setzen,
ihre Musik kennen zu lernen;
– Handlungsorte des Romans aufzusuchen;
– Bilder zum Roman zu malen, Stilmittel zu erproben;
– Texte selbst zu schreiben, z.B. fiktive Tagebucheintr*ge, Erz*hlungen aus
ver*nderter Perspektive oder Ohnliches.
Es entsteht im Unterricht die Idee, neben anderen Medien das Internet fr Re-
cherchen zu nutzen, einen E-Mail-Austausch mit New Yorker Jugendlichen zu
starten und schließlich eine Website zu gestalten mit
– eigenen Texten ber den Roman,
– selbst gemalten Bildern,
– Erl*uterungen zu Elementen des Romans und
– Hinweisen auf weitere fr die Romanlektre interessante Informationen
und Materialien im Internet.
Es entwickelt sich ein f*cherbergreifendes Projekt unter Beteiligung des
Kunst- und Englischunterrichts. Im Fremdsprachenunterricht wird als h*ufigste
Ursache fr fehlendes Sprachk>nnen der Mangel an Authentizit*t gesehen.
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Gelungene Beispiele demonstrieren Authentizit*t, Aktualit*t und das Erleben
von Sprache als Kommunikationsmittel – fiktive Sprechsituationen werden
durch authentische ersetzt. Es wird fr die Lernenden erlebbar, dass Sprache
ein Verst*ndigungsmittel ist, das kulturell eingebunden ist und Werte und Ein-
stellungen transportiert.
Der Wissenserwerb in diesem Unterrichtsbeispiel erfolgt im Prozess der in-
dividuellen und kooperativen Konstruktion einer Website. Der enge Zusam-
menhang von Inhalt und Gestaltung wird sinnhaft; das Medium Internet wird
als pers>nliches Ausdrucksmittel erlebt. Ganz unterschiedliche Interessen der
Lernenden k>nnen in der Zusammenarbeit bercksichtigt werden: Die weniger
an Romanlektre Interessierten k>nnen Sachfragen nachgehen, die im Zusam-
menhang mit dem Roman stehen. Recherche und kritischer Umgang mit
Informationen im Internet sind gefordert. Durch das Herstellen einer Website
im Internet und der damit verbundenen Pffentlichkeit wird das Verantwor-
tungsbewusstsein der Schlerinnen und Schler entwickelt.
Und wie beschreibt der Deutschlehrer die Arbeitssituation in der Klasse?
»Samstagnachmittag, 16 Uhr! Die Mitarbeit an diesem Termin war natrlich je-
dem Schler freigestellt; von 25 kamen 16, einige hatten sich vormittags telefo-
nisch noch abgemeldet, mit Bedauern. Um 20 Uhr gehen die Letzten. Zwi-
schendurch gucken ein paar Eltern herein und gestehen dem Lehrer, sie h*tten
ihr Kind schon lange nicht mehr so intensiv und engagiert arbeiten sehen.«
(Lange 1999, S. 42) Er verschweigt nicht, dass sich einige Schler nicht aktiv
am Projekt beteiligen, dies – so sagt er – wird von der brigen Klasse weniger
als sonst toleriert. Fr ihre Arbeit wird die Klasse belohnt: Sie hat mit ihrer
Website bei einem ausgeschriebenen Wettbewerb den ersten Preis erhalten
(http://www.ulricianum-aurich.de/leopard/webtiger.htm).
Weitere Beispiele aus dem Deutschunterricht sind Schreibprojekte im Inter-
net, bei denen beteiligte Schlerinnen und Schler verschiedener Standorte
Fortsetzungsromane schreiben. Zum Beispiel www.phil.uni-passau.de/allg_-
paed/Insel/abent.htm. Auch hier dient das Medium Internet als pers>nliches
Ausdrucksmittel.
Im Geographieunterricht nutzen Schlerinnen und Schler das Internet z.B.
fr Untersuchungen des Klimas, von Vulkanaktivit*ten oder von Gew*ssern.
Das Globe-Projekt, stellt ein Beispiel fr forschendes Lernen in Lerngemein-
schaften in Kooperation mit außerschulischen Partnern dar (www.globe.gov)
(vgl. auch Schulz-Zander 1997).
Im Geometrieunterricht wird z.B. durch den Einsatz kognitiver Werkzeuge
zum geometrischen Konstruieren entdeckendes, forschendes Lernen unter-
sttzt.
Die Pffnung des Unterrichts durch Expertenbefragungen im Internet ist ein
weiteres Beispiel fr den Einsatz neuer Medien. Das Max-Planck-Institut fr
Zchtungsforschung in K>ln bietet auf der Homepage die M>glichkeit, Fragen
zu stellen. Knapp die H*lfte der Fragen geht von Schulen, berwiegend von
Gymnasien aus, die Fragen zur Gentechnologie stellen.
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Erwartungen an Lernen mit neuen Medien in den Schulen
Pelgrum, Brummelhuis, Collis, Plomp, Janssen, Reinen beschreiben einen
Wandel der Bildung in der Industriegesellschaft zur Bildung in der Informati-
onsgesellschaft und damit verbunden eine Ver*nderung der Lehrer- und Sch-
lerrollen (nach Pelgrum/Anderson 1999, S. 6). In der Informationsgesellschaft
ver*ndert sich die Rolle der Lehrpersonen dahingehend – so Pelgrum et al.,
dass diese den Schlerinnen und Schlern helfen, geeignete Lernwege zu be-
schreiten, die Lernenden anleiten, selbstst*ndig zu lernen, den eigenen Lern-
fortschritt zu bewerten, und dass sie im Besonderen die Kommunikationsf*hig-
keit der Lernenden f>rdern. Schlerinnen und Schler sind eigenaktiver, sie
lernen innerhalb und außerhalb der Schule, im Team, sie stellen Fragen, finden
eigene Antworten und sind sehr interessiert.
Im Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, welche Erwartungen in
Schulen mit dem Einsatz neuer Medien im Unterricht, insbesondere dem Inter-
net, verbunden sind. Die wohl umfassendsten empirischen Befunde hierzu in
Deutschland sind zum gegenw*rtigen Zeitpunkt im Rahmen der Evaluation
des Projekts »Schulen ans Netz« erhoben worden.
Das Projekt »Schulen ans Netz«, initiiert im Jahre 1996 durch das Bundes-
ministerium fr Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF)
und die Deutsche Telekom, zielt darauf, die Schlerinnen und Schler auf die
Informationsgesellschaft vorzubereiten: Alle Schulen sollen bis zum Jahr 2002
einen Anschluss ans Internet erhalten. Die Evaluation des Projekts wurde vom
Institut fr Schulentwicklungsforschung (IFS) der Universit*t Dortmund ge-
meinsam mit drei weiteren Konsortialpartnern der Freien Universit*t Berlin
und der Humboldt Universit*t zu Berlin im Auftrag des Vereins »Schulen ans
Netz e.V.«, gef>rdert durch das BMBF, Bonn, durchgefhrt.
Befragungen
Im Rahmen der Evaluation des IFS wurde eine Befragung der Computerkoor-
dinatorinnen und -koordinatoren bzw. der Projektleitungen der Internetarbeit
an Schulen (in 1998) und eine kombinierte Schulleiter-/Lehrer- und Schlerbe-
fragung (in 1999) durchgefhrt, in der eine quantitative Datenerhebung er-
folgte, und zwar ber die Nutzung des Internets in Schulen, den Zugang zum
Internet und damit verbundenen Problemen, p*dagogische Ziele, neue Formen
des Lehrens und Lernens, Motivation, Einstellungen, Geschlechterkultur in
Bezug auf den Einsatz neuer Medien und allgemeine, die Implementation neu-
er Medien betreffende Fragen. Es sei erw*hnt, dass in Deutschland Computer-
koordinatoren Lehrpersonen sind und keine spezifischen technischen Mitarbei-
ter. Im Folgenden werden einige der pr*gnanten Ergebnisse, die Ziele,
Erwartungen, Einstellungen und Unterrichtserfahrungen mit neuen Medien
betreffend, vorgestellt und diskutiert (vgl. Schulz-Zander/Weinreich 2000;
Hunneshagen/Schulz-Zander/Weinreich 2000).
Die Koordinatorenbefragung ist repr*sentativ fr die Grundgesamtheit der
durch »Schulen ans Netz« (SaN) gef>rderten Schulen. Ende 1997 wurde von
insgesamt 6038 SaN-Schulen nach dem Zufallsprinzip eine Quotenstichprobe
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von 20% (1200 Schulen) gezogen; quotiert wurde nach Bundesl*ndern und
Schulformen. Die Zusammensetzung des Rcklaufes (n=520, 43%) bildete mit
Ausnahme eines h>heren Anteils von Gymnasien die Struktur der Grundge-
samtheit ab.
Fr die Befragung der Schulleitungen, Lehrpersonen und Schlerinnen und
Schler wurde 1999 eine Zufallsstichprobe von 105 allgemein bildenden Schu-
len aus dem Sample der 6038 SaN-Schulen gezogen, die schon der Koordinato-
renbefragung zugrunde lag. 43 Schulen (41%) beteiligten sich an der Befra-
gung. 29 Schulen (28%) nahmen an allen drei Befragungen teil. Im Einzelnen
erhielten wir 29 ausgefllte Schulleitungsfrageb>gen, 248 Lehrerfrageb>gen
und 943 Frageb>gen von Schlerinnen und Schlern (im Alter von 13–15 und
17–19 Jahren) zurck. Aufgrund des geringen Rcklaufs sind die Ergebnisse al-
lerdings nicht repr*sentativ.
Welche p,dagogischen Ziele werden mit der Computer- und Internetnutzung
in der Schule verfolgt?
Im Rahmen der Erhebungen wurden die Schulleitungen, Koordinatorinnen
und Koordinatoren und Lehrpersonen ber die intendierten p*dagogischen
Ziele der Computer- und Internetnutzung an ihren Schulen befragt.
Zwei Drittel der Schulleitungen geben an, dass der Einsatz von IKTund die
damit verbundenen Ziele im Kollegium diskutiert werden. 27 von 29 Schullei-
tungen stellen fest, dass zumindest in Teilen eine 6bereinstimmung bei den
Zielen erreicht werden konnte.
Die befragten Schulleitungen nennen als wichtigste Ziele »das Lernen inte-
ressanter machen« (100% geben dies als wichtig bzw. sehr wichtig an), die F>r-
derung eigenverantwortlichen, selbstst*ndigen Lernens (96%) und projekt-
orientierten, aber auch individualisierten Lernens (89%).
Fr die Koordinatoren und Koordinatorinnen sind die wichtigsten Ziele
– der Erwerb von Grundlagen der Informationsgewinnung und -analyse (als
wichtiges oder sehr wichtiges Ziel von 79% der Befragten benannt),
– die Steigerung von Lernfreude und Motivation (75%),
– die F*higkeit zur Kleingruppen- und Teamarbeit (63%) (Schulz-Zander/
Weinreich 2000).
Detaillierter zeigen die Befunde der Lehrerbefragung, welche Bedeutung der
Verwendung von IKT zugesprochen wird (Abb. 1). Durch den Einsatz von
Computer und Internet wird eine Untersttzung des Unterrichtens unter ver-
schiedenen Aspekten erwartet: Die F>rderung von Lernfreude und Motivation
wird besonders betont, aber auch das Erlernen von Methoden zur Informati-
onsbeschaffung und -analyse, die Untersttzung selbstst*ndigen und eigenver-
antwortlichen Arbeitens und Lernens. Die F>rderung der Entwicklung von
Probleml>sef*higkeiten wird mehrheitlich angenommen, des Weiteren die F>r-
derung interdisziplin*rer Arbeitstechniken, der Kontrolle des eigenen Lerner-
folgs, von Gruppen- und Teamarbeit, st*rker noch wird die Bef*higung zur
Projektarbeit erwartet. Deutlich geringer wird die M>glichkeit eingesch*tzt,
soziale Aspekte beim Lernen zu f>rdern und die Kluft zwischen Leistungsst*r-
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keren und Leistungsschw*cheren zu verringern. Ebenso wird die F>rderung
der Chancengleichheit von M*dchen und Jungen durch den Einsatz von IKT
mehrheitlich verneint.
Wir k>nnen feststellen, dass die Einstellungen von Lehrerinnen und Leh-
rern zum Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT)
in Schule und Unterricht in großem Maße von ihren Vorerfahrungen mit dem
Medium Internet abh*ngen. Lehrpersonen, die mindestens einmal w>chentlich
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(Kategorie trifft voll/eher zu)
Förderung von Lernfreude und Motivation
Befähigung zu selbstständigem Arbeiten
der Schüler/innen
Befähigung zu eigenverantwortlichem Arbeiten
der Schüler/innen
Befähigung zu Gruppen- und Teamarbeit
Befähigung zu projektorientiertem Arbeiten
Maßnahmen zur Förderung der Leistungen
der Schüler/innen
Erlernen interdisziplinärer Arbeitstechniken
Erlernen von Methoden der
Informationsgewinnung und -analyse














Einbeziehung der »Außenwelt« in die Schule
(Eltern, Firmen, Behörden)
regelmäßige Nutzer/innen (n = 128) unregelmäßige Nutzer/innen (n = 120)
Schwächere Schüler/innen werden
in besonderem Maße gefördert
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
Abb. 1: Eignung der IKT zur Vernderung der Lernkultur (Lehrerbefragung)
das Internet nutzen – hier als regelm*ßige Nutzer bezeichnet –, sch*tzen die
p*dagogische Bedeutung der neuen Medien signifikant positiver ein als Kolle-
ginnen und Kollegen, die das Internet seltener nutzen (Abb. 1). Insbesondere
die positive Extremposition (»trifft voll zu») wird von diesen Lehrpersonen
sehr viel h*ufiger bezogen. Die Unterschiede im t-Test sind statistisch signifi-
kant (p £ .05), fr einzelne Items hochsignifikant (p £ .01).
Welche Erfahrungen werden mit der Nutzung von Computer
und Internet in Schulen gemacht?
Laut Angaben der Koordinatorinnen und Koordinatoren werden Computer
und Internet an 85% der Schulen im informationstechnischen Bereich (Infor-
matikunterricht und Informationstechnische Grundbildung), an 54% im
sprachlichen Bereich, 49% im gesellschaftswissenschaftlichen und 45% im ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Bereich eingesetzt.
Die genutzten Internetdienste beschr*nken sich in den meisten F*llen auf
E-Mail und das World Wide Web. Chatten, Diskussionsforen und andere Netz-
dienste werden deutlich weniger genutzt. Die meist genutzten Aktivit*ten sind:
Recherche, E-Mail-Kommunikation zwischen Lehrpersonen und Schlerinnen
und Schlern von verschiedenen Schulen, berwiegend aus dem Ausland und
web publishing.
Die Ergebnisse der Lehrerbefragung zeigen, dass diese eine positive Ver*n-
derung im Unterricht durch den Einsatz mit den neuen Medien erfahren
(Abb. 2): Schlerinnen und Schlern mache der Unterricht mehr Spaß, der Un-
terricht sei schlerzentrierter, Schlerinnen und Schler seien aufmerksamer
und kooperieren besser. Lehrpersonen geben weiterhin an, dass das Unterrich-
ten selbst als anspruchsvoller empfunden wird und mehr Spaß bereite. Die Ein-
sch*tzung, dass den Schlern und Schlerinnen der Unterricht mehr Spaß ma-
che, stimmt mit den Ergebnissen der Schlerbefragung berein.
Es zeigt sich ein signifikanter Unterschied zwischen den regelm*ßigen Inter-
netnutzern und den selteneren Nutzern. Die das Internet regelm*ßig mindes-
tens einmal pro Woche Nutzenden geben signifikant h*ufiger an, dass ihnen
der Unterricht mit Einsatz von Computern und Internet »mehr Spaß« mache,
auch dass sie sich beim Umgang mit dem Computer/Internet mehr zutrauen
Die Annahme, dass auch das Verh*ltnis der Schlerinnen und Schler zu den
Lehrpersonen sich verbessert habe, wird jedoch von knapp zwei Dritteln der
Befragten nicht so empfunden.
Wir haben die Koordinatorinnen und Koordinatoren um ihre Einsch*tzung
der Motivation ihrer Kolleginnen und Kollegen und der Schlerinnen und
Schler gebeten. Ein klares Ergebnis ist die sehr hoch eingesch*tzte Motivati-
on der Schlerinnen und Schler (55,6% sehr hoch, 41,1% hoch) und die dage-
gen stark abfallende Motivation im Kollegium (8,4% sehr hoch, 39% hoch).
Nur knapp die H*lfte des Kollegiums wird als motiviert eingestuft.
Die Schulleitungen, danach befragt, was sich an ihren Schulen durch den
Einsatz von IKT bezglich des Unterrichts tats*chlich ver*ndert hat, geben an,
dass f*cherbergreifender Unterricht st*rker praktiziert wird und die bliche
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Klassenraumsituation zugunsten dezentraler Lernorte oder Klassenteilungen
aufgebrochen wird. Neue Lernmethoden werden an knapp der H*lfte der
Schulen erprobt, das Aufbrechen des Unterrichts im 45-Minuten-Takt findet an
den meisten Schulen noch nicht statt (Abb. 3). Alle Schulleitungen geben an,
dass seit der Internetnutzung mindestens zu einer externen Institution oder Or-
ganisation Kontakt hergestellt wurde.
Beim Einsatz von IKTan unserer Schule ergaben sich folgende Vern-
derungen …
trifft zu
(in %, n = 29)
Aufbrechen des 45-mintigen Unterrichtsrhythmus 16
Aufbrechen der blichen Klassenraumsituation (dezentrale Lernorte, Klas-
senteilung)
58




Nutzung der Computer durch Schler/innen außerhalb des Unterrichts, be-
aufsichtigt
69
Nutzung der Computer durch Schler/innen außerhalb des Unterrichts, un-
beaufsichtigt
35
Abb. 3: Vernderungen im Unterrichtsgeschehen (Schulleiterbefragung)
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(in %, n = 248)
k.A.
Der Unterricht ist st4rker schlerzentriert als ohne Computer und/oder
Internet.
78 98
Die Rolle der Lehrperson ver4ndert sich. 83 99
Das Verh4ltnis zwischen den Schler/innen und mir hat sich verbes-
sert.
39 102
Schler/innen sind aufmerksamer, wenn Computer/Internet im Unter-
richt eingesetzt werden.
64 100
Die Kooperation zwischen den Schler/innen hat sich verbessert. 59 100
Die Unterrichtsvorbereitung mit Computer-/Interneteinsatz ist an-
spruchsvoller als ohne.
63 101
Die Unterrichtsvorbereitung mit Computer-/Interneteinsatz ist zeitinten-
siver als ohne.
75 101
Der Unterricht macht mir mehr Spaß. 72 100
Der Unterricht macht Schler/innen mehr Spaß. 94 101
Das Unterrichten ist anstrengender. 52 99
Abb. 2: Erfahrungen mit IKT-Einsatz im Unterricht (Lehrerbefragung)
Ver,nderungen der Lehrer- und Sch/lerrolle
Eine Ver*nderung der Lernkultur verlangt ver*nderte Lehrer- und Schlerrol-
len. Die Lehrperson wird weniger zum Wissensvermittler und st*rker zum Be-
rater und Moderator.
Befragt nach ihrer p*dagogischen Rolle angesichts des Einsatzes von IKT
geben die Koordinatorinnen und Koordinatoren und Lehrpersonen an, dass
sich ihre traditionelle Rolle ge*ndert habe. Fr die erste Gruppe sind die wich-
tigsten Aspekte ihrer p*dagogischen Rolle in Abb. 4 aufgelistet. Bemerkens-
wert ist die wahrgenommene Rolle, andere Lehrer und Lehrerinnen zu unter-
sttzen. Dabei bezieht sich die Untersttzung in erster Linie auf das eigene
Kollegium und erst in zweiter Linie auf externe Lehrpersonen. Die Befunde
der Lehrerbefragung sind weitgehend bereinstimmend. Die Schlerbefragung
zeigt allerdings, dass die Schlerinnen und Schler diese Ver*nderung im Un-
terricht nicht wahrnehmen (Hunneshagen/Schulz-Zander/Weinreich 2000).
Diese Rolle ist mir …









Moderator/in von Lernprozessen 54,1 39,3 6,0 0,6
Berater/in von Schler/innen 70,0 28,0 2,0 0
Berater/in von Lehrpersonen 44,3 44,7 10,0 1,0
Gestalter/in von Lernumgebungen 24,9 53,9 18,6 2,6
Fortbildner/in im eigenen Kollegium 46,6 40,8 11,2 1,4
Fortbildner/in außerhalb des eigenen Kolle-
giums
17,2 23,7 39,4 19,6
Projektmanager/in 22,7 45,1 24,4 7,6
Experte/Expertin fr Evaluation 8,7 34,5 37,2 19,6
Helfer/in bei technischen Problemen 37,6 40,9 16,5 5,0
Abb. 4: Einschtzung der pdagogischen Rolle (Koordinatorenbefragung)
Uns interessierte darber hinaus, inwieweit Konzepte wie »teach your teacher«
an Schulen im Zusammenhang mit der Nutzung der neuen Medien anzutreffen
sind und inwieweit Schlerinnen und Schler bei der Betreuung der techni-
schen Systeme beteiligt sind. Wir haben die Koordinatorinnen und Koordinato-
ren nach Aufgaben gefragt, die Schlerinnen und Schler an ihren Schulen
bernehmen (Abb. 5). Insbesondere Schler nehmen bereits in einem beachtli-
chen Ausmaß die Funktion der Anleitung von Lehrpersonen, von Schlern
und Schlerinnen sowie der Betreuung von Hard- und Software wahr. Bei der
Frage nach der 6bernahme von Funktionen werden die geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede auch bei den Schlerinnen und Schlern deutlich. Beson-
ders stark ausgepr*gt ist dies bei der Betreuung von Hard- und Software, die
fast ausnahmslos von Schlern bernommen wird. Schlerinnen leiten deutlich
weniger Lehrpersonen, aber auch Mitschlerinnen und -schler bei der Com-
puterarbeit an.
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Funktionen von Sch*lerinnen und Sch*lern (in %, n = 520)
Anleitung von Lehrerinnen und Lehrern
durch Schlerinnen 8%
durch Schler 24%
Anleitung von Mitschlerinnen und Mitschlern
durch Schlerinnen 43%
durch Schler 62%
Betreuung von Hard- und Software der im Internet eingesetzten Rechner
durch Schlerinnen 4%
durch Schler 21%
Abb. 5: Funktions*bernahmen durch Sch*lerinnen und Sch*ler (Koordinatorenbefra-
gung)
Geschlechterdifferenzen
Es lassen sich signifikante Unterschiede beim Einsatz von IKT zwischen den
Geschlechtern feststellen. Dies zeigen die Befragungen der Koordinatorinnen
und Koordinatoren, der Lehrpersonen und Schlerinnen und Schler. Unter-
schiede zeigen sich bezglich der Beteiligung an der Computer- und Internet-
nutzung, der Einsch*tzung pers>nlicher F*higkeiten und allgemeiner Ziele und
der Einstellungen gegenber IKT (Hunneshagen/Schulz-Zander/Weinreich
2000).
Die Befunde bezglich der Computer- und Internetnutzung ergeben in allen
Befragungen ein stimmiges Bild in Bezug auf die Kategorie Geschlecht. Lehrer
und Schler geben h*ufiger als Lehrerinnen und Schlerinnen an, Computer
und Internet zu nutzen, ebenso einen l*ngeren Zeitraum der Nutzung und an-
dere Nutzungsarten. Schler und Lehrer verfgen darber hinaus ber ein gr>-
ßeres Selbstvertrauen in Bezug auf den Umgang mit den IKT; sie sch*tzen ihre
Kenntnisse und F*higkeiten besser ein. Alle Unterschiede bei den Items zur
Selbsteinsch*tzung von F*higkeiten sind statistisch hochsignifikant (t-Test,
p £ .01).
Deutliche Unterschiede zeigen sich laut Koordinatorenbefragung bei der
Beteiligung von Lehrerinnen und Lehrern an der Computer- und Internetar-
beit in Schulen: Nur 14% der Koordinatoren sind weiblich; doppelt so viele
Lehrer wie Lehrerinnen sind in den schulischen Projektteams fr die Compu-
ter-/Internetarbeit beteiligt. Unabh*ngig von den bestehenden Differenzen ge-
h>rt fr 27% der Befragten die gleich ausgepr*gte Beteiligung von Jungen und
M*dchen an Computer und Internet zu den wichtigsten p*dagogischen Zielen
der Internetnutzung. Dabei sind Koordinatorinnen aufgeschlossener, denn
40% der Koordinatorinnen, aber nur 25% der Koordinatoren z*hlen dies zu
den wichtigsten Zielen.
Es ist feststellbar, dass ein Bewusstsein ber Geschlechterdifferenzen im
IKT-Bereich in den Schulen im Allgemeinen nicht vorhanden ist. Ergebnisse
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der Lehrer- und Schlerbefragung verweisen auf die Bedeutung der IKT-Nut-
zung in Schulen insbesondere fr M*dchen. Die Ergebnisse der Schlerbefra-
gung zeigen, dass fr Schlerinnen signifikant h*ufiger die erste Nutzung des
Computers und Internets in der Schule erfolgt (31% gegenber 11%). Schle-
rinnen besitzen weniger h*ufig einen eigenen Computer, und sie sind st*rker
als Schler darauf angewiesen, Kenntnisse im Umgang mit dem Computer in
Schulen zu erwerben; diese eignen sich ihre Kenntnisse in einem h>heren Aus-
maß ber eigenes Ausprobieren, ber Computer-Fachzeitschriften und ber
den Austausch mit anderen Schlern an (vgl. Hunneshagen/Schulz-Zander/
Weinreich 2000).
Hauptprobleme der Internetnutzung
Auf die Frage nach den Hauptproblemen der Internetnutzung in Schulen nen-
nen die Koordinatoren und Koordinatorinnen zuerst, dass weder der pers>nli-
che Zeitaufwand noch die Stundenpl*ne eine geeignete Internetnutzung zulas-
sen (Abb. 6). Nur 16% der Befragten erhalten eine Stundenerm*ßigung. An
zweiter Stelle nennen sie finanzielle Probleme, die die Anschaffung einer ge-
eigneten technischen Infrastruktur, und zwar in quantitativer und qualitativer
Hinsicht, und die 6bernahme der laufenden Kosten fr den Internetzugang
nicht erm>glichen. Die Schulen verfgen in Anbetracht der Schlerzahlen ber
zu wenig Computer (1:36,5 gegenber 1:6 in den USA in 1998; NCES 1999,
2000) und die vorhandenen Computer reichen fr die Einsatzzwecke (Multi-
media und Internet) oftmals nicht aus. Darber hinaus ist die Technologie oft-
mals unzuverl*ssig, die Untersttzung bei technischen Problemen ist unzurei-
chend. Die Tatsache, dass p*dagogische Probleme sehr viel weniger
wahrgenommen werden, mag daran liegen, dass die anderen Probleme zu stark
im Vordergrund stehen.







Abb. 6: Hauptproblemfelder der Internetarbeit (Koordinatorenbefragung)
Zufriedenheit
Trotz vorhandener Probleme wird die laufende Arbeit mit dem Internet von
den Koordinatorinnen und Koordinatoren mehrheitlich als zufrieden stellend
eingesch*tzt. Die Erwartungen von knapp zwei Drittel der Befragten sind er-
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fllt und die M>glichkeiten des Interneteinsatzes werden weitestgehend als
ntzlich bis sehr ntzlich eingesch*tzt. Allerdings darf nicht bersehen werden,
dass knapp ein Drittel der Befragten mit dem Stand der Internetarbeiten wenig
zufrieden ist. Die Zukunft des Internets an ihrer Schule sch*tzten jedoch nahe-
zu alle positiv ein.
Aus einer Itemgruppe (Zufriedenheit, M>glichkeiten, Motivation und Zu-
kunft des Internets) wurde ein Index fr die Zufriedenheit mit der schulischen
Internetarbeit gebildet. Der Zufriedenheitsindex wurde aus einem Summen-
score der ordinalskalierten Items konstruiert. Die Items bildeten eine Skala,
die die Zufriedenheit mit der Internetarbeit misst (Cronbachs Alpha=.66). Mit
Hilfe des Indexes konnte fr jede Schule ein relatives Zufriedenheitsmaß er-
mittelt werden, dass mit anderen Daten in Beziehung gesetzt wurde.
Statistisch signifikante Unterschiede (t-Tests, p £ .01) zur Zufriedenheit mit
dem Interneteinsatz ergaben die Fragen nach der Untersttzung durch die
Schulleitung und die Existenz eines an der Schule eingesetzten Projektteams
fr die Internetarbeit.
Schulen, an denen eine Untersttzung durch die Schulleitung gegeben ist,
sind signifikant zufriedener mit der Internetnutzung (p £ .01), ebenso jene, an
denen mehr Lehrpersonen bei der Planung beteiligt waren. Schulen, die Pro-
jektteams eingerichtet haben, erweisen sich als zufriedener als Schulen ohne
ein solches Team. 58% der Koordinatoren geben an, dass ein Projektteam an
der Schule besteht und 62% geben an, dass sie von der Schulleitung untersttzt
werden, 58% sogar voll und ganz.
Koordinatorinnen und Koordinatoren von Schulen mit Computern in den
Klassenr*umen, sind ebenfalls zufriedener. Ein weiteres Indiz fr die Bedeu-
tung der Schulleitung ist, dass die Zufriedenheit an den Schulen signifikant h>-
her ist, an denen auch die Schulleitung die Dienste und M>glichkeiten des In-
ternets nutzt.
Schlussfolgerungen
Die Wirkung des Einsatzes von IKT auf das schulische Lernklima wird von den
im Rahmen der Studie untersuchten Personengruppen insgesamt positiv einge-
sch*tzt. Die Schulleitungen, die Koordinatorinnen und Koordinatoren, Lehr-
personen und die Schlerinnen und Schler sch*tzen die Einbindung von Com-
puter und Internet in Lernprozesse mehrheitlich als sehr motivierend und das
Lerninteresse steigernd ein. Die Schulleitungen und Lehrpersonen sehen die
Bedeutung der Computer- und Internetnutzung vor allem in der F>rderung
selbstst*ndigen, eigenverantwortlichen Arbeitens und Lernens sowie des indi-
vidualisierten und des projektorientierten Lernens. Teamarbeit und Formen
kooperativen Lernens in Lerngemeinschaften sind allerdings erst in zweiter Li-
nie im Blickwinkel. Bedenkenswert ist die Einsch*tzung, dass die Entwicklung
sozialer F*higkeiten, die F>rderung von Chancengleichheit von Jungen und
M*dchen und die F>rderung leistungsschw*cherer Schlerinnen und Schler
durch den Einsatz neuer Medien eher weniger erfolgt.
6bereinstimmend mit ihren Erwartungen geben die Lehrpersonen aufgrund
ihrer Unterrichtserfahrungen an, dass vor allem eine h>here Motivation und
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Lernfreude, aber auch eine h>here Schlerorientierung und Aufmerksamkeit
mit den neuen Medien erreicht werden. Damit stehen Sie zumindest in Bezug
auf die Motivation, Lernfreude und Aufmerksamkeit im Einklang mit den Ein-
sch*tzungen der Schlerinnen und Schler. Kooperationen mit externen Part-
nern, aber auch kooperatives Lernen scheint nach den Erfahrungen der Lehrer
in den Jahren 1998/99 noch weniger verwirklicht zu sein.
Nach den Angaben der Lehrpersonen zeichnet sich ein Wandel der traditio-
nellen Lehrer- und Schlerrollen ab. Dies *ußerten vor allem die Koordinato-
rinnen und Koordinatoren, die sich eher in der Rolle als Moderator, aber auch
als Fortbildner, Berater und technischer Helfer der Kollegen und Kolleginnen
sehen und angeben, dass vor allem Schler teilweise die Rolle der Betreuer
technischer Systeme und der »Anleiter« von Lehrpersonen und Mitschlerin-
nen und Mitschlern bernehmen. Hier werden die Grenzen zwischen Lehren-
den und einigen Lernenden – zumindest was die technische Medienkompetenz
betrifft – por>s.
Die Ergebnisse machen auch deutlich, dass strukturelle, organisatorische
und technische Probleme den Einsatz neuer Medien im Unterrichtsalltag er-
schweren. Engp*sse bei personellen Ressourcen, dadurch bedingt, dass in
Deutschland in der Regel kein technisches Personal an Schulen fr die System-
betreuung existiert, sondern Lehrpersonen diese Funktion bernehmen ms-
sen, fhren zu einer hohen zus*tzlichen zeitlichen Belastung, die in der Regel
nicht durch Stundenentlastungen entlohnt wird.
Sehr positiv auf die Zufriedenheit haben sich eine untersttzende Schullei-
tung und Projektteams an Schulen ausgewirkt. Dieses Ergebnis ist stimmig mit
der Annahme, dass die Implementation der neuen Medien in die schulische
Arbeit vor dem Hintergrund von Schulentwicklung gesehen werden muss (vgl.
Fullan 1996). Die Implementation der neuen Medien ist als ein komplexer
und die Gesamtorganisation Schule umfassender sozialer Gestaltungsprozess
mit den Dimensionen der Unterrichtsentwicklung, der Personalentwicklung,
der Organisationsentwicklung, der Kooperationsentwicklung und der Techno-
logieentwicklung zu begreifen (vgl. Schulz-Zander 1999).
Schulen brauchen eine ausreichende finanzielle, technische Ausstattung, die
einen leichten Zugang zum Internet fr Lehrpersonen und Schlerinnen und
Schler erm>glicht. Die Befunde zeigen, dass Lehrpersonen, die das Internet
regelm*ßig nutzen, den p*dagogischen Nutzen signifikant h>her einsch*tzen.
Eine erfolgreiche Implementation setzt eine Teilhabe m>glichst vieler Lehre-
rinnen und Lehrer voraus. Ein breiter Einsatz des Computers und Internets
ber alle F*cher hinweg ist zurzeit noch nicht gegeben.
Die Konzentration der Implementationsbemhungen auf kleine Personen-
kreise und bestimmte F*cher lassen darauf schließen, dass die Besch*ftigung
mit den neuen Medien derzeit noch weitgehend an einzelne Personen gebun-
den stattfindet. Der weiter gehende Interneteinsatz bedarf der Beteiligung
m>glichst vieler Lehrpersonen. Es mssten Anstrengungen unternommen wer-
den, um eine Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen. Internet an Schu-
len ist sinnvollerweise ein Gemeinschaftsprojekt. Projektteams mit Beteiligung
von Schlerinnen und Schlern und Eltern, die aktive Mitwirkung der Schullei-
tung und Steuerungsgruppen sind maßgeblich fr eine erfolgreiche Implemen-
tation der neuen Medien in Schulen.
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